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Das Wahlkampfjahr geht in die nächste Runde. Die ers- 
te Runde lief unter dem Motto,,Wir präsentieren den 
Kandidaten". In dieser Runde war für die Opposition 
nicht mehr als nur ein knapper Punktsieg drin.Edmund 
Stoiber konnte seinen ersten Vorsprung in den Umfra- 
gen nicht halten. Durch eigene Fehler (vor allem das 
,,Äh, nein, Äh - Interview" bei Frau Christiansen) und 
einige strukturellen Ungereimtheiten in seinen Positi- 
onen (strenge Sparpolitik bei gleichzeitiger Neuver- 
schuldung) wurde der Kandidat aus Bayern in Hochge- 
schwindigkeit zum Scheinriesen,je näher der Betrach- 
ter hinsah,desto kleiner wurde das Format des bayeri- 
schen Ministerpräsidenten. 
In Runde zwei haben alle Parteien ihre Wahlprogram- 
me verabschiedet und medienträchtig präsentiert.Die- 
se Runde geht, mehr als eindeutig, an die FDP und an 
ihren neuen Kanzlerkandidaten Guido Westerwelle. 
Haben wir es bei Westerwelle mit dem zweiten Schein- 
riesen dieses Wahlkampfeszu tun? Kann sich der Kanz- 
ler und die Kampa zurücklehnen,weil die nervtötende 
Politshow,die permanente Übertreibung,die Würzung 
jeder politischen Aussage mit einem Gag, bei der ers- 
ten Substanzprobe in sich zusammenbricht? Oder han- 
delt es sich beim Aufstieg der FDP um den Anfang ei- 
nes säkularen Prozesses, der in Europa den,,lch- und - 
Jetzt-Populismus" weiter beflügelt und ähnlich wie in 
den Niederlanden das etablierte System aus Parteien 
und Milieu zersetzt? 
Das aufgeklärte Bürgertum hält die Sache für entschie- 
den. Die FDP ist laut Süddeutsche Zeitung,,die größte 
Werbeagentur Deutschlands und zugleich die einzige, 
die zu Bundes- und Landtagswahlen antritt." Ähnlich 
hämisch waren die Reaktionen der anderen überregi- 
onalenTageszeitungen auf die Inthronisierung Wester- 
welles zum Kanzlerkandidaten. Es erscheint reichlich 
naiv oder ignorant anzunehmen, das Gespenst ver- 
schwinde wie es gekommen war; in heißer Luft. Auch 
wenn es uns überhaupt nicht gefällt, derzeit wird die 
FDP als die einzige Opposition zu den sozialkonserva- 
tiven Volksparteien wahrgenommen. 
Westerwelle hat jedoch längst gezeigt, dass ihn derar- 
tige Schmähungen nicht anfechten. Wenn er immer 
wieder zu Protokoll gibt,dass er die FDP neu aufgestellt 
hat, dann hat er dabei nicht so sehr die Steuerpolitik, 
die Mittelstands- und Sozialpolitik oder die Außenpo- 
litik im Sinn. Er redet in diesen Momenten überhaupt 
nicht in programmatischen Kategorien, sondern in 
Klassenkategorien. 
Die traditionelle FDP bestand aus einem recht kompli- 
zierten Mischungsverhältnis aus strengem Ordolibera- 
lismus,libertärem Staatsverständnis und distinguiertem 
Gesellschaftsverständnis. Das Wählerklientel setzte sich 
vielfach aus Freiberuflern, ständischen Handwerkern 
und Studenten, Beamten aus dem höheren Staatsdienst 
und dem Restadel zusammen. Wenn Westerwelle sagt, 
er hat die FDP neu aufgestellt, dann will er das neue 
Mischungsverhältnis im Selbstverständnis der Partei 
und die neuen Zielgruppen hervorheben. Er hat es ge- 
schafft, das distinguierte Gesellschaftsverständnis zur 
dominanten Strömung auszubauen und damit junge 
Wähler aus fast allen Schichten anzusprechen. 

Kurzum: Das eigentliche Programm von Westerwelle 
und der FDP steht in keiner offiziellen Parteibroschü- 
re. Es lautet einfach:,,Du darfst was Besseres sein - und 
das gilt für alle". Das Ergebnis: Die Kinder der 68er, de- 
nen es auf den feinen Unterschied ankommt, wählen 
FDP. 
So wie die Dinge liegen,erscheint mir die Hoffnung vie- 
ler, dass der Höhenflug der FDP ein vorübergehendes 
mediales Ereignis ist, leicht unbegründet. Westerwelle 
ist ein hervorragender Interpret eines Populismus, der 
weitgehend ohne rassistische Töne auskommt, statt- 
dessen die Identitätsposition vieler junger Erwachse- 
ner geschickt aufgreift und sich vom Einheitsbrei der 
Volksparteivertreter absetzt. 
Bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt hat die FDP 
der Schill-Partei die Rolle als Protestwählerpartei 
bereits erfolgreich streitig gemacht. In der Altersklas- 
se der 18-25 Jährigen kann die FDP bereits seit der 
Landtagswahl in NRW einen stetigen Wählerzulauf 
verzeichnen. In der selben Zeit konnte sie als einzige 
etablierte Partei eine Steigerung der Mitgliederzahl 
erreichen. 
Kulturhistorisch lassen sich viele Bespiele dafür finden, 
dass die übersteigerte Suche nach dem privatem Glück, 
das Streben nach besonderen persönlichen Erlebnis- 
sen,die Suche nach dem kulturellem, körperlichen,se- 
xuellen Kick,die Unfähigkeit das einfache Leben zu ge- 
nießen, also dem Wunsch etwas Besonderes, etwas 
Besseres zu sein, besonders ausgeprägt vorzufinden ist 
in sich wandelnden, verunsicherten Gesellschaften. 
Phänomene wie der Container-Event bei Big Brother 
sind keineswegs Erfindungen unserer Zeit. In anderen 
Formen und Ausprägungen gibt es dafür viele kulturel- 
le Vorbilder. Sebastian Hafner hat dieses Phänomen in 
seinem Buch,,Geschichte eines Deutschen" in eindring- 
licher Weise für die Endphase der Weimarer Republik 
geschildert. Distinktion, der Wunsch zur Abgrenzung 
wächst in breiten Schichten der Bevölkerung weit über 
die sozial besser gestellten Schichten in dem selben 
Maße heran,wie die Richtung der Lebensführung,der 
Zukunftspläne und Aussichten durch unklare gesell- 
schaftliche und wirtschaftlicheVerhältnisse immer un- 
sicherer werden. In gesellschaftlichen Depressionspha- 
se sind die Menschen viel öfter auf sich selbst und ihre 
wankende Identität zurückgeworfen, als viele Revolu- 
tionstheoretiker es wahrhaben wollten und wollen. 
Kurzum: Wir sollten uns abgewöhnen Populismus 
immer mit Rassismus zu übersetzen. Populismus ist die 
Mobilisierung gesellschaftlicher Alltagsweisheiten für 
politische Machtziele. Sie werden im Gegensatzpaar 
zum gesellschaftlichen Grundkonsens konstruiert und 
erlangen daraus ihre Radikalität. In diesem Sinne ist 
Westerwelle geistig verwandter mit Roland Schill und 
Pim Fortuyn als mit Hans Dietrich Genscher und Otto 
Graf Lambsdorff. 
Westerwelle zum Politclown zu erklären ist zwar fak- 
tisch richtig, aber nicht weiter hilfreich. Es ist nichts 
mehr als eine Beruhigung nach Innen,eine Solidaritäts- 
erklärung an die Etablierten, aber kein Signal für den 
Kampf um die geistige Hegemonie in der weiteren 
Wahlkampfauseinandersetzung. W 

Out of Stammtisch 

Analysen zur Politik der USA und zum 11. 
September 
Noam Chomsky: The Attack. Übersetzt aus 
dem Amerikanischen von Michael Haupt. Eu- 
ropa Verlag, Hamburg 2001. 89 Seiten, 9,90 
EUR. ISBN 3-203-76013-4 
Vereinigung zur Kritik der politischen Ökono- 
mie (Hrsg.): Prokla 125. Zeitschrift für kritische 
Sozialwissenschaft. Globalisierung des Ter- 
rors. Westfälisches Dampfboot Verlag, Müns- 
ter 2007. 10,50 EUR. ISBN 3-89691-325-5 

Der Ausgangspunkt von Noam 
Chomskys Kritik ist bekannt. Schon in seinem 
letzten Buch,,Rogue States, the Rule of Force 
in World Affairs" (2000) skizzierte er die US- 
Außenpolitik als Sammelsurium terroristi- 
scher und gewaltstaatlicher Methodiken. 
Nach den Attacken des 11. September sind 
nun einige seiner zahlreichen Interviews zu 
einem schmalen Band zusammengefügt 
worden. 
Chomsky's Fokus ist dabei auf zwei wesent- 
liche und überaus spannende Momente 
gerichtet: die propagandistische Legitimi- 
tätsschlacht in der Innenpolitik, sowie die 
historischen außenpolitischen Instrumente, 
derer sich die USA - in weitgehender 
Missachtung ethischer Grundsätze oder ju- 
ristischer Regelungen innerhalb internatio- 
naler Korporationen - in der Vergangen- 
heit bediente. 
Während Präsident Bush jr. im Stile eines 
politischen Ziehsohnes John Waynes auf- 
tritt, entzweit er die Welt: Mit uns, oder mit 
dem Terrorismus. In etwa diese Devise war 
schon Carl Schmitt zueigen,wenn es um die 
Zuordnung innerhalb der Begriffswelt des 
Politischen ging. Weltweit wird diese These, 
in den kapitalistischen Zentren als Selbstan- 
spruch zur weitgehend kritiklosen Demons- 
tration von Macht-Nähe, in den wirtschaft- 
lich und kulturell marginalisierten Gegen- 
den schlicht furchtvoll zur Maxime der Jus- 
tierung des außenpolitischen Kurses akzep- 
tiert. Mit Chomsky hat sich ein Einzelner 
und in seiner Einzigkeit fast schon wieder 
entwerter Kritiker dieser unterkomplexen 
Weltpolitik etabliert, von ihm können sol- 
che Zwischenrufe erwartet werden, sie ver- 
hallen weitgehend konsequenzlos. Den- 
noch scheinen die USA, wie so gerne, auf 
theoretische Handreichungen, Analysen 
oder Auseinandersetzungen nicht zu war- 
ten, ja eine deutliche Abwehr ist vor Ort 
verschiedentlich spürbar. So redet leider 
eben wieder nur Chomsky im Hause des 
Gehenkten vom Strick, von der Überfüh- 
rung des Staatsterrorismus, den die USA in 
Nicaragua in den achziger Jahren anwende- 
ten; vom Sprengsatz, der CIA-gesteuert 
1985 in Beirut in die Masse der Moschee- 
Gänger explodierte; von der langen Liste 
der Henker und Diktatoren, die die USA 
gerne und selbst im blutigsten Morden un- 

terstützte - solange sie nur den USA will- 
fährig ihre Dienste erfüllten. Darauf, dass 
sich im Grunde genommen nach dem 
11.09. nichts änderte und dass eben nicht, 
wie es auch die deutsche Presselandschaft 
so gerne gleichsam vorauseilend formuliert 
wurde, die Administration Bush zunächst 
gewartet und überlegt hätte - die Einstel- 
lung und Blockade der Hilfslieferungen für 
Afghanistan haben unzähligen Menschen 
im vergangenen Winter das Leben gekostet. 
Es klingt fast resignativ, wenn zu lesen ist: 
„Wir können in einer Welt bequemer Illusio- 
nen leben oder aber,wenn wir es wollen,die 
jüngstvergangene Geschichte mitsamt den 
unverändert gebliebenen institutionellen 
Strukturen und den Plänen, die verkündet 
wurden, betrachten - und die Fragen ent- 
sprechend beantworten. Ich sehe keinen 
Grund für die Annahme, dass die langfristi- 
gen Motivationen oder politischen Ziele 
[der USA] sich, abgesehen von taktischen 
Anpassungen [...I geändert haben sollten." 
Dennoch kommt Chomsky nicht aus der 
bereits nachvollzogenen Analyse heraus - 
der Widerstand gegen die Politik und das 
politische wie intellektuelle Establishment 
ist verständlicherweise zu fundamental, als 
wenn es hier um politische Lösungsansätze 
ginge. Wir lesen von der Anwendung der 
Gesetze gegen Verbrechen und von der in- 
teressanten Analogie, dass die britische Re- 
gierung in der schon traditionellen Ausein- 
andersetzung mit der IRA eben nicht darauf 
kommt, Belfast mit Streubomben dem Erd- 
boden gleich zu machen. Und dass über- 
haupt die Definition von Terrorismus immer 
noch passgenau zur politischen Konjunktur 
angewendet wird. Natürlich vom Westen. 
Wer aber, und da sind wir vielleicht wieder 
bei einem arg reduzierten Carl Schmitt, 
selbst eine Kultur desTerrorismus züchtet, 
kann nun mit den ebengleichen Methoden 
nicht logisch einen Kampf gegen denTerro- 
rismus führen. Derlei Paradoxie wird nur zu 
einer temporären Lösung führen, oder zur 
völligen Vernichtung von allem, was nicht 
der wirtschaftlichen und kulturellen Logik 
der USA entspricht. Joschka Fischer nennt 
das dann vielleicht die notwendige Konti- 
nuität der Außenpolitik. 
An dieser Stelle stellt sich in der letzten PRO- 
KLA (Nr. 125),,Globalisierung desTerrorsn ein 
tiefergehende Analyserahmen.Vor allem Sa- 
bah Alnasseri diskutiert die Rahmenbedin- 
gungen derzeitiger und zukünftiger Kriegs- 
handlungen: das politische und soziale In- 
nenleben der arabischen Welt ist seinThema. 
Indem er vergleichsweise kurz darauf ver- 
weist,dass Bin Laden auch als,,ideologische 
Konstruktion" und,,globales Bedrohungsze- 
narioU,das den USA und Großbritannien an- 
gesichts ihrer Bestrebungen den nahöstli- 
chen und zentralasiatischen Raum im Lich- 
te ihrer ökonomischen Interessen politisch 
umzustrukturieren, gelegen kommt, trifft er 
sich am Rande mit Chomskys Ansatz. Der 

wesentliche Fokus liegt allerdings auf der 
differenzierten Skizze der sozioökonomi- 
schen Transformationen der arabischen 
Gesellschaften seit den 70er Jahren. Dabei 
spielen die wirtschaftlichen Liberalisie- 
rungsbemühungen und Strukturanpassun- 
gen von IWF und Weltbank,die dieTendenz 
der Privatisierung von staatlichen Funktio- 
nen und öffentlichen Räumen, der Tendenz 
nach dem reaktionären Diskurs der von ihm 
in Abgrenzung zur westlich-denunziatori- 
schen Begriffsbildung ,,islamitisch" (und 
nicht islamistisch) genannten Gruppen in 
die Hande.lm Zuge der sich verschärfenden 
sozialen Ausgrenzung durch den wirt- 
schaftlichen Strukturwandel der 70er Jahre 
und dem Wandel der Orientierungspunkte 
durch die Öleinnahmen in Form von Petro- 
dollars - „von einer ehemals dominanten 
panarabischen und sowjetischen Konstella- 
tion hin zu einer konservativ-neoliberalen 
unter der Schirmherrschaft der USA und 
den Regionalmächten Ägypten und Saudi- 
Arabien" - verlieren große soziale Grup- 
pen und Milieus ihren vorherigen Stand 
und ihre wirtschaftliche Bedeutung. Wäh- 
rend Großgrundbesitzer zu mächtigen 
Agrokapitalisten werden, geraten die mar- 
ginalisierten Bauern, Lohnabhangige, kleine 
Warenproduzenten, lokale Industrien und 
einfache Angestellte an den Rand der Exis- 
tenznot. Aus dieser gesellschaftlichen Peri- 
pherisierung erwächst die soziokulturelle 
Akzeptanz radikaler Gruppen des Islam.Das 
gerne von Schröder, Scharping oder Fischer 
artikulierte Bedrohungszenario, dass so 
gerne auf die Parabel von der Bedrohung 
des Abendlandes, respektive der Zivilisation 
zurückgreift, entblösst seine intellektuelle 
Kapitulation im Lichte solcher Analysen. 
Daruber hinaus diskutiert Wolf-Dieter Narr 
den generell gewalthaften Charakter von 
moderner Staatlichkeit und seiner Verbin- 
dung mit den Veränderungen des sich glo- 
balisierenden Kapitalismus. Daraus er- 
schließt sich, dass Konfliktlösungen eine 
weiter gefasste Analyse des voranschreiten- 
den Kapitalismus implizieren. In ähnlicher 
Weise thematisiert Joachim Hirsch die Glo- 
balisierung als voranschreitende Interes- 
senspolitik westlicher Mächte - unter der 
dominanten Führung der USA; die Position 
der Kontinuität der US-Politik im Rahmen 
der,neuen Weltordnung'illustrieren Brigitte 
Young und Simon Heglich.Zudem zeigtTre- 
vor Evans auf, dass die USA bereits vor dem 
September am Rande einer Rezession 
stand, die ideologische Verbrämung des 
,,War on Terrorism" und die EU Wirtschafts- 
politik sind weitere Themen der weitgrei- 
fenden und bestimmt nicht abschließenden 
Diskussionsansätze. Diese konnen gewür- 
digt werden, wenn der populistische An- 
spruch, Probleme der gegenwärtigen Welt- 
politik am Stammtisch zu losen nicht zum 
Zuge kommt. 
(Lennart Laberenz, Berlin) S ~ W  wob2 



Die Zukunft von Attac wird sich nicht 
zuletzt daran entscheiden, ob die heteroge- 
ne Zusammensetzung (von linksradikalen 
Antikapitalisten, moderaten Kapitalismus- 
kritikern und den rein humanitär orientier- 
ten, eher unpolitischen Aktivisten) in eine 
dauerhaft trag- und arbeitsfähige Struktur 
gebracht werden kann. In der seit der Grün- 
dung von Attac anhaltenden Aufbruchs- 
phase und -stimmung, und begünstigt 
durch den Charakter von Attac als einer,,Ne- 
gativkoalition" gegen die vorherrschende 
neoliberale Wirtschaftstheorie und anfäng- 
lichen Ein-Punkt-Bewegung, erwies sich die 
heterogene Zusammensetzung zunächst 
als tragfähig. Es besteht die Gefahr,dass der 
Konsens zerbricht, sobald Richtungen und 
Prioritäten anzugeben sind. Diejenigen 
Kräfte, die eine radikale, oft auch revolutio- 
näre Umgestaltung der Weltwirtschaftsord- 
nung fordern (im Sinne eines,,smash capita- 
lism" oder, etwas bescheidener,,,smash the 
WTOn),werden sich zwangsläufig von jenen 
reformorientierten Kräften scheiden, wel- 
che die bestehende Ordnung grundsätzlich 
anerkennen und sich auf die Umgestaltung 
der bestehenden Institutionen beschrän- 
ken wollen. 
Auch wenn Attac selbst immer wieder die 
Offenheit und Pluralität betont, so lässt sich 
doch ein gewisses Übergewicht der letztge- 
nannten, reformorientierten Strömung kon- 
statieren. Gleichzeitig ist jedoch auch den 
Vertretern dieser Grundhaltung bewusst, 
dass der pluralistische Charakter von Attac 
ein erhebliches Einbindungs- und Mobilisie- 
rungspotential bietet. Und die radikaleren, 
oft aus der radikalen Linken stammenden 
Organisationen und Mitglieder sind klug 
genug,Attac nicht unmittelbar auf ihre Zie- 
le festlegen zu wollen. Gleiches gilt für die 
reformorientierten Gruppen - und sollte 
auch für die Sozialdemokratie gelten. 

Medienphänomen oder reale Bewe- 
gung? 
Die wachsende Bedeutung Attacs kann 
nicht isoliert ohne die sich auch auf der 
Strasse manifestierenden Proteste gegen 
die derzeit vorherrschende neoliberale 
Globalisierungsideologie und ihre Institu- 
tionen betrachtet werden. Ob es nun die 
Proteste in Seattle im Dezember 1999, die 
EU-Tagung in Gotenburg oder als vorläufi- 
ger Höhepunkt die Ereignisse anlässlich 
des G8-Gipfels von Genua im Juli 2001 wa- 
ren: zum einen gingen massenhaft Men- 
schen auf die Straße, um ihrem Protest 
WTO, IWF und G8 deutlich zu machen. Und 
zum anderen wurde dieser Protest medial 
umfassend wahrgenommen. Zunächst 
noch als Gutmenschen bespöttelt,dann als 
gewalttätige Spinner abgetan setzte sich 
doch die Erkenntnis durch, dass sich dort 
eine engagierte Bürgerbewegung aus 
Jung und Alt manifestierte. Diese Bewe- 
gung verstand es, den wenig greifbaren 

Begriff der Globalisierung und ihrer Folgen 
zu thematisieren und das Augenmerk der 
Öffentlichkeit auf dieseThemen zu lenken. 
Schließlich widmete auch der Spiegel At- 
tac und den als Globalisierungskritiker 
oder auch -gegner bezeichneten Aktivis- 
tlnnen eine Titelstory. Gerhard Schröder 
revidierte seine zunächst abwertende Hal- 
tung und die Anzahl der Beitrittsschreiben, 
die in Verden/Aller eingingen, erhöhte sich 
massiv. 
Auch wenn es nur zu einem geringen Teil 
eingeschriebene Mitglieder von Attac wa- 
ren, die sich in Genua und andernorts auf 
der Strasse befunden haben - die hinter 
Attac stehende Grundhaltung war auch den 
Protestierenden eigen. Und Attac steht für 
deren Ziele und kann sie nicht nur auf der 
Strasse, sondern auch in Veranstaltungen 
und Gesprächen artikulieren. 
Dennoch ist in der Öffentlichkeit eine ge- 
wisse Überschätzung von Attac Deutsch- 
land vorhanden. Denn bislang hat Attac in 
Deutschland, trotz beachtlicher Mitglie- 
derzuwächse, noch keine den alten sozia- 
len Bewegungen der 70er oder 80er Jah- 
re vergleichbare Mobilisierung geschafft. 
So ist beispielsweise die Zahl derjenigen 
gering, die sich explizit als Attac-Mitglie- 
der zum EU-Gipfel in Brüssel im Dezember 
2001 aufgemacht haben. Und die Mobili- 
sierung aktionsbereiter Protestlerlnnen 
gelang beim Kölner G7-Gipfel auch ohne 
Attac. 
Doch der Erfolg von Attac bemisst sich eher 
in der vorhandenen Stimmung und der Fä- 
higkeit, Fragen zu thematisieren,die bislang 
Expertlnnen und politischen Kleingruppen 
vorbehalten waren. Dann der globalisie- 
rungskritischen Bewegung und Attac sind 
dieThemen der globalen Gerechtigkeit, der 
gerechten Welthandels- und Finanzord- 
nung sowie der Alternative zur vorherr- 
schenden neoliberalen Wirtschaftstheorie 
einer breiten Öffentlichkeit bekannt ge- 
macht worden. Und damit hat sich auch in 
der realen Politikder angegriffenen Organi- 
sationen ein Bewusstseinswandel ergeben. 
Die Verhandlungen für eine neue Welthan- 
delsordnung in Seattle sind zwar nicht an 
dem geäußerten Protest auf der Strasse ge- 
scheitert, aber dieser Protest hat die behan- 
delten Themen aus dem Dunkel an das 
Licht der Öffentlichkeit geholt und dafür 
gesorgt, dass die Unterhändler der Indus- 
trienationen ihre Positionen öffentlich 
rechtfertigen mussten. Dies hat zumindest 
bei der Europäischen Union und einigen 
europäischen Regierungen zu einem gewis- 
sen Umdenken geführt. 
Und ein weiterer Effekt von Attac ist nicht 
zu vernachlässigen. Der der sich selbst er- 
füllenden Prophezeiung. Von den in den 
Medien und bei der kritisch eingestellten 
linken Öffentlichkeit geweckten hochflie- 
genden Erwartungen geht ein beflügeln- 
der Effekt aus. Dies wurde nicht zuletzt 

beim Attac-Kongress im Oktober 2001 in 
Berlin deutlich. Unter dem Motto,,Eine an- 
dere Welt ist möglich" hatten sich über 
3.000 Teilnehmerlnnen versammelt, um an 
drei Tagen in mehr als 80 Workshops zu 
diskutieren und den Rednerlnnen, darun- 
ter Susan George und Oskar Lafontaine,zu 
folgen. Die Zusammensetzung des Kon- 
gress-Publikums zeigte eine Mischung aus 
Alt-68ern, den,,üblichen Verdächtigen" der 
linken und entwicklungspolitischen Szene, 
aber auch vielen Jugendlichen, Schülerln- 
nen und Menschen jenseits der 60, die„ir- 
gendwas gegen die herrschende Politik 
machen" wollten. Im Ergebnis führt Attac 
neue Menschen mit den sich revitalisieren- 
den Bewegungskernen zusammen und 
sorgt so für frischen Schwung in beiden 
Teilen. 

Linke Sozialdemokratie und Attac 
Für die Sozialdemokratie stellt sich naturge- 
mäß die Frage,wie mit Attac und der hinter 
ihr stehenden Bewegung umzugehen ist. 
Falsch wäre zunächst sicher eine ignorante 
oder besserwisserische Haltung, wie sie 
beispielsweise Joschka Fischer nach Genua 
oder jüngst der grüne Staatssekretär Ber- 
ninger in der F.A.Z. am Sonntag, der die Be- 
wegung schlankweg als ,,Globalisierungs- 
gegner" disqualifizierte, an den Tag legten. 
Aber genauso falsch und zum Scheitern 
verurteilt ist der Versuch, sich Attac anzudie- 
nen und im Sinne einer Umarmungsstrate- 
gie übernehmen oder für die eigenen Ziele 
nutzbar machen zu wollen. Sicher gibt es, 
insbesondere für die sozialdemokratische 
Linke, eine grundsätzliche Übereinstim- 
mung in den Forderungen.Vieles,was Attac 
fordert,findet sich zumindest in den Papie- 
ren der Jusos ebenfalls seit einigen Jahren. 
Und aus diesem Grunde ist es auch wichtig 
und richtig, dass viele Einzelpersonen aus 
der SPD, auch Mandatsträgerlnnnen, aber 
auch Gliederungen und die Jusos Mitglie- 
der bei Attac geworden sind. Und das zum 
Teil bereits sehr frühzeitig. 
Auch die hinter Attac stehenden Köpfe wis- 
sen, dass sie für die tatsächliche Durchset- 
zung ihrer Forderungen Bündnispartner in 
den Parteien und traditionellen Organisati- 
onen benötigen. Eine stärkere Zusammen- 
arbeit und Einbindung auch der linken So- 
zialdemokratie in die Arbeit von Attac ware 
daher wünschenswert. 
Schließlich zeigt nicht zuletzt der Beitritt 
verschiedener Gewerkschaften, dass sich 
mit Attac eine organisatorische Klammer 
für eine Linke in Deutschland bildet,die sich 
gegen den vorherrschenden neoliberalen 
Kurs zur Wehr setzten wird. Dies gilt 
insbesondere in Zeiten, in denen weite Tei- 
le nicht nur der sozialdemokratischen Lin- 
ken sich mit der scheinbaren Alternativlo- 
sigkeit des vorherrschenden Wirtschafts- 
und Gesellschaftsmodells abgefunden ha- 
ben. spw Wu02 
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THEORIE & STRATEGlu 

Ende  eines Mode l l s  
Sachsen-Anhalt hat  gewählt 

Von Martin Krems 

Die sachsen-anhaltische SPD hat 
den tiefsten Einschnitt seit ihrer Wiederbe- 
gründung 1989190 erlebt. Bei der Land- 
tagswahl am 21 .April stürzte die Partei von 
35,9 auf 20,O Prozent der Wählerstimmen 
ab und wurde nur noch drittstärkste Partei. 
Von 537.000 Wählerinnen und Wählern im 
Jahr 1998 blieben der SPD jetzt gerade mal 
noch 232.000, von 47 Direktmandaten 
konnte nur eins gehalten werden. Die 
größten Verluste gingen in Richtung Nicht- 
wähler.Bei den unter 25-Jährigen und bei 
den unter 35-Jährigen kam die SPD mit 
Anteilen von 14 und 12 Prozent jeweils auf 
den vierten Platz. 
Der klare Sieg von CDU und FDP mit zu- 
sammen 50,6 Prozent der Stimmen war in 
dieser Höhe von niemandem erwartet wor- 
denSelbst angesichts einer sich stetig ver- 
schlechternden Stimmung vor der Wahl 
wurde allgemein damit gerechnet, dass es 
ohne die Schill-Partei keine bürgerliche 
Mehrheit geben könne.SchiII scheiterte je- 
doch mit 4,s Prozent -vor allem deswegen, 
weil sein Landesvorsitzender Ulrich Mar- 
seille unter dem Verdacht stand, die Regie- 
rungsmacht nur zum Zweck der nachträg- 
lichen Subventionierung seiner Senioren- 
wohnheime anzustreben. 
Aus der Konkursmasse der DVU,die vor vier 
Jahren 12,9 Prozent erzielte und damit für 
bundesweites Aufsehen sorgte, blieb ein- 
zig ihre Absplitterung FDVP (Freiheitliche 
Deutsche Volkspartei) übrig. Trotz einer er- 
neuten Materialschlacht erreichte sie nur 
0,8 Prozent. Protest äußerte sich diesmal 
schwerpunktmäßig in Wahlenthaltung - 
die Wahlbeteiligung stürzte von 71,5 auf 
56,5 Prozent ab - und konnte zudem von 
den bürgerlichen Parteien integriert wer- 
den, die anders als 1998 keine Regierungs- 
verantwortung im Bund trugen. 
Eine erste Auswertung des Wahlkampfs, 
der Medienberichterstattung und der de- 
moskopischen Analysen Iässt mehrere Ur- 
sachen für die SPD-Niederlage erkennen: 
9 Im Zentrum des Angriffs auf die Landes- 
regierung, sowohl in der Wahlkampagne 
von CDU und FDP als auch in der kampag- 
nenartigen Berichterstattung der beiden 

Monopolzeitungen (Mitteldeutsche Zei- 
tung und Volksstimme), stand die ökono- 
mische Lage Sachsen-Anhalts im Vergleich 
der ostdeutschen Länder. Obgleich alle 
Länder - bei unterschiedlicher Reihung der 
verschiedenen Indikatoren - nahezu gleich- 
auf liegen und Sachsen-Anhalt in mehre- 
ren Kategorien Spitzenplätze einnimmt, i s t  
es mit dieser abgestimmten Kampagne ge- 
lungen, das Land generell zum Träger der 
,,roten Laterne" abzustempeln, monatlich 
symbolhaft belegt durch die höchste Ar- 
beitslosenrate. (Dass auch diese seit Mona- 
ten im Vorjahresvergleich rückläufig ist, 
spielte weiter keine Rolle.) 
CDU und FDP ist es im Ergebnis gelungen, 
mit der Penetrierung des ,,Rote-Laternen- 
Bildes einerseits die schwach ausgeprägte 
Landesidentität und das Selbstwertgefühl 
der Sachsen-Anhalter weiter herunterzu- 
drücken, andererseits ihren Selbstbehaup- 
tungswillen für sich zu nutzen (,,Kopf hoch, 
Sachsen-Anhalt"). Die SPD konterte mit ei- 
ner demonstrativen Betonung der erziel- 
ten Erfolge (,,Unser Land hat die beste Kin- 
derbetreuung.",,Unser Land liegt bei Inves- 
titionen vorn." usw.). Diese Kampagne war 
alternativlos, blieb jedoch in der Luft hän- 
gen und wurde als realitätsfremde Recht- 
fertigungslinie interpretiert,weil sie an kei- 
nerlei medial vermittelte Erfahrungen der 
Wählerinnen und Wähler anknüpfte. Dabei 
rächte es sich, dass die Landesregierung 
sich nie zu einer lmagekampagnefür Sach- 
sen-Anhalt hatte durchringen können, die 
verbindend wirken und über den adminis- 
trativen Alltag hinaus ein Leitbild für ein le- 
benswertes Land hätte prägen können. 
Die Unzufriedenheit mit der SPD-Landes- 

regierung angesichts ausbleibender kurz- 
fristiger wirtschaftlicher Erfolge korrespon- 
diert - in ganz Ostdeutschland - mit einer 
Enttäuschung über geringe Erfolge der 
SPD-geführten Bundesregierung, insbeson- 
dere ebenfalls bei den Arbeitslosenzahlen. 
Dieser Aspekt eines ansonsten landespoli- 
tisch geprägten Wahlergebnisses wirft auch 
ein Problem für die Bundestagswahl auf. 
Die Popularität von Reinhard Höppner hat 

seit Sommer 2001 dramatisch abgenom- 
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men. Facetten seiner Persönlichkeit, die 
noch vor vier Jahren zu seiner Beliebtheit 
beitrugen und als Ausweis von ,,Authenti- 
zität" galten - kein,,typischern Politiker, kein 
Machtmensch, unangepasst an die Medi- 
engesellschaft und an den westdeutsch 
geprägten Politikbetrieb - wurden jetzt als 
Beleg für Unfähigkeit herangezogen. Die 
durchaus widersprüchliche Bewertung der 
gewünschten Eigenschaften eines Politi- 
kers setzt sich dabei auch in der neuen po- 
litischen Konstellation fort: Der künftige 
Ministerpräsident Wolfgang Böhmer ver- 
körpert ebenfalls einen bescheidenen,,,de- 
mütigen" Politikertyp, während die FDP- 
Landeschefin Cornelia Pieper vor Selbst- 
überschätzung schier platzt. 

Die Wahlanalysen bieten keinen Beleg 
dafür, dass das Wahlergebnis eine Grund- 
satzentscheidung gegen eine Zusammen- 
arbeit von SPD und PDS war.Als hinderlich, 
und zwar über die gesamt Legislaturperio- 
de hinweg, hat sich aber die Form der Zu- 
sammenarbeit erwiesen. Die Entscheidung 
für eine Fortführung des Tolerierungsmo- 
dells auch ohne Grüne 1998 war insbeson- 
dere der bevorstehenden Bundestagswahl 
geschuldet. Danach, insbesondere aber 
nach der Regierungsbildung in Mecklen- 
burg-Vorpommern, gab es für eine halb- 
herzige, verschämte Zusammenarbeit kei- 
nen Grund mehr. Es hat der SPD innerpar- 
teilich geschadet,dass eine Richtungsent- 
scheidung für die eine oder für die andere 
mögliche Koalition vermieden wurde,denn 
es entstand ein Klima, in dem sich die An- 
hänger beider Varianten vier Jahre lang ge- 
genseitig belauerten und verdächtigten. 
Die Tolerierungszusammenarbeit wurde 
deshalb auch nicht offensiv politisch be- 
gründet und vertreten, sie war intranspa- 
rent organisiert und hangelte sich von ei- 
nem technokratischen Kompromiss zum 
nächsten. 
So groß die Bedeutung der Wirtschaftspo- 
litik im Wahlkampf war, so gering wird sie 
für die kommende Regierung sein.Sie wird 
sich mangels strategischer Optionen wei- 
ter auf Standortmarketing und Ansied- 
lungspolitik beschränken.Akzente,das las- 
sen die Koalitionsgespräche ahnen, wer- 
den CDU und FDP vor allem auf anderen 
Feldern setzen: In der Schulpolitik sollen 
fortschrittliche Modelle wie die Grund- 
schule mit festen Öffnungszeiten - eben 
vom Bundesverfassungsgericht bestätigt - 
abgeschafft werden. Die Kinderbetreuung, 
flächendeckend die beste in Deutschland, 
i s t  in dieser Form bedroht, ebenso wie die 
im Osten überlebenswichtigen ABM. In der 
Verkehrspolitik sind drastische Einschnitte 
ins regionale Schienennetz und eine Kana- 
lisierung der unteren Saale zu erwarten. 
Das Personal der künftigen Regierung wird 
in seiner großen Mehrheit aus den drei ge- 
scheiterten Kabinetten der Jahre 1990 bis 
1994 rekrutiert. Schlimmes Iässt die Tatsa- 

Weltfinanzwerke resultiert der große Ein- 
fluss entwicklungs- und handelsbezogener 
Verbände, wie beispielsweise WEED aus 
Bonn oder der Redaktionsgruppe der Zeit- 
schrift ila. Der intellektuelle Input, die For- 
mulierung der Forderungen und die strate- 
gische Ausrichtung wird bislang weitge- 
hend von den Mitgliedern dieser Gruppen 
dominiert. Daneben agieren die Menschen 
aus dem bisher in Verden an der Aller in Nie- 
dersachsen gelegenen Büro, das nunmehr 
nach Frankfurt verlegt werden soll. 
Die Organe von Attac sind bislang nicht in 
einer Satzung oder in Statuten festgehal- 
ten. Mit dem Erfolg der Bewegung hat sich 
jedoch auch aus der Sicht von Attac die 
Notwendigkeit ergeben, die eigene Struk- 
tur klarer zu fassen und demokratisch zu 
gestalten. In Zukunft wird es neben dem 
Ratschlag, der zweimal jährlich tagen soll, 
einen Attac-Rat und den Koordinierungs- 
kreis geben. Formale Abstimmungen sol- 
len so weit wie möglich vermieden und 
das Konsensprinzip soll eingehalten wer- 
den. Während im Ratschlag Delegierte aus 
allen Lokalgruppen,den NGOs und den Ar- 
beitsgruppen diskutieren und abstimmen 
sollen, werden dem Koordinationskreis 
und Attac-Rat nach dem Delegationsprin- 
zip zahlenmäßig genau festgelegte Vertre- 
terlnnen der einzelnen Mitgliederformen 
angehören. 

Attac - überall gleich? 
Auch wenn Attac international existiert und 
jeweils unter diesem Namen firmiert, unter- 
scheidet sich die tatsächliche Arbeitsweise 
und Zusammensetzung erheblich.Gleich ist 
ihnen lediglich die grundsätzliche themati- 
sche und globalisierungskritische Ausrich- 
tung. Wie bunt die Welt von Attac ist, Iässt 
sich besonders gut am Weltsozialforum ab- 
lesen, bei dem die europäischen Attac- 
Gruppen den Großteil der Teilnehmerlnnen 
aus Europa stellten (vgl. den Bericht von 
Detlev von Larcher in der letzten spw).Über 
das Internet, insbesondere die internationa- 
le Homepage www.attac.org und den 
Newsletter,,Sand im Getriebe", besteht ein 
reger Erfahrungs- und Meinungsaustausch 
zwischen den einzelnen Ländergruppen. 
Von besonderer Bedeutung is t  dabei Attac 
Frankreich. Nicht nur fand Attac hier seinen 
Ursprung, auch intellektuell prägen die Le 
monde diplomatique und ihr intellektuelles 
Umfeld nach wie vor den globalisierungsk- 
ritischen Diskurs.Und anders als in Deutsch- 
land kann bei Attac Frankreich auch von ei- 
ner wirklichen sozialen Bewegung gespro- 
chen werden. Das mag nicht nur an den 
über 30.000 Mitgliedern liegen, eine Zahl, 
neben der sich die deutschen 5.000 Mitglie- 
der bescheiden ausnehmen.Vor allem ist es 
das intellektuelle Gewicht und sind es die 
Köpfe, die Attac in Frankreich so einfluss- 
reich machen. Aufgrund der starken öffent- 
lichen Wirkung,für die Le monde diploma- 

tique ein wichtiges Werkzeug ist, konnte 
beispielsweise in der französischen Natio- 
nalversammlung ein Beschluss über dieTo- 
bin-Tax herbeigeführt werden. Anders als in 
Deutschland existiert in Frankreich eine lin- 
ke intellektuelle Szene mit Interesse an po- 
litischer Einmischung. Diese Szene hat sich 
dem Engagement bei Attac verschrieben. 
In Deutschland versucht Attac nunmehr, 
durch die Gründung eines wissenschaftli- 
chen Beirates, dem Beispiel Frankreichs 
nachzufolgen und einen stärkeren inhaltli- 
chen Input zu gewährleisten. 

Über die Tobin-Tax hinaus 
Bislang wird die inhaltliche Arbeit zum ei- 
nen in den Lokalgruppen, zum anderen 
aber vor allem in bundesweiten Arbeits- 
gruppen vorangetrieben. Die Namen der 
Arbeitsgruppen geben einen guten Einblick 
in das Themenspektrum von Attac. Neben 
den zu erwartenden Bereichen wie ,,Welt- 
handel und WTO", ,,Tobin-Steuer", ,,Stoppt 
Steuerflucht", ,,Globalisierung und Ökolo- 
gie" findet sich auch das Thema,,Soziale Si- 
cherungssysteme". 
Das zunächst grundlegende und namens- 
gebende Anliegen von Attac is t  die Einfüh- 
rung einer Devisenumsatz- oder Tobin- 
Steuer. Diese Forderung kann als Muster- 
beispiel für erfolgreiche Öffentlichkeitsar- 
beit herangezogen werden. War die vom 
US-Ökonomen James Tobin Ende der sieb- 
ziger Jahre aufgebrachte Idee, auf Devisen- 
transaktionen einen Steuersatz von einem 
Prozent zu erheben, um ,,etwas Sand ins 
Getriebe unserer übermäßig effizienten in- 
ternationalen Geldmärkte zu streuen", 
zunächst nur einem kleinen Kreis von Ein- 
geweihten bekannt, so zählt sie nunmehr 
zum common sense der Linken. Gewerk- 
schaften, Parlamentarier in aller Welt und 
auch große Teile der Sozialdemokratie for- 
dern inzwischen die Einführung einer To- 
bin-Tax. 
Eng mit dieser Forderung verbunden is t  die 
Kampagne ,,Stoppt Steuerflucht", die sich 
gegen Steueroasen und Offshore-Bankzen- 
tren richtet. Dabei wird zum einen auf die 
immensen Summen abgestellt, die jährlich 
am Fiskus und den Aufsichtsbehörden 
vorbei transferiert werden. Andererseits 
lenkt Attac das Augenmerk auch auf die mit 
der Kapitalflucht verbundenen Auswirkun- 
gen auf die inländischen Politiken: Steuer- 
Senkungen für die Kapitaleinkünfte und - 
vermögen sowie fehlende Mittel für Investi- 
tionen in Bildung,Gesundheit und Soziales. 
Und auch im Rahmen der WTO-Kampagne 
wird nicht nur auf die Liberalisierung des 
Welthandels mit seinen negativen Auswir- 
kungen auf die ärmeren Länder Bezug ge- 
nommen. Attac prangert vielmehr ebenfalls 
die, z.B. infolge der Liberalisierung des 
Dienstleistungssektors, auch in den Indus- 
trieländern drohenden Gefahren an.Neben 
den Auswirkungen auf die Gesundheits- 

und Wasserversorgung in den Entwick- 
lungsländern ist daher einer der Schwer- 
punkte von Attac Deutschland nunmehr 
auch die Situation der Sozialsysteme. Dabei 
wendet sich Attac gegen die marktförmige 
Umgestaltung des Gesundheitswesens, 
eine Spaltung in Wahl- und Pflichtleistun- 
gen der Krankenkassen sowie gegen umfas- 
sende Privatisierungen. 
Dieser kurze Überblick zeigt, dass Attac 
nicht mehr nur eine Ein-Punkt-Bewegung 
ist. Ausgehend von der Tobin-Steuer sind 
vielmehr weitere Fragen der ökonomi- 
schen Globalisierung Gegenstand von At- 
tac-Initiativen. Die damit einhergehende 
Gefahr des thematischen Supermarktes 
wird auch bei Attac gesehen. Als Lösung 
des Dilemmas wird im Selbstverständnis 
von Attac eine Konzentration auf die öko- 
nomischen, international wirksamen Di- 
mensionen der Globalisierung vorgeschla- 
gen. Bei den mit den Fragen der ökonomi- 
schen Globalisierung verbundenen innen- 
politischen oder nicht-ökonomischen Pro- 
blemen (wie Krieg und Frieden, demokrati- 
sche Rechte) soll sich Attac darauf be- 
schränken, die Perspektive der ökonomi- 
schen Globalisierung einzubringen. Die 
Zuspitzung der ausufernden Themen im 
Zusammenhang mit Globalisierung auf 
einfache und hegemoniefähige Botschaf- 
ten soll die politische Durchschlagskraft 
von Attac sicherstellen. 

Fix it or nix it? 
Doch bereits bei den derzeitigen Themen 
von Attac ergeben sich bei den Mitgliedern 
erhebliche Unterschiede im politischen An- 
satz und hinsichtlich der zu wählenden 
Strategie. Die heterogene Zusammenset- 
zung von Attac spiegelt sich in dem Um- 
gang mit den Forderungen wieder. So fin- 
den sich bereits im nur zweiseitigen Ent- 
wurf des neuen Selbstverständnisses meh- 
rere Passagen, in denen ein vom Ratschlag 
zu entscheidender Dissens vermerkt ist. Sol- 
len WTO, Weltbank und IWF nur demokrati- 
siert und grundlegend umgestaltet werden 
oder gehören diese Institutionen gänzlich 
abgeschafft. So11 die Europäische Union zu 
einer demokratischen, sozialen und den In- 
teressen auch der Menschen in den ande- 
ren Teilen der Welt verpflichteten Organisa- 
tion reformiert werden oder gehört auch sie 
abgeschafft? 
Aufgrund des sehr offenen Charakters von 
Attac gibt es keine vorgegebene ideologi- 
sche Festlegung. Eine klare Abgrenzung 
gibt es nur gegenüber völkischen, rassisti- 
schen und rechten Ansichten. Und auch 
gegenüber der Gewalt als Aktionsform. Die- 
se Klarstellung wurde nicht zuletzt durch 
die gewalttätigen Proteste in Prag, Göte- 
borg und Genua nötig, bei denen einige 
wenige Protestierende sich der klassischen 
Politikform der gewaltakzeptierenden Au- 
tonomen bedienten. 



Frauen und Männer weisen mit vergleich- 
baren Merkmalen Einkommensunterschie- 
de auf. Im Durchschnitt liegt der Verdienst 
der Frauen unterhalb dem der Männer. In 
den unteren Kategorien liegen die Einkom- 
men näher beieinander als in den höheren 
Kategorien. Mit ansteigendem Einkommen 
sind die Einkommensdifferenzen zwischen 
Frauen und Männern in vielen Bereichen 
am größten und diese sind z.T. in den letz- 
ten Jahrzehnten noch größer geworden. 
Auch kommt es häufig zu einer Kumulation 
verschiedener Kriterien, die die Verdienst- 
position der Frauen schwächen. 

In jedem Fall muss aber konstatiert werden, 
dass sich auch die Einkommensdifferenzie- 
rung innerhalb der Gruppe der Frauen ver- 
größert hat: Gut verdienende Frauen stehen 
einer wachsenden Zahl gering verdienen- 
der erwerbstätiger Frauen gegenüber.Auch 
unter den Frauen gibt es somit,,Gewinner- 
innen" und,,VerliererinnenU. spw 312002 

Literatur: 
Bender, Stefan; Hilzendegen, Jürgen; Rohwer, Götz; Ru- 

dolph, Helmut (1996), Die IAB-Beschäftigtenstich- 
probe 1975-1990. Eine praktische Einführung, Bei- 
träge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 197, 
IAB, Nürnberg. 

A-TTAC ist  A-TTAC 
Von Wolfgang Schmidt 

' Selten wohl hat ein einziger Artikel 
eine derartig mobilisierende Wirkung ge- 
habt. lm Dezember 1997 veröffentlichte der 
Chefredakteur von ,,Le Monde Diploma- 
tique", lgnacio Ramonet, seinen Aufruf mit 
dem Titel „Die Märkte entschärfen". Darin 
stellte er in verständlicher Sprache die neo- 
liberalen Entwicklungen der Weltwirtschaft 
und des internationalen Finanzsystems an 
den Pranger. Seine Analyse mündete in der 
damals eher rhetorisch gemeinten Frage: 
,,Warum nicht eine weltweite regierungsun- 
abhängige Organisation namens,,Aktion für 
eine Tobin-Steuer als Bürgerhilfe (Action 
pour Une taxe Tobin d'aide aux citoyens - 
Attac)" ins Leben rufen? 

Die Geschichte Attacs 
Attac wurde am 3. Juni 1998 in Paris ge- 
gründet. Innerhalb kürzester Zeit wuchs sie 
in Frankreich auf über 30.000 Mitglieder in 
mehr als 230 Lokalgruppen an. Hinzu kom- 
men die sympathisierenden Mitglieder der 
Gewerkschaften und NGOs, die kollektiv 
eingetreten sind. 
Aber das intellektuelle Leitorgan der undog- 
matischen Linken in Frankreich, Le Monde 
Diplomatique, wird nicht nur in jenem Land 
gelesen. Über die internationalen Ausgaben 
der Zeitschrift und den lnformationsfluss 
durch das lnternet gelangte die Idee einer 
neuen zivilgesellschaftlichen Organisation in 
viele andere Länder,auch außerhalb Europas. 
Inzwischen sind es über 40 Länder,in denen 
sich Attac-Gruppen gegründet haben. 
Am 1 1. Dezember 1998, dem fünfzigsten 
Jahrestag der UN-Erklärung der Menschen- 

rechte,gründeten Delegierte aus zehn Län- 
dern nach zweitägiger Diskussion die,,lnter- 
nationale Attac-Bewegung" und verab- 
schiedeten die Charta von Attac Internatio- 
nal. 
Die ersten Schritte zur Gründung von Attac 
Deutschland wurden auf einer Konferenz 
am 22. Januar 2000 in Frankfurt gemacht. 
Eingeladen durch verschiedene entwick- 
lungs- und handelsbezogene NGOs wurde 
dort ein bundesweites Treffen unter dem 
Motto,,Für eine politische Regulierung der 
internationalen Finanzmärkte" abgehalten. 
Die Teilnehmerlnnen kamen aus dem ge- 
nannten NGO-Bereich, aus Kirchengruppen, 
Dritte-Welt-Initiativen und Stiftungen.Auch 
die Jusos waren vertreten. Die eingelade- 
nen Vertreterlnnen von Attac Frankreich 
berichteten vom großen Zuspruch und 
schnell war man sich einig, dass es auch in 
Deutschland eines entsprechenden Netz- 
werkes bedurfte. Im April 2000 wurde dann 
in Hannover bereits der erste ,,Ratschlagn, 
eineVersammlung aller an Attac interessier- 
ten Menschen und Gruppen, abgehalten 
und Attac Deutschland damit aus der Taufe 
gehoben. 

Strukturen und Akteure 
Der Versuch, Attac in die üblichen Muster 
von Verein, Netzwerk, Bewegung oder NGO 
einzuordnen, fällt schwer. Im Selbstver- 
ständnis heißt es dann auch zutreffen, dass 
Attac ein innovativer Organisationstyp sei. 
Attac sei ein Projekt, das Schnittstellen zu 
allen Organisationstypen enthalte und ver- 
suche,ihreVorteile miteinander zu verknüp- 
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fen und die Nachteile zu vermeiden. Dabei 
sollen die Flexibilität und Offenheit der 
Netzwerkstrukturen ohne deren Unverbind- 
lichkeit kombiniert werden mit dem macht- 
politischen Gewicht von sozialen Bewegun- 
gen,jedoch ohne deren Instabilität und der 
Kompetenz, Stabilität und Verbindlichkeit 
von NGOs und Verbänden ohne deren Ab- 
hängigkeiten und Bürokratisierungsten- 
denzen. 
Nach dem eigenen Verständnis soll Attac 
ein Ort sein, wo politische Lern- und Erfah- 
rungsprozesse ermöglicht werden, in dem 
unterschiedliche Strömungen emanzipato- 
rische Politik miteinander diskutieren und 
zu gemeinsamer Handlungs- und Aktions- 
fähigkeit zusammenfinden. 
Die Mitgliedervon Attac sind sowohl Einzel- 
Personen als auch Verbände, regionale Par- 
teigliederungen, NGOs und Gewerkschaf- 
ten. Aus dieser - auch in  Hinblick auf ihre 
ideologische Ausrichtung - sehr hetero- 
genen Zusammensetzung ergeben sich He- 
rausforderungen für die Koordination der 
Arbeit von Attac. 
Nach dem eigenen Verständnis wird diese 
Arbeit vor allem in den über 70 Lokalgrup- 
pen vor Ort geleistet. Daneben bestehen 
auf Bundesebene Arbeits- und Aktions- 
gruppen. 
Die Lokalgruppentreffen haben häufig den 
Charakter klischeehafter Juso-Ortsgruppen- 
sitzungen. Die Mitglieder erarbeiten sich 
gemeinsam die Attac-Themen, referieren 
über die verschiedenen Aspekte der Welt- 
handels- oder Finanzordnung und planen 
auch regionale Aktionen und Informations- 
veranstaltungen, beispielsweise zur Welt- 
handelsrunde der WTO oder vor der Filiale 
eines in Steueroasengeschäfte verwickelten 
Konzerns. Sie sind gleichzeitig Orte des Ler- 
nens und der Aktion. Die Zusammenset- 
zung der Mitglieder ist dabei eher zufällig 
und jedenfalls heterogen. Einige Ortsgrup- 
pen wurden unter tätiger Mithilfe der loka- 
len Jusos aufgebaut, andere unterstehen 
dem Einfluss des Linksruck. 
Noch aus der Gründungszeit von Attac als 
Netzwerk einiger NGOs zu dem Thema 

che befürchten, dass die FDP mit Wirt- 
schaft/Arbeit, Finanzen und Gesundheit/ 
Soziales außer Bau/Verkehr alle ökonomi- 
schen Machtministerien erhält. 
Die SPD hat die erste Etappe eines Neube- 
ginns abgeschlossen. Der bisherige Innen- 
minister Manfred Püchel hat den Fraktions- 
und Parteivorsitz übernommen. Er hat da- 
mit die schwierige Aufgabe, als bisheriger 
Flügelmann der,,Neuen ~ i t te " ,der  stets ge- 
gen eine Koalition mit der PDS eintrat,jetzt 
die Einigung der zerstrittenen Partei zu ver- 
suchen und von der Fixierung auf die Koa- 

litionsfrage abzubringen. Ein Sonderpartei- 
tag hat ihn darin unterstützt und Versuche 
des Nachtretens gegen die bisherigen 
Führungspersönlichkeiten Reinhard Höpp- 
ner und Rüdiger Fikentscher deutlich ab- 
gewiesen, die zum Mandatsverzicht im 
Landtag aufgefordert werden sollten. Der 
neue Landesvorstand ist, bei einer deutli- 
chen Akzentverschiebung,weiterhin plural 
zusammengesetzt. 
Die bislang ohne besonderen Grund in 
zwei getrennten Gesprächskreisen organi- 
sierte Linke will sich im Juni neu formieren 

Berliner Weckruf! 
Von Andrea Nahles 

" ". Die SPD-Parteiführung hat ge- 
schaltet. Mehr Lust zur Auseinanderset- 
zung und das mi t  den richtigen Schwer- 
punkten demonstrierten Franz Müntefe- 
ring und Gerhard Schröder auf einer Kon- 
ferenz aller Bundestagsabgeordneten. 
Eine Polarisierung in der Sache gegenüber 
FDP und CDU/CSU ist auch die einzige 
Chance. Seit Wochen verschlechtern sich 
die SPD-Werte in den Sonntagsfragen. Der 
Parteibasis sind die Füße eingeschlafen, 
weil sie im Kopf nicht mehr klar haben,wo 
es hingehen soll. Ein plattes ICH oder ER ist 
da fehl am Platz. In dieser Woche wurde 
ein moderater Strategiewechsel eingelei- 
tet. Und das wurde auch Zeit: Wer Stoiber 
wählt, wählt Abbau der Arbeitnehmer- 
rechte. Wer Stoiber wählt, wählt Studien- 
gebühren.Wer Stoiber wählt, wählt Medi- 
enpleiten. Wer Stoiber wählt, wählt Ver- 
schuldung ..... Es gibt also doch einen Rich- 
tungswahlkampf. Den hatten wir als Par- 
teilinke seit Wochen im Parteivorstand 
und der Antragskommission eingefordert. 
Dazu zählen: Die Einordnung der Bundes- 
tagswahl am 22.9.2002 in einen gesamt- 
europäischen Kontext, d.h. die Verhinde- 
rung eines weiteren Rechtsrucks im Zen- 
trum Europas - was Schröder betont. Die 
Alternativen in der Frauen- und Familien- 
politik: Kopfgeld für's ,Zuhause bleiben' 
oder Ganztagsbetreuung zur besseren 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie - was 
immerhin mit  4 Mrd. Euro im Wahlpro- 
gramm unterfüttert wurde. Die klare Aus- 
sage, dass kein Schulabganger in Zukunft 

ohne Ausbildung und Arbeit bleiben soll, 
was die Jusos mit  uns im Parteivorstand 
durchgesetzt haben und was von Münte- 
fering aktiv unterstützt wird. 
Die FDP-Kanzlerkandidatur muss im Hin- 
blick auf die Jungwähler ernst genommen 
werden. Sie verschafft aber auch neue 
Möglichkeiten:So kann sich Schröder zwi- 
schen Prinz Karneval aus Bonn und Mister 
Humorlos aus Bayern als professioneller 
Medienpolitiker mi t  programmstarker 
SPD positionieren. Eine massive Auseinan- 
dersetzung mit  der FDP als neoliberaler 
Rotarier-Club für Besserverdienende ver- 
schafft uns vielleicht die Profilierung und 
Mobilisierung, die wir nötig haben. 
Hauptkritikder Linken bleibt jedoch:Wäh- 
rend im Koalitionsvertrag 1998 die Politik 
für Beschäftigung und soziale Gerechtig- 
keit oberste Priorität genießt, nimmt in 
der Politik der Bundesregierung die Haus- 
haltskonsolidierung immer noch eine do- 
minante Stellung ein. 
Dies Kritik findet sich auch in der Befra- 
gung wieder, die zum Jahreswechsel in 
der SPD-Mitgliederzeitung ,,Vorwärtsn 
durchgeführt worden war. Nach den Zie- 
len Sicherung und Schaffung von Arbeits- 
plätzen, mehr Ausbildungsplätze, langfris- 
tige Sicherung der Altersversorgung, Re- 
formen für ein leistungsfähiges Gesund- 
heitswesen und verstärkte Förderung von 
Bildung und Forschung wird das Ziel der 
Haushaltskonsolidierung erst an 6. Stelle 
der sehr wichtigen Ziele der Regierungs- 
arbeit genannt. 

Andrea Nahles, MdB, Vorsitzende des Forum DL21 e. V. und spw-Mitherausgeberin 

Die Politik der Parteispitze ignoriert dies 
aber und so bringt ein Satz im Wahlpro- 
gramm die Kluft zwischen Parteispitze 
und den Erwartungen der Basis auf den 
Punkt:,,Wir haben ... die Politik der Haus- 
haltskonsolidierung zu unserem Marken- 
zeichen gemacht". 
Ob Bildung und Qualifikation, Stärkung 
der Infrastruktur in Ostdeutschland oder 
Reform der Arbeitslosen- und Sozialhilfe, 
alles wird unter finanz- und haushaltpoli- 
tischen Gesichtspunkten diskutiert und 
vom erhobenen oder gesenkten Daumen 
von Hans Eichel abhängig gemacht. 
Mittlerweile muss Stoiber herhalten, um 
das zu rechtfertigen. Weil der nur vage 
bleibt, wenn es um den Nachweis der Fi- 
nanzierung seiner vollmundigen Verspre- 
chungen geht, müssen wir konkret blei- 
ben. Das ist zwar kurz gesprungen richtig, 
die Gesamtanlage bleibt Selbstlähmung. 
Illusionen macht man sich besser auch 
nicht über die Auseinandersetzungen, die 
nach dem 22.9. In der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitikauf uns warten: Es ist der Par- 
teilinken bei den Diskussionen im Partei- 
vorstand zwar gelungen, ausdrücklich ein 
Absenken der Arbeitslosenhilfe auf das 
Niveau der Sozialhilfe auszuschließen. 
Diese und einige Verbesserungen bei den 
Formulierungen zur Energie-,zur Gesund- 
heits- oder Familienpolitik führten dann 
auch dazu, dass die Linke dem Wahlpro- 
gramm im Parteivorstand zugestimmt hat. 
Mut fehlte jedoch auch einmal scheinbar 
unpopuläre, weil in den Medien negativ 
diskutierte, Maßnahmen aufzunehmen, 
wie z.B. die Einführung der Vermögens- 
steuer zur Finanzierung von notwendiger 
Maßnahmen in  der Bildungspolitik. Die 
Konflikte darum und um andere Fragen 
gehen nach dem 22.9. weiter. Innerhalb ei- 
ner SPD-geführten Regierung haben wir 
Parteilinke die Chance, unsere Vorstellun- 
gen mehrheitsfähig zu machen. Dafür 
lohnt es zu streiten. Stoiber bleibt in Bay- 
ern,Gerhard Schröder bleibt Bundeskanz- 
ler und wir bleiben wach. Forum ~1.21 
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und als Landesverband der Demokrati- 
schen Linken 21 zusammenschließen. Sie 
vor allem hat jetzt die Aufgabe, ihren eige- 
nen inhaltlichen Anspruch einzulösen.Jah- 
relang hat sie die Tolerierungszusammen- 
arbeit mit der PDS verteidigt und dabei 
Formelkompromisse gewahrt, ohne die 
Diskussion über die Zukunftsperspektiven 
des Landes und der Sozialdemokratie zu 
führen. Wenn sie in der SPD Sachsen-An- 
halt weiterhin eine starke Rolle einnehmen 
will, kann sie das nur Kraft ihrer Argumen- 
te tun. Forum D121 



Forum Demokratische Linke 2002 
Bericht über die MitgIiederversammIung und die Außenpolitische 
Tagung vom 22./.23 März in Berlin 

Von Andrea Nahles 
--,"C;.'- Die außenpolitischeTagung im Zu- 
sammenhang mit dem Jahrestreffen von 
DL21 hätte keinen geeigneterenTermin fin- 
den können. Es war DIE Bahr-Woche! 
Egon Bahr wurde 80 und war trotzvieler Eh- 
rungen und Veranstaltungen anlässlich sei- 
nes Geburtstages zu uns gekommen. Dafür 
danken wir ihm sehr herzlich. Seine interes- 
santen Diskussionsbeiträge haben wir zu- 
sammen mit den Ausführungen von Dieter 
Lutz in dieser Newsletter-Ausgabe ausführ- 
lich dokumentiert. 

Wahlprogramm 
Die weiteren Schwerpunkte derTagung wa- 
ren die Diskussion zum Wahlprogramm der 
SPD mit Bundesgeschäftsführer Matthias 
Machnig und die Mitgliederversammlung 
mit der Aktivitätenplanung für das kom- 
mende Jahr. 
Öffentlich wurde von der programmati- 
schen Diskussion -bis hin zur Meldung in 
derTagesschau -vor allem unsere Kritik da- 
ran,dass sich die Prioritäten in der Politikder 
SPD-geführten Bundesregierung deutlich 
verschoben haben. Während im Koalitions- 
vertrag die Politikfür Beschäftigung und so- 
ziale Gerechtigkeit oberste Priorität hatte, 
nahm die Haushaltskonsolidierung seit 
1999 eindeutig den Spitzenrang ein. Das 
starre Festhalten an der Konsolidierungspo- 
litik angesichts der rezessiven Wirtschafts- 
entwicklung hat negative Beschäftigungs- 
effekte zur Folge. Unter dem Aspekt der Be- 
schäftigungsförderung haben wir daher an- 
gemahnt,die Konsolidierungsprozesse zeit- 
lich zu strecken und damit eine neue Balan- 
ce in der Prioritätensetzung der Politik ein- 
zuleiten. Besonders das Brüssel gegenüber 
versprochene Ziel 2004 (!) nahezu auf jede 
Neuverschuldung zu verzichten, stand im 
Zentrum unserer Kritik. Ein zweites, Milliar- 
den schweres Sparpaket wäre die Folge. 
Statt dessen haben wir u.a. die Erhöhung 
der öffentlichen Investitionen auf europäi- 
sches Niveau gefordert. Ein umfangreicher 
Anforderungskatalog an das Wahlpro- 
gramm der SPD ,,Für mehr Beschäftigung 
und soziale Gerechtigkeit" wurde diskutiert 
und der Presse vorgestellt. 
Dieses Papier und eine umfangreiche Ant- 
wort von Hans Eichel,die er uns hat zukom- 
men lassen,findet sich auf unserer Internet- 
seite. Untergegangen i s t  in den Medien 
allerdings leider unsere klare Positionsbe- 
stimmung zum Thema ,,Irak-Politik. Hierzu 
hatten wir festgestellt:,,Die Parteilinke lehnt 
einen Angriffskrieg gegen den Irak und eine 

deutsche Beteiligung daran ab." Die Nahost- 
Krise hat dieses Problem in den Hintergrund 
treten lassen.Von der Tagesordnung ist es 
deswegen noch lange nicht. 

Forum Demokratische Linke 21 - Mitglie- 
derversammlung 
Rückblick auf das Jahr 2001: Unmittelbar 
nach der letzten Mitgliederversammlung im 
Mai 2001 hat DL 21 im Zusammenhang mit 
der Veröffentlichung des Armuts- und 
Reichtumsberichtes der Bundesregierung 
einen Kongress zur sozialen Lage veranstal- 
tet. Wir hatten alle Sozialverbände eingela- 
den und mit Barbara Stoltefoth eine kompe- 
tente Ansprechpartnerin gefunden. Aber 
wir haben nicht nur national sozialpolitische 
Fragen diskutiert, sondern mit Heidemarie 
~ ieczo rek -~eu l  und Vertretern der attac-Be- 
wegung die internationale Dimension her- 
ausgestrichen. Mängel gab es auf zwei Ebe- 
nen: Es waren alle da -außer unsere Mitglie- 
der. Die Beteiligung war unzureichend. Der 
zweite Mangel folgte daraus: Obwohl eine 
ganze Reihe von Medienvertretern anwe- 
send waren,wurde kaum berichtet.Begrün- 
dung: Das war ja wohl ein unbedeutendes 
Ereignis,wenn nicht mal die DLer anwesend 
sind ( O-Ton). 
Nach der Sommerpauseereigneten sich der 
11.9. Die Linke war in dieser Debatte sehr 
präsent. Es gab unterschiedliche Grundhal- 
tungen und Positionierungen. Die Vertrau- 
ensabstimmung führte zu einer Aufspal- 
tung in 'Zustimmung' und 'Zu- 
stimmuna weaen dervertrauens- a a 

frage'. Zähneknirschende Unter- 
stützung der Regierung - das war 
es auf beiden Seiten. Der Vorwurf 
des Machtopportunismus dem 
die Regierung ausgesetzt war, 
wurde nicht selten auf alle proji- 
ziert, die mitgegangen worden 
waren. Die Dynamik der Ereignis- 
se und die engen Spielräume 
auch für die handelnden Akteure 
in der Regierung wurden dabei 
oft übersehen. Eindeutige Gren- 
zen für die Unterstützung der mi- 
litärischen Interventionen, wie 
zum Beispiel der Zustimmungs- 
vorbehalt der jeweiligen Regie- 
rung bei möglichen Einsätzen au- 
ßerhalb Afghanistans, haben wir 
zusammen mit den linken Grünen 
durchgesetzt. Vor dem Hinter- 
grund der Irak-Politikder USA kei- 

Die innenpolitischen Gesetzesverschärfun- 
gen nach dem 11.9., der sog. Otto-Katalog, 
wurdevon uns im Rahmen einer Pressekon- 
ferenz in Berlin mit Klaus Hahnzog und Rü- 
digerveit attackiert. Das war gut terminiert, 
weil Hera Däubler-Gmelin noch am selben 
Tag ins selbe Horn blies und wir einige Här- 
ten beseitigen konnten. Die Dynamik der 
damaligen Gesamtsituation war aber so, 
dass es nicht im geringsten realistisch war, 
dass Gesetz insgesamt zu kippen. Die Regel- 
anfrage desVerfassungsschutzes,die wir he- 
rausnehmen wollten,ist mittlerweile ja auch 
öffentlich diskreditiert. 
Der Nürnberger Parteitag bescherte uns in- 
haltlich einige Erfolge, die Umfeld der Af- 
ghanistan-Entscheidung etwas unterge- 
gangen sind. So konnten wir die Forderung 
nach einer stetigen Erhöhung des Entwick- 
lungshaushaltes,derjetzt auch im Wahlpro- 
gramm bestätigt wurde, gegen den erklär- 
ten Widerstand von Eichel durchsetzen. Den 
Umbau der Arbeitslosenversicherung in 
eine Arbeitsversicherung (dazu findet ihr 
auf unserer Internet-Seite ein gemeinsames 
Papier von Benny Mikfeld und Andrea Nah- 
les) erstmalig programmatisch verankern. 
Deutlich verbessern konnten wir die Kon- 
takte zu den Gewerkschaften, der ,,Demo- 
kratie Jetzt" Gruppe um Klaus Staeck und 
Johano Strasser und nicht zuletzt Attac. Die 
Zusammenarbeit mit der SPW verläuft posi- 
tiv.Wir werden zusammen mit der SPW eine 
Reihe von kleineren Büchern noch im Mai/ 

ne Kleinigkeit. \ 
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Einkommen nach Ausbildung und Alter 
Diese Aussage wird untermauert, wenn zu- 
sätzlich zu dem Ausbildungsstand das Alter 
herangezogen wird. Die Einkommen diffe- 
rieren stark in Abhängigkeit vom Alter der 
Beschäftigten. Das Alter stellt auf indirekte 
Weise einen Maßstab für Berufserfahrung 
und erlangte Fähigkeiten und Kenntnisse 
dar. Daneben wird bei der Betrachtung von 
Ausbildung und Alter der Tatsache Rech- 
nung getragen, dass jüngere Frauen im 
Durchschnitt heute besser ausgebildet sind 
als ältere Frauen. 
Wie sich diese bessere Ausbildung auf das 
Einkommen der Frauen und vor allem auf 
den Einkommensabstand zu den Männern 
auswirkt, zeigt die folgende Grafik 4. In der 
Grafik ist der durchschnittliche Bruttojah- 
resverdienst von vollzeitbeschäftigten Frau- 
en und Männern nach ihrem Ausbildungs- 
niveau exemplarisch für zwei Altersgruppen 
abgebildet -zum einen für die Altersgrup- 
pe der 25- bis 29-Jährigen,zum anderen für 
die 50- bis 54-Jährigen. l.d.R.steigen die Ein- 
kommen mit höherer Bildung und zuneh- 
mendem Alter an. Diese Aussage gilt für 
Frauen und Männer gleichermaßen, wie für 
die Einkommen in West- und Ostdeutsch- 
land - obwohl in dieser Grafik nur West- 
deutschland dargestellt ist. Gleichzeitig sind 
die Einkommensunterschiede zwischen 
Frauen und Männern mit besserer Ausbil- 
dung und mit steigendem Alter größer, die 
Einkommensrelationen sind ungünstiger. 
Trotzdem heute im Durchschnitt Mädchen 
mit gleichem oder sogar besserem Ausbil- 
dungsniveau ihren Berufsweg starten, ver- 
dienen sie auch in jüngeren Jahren nicht so 
viel wie ihre Alterskollegen mit gleichem 
Bildungsstand.So erreichten 1997 im frühe- 
ren Bundesgebiet zwar die 25- bis 29-jähri- 
gen Vollzeit beschäftigten Frauen mit einer 
Berufsausbildung und mit Abitur ein Durch- 
schnittseinkommen von fast 51.600 DM 
und damit etwa 93 % des Einkommens der 
gleichaltrigen männlichen Beschäftigten 
mit gleicher Ausbildung (61.550 DM). Bei 
den Frauen mit Hochschulabschluss belief 
sich die entsprechende Relation dagegen 

auf lediglich 87 % 
(54.650 DM zu 
62.860 DM). Die Ein- 
kommen zwischen 
Frauen und Män- 
nern liegen nach 
dem Ausbildungs- 
grad bei den 50- bis 
54-Jährigen weiter 
auseinander und 
zwar je höher das 
Ausbildungsniveau 
ist. Die Linien äh- 
neln einer Schwere, 
die sich nach oben 
hin öffnet. Eine 50- 

chprobe I bis 54-jährige Voll- 
zeit beschäftigte 
Frau mit einem 

Fachhochschulabschluss erzielte 1997 ei- 
nen durchschnittlichen Bruttojahresver- 
dienst von 73.305 DM; ein gleichaltriger 
Mann mit der gleichen Ausbildung 108.969 
DM; damit kommt diese Frau auf 67 % des 
Einkommens ihres Alterskollegen. 
Unabhängig von der Bildung liegen die Ein- 
kommen in den jüngeren Lebensjahren nä- 
her beieinander, während bei den älteren 
Frauen der Abstand zu dem Einkommen 
der gleichaltrigen Männer größer ist. Der 
schon beim Berufseinstieg vorliegende Ein- 
kommensunterschied zwischen Frauen und 
Männern verstärkt sich während der ersten 
Berufsjahre und nimmt - im Westen mehr 
als im Osten - mit dem Alter weiter zu. 
Die Grafik verdeutlicht noch einen weiteren 
Effekt: Mit höherer Ausbildung und zuneh- 
mendem Alter ist die Einkommensdifferen- 
zierung innerhalb der Geschlechtergrup- 
pen größer. Vergleicht man die jüngeren 
Frauen (Männer) mit den älteren Frauen 
(Männer) so stellt man fest,dass die Einkom- 
mensunterschiede bei den Männern deut- 
lich über den bei den Frauen liegen. Ein 25- 
bis 29-jähriger Vollzeit beschäftigter Mann 
mit einem Hochschulabschluss kommt ge- 
rade mal auf 56 % des Durchschnittsver- 
dienstes eines 50- bis 54-jährigen, bei den 
Frauen lag diese Relation bei 63 %. 

sieht die Einkommensdifferenzierung von 
Frauen und Männern in Abhängigkeit von 
ihrem Bildungsniveau und ihrer beruflichen 
Position aus? 
Dazu sind in der vorliegenden Grafik 5 nach 
dem Bildungsstand differenziert zwei Tätig- 
keitsgruppen jeweils eine aus dem tech- 
nisch-gewerblichen und aus dem tertiären 
Bereich gegenüber gestellt worden. Mit hö- 
herem Bildungsstand steigen die Einkom- 
men sowohl bei der technischen wie auch 
bei der tertiären Tätigkeit von Frauen und 
Männern an. Vollzeit beschäftigte Frauen 
erzielen alsTechnikerinnen einen Bruttojah- 
resverdienst, der in etwa dem Einkommen 
in aualifizierten Dienstleistunasberufen - 
entspricht. Etwas anders sieht es bei den 
Männern aus. Als Techniker verdienen sie 
unabhängig des Ausbildungsstandes deut- 
lich mehr als wenn sie einen qualifizierten 
Dienstleistungsberuf ausüben würden. Für 
Männer lohnt es sich daher eher einen Ar- 
beitsplatz im technisch-gewerblichen Be- 
reich anzunehmen, für Frauen spielt die 
Wahl des Arbeitsplatzes - was die Höhe des 
Einkommens betrifft - keine Rolle. 
Gleichzeitig liegen die Einkommensdiffe- 
renzen zwischen Technikerinnen und Tech- 
niker weiter auseinander als bei Frauen und 
Männern in den qualifizierten Dienstleis- 
tungsberufen. So erreichte 1997 eine Voll- 
zeit beschäftigte Technikerin ohne Berufs- 
ausbildung und mit Abitur nur 63 % des Ein- 
kommens ihres Kollegen ohne Ausbildung 
und mit Abitur. Im Vergleich dazu kam eine 
Vollzeit beschäftigte Frau in dieser Katego- 
rie in einem qualifizierten Dienstleistungs- 
beruf auf annähernd 78 % des Einkommens 
ihres gleich ausgebildeten Kollegen. 
Nach den Ergebnissen der IAB-Beschäftig- 
tenstichprobe ist also festzuhaken: 
Nach wie vor existieren erhebliche Einkom- 
mensunterschiede zwischen den Ge- 
schlechtern. Dabei liegen die Einkommen 
zwischen Frauen und Männern in Ost- 
deutschland näher beieinander als in West- 
deutschland. Der Abstand verringerte sich 
insbesondere im Westen in den letzten 20 
Jahren kaum. 

Einkommen nach Grafik 

Ausbildung und Tä- 
tigkeit Bruttojahresverdienste in DM nach der Ausbildung (Vollzeit) 1997 

Tätigkeiten: Technikerlin (Säule) und Qualifizierte Dienstleistung (Linie) 
Der Ausbildungs- 120Wo 

bestimmte Berufe 
und Tätigkeiten aus- 
üben zu können. Ein 
höheres Bildungsni- 
veau eröffnet häufig 
erst den Zugang zu 
höheren beruflichen 

stand ist darüber hi- 
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gespaltenen Arbeitsmarkt unterscheiden 
sich die Beschäftigungsschwerpunkte von 
Frauen und Männern erheblich.Frauen sind 
bei ihrem Berufseinstieg mittlerweile 
genauso gut wenn nicht sogar besser aus- 
gebildet als die gleichaltrigen Männer, 
gleichwohl arbeiten Frauen vielfach in an- 
deren Branchen als Männer, üben andere 
Berufe sowie Tätigkeiten aus. Wie diese so- 
genannten Strukturmerkmale die Höhe des 
Verdienstes von sozialversicherungspflich- 
tig beschäftigten Frauen und Männern be- 
einflussen, wird im nachfolgenden disku- 
tiert. 

Einkommen nach Wirtschaftsbereichen 
Frauen konzentrieren sich vorwiegend auf 
Branchen am unteren Ende der Verdienst- 
skala, wie das Textil- und Bekleidungsge- 
werbe, den Handel oder bestimmte Dienst- 
leistungsbereiche; Wirtschaftszweige mit 
einem hohen Verdienstniveau, wie z.B. die 
Chemische Industrie,die Energie- und Was- 
serversorgung, der Fahrzeug- und Maschi- 
nenbau, weisen traditionell einen aerinaen - - 
Frauen- aber einen hohen Männeranteil auf. 
(vgl. Klammer u.a. 2000) 
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
werden aber auch innerhalb der einzelnen 
Wirtschaftsbereiche unterschiedlich be- 
zahlt.Wie die Grafik 2 für die Wirtschaftsbe- 
reiche Land- und Forstwirtschaft, Produzie- 
rendes Gewerbe und Dienstleistungen für 

ten ~ r ö ß e n  heißt 
das, dass selbst 
Frauen mit Universi- 
tätsabschluss im 
Durchschnitt kaum 
mehr verdienen als 
Männer mit Abitur. 
Ihr durchschnittli- 

männlichen Kollegen. In den alten Bundesländern erreichten 
Dagegen erreichte Frauen mit  Fachhochschulabschluss 1997 
eine Frau in den sel- gerade einmal 69 %des durchschnittlichen 
ben westdeutschen Männereinkommens; 1977 waren es 62 %. 
Wirtschaftsbereichen In fast allen Qualifikationsstufen haben sich 
nur drei Viertel des seit 1977 die Einkommen leicht angenähert. 
durchschnittl ichen Eine gegenläufige Entwicklung ist jedoch 
Br U t t  o j  a h re  sve r -  bei der höchsten hier ausgewiesenen Qua- 
dienstes eines männ- lifikation, dem Hochschulabschluss, auszu- 
lichen Beschäftigten. machen. Frauen mit Hochschulabschluss 
Einkommen nach erreichten 1997 knapp 72 % des Einkom- 
dem Bildungsniveau mens der Männer mit Universitätsabschluss; 
EineGrundvorausset- 1977 lag die geschlechtsspezifische Ein- 
zung, um ein hohes kommensrelation noch bei fast 77 %. Das 
Einkommen zu erzie- heißt,dass gerade Frauen mit hoher Ausbil- 
len, ist das Bildungs- dung bisher ihre Qualifikation nicht adä- 
niveau.Obwohl Mäd- quat in ein entsprechend hohes Erwerbs- 

chen bei der schulischen und bei der beruf- einkommen haben umsetzen können. 
lichen Ausbildung aufgeholt und in man- In Ostdeutschland sind die Einkommensun- 
chen Bereichen die Jungen sogar überholt terschiede nach der Qualifikation geringer 
haben (vgl.WSI 2001), hat sich ihre höhere als in Westdeutschland. Bei den unteren 
Qualifikation bisher nicht in einem ver- Abschlüssen erreichen Frauen fast das Ein- 
gleichbaren Aufholprozess bei den Einkom- kommen der Männer. In den 90er Jahren ist 
men niedergeschlagen. Die durchschnittli- ihre Differenz kleiner, bei allen anderen je- 
chen Einkommen von Frauen spiegeln doch größer geworden. Bildung ist insofern 
immer noch nicht den Anstieg ihrer Qualifi- eine notwendige,aber bei Frauen noch kei- 
kationen wider. ne hinreichende Bedingung für ein höheres 
Ein Vergleich der Verdienstrelationen von Einkommen und für die Beseitigung der 
Frauen und Männern nach ihrem tatsächli- geschlechtsspezifischen Einkommensun- 
chen Schul- und Ausbildungsabschluss terschiede. Oder anders ausgedrückt: Eine 
zeigt,dass auf allen Qualifikationsniveaus in gute Ausbildung zahlt sich für Frauen weni- 
West- und Ostdeutschland die Einkommen ger aus als für Männer. 
der Frauen unter de- 
nen der Männer lie- 

Ost- und Westdeutschland zeigt, erzielten cher Bruttojahres- 
1997 vollzeitbeschäftigte Männer im West- verdienst (70.1 30 
deutschen Produzierenden Gewerbe mit DM) lieat zwischen 

gen. Die Relationen 
liegen alle unter 100 
%.In den alten Bun- 
desländern waren 
sie 1997 im Durch- 
schnitt zwischen 113 
und 1/5 niedriger 
(Grafik 3). In absolu- 

. - 
fast 63.000 DM das höchste Bruttojahres- dem Einkommen ei- I 1 - 1941121 - l l  
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einkommen. Im Vergleich dazu erreichten 
vollzeitbeschäftigte Frauen ein durch- 
schnittliches Bruttojahreseinkommen in 
Höhe von fast 47.270 DM. Die geringsten 
Durchschnittsverdienste hatten vollzeitbe- 
schäftigte Frauen in den ostdeutschen Bun- 
desländern. In der Land- und Forstwirt- 
schaft kamen sie gerade mal auf einen 
durchschnittlichen Bruttojahresverdienst 
von 27.21 0 DM. Gleichzeitig verdienten sie 
im Dienstleistungsbereich mehr als 91 % 

nes Mannes mit Abi- 
tur aber ohne Aus- 
bildung (64.984 DM) 
und dem Einkom- 
men eines Mannes 
mit Abitur und mit  
Ausbildung (75.616 
DM). Der Einkom- 
mensabstand ist 
zwischen Frauen 
und Männern mit 

ohne BA,  
ohne Abi 

sch 

mit BA,  
ohne Abi 

ohne BA,  
mit Abi 

.- 

mit BA. mit 
Abi 

I Uni 

und im Produzierenden Gewerbe mehr als Fachhochschulab- 
88 % des Bruttojahresverdienstes ihrer schluss am größten. BA~Beru'sa""b"d"g~Ab'bAbitur 

Juni herausgeben.Darin soll Bilanzgezogen 
werden und eine mögliche Perspektive für 
eine rot-grüne Regierung im Vorfeld des 
22.9. aufgezeigt werden. 
2001 hat sich in Schleswig-Holstein die Lin- 
ke neu gegründet unter dem Namen DL 21 
Schleswig-Holstein. In Sachsen-Anhalt hat 
es eine konstituierende Versammlung un- 
mittelbar nach der Landtagswahl gegeben. 
Weitere Regionalgründungen in Rheinland- 
Pfalz und Bayern stehen nach der Bundes- 
tagswahl konkret bevor. 
Es ist insbesondere in NRW, Baden- 
Württemberg und Niedersachen notwen- 
dig,unserenVerein in die Partei hineinzutra- 
gen. 

Ausblick 
Programmatisch wollen wir uns auf fünf 
Schwerpunkte konzentrieren: 

1. Ziel der Vollbeschäftigung, 2. Bildungs- 
und Qualifizierungsoffensive, 3. Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf 4. Gesundheits- 
politik 5. Soziale Gestaltungsfähigkeit der 
öffentlichen Hand, wozu auch die internati- 
onale Dimension z.B. der Investitions- und 
Steuerpolitik zählen. 
Wir werden wissenschaftliche Zuarbeit für 

komplexere Themenstellungen organisie- 
ren. Joachim Schuster hat sich diesem Pro- 
jekt angenommen. Kontakte zu gewerk- 
schaftsnahen Instituten sind gemacht. 
Wir werden auf regionalen und landeswei- 

ten Parteitagen mit DL 21 Ständen präsent 
sein. Wir werden die Aktivitäten der Regio- 
nalverbände stärker unterstützen. 
W i r  werden die eigenständige Profilierung 
von DL21 in Berlin,neben der PL und PVLin- 
ken,durch eineveranstaltungsreihe verbes- 
sern. 

Wir werden einen Flyer zur Mitgliederwer- 
bung herstellen. 
Wir haben das Forum Demokratische Lin- 
ke 21 stabilisiert.Wir brauchen aber Eure 
aktive Beteiligung. Einzelkämpfertum ist 
o f t  das Schicksal der Linken in ihrer Ar- 
beit vor Ort, wenn wir es dabei belassen, 
gibt es keine Linke in der SPD, die stark 
genug ist, den Kurs der Partei mitzube- 
stimmen. Das die SPD eine starke Linke 
braucht, beweist sie sich gerade in  diesen 
Tagen wieder selber.Mit Mitte ohne Orts- 
bestimmung in  dieser Gesellschaft, las- 
sen sich Mehrheiten nicht gewinnen. 
Bleibt die Mobilisierung schwach. Wartet 
daher nicht ab,was wir hier in Berlin,,vor- 
turnen" und mit  eingeschränktem Perso- 
nal- und Zeitbudget machen können. 
Geht auf uns zu, beteiligt Euch in  den Re- 
gionen. ~0r-m 0~21 

Deutschland, der Kosovo-Krieg und die 
Linke 
Rede von Dr. Egon Bahr au f  der DL21 -Jahrestagung 

Ich möchte mich auf den einleiten- 
den Beitrag von Andrea Nahles beziehen. 
Erstens: Du möchtest eine Definition haben, 
was,,Erwachsen-Sein" ist. Mit dem Friedens- 
vertrag,der aus gutem Grunde 2+4-Abkom- 
men genannt worden ist, und am 15. März 
1991 in Kraft trat, begann dies. Damit sind 
wir wieder souverän geworden. Sich daran 
zu gewöhnen ist sehr schwer, weil wir zwar 
souverän geworden sind völkerrechtlich 
aber nicht souverän geworden sind im Den- 
ken. Das muss noch geschehen. Diese Sou- 
veränität, hier komme ich zu Deinem zwei- 
ten Punkt, ist die Normalität. Ein Staat, der 
seine eigenen Interessen vertritt wie jeder 
andere Staat in Europa auch, wohlwissend 
was er kann und nicht kann, der aber 
zunächst einmal anfangen muss,seine eige- 
nen Interessen zu definieren,und dem dann 
folgt. Das ist Normalität. 
Zu den UN. Natürlich hat Dieter Recht, dass 
die Amerikaner die UN an die Seite rücken. 
Das ist aber nichts Neues. Unser Punkt aber 
ist: sollen wir uns von den Amerikanern ab- 
hängig machen, und es genauso machen, 
oder sollen wir sagen,egal was die Amerika- 
ner sagen,wir sind der Meinung,dass die UN 
gestärkt werden müssen. Das würde 
beispielsweise die Folge haben,dass wir sa- 
gen,wir sind nicht bereit,die Beteiligung an 
einer internationalen Aktion auch nur zu 
diskutieren, solange kein gültiges Mandat 
der Vereinten Nationen vorliegt. Das wäre 

doch schon eine fabelhafte profilierte Posi- 
tion dieser Regierung. 
Der Fall Kosovo war ein einmaliger Schritt 
vom Wege. Wir waren nicht verantwortlich 
dafür,das muss man auch einmal sagen.Das 
hat diese in jedem Sinne des Wortes grüne 
Regierung eindeutig geerbt.Ja natürlich,sie 
haben auch schnell gelernt, ich komme 
gleich darauf. Wir haben ein ganz prakti- 
sches Beispiel für das, was Deutschland 
kann, und das was es nicht kann. Es hängt 
auch mit dem nicht erklärten Jugoslawien- 
Krieg zusammen: Da hat es eine Drohkulis- 
se gegeben, die aufgebaut worden ist, näm- 
lich auch einen Bodenkrieg zu führen. Die- 
se Drohkulisse war von einem auf den ande- 
ren Tag weg, als nämlich der Kanzler Präsi- 
dent Clinton gesagt hat,es gibt keine deut- 
schen Bodentruppen. Aus, Schluss. Das 
heißt, Deutschland ist so stark, dass eine 
wichtige Frage in Europa nicht ohne oder 
gegen unseren Willen entschieden werden 
kann. Das ist die eine Seite der Sache. Wir 
haben, wenn man so will, in europäischen 
Fragen, nicht in globalen Fragen, eine Veto- 
ähnliche Position, um etwas zu verhindern. 
Was ist noch damals passiert? Deutschland 
war die einzige Macht im Bündnis,die es ge- 
wagt hat gegen die Strategie des Bündnis- 
ses, nämlich Bomben bis zur bedingungslo- 
sen Kapitulation, einen eigenen 5-Punkte- 
Plan vorzulegen,die Russen wieder ins Boot 
zu holen, die Akzeptanz der Chinesen zu 

kriegen,ein Mandat der Vereinten Nationen 
dafür,Amerika zu gewinnen,durch Verhand- 
lungen den Krieg zu beenden. Die Lehre 
davon heißt, wenn wir etwas Positives errei- 
chen wollen, nicht nur etwas verhindern, 
brauchen wir die Unterstützung von Part- 
nern,das kann Deutschland nicht allein.Das 
sind die Grenzen,in denen sich die deutsche 
Außen- und Sicherheitspolitik bewegen 
kann. Ich finde sie fabelhaft, weil in diesen 
Grenzen klar ist,Andrea,dass die Normalität 
nicht missbraucht werden kann im nationa- 
listischen Interesse. 
Und jetzt will ich auf den Punkt kommen der 
Frage eines neuen Völkerrechts und das,was 
die Amerikaner gemacht haben. Zunächst 
muss man einmal sagen, der 11. September 
war für die Amerikaner ein tiefer Schock.Sie 
haben sich von dem Schock bis heute nicht 
erholt. Sie haben schnell umgeschaltet und 
haben gesagt: Wir brauchen die Vereinten 
Nationen. Das war das Gegenteil von dem 
was sie jahrelang gesagt, getan, gehandelt 
haben.Aber das war auch nur eine kurze Pe- 
riode, das war unter dem Schock. Ich habe 
mit Entsetzen gelesen, was der stellvertre- 
tende Amerikanische AußenministerVolko- 
wicz im Juli vergangenen Jahres dem ame- 
rikanischen Verteidigungsausschuss des Se- 
nats als großes neues Konzept seiner Regie- 
rung vorgelegt hat,ein gigantisches Aufrüs- 
tungsprogramm, genannt die große Ab- 
schreckung, und ich habe nicht erlebt,dass 



es irgendwo einen Aufstand gegeben hat, 
auch nicht in Deutschland. 
Im Augenblick, als sie sich von dem Schock 
erholt haben, haben sie A) ABM gekündigt, 
B) dieses Programm der,,Großen Abschre- 
ckung" in Form eines Budgets eingebracht. 
Aber auch jetzt diskutieren wir das nicht. 
Auch jetzt beschränken wir uns darauf, die 
Amerikaner zu kritisieren. Da kann ich nur 
sagen: Das ist absolut unzureichend und es 
ist sogar töricht, völlig sinnlos. 
Die Amerikaner haben ihre Militärtechnolo- 
gie entwickelt unter dem Gesichtspunkt der 
Globalität und ihrer globalen Interessen. 
Dieses heißt, sie sind gar nicht entwickelt 
worden für Europa. Und die Europäer könn- 
ten ja zu der Meinung kommen: wir brau- 
chen sie nicht. Wir brauchen Streitkräfte, 
schnell einsetzbar, für Europa. Für eine aus- 
reichende Abschreckung um jeden konven- 
tionellen Gegner davon abzuhaIten,uns an- 
zugreifen. Mit anderen Worten, wir werden 
vor der Frage stehen, ob wir bereit sind un- 
sere Streitkräfte zu modernisieren, wie jede 
Armee modernisiert werden muss, oder ob 
wir sie ausrüsten sollen um neben den 
Streitkräften der Amerikaner global einsetz- 
bar zu sein. Das ist die Frage. Es ist eine rei- 
ne Illusion zu glauben,dass wir mit amerika- 
nischerTechnologie,die wir kaufen können, 
mehr Mitsprache kriegen können. Die Ame- 
rikaner denken keine Sekunde daran, uns 
die stärksteTechnologie zu verkaufen. Rake- 
tenabwehr, Tarnkappen, Vakuumbomben, 
steht nicht zu Verkauf. Weil die Amerikaner 
natürlich gar nicht daran denken, dieTech- 
nologie, die sie an die Spitze der Welt ge- 
bracht hat, zu teilen mit irgendjemandem. 
Konzentrieren wir uns nun auf die Fragen, 
die demnächst auf uns zukommen. Das ist 
zunächst einmal eine neue Atomdoktrin der 
Amerikaner, mit der Miniaturisierung der 
Atomwaffen. Die Frage ist, werden diese 

Waffen eigentlich auch in Deutschland ein- 
geführt? Wir werden in den nächsten zwei 
Jahren spätestens die F1 6 außer Dienst stel- 
len. Das ist das letzte Flugzeug bei uns, das 
atomwaffenfähig ist. Bekommen wir neue 
atomwaffenfähige Flugzeuge für die Bun- 
deswehr? Meine Position wäre,wir sind stolz 
darauf, dass die taktischen Waffen abge- 
schafft sind und wir fangen nicht von neu- 
em damit an, uns atomar bewaffnen zu las- 
sen. Wir sind nämlich souverän und vertre- 
ten unsere Interessen ganz normal wie an- 
dere. Und dieses heißt, wir lassen uns nicht 
atomar bewaffnen. 
Dann kommt noch eine viel schwierigere 
Frage auf uns zu, nämlich die Raketenab- 
wehr.Wenn ich die militärischeTechnologie 
der Raketenabwehr in Europa stationiere, 
dann natürlich genauso und vergleichbar 
wie die Atomwaffen, nur unter amerikani- 
scher Führung,und nur mit amerikanischem 
Drücker. Dann habe ich eine Raketenab- 
wehrglocke mit dem Ergebnis, dass es völ- 
lig egal ist,ob Paris und Bonn sich verstehen 
oder nicht verstehen, gemeinsam handeln 
oder nicht handeln,gemeinsam 20.000 oder 
60.000 konventionelle Soldaten haben oder 
nicht haben:die Dominanz Amerikas in Eu- 
ropa ist für ganz lange Zeit etabliert. Das 
heißt die Raketenabwehr ist eine neue Form 
zur Verewigung des europäischen Protekto- 
rats für Amerika. 
Die Amerikaner haben gesagt, wir werden 
euch dieseTechnologie anbieten, macht das 
doch bitte mit.Die Bundesregierung hat ge- 
sagt, völlig korrekt: das ist nicht entschei- 
dungsfähig. Nun stellen wir uns einmal vor, 
die Amerikaner testen weiter, alles geht 
glatt, und eines Tages, wie reagieren dann 
eigentlich die europäischen Länder? Ich 
gehe einmal davon aus, die Engländer sa- 
gen ja, Berlusconi sagt ja, die Türken sagen 
ja, die Polen vielleicht auch. Was sagen die 

Franzosen? Was die Deutschen? Wenn in 
dieser Frage die Europäer auseinanderfal- 
len, dann heißt das, die europäische Selbst- 
bestimmung fällt auseinander. 
Ich sage jetzt noch mal unter Bezug auf 
Amerika:Diese Raketenabwehr stellt sich für 
die Europäer dar als ein Anschlag Amerikas 
auf die Selbstbestimmung Europas. Aber 
das wollen die nicht, das meinen die nicht 
böse, nein, das ist die normale natürliche 
Fortsetzung ihres militärischen Denkens 
und ihres militärischen Komplexes. Dass das 
für Europa andere Dimensionen hat,das in- 
teressiert sie nicht, das sehen sie vielleicht 
nicht einmal. Aber wenn sie es sehen, ma- 
chen sie es trotzdem. 
Wie sollte Europa sich entscheiden? Ich sage 
euch,es ist kein Zweifel,wenn Berlin und Pa- 
ris in dieser Frage auseinanderfallen, ist es 
für die nächsten 15-20 Jahre das Ende der 
europäischen Selbstbestimmung. Und zwar 
deshalb, weil wenn dieses Zeug einmal in- 
stalliert ist, es in den nächsten 15-20 Jahren 
nicht mehr weggeschafft werden kann, und 
die militärische Dominanz der Amerikaner 
dann viel stärker ist als alles was die Europä- 
er dann darunter noch können. 
In diesem Zusammenhang gibt es einen 
weiteren Punkt. Das ist: Natürlich gilt die 
Glocke nur dort, wohin sie reicht, also jen- 
seits der Glocke ist außerhalb der Glocke. 
Dann gibt es die sicherheitspolitische Tei- 
lung Europas für die nächsten 15-20 Jahre 
durch die Glocke.Aber wir sind ja der Auffas- 
sung, dass die europäische Stabilität oder 
die gesamteuropäische Stabilität mit Ruß- 
land, mit Amerika,aberjedenfalls nicht ohne 
Rußland erreicht werden soll. Das ist doch 
beschlossene Politik dieser Regierung, un- 
geteilt. 
Es gibt einen russischen Vorschlag für eine 
Raketenabwehr, die Notwendigkeit bestrei- 
ten auch die Russen nicht,und sie bieten an, 
daraus ein gesamteuropäisches Abwehr- 
Programm zu machen,auch nicht entschei- 
dungsreif,genau so wenig wie das der Ame- 
rikaner,aber sie sagen,wir wollen unser Wis- 
sen mit einbringen, das gesamte europäi- 
schewissen mit einbringen, und wir würden 
uns freuen, wenn die Amerikaner mit dabei 
sind. 
Das heißt, wir stehen vor der Frage, gibt es 
eine gesamteuropäische Raketenabwehr, 
mit Rußland und Amerika, oder gibt es die 
Dominierung durch Amerika für einen Teil 
Europas, und das führt mich dann zu dem 
Schluss zu sagen, Europa sollte darauf beste- 
hen, dass das russische Angebot ernsthaft 
geprüft wird, bevor wir über das amerikani- 
sche entscheiden. Das will ich jetzt nicht vor- 
wegnehmen,es könnte ja sein,dass sich das 
russische Angebot als unzureichend er- 
weist, es könnte aber auch ein fabelhafter 
Lackmustest sein,ob die Amerikaner eigent- 
lich nur Dominanz haben wollen,oder Rake- 
tenschutzfür Europa. Das käme dann dabei 
heraus. Forum ~ ~ 2 1  

THEORIE & STRNEGIEI 

Einkommensdifferenzen von Frauen und 
Männern aus der Arbeitsmarkt- 
perspektive 
Von Dr. Astrid Ziegler 

Obwohl der Grundsatz der Lohn- 
gleichheit schon lange im europäischen 
und auch im deutschen Gesetz verankert 
ist, bestehen nach wie vor erhebliche Un- 
gleichbehandlungen im Entgeltbereich bei 
Frauen und Männern. Hierbei geht es weni- 
ger um direkte Lohndiskriminierungen von 
Frauen, sondern um viele Ursachen, die 
schwierig zu belegen sind, da sie oft ver- 
steckt sind. [Dass es geschlechtsspezifische 
Differenzen zwischen Frauen und Männern 
am Arbeitsmarkt und bei den Einkommen 
gibt und dass diese auf vielfältige Ursachen 
zurückzuführen sind, hat das WS1 zusam- 
men mit anderen Forschungseinrichtungen 
in dem kürzlich erschienenen ,,Bericht zur 
Berufs- und Einkommenssituation von Frau- 
en und Männern" für die Bundesregierung 
im Detail erarbeitet. (WS1 u.a. 2001) Der vor- 
liegende Beitrag gibt Teilergebnisse dieser 
Untersuchung wieder.] 
Die bis heute bestehenden geschlechtsspe- 
zifischen Einkommensunterschiede können 
nicht allein durch den unterschiedlichen 
Umfang der Erwerbstätigkeit, wie Vollzeit 
und Teilzeit, erklärt werden, sondern u.a. 
auch durch Unterschiede in bezug auf die 
Erwerbsorientierungen und die Karrierever- 
Iäufe von Frauen und Männern. (WS1 u.a. 
2001) 
Bei der Diskussion um den Einkommensab- 
stand zwischen Frauen und Männern wer- 
den gewöhnlich zwei Komponenten unter- 
schieden. Die eine Komponente ist die Ein- 
kommensdifferenzierung aufgrund von ver- 
schiedenen Merkmalen, wie z.B. Unterschie- 
de in Ausbildung, Beruf,Tätigkeiten oder in 
den Branchenlohnhierarchien; die andere 
Komponente ist die Einkommensdiskrimi- 
nierung aufgrund des Geschlechts. Dabei 
lässt sich die Einkommensdifferenzierung 
nach Strukturmerkmalen empirisch leichter 
nachweisen als die Einkommensdiskrimi- 
nierung. Die folgenden Ausführungen zur 
Einkommenssituation von Frauen und Män- 
nern in Deutschland setzen bei der ersten 
Komponente - der Einkommensdifferen- 
zierung - an. 
Die Strukturanalyse basiert auf einer bisher 
zu diesemThema wenig beachteten Daten- 
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quelle - nämlich auf der IAB-Beschäftig- 
tenstichprobe. (für ausführliche Dokumen- 
tationen der IAB-Beschäftigtenstichprobe 
siehe Bender u.a. 1996,1999,2000) Die IAB- 
Beschäftigtenstichprobe ist die zur Zeit 
wohl größte und gleichzeitig nach Merkma- 
len differenzierteste Stichprobe in Deutsch- 
land. Die erhobenen Daten beruhen auf den 
Meldungen der Arbeitgeber an die Sozial- 
versicherungsträger über jede einzelne so- 
zialversicherungspflichtig beschäftigte Per- 
son in den Betrieben. Der Vorteil der IAB-Be- 
schäftigtenstichpro- 
be ist z.B.gegenüber 
der Gehalts- und 
Lohnstrukturerhe- 
bung, die sonst übli- 
cherweise herange- 
zogen wird, dass sie 
alle Größenklassen 
(also auch die Klein- 
betriebe mit weniger 
als 20 Beschäftigten) 
und alle Wirtschafts- 
bereiche berücksich- 
tigt (also auch den 
für die Frauener- 
werbstätigkeit wich- 
tigen öffentlichen 
Dienst). Die Beschäf- 
tigtenstichprobe enthält zuverlässige Anga- 
ben über den effektiven Verdienst und wei- 
tere individuelle sowie betriebliche Merk- 
male. Allerdings hat auch sie Nachteile: sie 
liefert gesicherte Informationen nur über 
das Einkommen von Vollzeit beschäftigten 
Frauen und Männern und wie jede Statistik 
stellt die IAB-Beschäftigtenstichprobe Da- 
ten erst mit einem gewissen Zeitverzug zur 
Verfügung. So liegen gesicherte Daten für 
Westdeutschland von 1977 bis 1997 und für 
Ostdeutschland von 1993 bis 1997 vor. 
Nach dieser IAB-Beschäftigtenstichprobe 
(vgl. Grafik 1) betrug der durchschnittliche 
Bruttojahresverdienst einer vollzeitbeschäf- 
tigten Frau in Westdeutschland im Jahr 
1997 46.268 DM, ein vollzeitbeschäftigter 
Mann erzielte im selben Jahr ein durch- 
schnittliches Bruttojahreseinkommen in 
Höhe von 61.874 DM. Auch in Ostdeutsch- 

land verdient eine Frau im Durchschnitt we- 
niger als ein Mann. Eine ostdeutsche vollzeit 
beschäftigte Frau kam 1997 im Durch- 
schnitt auf ein Bruttojahreseinkommen in 
Höhe von 38.856 DM und ein Mann auf 
41.374 DM. Im Westen erreichen Frauen 
durchschnittlich 75 %des Einkommens von 
Männern, im Osten knapp 94 %. Der Ein- 
kommensabstand zwischen Frauen und 
Männern verringerte sich in den letzten 
Jahrzehnten kaum. Westdeutsche Frauen 
konnten im Zeitraum von 20 Jahren (1 977 
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)nschaftlichen Institut (WS/) in der Hans-Böck- 

bis 1997) noch nicht einmal 3 Prozentpunk- 
te aufholen, für Ostdeutsche verringerte 
sich der Abstand in den 90er Jahren um fast 
2 Prozentpunkte. Wenn sich dieses Tempo 
nicht grundlegend ändert, dann ist im Wes- 
ten Lohngleichheit erst in 152 Jahren und 
im Osten in etwas mehr als 12 Jahren er- 
reicht. 
Diese Zahlen machen darüber hinaus große 
Einkommensunterschiede zwischen Ost- 
und Westdeutschland deutlich. Die durch- 
schnittlichen Bruttojahreseinkommen lie- 
gen - absolut gesehen - im Westen 
deutlich über den ostdeutschen Verdiens- 
ten, dies gilt sowohl für Frauen wie auch für 
Männer. Gleichzeitig liegen in Ostdeutsch- 
land die Verdienste zwischen Frauen und 
Männern deutlich näher beieinander als in 
Westdeutschland. 
Dieses von Frauen und Männern erzielte 
Arbeitseinkommen i s t  von vielen Faktoren 
abhängig. Für die Höhe des Einkommens ist 
es nicht unerheblich, in welcher Branche die 
Beschäftigten arbeiten und welche Berufe 
sie ausüben. Auf dem geschlechtsspezifisch 



lung (vgl.: Hamm, 1995, S. 71ff). Für das Ra- 
dio lässt sich feststellen, dass es sich zu ei- 
nem,,Hintergrundmedium" entwickelt. Ra- 
dio wird nebenbei gehört, ob beim Auto- 
fahren oder während der Arbeit. Immer 
mehr Programme werden auf ,,Durchhör- 
barkeit" formatiert. Die ,,Klangfarbeu der 
Musik steht im Vordergrund, Nachrichten 
und Reportagen werden möglichst kurz 
gehalten. Bei den öffentlich-rechtlichen 
Sendern werden längere Informationssen- 
dungen in extra dafür eingerichtete Pro- 
gramme ,,abgeschobenu. Einschaltquoten 
und Reichweitenanalysen belegen, dass 
diese Programme nur von einer Minderheit 
der Zuhörer genutzt werden. 
Die Parteien und Politiker reagieren darauf, 
indem sie sich dieser Entwicklung unterord- 
nen.,,Dennoch wächst das Interesse der Poli- 
tiker an der Präsenz in den Medien, vor allem 
im Fernsehen, weilsie ihrer Meinung nach nur 
auf diese Weise eine Öffentlichkeit erreichen 
können. Dafür passen sie sich den Eigenge- 
setzlichkeiten des Mediums an. >Media Fit- 
ness< ist ein wichtiges Ziel. Politische Leistun- 
gen drohen hinter darstellerische Qualitäten 
zurückzufallen. In der Konkurrenz um Öffent- 
lichkeit haben Politiker Professionalität in der 
Platzierung und lnszenierung von Ereignissen 
entwickelt. So werden Entscheidungen mit 
Fernsehzeiten abgestimmt, der Anforderung 
des Mediums nach Personalisierung wird 
durch Stilisierung der eigenen Person entspro- 
chen. Politik gerät so zu einem ausschließlich 
von Personen getragenen Prozess." (Hamm, 
1995,s. 17) So soll ein Bild des einheitlichen, 
geschlossenen Handelns transportiert wer- 
den. Politik wird auf Slogans und Schlag- 
wörter reduziert, um Inhalte in die Öffent- 
lichkeit zu transportieren. 
Diese Entwicklung i s t  nicht unproblema- 
tisch. ,,Dies erscheint wie eine Rückkehr der 
höfischen Öffentlichkeit, weil sich die Reprä- 
sentation von der Vertretung Anderer zur Dar- 
stellung des Amtes entwickelt. Der Preis für 
Politik und Journalismus heißt Verlust an 

Glaubwürdigkeit, für die politische Kultur 
heißt er Entfremdung von der Sachdiskussi- 
on." (Hamm, 1995,S.17) Der so entstandene 
Verlust an Glaubwürdigkeit und die Ent- 
fremdung von der Sachdiskussion muss 
zwangsläufig auch zu einer Entfremdung 
von Politik und Wähler, von Parteien und 
der mit ihnen verbundenen sozialen Milieus 
führen. Verstärkt wird diese Entwicklung 
durch einen Abbau 

tuellen Niveau, warum die gesamte Partei 
auf >Media Fitness< getrimmt werden 
muss. Doch die theoretischen und empiri- 
schen Grundlagen dafür sind äußerst dünn 
und halten einer kritischen Überprüfung 
eben nicht stand. 
Nicht in Machnigs Ausgangsthesen, son- 
dern in diesen beschriebenen Zusammen- 
hängen ist die Erklärung für die abnehmen- 

de Bindungskraft und 
der innerparteilichen die schlechten 
Demokratie. Wenn Durch Inszenierung von Stimmeraebnisse der 
Parteitage nicht Politik (.,,) wird nicht der SPD zu sichen. ~ u r c h  . , 
mehr der offenen gute Inszenierung 
Diskussion um Inhal- Von denuModernisierernU von Politik und deren 
te und Positionen gewünschte Effekt eintre- mediengerechte Dar- 
dienen, sondern der stellung wird nicht 
lnszenierung eines ten.Vielmehr liegt darin der von den ,,Moder- 
Medienereignisses, der Grund für die Integrati- nisierern" gewünsch- 
führt dies Zwangs- te Effekt eintreten. 
läufig zu einer AUS- Ons- und Mobilisierungs- Vielmehr liegt darin - 
grenzung von Inter- probleme der SPD. der Grund fürdie Inte- 
essen, Probleme und arations- und Mobili- - 
Wünsche der sozia- sierungsprobleme der 
len Basis. Keine Parteifuhrung kann so wei- SPD. Damit sägen die,,ModernisiererU selbst 
se sein,dass sie alle Interessen ihrer sozialen an dem Ast, auf dem sie sitzen. „, 3m2 
Basis kennt.Ohne die Möglichkeit einer au- 
thentischen lnteressensartikulation gibt es Literatur: 
für viele Menschen keinen Grund mehr sich Dohmen.Florian Medien und Macht, Hamburg 1998 

in ,,lhrer,, partei zu engagieren, ~ ~ ~ ~ ~ l l ~  ei- ~ürr,~obias:~nachronistische wunder.Zur Zukunft der 
Volksparteien nach dem Zerfall ihrer Voraussetzun- ner Mitgliederstruktur,die der sozialen Basis 
gen, In: Blätter für Deutsche und Po- 

in etwa entspricht, erreichen die Parteien litik 1999, s, 595 - 603, 
nur noch jene Menschen, die sich über die 
Partei eine Karriere,auch eine berufliche,er- 
hoffen. Das ehrenamtliche Parteimitglied, 
das aus politischer Überzeugung oder Inte- 
resse die Basis .vor Ort" bildet, hat immer 
weniger Grund sich in,,seinern Partei zu en- 
gagieren. 
Ein Beispiel hierfür i s t  der Umgang mit dem 
,,Regierungsprogramm" der SPD. Es wurde 
am 24. April der Öffentlichkeit vorgestellt 
und soll am 02. Juni auf dem Bundeswartei- 
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dem ,,Regierungsprogramm" 
zu befassen. Diese Zeit i s t  zu 
kurz um eine wirkliche Diskus- 
sion darum zu führen. Dies ist 
gewollt, denn das Programm 
ist auf den Kanzlerkandidaten 
und nicht auf die Partei zuge- 
schnitten. Doch durch dieses 
Vorgehen, dem faktischen un- 
terbinden von politischen Dis- 
kussionen in der Partei, wer- 
den die engagierten Mitglie- 
der frustriert. Es löst die Bin- 
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Der Krieg folgt eigenen Gesetzen 
Rede von Prof. Dieter S. Lutz a u f  der  DL2 1 -Ja hrestagung 

,,.*.-,.s ". Menschen sind friedensfähig, wenn 
auch nicht immer friedlich. Wir können sie 
zwar nicht sehr viel friedlicher, aber eben 
doch friedensfähiger machen. Meine Vision 
vor diesem Hintergrund war, dass wir 
zumindest fähig sind,eine Friedensordnung 
auf Dauer zu schaffen und zivilisatorisch das 
Rad nach vorne zu drehen. Das galt 
insbesondere für die Politik der SPD. Inso- 
fern war Egon Bahr,der in diesen Tagen sei- 
nen 80. Geburtstag feierte, für mich immer 
ein großartiges Beispiel, besser gesagt:Vor- 
bild.Wenn eine Person es wirklich will,dann 
schafft sie es auch, das Rad nach vorne zu 
drehen. Heute allerdings, bin ich mir nicht 
sicher, ob mein Glaube, Frieden auf Dauer 
schaffen zu können, nicht doch nur ein Irr- 
glaube ist. Nach den Erfahrungen der ver- 
gangenen Jahre, insbesondere auch der ver- 
gangenen Wochen und Monate halte ich 
eine Zukunft,geprägt von einervielzahl von 
gewaltsamen und kriegerischen Konflikten 
für nicht unwahrscheinlich. 
Nehmen wir das Beispiel der Mini-Atomwaf- 
fen,das Andrea Nahles gerade angesprochen 
hat: In Zukunft wird wahrscheinlich Krieg 
geführt werden um die Frage der Proliferati- 
on, also der Verbreitung bzw. Nicht-Verbrei- 
tung von Massenvernichtungsmitteln. Gera- 
de aber diejenigen, die, wie die USA, am 
stärksten vor der Gefahr der (horizontalen) 
Proliferation warnen, scheinen vergessen zu 
haben, dass sie selbst sich im Proliferations- 
vertrag verpflichtet haben,auch ihreeigenen 
Atomwaffen abzuschaffen (vertikale Prolife- 
ration),zumindest aber streng zu minimieren. 
Staaten wie die USA oder Russland behalten 
aber nach wie vor viele tausend Atomwaffen 
im eigenen Bestand und modernisieren sie 
überdies. Auch auf diese Weise gerät das 
Wort von Egon Bahr, dass Sicherheit nicht 
mehr gegeneinander, sondern nur gemein- 
sam geschaffen werden kann,immer mehr in 
Vergessenheit. Das sollten wir nicht zulassen. 
Egon Bahr steht für eine Kultur des Dialogs 
während des Ost-West-Konfliktes. Meine 
Hoffnung war, dass nach dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes die Kultur des Dialogs 
nicht nur fortgesetzt wird, sondern auch in 
einen Dialog der Kulturen einmünden wür- 
de (,,Von der Kultur des Dialogs zum Dialog 
der Kulturen"). Ich habe aber heute nicht 
den Eindruck, dass das wirklich auf den 
Weg gebracht wird -auch nicht in der SPD. 
Weil wir nicht die Personen haben,weil wir 
nicht die Konzepte haben, weil wir nicht 
den Willen haben, und weil wir eine Groß- 
macht, eine Supermacht haben, die USA 
heißt. 

Bis 1999 haben die SPD und ihre Politiker und 
Politikerinnen grundsätzlich gesagt, wenn 
wir an der Regierung sind, werden wir breit 
verankert eine neue friedenspolitische Dis- 
kussion führen und gemeinsam ein neues 
friedenspolitisches Konzept entwickeln und 
eine neue Friedenspolitik, in Folge von Willy 
Brandt und Egon Bahr zum Beispiel eine 
neue,,Ostpolitik gestalten. Das alles ist nicht 
geschehen. Deutsche Außenpolitik soll laut 
Koalitionsvertrag Friedenspolitik sein. Doch 
in Wahrheit steht sie nackt da. 
Dies gilt selbst für die Reform der Bundes- 
wehr. Es wurde eine Kommission unter Vor- 
sitz von Weizsäckers eingesetzt, ohne dass 
wir gemeinsam über ihre Aufgaben und Zie- 
le diskutiert haben. Aber selbst der Bericht 
dieser Kommission wurde nicht beachtet, 
geschweige denn - wie versprochen - dis- 
kutiert. Der Bericht wurde einfach zur Seite 
geschoben worden. Seitdem wir an der Re- 
gierung sind, diskutieren wir nicht mehr! Es 
gibt zwar Parteitage, gar Sonderparteitage, 
aber mit vorgefertigten Rednerlisten und 
ohne konzeptionelle und strategische Inhal- 
te. 
Am schlimmsten aber empfinde ich, dass 
wir über den Kosovo-Krieg,diesem Sünden- 
fall auch Deutschlands, bis heute nicht 
miteinander gesprochen haben. War er 
wirklich unvermeidbar? Ich meine nach- 
drücklich nein! Gleichwohl - oder gerade 
deshalb - wäre ich zutiefst dankbar, wenn 
mir im Zuge gemeinsamer Beratungen das 
Gegenteil bewiesen würde, wenn mir zum 
Beispiel belegt werden würde,dass es einen 
,,HufeisenplanU gab, wenn ich wegkommen 
würde davon, zu meinen, dass meine eige- 
ne sozialdemokratische Bundesregierung 
etwas getan hat,was ich nicht billigen kann. 
Um unseres Landes und um der Demokra- 
tie willen, wäre ich erstmals froh, wenn ich 
als Wissenschaftler widerlegt würde. Aber 
ich bekomme zum Beispiel den ,,Hufeisen- 
plan" nicht zur Einsicht.Warum nicht? Habe 
ich Unrecht,wenn ich und viele andere auch 
und gerade in der SPD meinen, es sei einer 
Demokratie und einer sozialdemokrati- 
schen Partei unwürdig,Behauptungen nicht 
transparent zu machen, Belege nicht nach- 
prüfen zu lassen. 
Was ich für den Kosovo-Krieg anmahne, gilt 
auch und erst Recht für den Afghanistan- 
Krieg. Ich bin nicht derjenige der nicht zuge- 
steht,dass unter Umständen auch mit mili- 
tärischen Mitteln Beistand geleistet werden 
muss. lm GegenteiLWir haben selber Solda- 
ten im Institut,wir bilden auch Soldaten aus. 
Aber um die Entscheidung für den Einsatz 

von Streitkräften seriös treffen zu können, 
muss ich doch Belege auf dem Tisch haben. 
Zum Beispiel muss ich überprüfbar nach- 
weisen können, ob Bin Laden wirklich der 
Täter ist oder nicht,und ob die Maßnahmen 
,die ergriffen werden,verhältnismäßig sind. 
Wer von Euch kann mir zum Beispiel sagen, 
wie viel Kollateralschaden es in Afghanistan 
gab? Ich spreche dabei noch gar nicht über 
die teilweise barbarisch umgebrachten Ta- 
liban, ich spreche nur über die Zivilisten. 
Während des Kosovo-Krieges hatte ich 
immerhin noch Informationen, die ich be- 
werten konnte und ich bin zu dem Ergebnis 
gekommen, dieser Krieg war weder unver- 
meidbar, noch war er gerechtfertigt. Beim 
Afghanistan-Krieg stehe ich, der ich als Wis- 
senschaftler aufgefordert bin, der Bevölke- 
rung,der Politik oder wem auch immer Rat- 
schläge zu geben, mit leeren Händen da. Es 
gibt keine Daten, Materialien, Informatio- 
nen. Nirgendwo kann man entsprechendes 
abfragen oder nachlesen. Nahezu alle 
schweigen. Immerhin wurde mir unter der 
Hand gesagt, in Nato-Kreisen spreche man 
von 25-30.000 Ziviltoten. Was kann ich mit 
dieser Zahl - vertraulich zugeflüstert - an- 
fangen? Ich kann damit nicht an die Öffent- 
lichkeit gehen. Es wäre Spekulation. Es kön- 
nen genau so gut 5.000 sein oder 10.000 
oder 100.000 sein. Aber müssen wir nicht 
gerade diese Zahl hinreichend genau ken- 
nen, um Politik zu beurteilen, sie weiterzu- 
führen, oder sie einzustellen. Eine Zahl von 
30.000 toten oder verwundeten Zivilisten 
ginge weit über das hinaus was als gerecht- 
fertigt angesehen werden könnte - zumal in 
einem Fall, bei dem ich sowieso der Mei- 
nung bin,das er eher ein Fall für die Gerich- 
te ist, denn für das Militär. 
Ich komme zu dem,was Andrea Nahles in ih- 
rer Einführung gefragt hat: Was für eine Be- 
deutung haben die UN für die Außenpolitik? 
Ich glaube sie haben gegenwärtig keine 
wirklich entscheidende mehr, und das ist 
spätestens seit dem Kosovo-Krieg so ange- 
legt.Was war der Grund des Kosovo-Krieges 
der NATO? Ich sehe ihn prioritär darin, dass 
die Macht zur NATO wandern sollte, weg 
von den Vereinten Nationen. Nach 1989/90 
haben die USA in Form der von ihnen domi- 
nierten NATO die OSZE weggebissen und 
darüber hinaus versucht, die Vereinten Na- 
tionen an den Rand zu drängen. Aber 
immerhin die Vereinten Nationen haben 
existiert und wir alle haben gesagt, wir be- 
teiligen uns ohne Mandat der Vereinten Na- 
tionen an keinem militärischen Einsatz ,,out 
of area". 



Also hat man versucht die Vereinten Natio- 
nen zu marginalisieren,genauso wie man es 
mit der OSZE gemacht hat. Und es wäre ge- 
lungen, wenn denn Milosevic sich der Dro- 
hung der NATO gebeugt hätte, also das ge- 
tan hätte, was, die Politiker unter uns, auch 
mir immer wieder gesagt haben: Milosevic 
gibt nach,es kommt zu keinem Krieg.ln die- 
sem Fall wäre der Beweis erbracht gewesen, 
dass eigentlich die NATO das entscheiden- 
de Instrument der zukünftigen Politik ist - 
auch ohne Mandat der Vereinten Nationen. 
Als diese Erwartung sich nicht erfüllt hat, 
war die Hoffnung, dass Milosevic nach zwei 
oder drei Tagen einknickt, dass der Krieg 
nicht länger als zwei oder drei Tage dauert. 
Auch dann noch wäre die UNO desavouiert 
gewesen. Immerhin aber hat Milosevic 78 
Tage durchgehalten. Es barmt mich das zu 
sagen: Weil dieser Diktator 78 Tage lang 
durchgehalten hat und weil die NATO den 
Karren insofern an die Wand gefahren hat, 
ist es vermutlich Milosevic zu verdanken, 
dass die Vereinten Nationen heute wenig- 
stens noch formal bestehen. Weil Milosevic 
nicht sofort eingeknickt ist, konnte in Folge 
dann eben auch all das geschehen ist, was 
man Fischer und Schröder schlussendlich 
doch positiv anrechnen kann, nämlich die 
Russen wieder ins Boot zu holen und die 
Vereinten Nationen wieder ins Spiel zu brin- 
gen. Dennoch:Die UNO hat großen Schaden 
genommen. 

Was die USA aus dem Kosovo-Fall im übri- 
gen gelernt haben, ist, dass sie Krieg auch 
ohne die Europäer führen können - und 
vielleicht sogar besser ohne die NATO als 
mit ihr. Wir erleben es gegenwärtig im Zu- 
sammenhang mit Afghanistan. Die USA 
brauchen den Rest der Welt nicht. Nicht die 
Europäer, nicht die NATO, nicht dievereinten 
Nationen. 
Die Vereinten Nationen haben mit  Blick 

auf die Terroranschläge in New York und 
Washington zwei Sicherheitsratsbeschlüs- 
se gefasst und einen Beschluss der Gene- 
ralversammlung. Danach besitzen die USA 
ein militärisches Selbstverteidigungsrecht, 
was ich übrigens teile. Und ich teile auch, 
dass man auch mit militärischen Mitteln 
kontrolliert, nachprüfbar und mit dem ei- 
nen Ziel, Bin Laden zu fassen, vorgehen 
kann. 
Aber, wenn man die Resolutionen der Ver- 
einten Nationen genau durchliest,wird man 
feststellen, dass die eigentlichen operatio- 
nellen Beschlüsse davon nichts mehr sagen. 
Sie legen vielmehr fest,dass man mit finan- 
ziellen und rechtlichen Mitteln etwas ma- 
chen soll,aber sie sagen nichts von militäri- 
schen Mitteln. Und dennoch akzeptiert die 
Weltgemeinschaft den Einsatz der Streit- 
kräfte. Darunter sind auch die großen Staa- 
ten, die man ja braucht, um Völkergewohn- 
heitsrecht zu schaffen. Was wir jetzt in Af- 
ghanistan erleben ist das Entstehen eines 

Neues vom Spagat 
Stammzellforschung in Deutschland künftig 
möglich 

Von Rene Röspel, MdB 

* Am 25. April 2002 wurde im Bun- 
destag das sog. Stammzellgesetz mehrheit- 
lich verabschiedet. Das Gesetz regelt den 
Import menschlicher embryonaler Stamm- 
Zellen. Diese Entscheidung ist der vorläufig 
letzte Punkt einer lange andauernden Dis- 
kussion über das Für und Wider der Embry- 
onenforschung. 

Die Entscheidung des Bundestages 
Am 30.Januar 2002 hat der Deutsche Bun- 
destag nach über fünf Stunden Debatte 

auf hohem Niveau die grundsätzliche Ent- 
scheidung getroffen, den Import embryo- 
naler Stammzellen nach Deutschland zu 
erlauben und gesetzlich zu regeln. Zur Ab- 
stimmung standen die beiden konse- 
quenten Positionen ,,Ja zur embryonalen 
Stammzellforschung" in Form eines von 
der FDP und CDU-Abgeordneten um Peter 
Hintze initiierten Antrags und dem ,,Neinn, 
das im wesentlichen von Wolfgang Wodarg 
(und dem Autor) formuliert wurde und 
dem sich Abgeordnete aus allen Fraktio- 

Rene Röspel, MdB, Hagen (Westfalen), ist Mitherausgeber der spw und Mitglied der Enquete- 
Kommission,,Recht und Ethik der modernen Medizinl'des Bundestages. 

neuen Völkergewohnheitsrechts. Warum? 
Weil die Völkergemeinschaft jetzt akzep- 
tiert,dass nicht die Stärke des Rechts in den 
Vordergrund gestellt wird, sondern das 
Recht des Stärkeren. Wir werden erleben, 
dass die Amerikaner diese Politikfortsetzen, 
und dass sich die anderen Großen anschlie- 
ßen werden. Zu den ersten Konsequenzen 
werden gewaltige Rüstungsschübe gehö- 
ren - und zwar weltweit. 
Abschließend noch eine Anmerkung zur 
NATO und zu Mazedonien: Die NATO - so 
wurde gesagt - habe ihr Sache gutge- 
macht auf dem Balkan, in Mazedonien. Das 
ist nicht,zumindest nicht uneingeschränkt 
richtig.Selbst wenn man beiseite Iässt,dass 
vorbeugend mit zivilen, nicht-militärischen 
Mitteln vieles hätte auch ohne Militär er- 
reicht werden können, wenn man all diese 
Instrumente rechtzeitig genutzt hätte. 
Richtig i s t  doch: Der Anlass, warum deut- 
sche Truppen überhaupt in  Mazedonien 
stehen m~issen, ist das Versagen aus dem 
Kosovo-Konflikt. Die NATO als Garantie- 
macht hätte die Aktivitäten der UCK aus 
dem Kosovo heraus nach Mazedonien hin- 
ein frühzeitig und vollständig unterbinden 
müssen. 
,,Krieg folgt eigenen Gesetzen". Bis zum Ko- 
sovo-Krieg habe ich diese Aussage für falsch 
gehalten.Bis heute entsetzt es mich,dass sie 
so offensichtlich auch auf Demokratien zu- 
trifft. b n i m  DL21 
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nen anschlossen.Augenscheinlich als Kom- 
promiss in der Mitte zwischen diesen Posi- 
tionen angesiedelt fanden sich die Befür- 
worter eines beschränkten Importes um 
die SPD-Abgeordneten Margot von Renes- 
se und Wolf-Michael Catenhusen und der 
CDU-MdB Maria Böhmer. Wenngleich der 

erreichen, so müssen sie thematisch selektie- 
ren, sich also entscheiden, welches Thema für 
sie Priorität besitzen." Leider übersieht er 
dabei, dass immer mehr Menschen den ge- 
gebenen Einsatz bei Null (Wahlenthaltung) 
setzen, was in seinem Beitrag vollkommen 
ausgeblendet wird. 
Insofern is t  es vielleicht auch nicht verwun- 
derlich, dass Thomas Hermann in einer Un- 
tersuchung über die Kommunalwahlen in 
Hannover zu der gegenteiligen Aussage 
kommt:,,Die These vom zunehmend mobilen, 
flexiblen, frei florierenden Wähler, ... Iäßt sich 
nicht bestätigen." (Hermann, 1997, 138) 
Wenn ,,... in den alten 

ben. Exemplarisch können an dieser Stelle 
die Kommunalwahlergebnisse zur Stadt- 
ratswahl in Bonn 1999 betrachtet werden. 
Während die SPD 7,7% einbüßte, konnte die 
CDU 9,9% hinzugewinnen. Werden jedoch 
die absoluten Zahlen betrachtet, ergeben 
sich für die SPD Verluste von 26.916 Stim- 
men, für die CDU Verluste von 8.442 Stim- 
men (Weitere Ergebnisse: Grüne: - 10.766 
Stimmen, F.D.P.: -838 Stimmen.). Beide gro- 
ßen Parteien haben also Stimmen verloren. 
Der prozentuale Zugewinn der CDU basiert 
demzufolge auf den überproportionalen 
Verlusten der SPD. Die SPD erhielt nur noch 

55,42% ihrer Wähler- 
Bundesländern 83,5% stimmen im Ver- 
der CDU/CSU Anhän- Insgesamt kann davon „,ich zur vorheri- > 

ger und knapp 76% ausgegangen werden, gen Kommunalwahl 
der SPD Sympathisan- (33.454 Stimmen 
ten Stamm- oder dass die Hälfte der Schill- lggg zu 60.370 
Wiederwähler ... waren Wähler ehemalige sozial- men 1994). Die Wahl- 
und unzufriedene An- beteiligung ging um 
hänger weit eher gar demokratische Wähler Stimmen zu- 
nicht wählen gehen als sir 
kurzfristig die Partei 
oder gar das politische 
Lager ... zu wechseln, dann deutet dies nicht 
nur auf die große Begrenztheit des Wechsel- 
wählermarktes, sondern gleichzeitig auch auf 
starke und immer noch vorhandene Partei- 
Affinitäten und Milieubindungen." (Hermann, 
1997,s. 138f) Noch einen Schritt weiter geht 
Karl-Heinz Naßmacher mit dem Hinweis, 
dass es sich bei der Kategorie,,Wechselwäh- 
lern überhaupt um einen Artefakt der Wahl- 
soziologie handeln würde. (vgl. Naßmacher, 
1981,s. 176) 
Soweit wie Naßmacher muss man natürlich 
nicht gehen. Selbst wenn eine, vielleicht 
auch in den 1980ern und 1990ern größer 
gewordenen Gruppe von Wechselwählern 
existiert, darf nicht der Fehler gemacht wer- 
den, diese Gruppe als absolut zu sehen. Die 
Gruppe der Wechselwähler ist eben doch 
nur eine Wählergruppe und auch nicht die 
dominierende. Statt dessen existieren 
immer noch feste Bindungen bestimmter 
Wählergruppen an bestimmte Parteien. Da- 
ran hat auch die Erosion traditioneller sozi- 
alkultureller Milieus nichts geändert. Inso- 
fern kann es nicht verwundern, wenn sich 
statt einer Auflösung sozialer Milieus das 
Herausbilden neuer sozialer Milieus feststel- 
len lässt. (vgl. u.a.:Vester 1994, Vester 1997, 
Vester 2000, Hermann 1997) 
Bei einer genaueren Betrachtung wird 
MachnigsThese auch von anderen Wahler- 
gebnissen nicht bestätig. Die relative Stabi- 
lität der CDU bei den Landtagswahlen in 
Schleswig-Holstein trotz Spendenaffäre 
spricht genauso dagegen wie die starken 
Verluste der SPD bei den Wahlen im Wahl- 
jahr 1999. Gerade die SPD, die sich von ih- 
rem traditionellen Wählerklientel zuguns- 
ten einer nicht existenten,,Neuen Mitte" ori- 
entiert,muss sich nicht wundern,wenn ihre 
traditionellen Wähler einfach zu Hause blei- 

1d. rück. Damit machen 
die Verluste der SPD 
in absoluten Stim- 

men 52,64% der Wählerstimmen aus, die 
sich an der Wahl nicht beteiligt haben (vgl.: 
SPD, 1999, - Ohne Berücksichtigung der 
Wählerwanderungen zwischen den Partei- 
en.). 
Die eigentliche Gefahr für die SPD liegt aber 
nicht darin, dass ihre traditionellen Wähler 
einmal zu Hause bleiben, sondern dass dies 
der Beginn eines Entfremdungsprozesses 
ist. Der kann dazu führen, dass sich die tra- 
ditionellen Wählermilieus von der Sozialde- 
mokratie abwenden und ihre politische In- 
teressenvertretung bei anderen Parteien 
suchen. Diese sind dann aber keine frei flo- 
rierenden Wechselwähler, die durch einen 
guten Wahlkampf oder eine gute Inszenie- 
rung von Politik zurückgewonnen werden 
können, sondern es handelt sich um eine 
(kurzfristig) nicht wieder umzukehrende 
Entwicklung, welche die Mehrheitsfähigkeit 
der SPD auf Dauer ausschließt. 
In diesem Zusammenhang sei an das Phä- 
nomen erinnert, dass besonders in den 
Großstädten die Wahlerfolge von Republi- 
kanern (REP) und Deutscher Volksunion 
(DVU) gerade in den klassischen sozialde- 
mokratischen Hochburgen stattfanden.,,Es 
wird kaum ein Zufall sein, dass sich Wähler 
rechtsextremer Parteien und Nichtwähler 
Summa summarum in ihrem Meinungs- 
und Sozialprofil recht stark ähneln" (Poer- 
schke, 1997,9).Während bei der Hamburger 
Bürgerschaftswahl von 1991 die REP mit 
1,2% noch eine zu vernachlässigende Grö- 
ße waren,änderte sich dies 1993 als die REP 
4,8% erhielten. Gleichzeitig stieg die Wahl- 
beteiligung von 66,1% (1991) um 3,5% auf 
69,3% (1 993). Das gemeinsame Wählerpo- 
tential von REP und DVU bei der Bürger- 
schaftswahl1993 und 1997 lag konstant um 
die 8%. Bei den Bürgerschaftswahlen 2001 
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gingen diese Wähler fast geschlossen zu 
Schill. Insgesamt kann davon ausgegangen 
werden, dass die Hälfte der Schill-Wähler 
ehemalige sozialdemokratische Wähler 
sind. (vgl.:Wiele, 2001,S.4) Insofern stellt der 
Entfremdungsprozess zwischen der Sozial- 
demokratie und ihren klassischen Wähler- 
klientel nicht nur eine Gefahr für die SPD 
selbst,sondern auch für die Demokratie dar. 
Rolle der Medien 
Wenn sich aber die These von der Auflö- 
sung sozialer Milieus nicht bestätigen Iässt, 
muss auch die Annahme, die Bedeutung 
der Medien für die Politische Kommunikati- 
on nehme zu, hinterfragt werden. Zuerst 
einmal kann ein Wandel der Medien selber 
festgestellt werden. Der Konkurrenz des 
Freien Marktes ausgesetzt, werden die Me- 
dien auf ihre ökonomische Verwertbarkeit 
reduziert (vgl.: Dohmen, 84f). Der Informa- 
tionsanteil wird zugunsten von Unterhal- 
tungsanteilen verringert. Die verbleibende 
Information wird zum ,,Infotainment", also 
zur unterhaltsamen Information. Nachrich- 
ten werden auf das ,,Wesentlichen verkürzt. 
Für die Entwicklung im Fernsehen lassen 
sich vier Tendenzen feststellen. Erstens die 
Tendenz zu Sensationalismus, zweitens die 
Tendenz zum Negativismus, drittens die 
Tendenz der Skandalisierung und viertens 
die Tendenz zur ritualisierten Politikdarstel- 
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Das neue Dogma 
Repl i kau f  Mat th ias  Machn ig :  Pol i t ische K o m m u n i k a t i o n  2002 - 
Herausforderungen für Parteien 

Von Björn Wiele 

Vorbemerkung dass Kommunikationswahrnehmung an die 
Die Diskussion um Politische Kom- Stelle der Weltwahrnehmung tritt." Weiter 

munikation ist von unbestrittener Bedeu- führt er aus:,,Medien setzen die Themen, über 
tung für die SPD. Insofern ist der Beitrag von die Wähler reden, reflektieren und diskutie- 
Matthias Machnig (Machnig 2002,spw 124, ren" (Machnig, 2002, 5) Dass dies schlicht 
S. 5-7) zu begrüßen. Leider - oder soll ich falsch ist, erkennt man bereits beim Nach- 
zynisch sagen: zum Glück - macht genau denken über diese Thesen. Hier einige Bei- 
dieser Beitrag deutlich,dass die Defizite der spiele: 
,,modernenM Sozialdemokratie nicht nur im 1. Dass die Studienbedingungen an deut- 
Bereich der Politischen Kommunikation lie- schen Universitäten schlecht sind, erfährt 
gen. jeder Student und jede Studentin, wenn er 
Bereits seine Eingangsthese macht dies in oder sie in überfüllten Seminaren und Vor- 
doppelter Weise deutlich: Die von ihm vor- lesungen sitzen. Dies ist eine persönliche Er- 
angestellten Thesen der Medienwissen- fahrung,die nichts damit zu tun hat,ob oder 
schaftler Kocks und Bolz sind nämlich nur wie die Medien sie thematisieren. 
eine Ausformung dessen, was unter Medi- 2. Wer dieser Tage mit Gewerkschaftsfunkti- 
enwissenschaftlern diskutiert wird. Auch onären oder besser noch mit normalen Ar- 
wenn diese Thesen beitnehmern in Be- 
populär sind und die trieben redet, weiß, 
Hegemonie im wis- Doch SO sehr sich die dass die Arbeitneh- 
senschaftlichen Dis- mer in der Bundesre- 
kurs über Politische Medien auch weiterent- publik reale 

Kommunikation ha- wickelten, persönliche kensverluste hinneh- . . 
ben, gibt es doch men mussten. Es i s t  
dem widersprechen- Erfahrungen machten die vollkommen eaal, ob 

J 

de Forschungsergeb- Menschen weiterhin. und wie die Medien 
nisse. Dies wird mit dies thematisieren 
keinem Wort er- oder nicht. Die Appel- 
wähnt. Ein gegeneinander Abwägen unter- le zur Mäßigung bei den Lohnforderungen 
schiedlicher Forschungsergebnisse,eine Be- verhallen aufgrund dieser individuellen 
gründung warum man sich gerade diesen Wahrnehmung ungehört. 
Thesen anschließt, findet nicht statt. Nicht 3.Matthias Machnig spricht von einer Euro- 
einmal erwähnt ist z. B. das neue Buch von Euphorie, die es wohl bei einigen Bürgern, 
Thomas Meyer:,,Mediokratie. Die Kolonisie- insbesondere bei den wirtschaftlichen Füh- 
rung der Politik durch die Medien". rungskräften, gegeben hat. Dieser Euphorie 
Es geht Machnig nicht darum, ob die ge- stand aber eine große Skepsis, besonders 
nannten Thesen richtig sind oder nicht,son- bei älteren Bürgern, gegenüber. Mediale 
dern sie werden als absolutes Dogma ge- Aufklärung hat hier nicht geholfen, die 
setzt. Ängste zu nehmen. 
Genau diese Krankheit, die gerade in der Natürlich ist die individuelle Wahrnehmung 
öffentlichen Debatte hegemonialenThesen der Bürger (die eben nicht nur Wähler sind) 
unreflektiert als Dogma zu setzen,die Unfä- auch medial geprägt. Alles was außerhalb 
higkeit kritisch zu denken und eigene seines persönlichen Wahrnehmungsberei- 
Schlüsse zu ziehen ist es aber, welche das ches liegt KANN nur über Medien,also Mitt- 
Führungspersonal der,,modernenn Sozial- ler, wahrgenommen werden. Dies war aber 
demokratie befallen hat. Deshalb sollen in schon immer so. Lange bevor es die Mas- 
diesen Beitrag einige kritische Anmerkun- senmedien gab, waren es Reisende, die 
gen und Gegenthesen aufgezeigt werden. Neuigkeiten von Geschehnissen aus ande- 
Kommunikationswahrnehmung vs.der Per- ren Ländern verbreiteten. Dies blieb so bis 
sönlichen Wahrnehmung zur Erfindung des Buchdruckes. Doch es 
Der Autor schließt sich der These an, die waren nicht die Bücher, die Medien zu ei- 
Medien,, ... berichten nicht die Geschehnisse, nem politischen Faktor machten, sondern 
sie entscheiden was geschehen ist" und „... die Flugschriften ohne die sich die Gedan- 
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ken der Reformation nicht in Europa hätten 
verbreiten können. Die Reformation ist das 
erste geschichtliche Ereignis, welches ganz 
wesentlich durch Medien beeinflusst wur- 
de. 
Nach den Flugschriften kamen Zeitungen 
dazu, Plakate und schließlich die elektroni- 
schen Medien: Radio, Fernsehen, Internet. 
Doch so sehr sich die Medien auch weiter- 
entwickelten, persönliche Erfahrungen 
machten die Menschen weiterhin. 

Individualisierung und Wechselwähler 
Auch Machnig geht davon aus,dass sich die 
traditionellen sozialen Milieus auflösen und 
die Bindung zu den Parteien dadurch zu- 
rückgeht:,,Die gesellschaftlichen Umbrüche 
in der Arbeitswelt und der Lebensstile, verän- 
dern sozialdemokratische und konservative 
Milieus und ihre Integrationskraft. Das hat für 
die Parteien weitreichende Folgen: Mehrhei- 
ten werden heute auf Zeit, zu eher lose ver- 
koppelten lnteressensgemeinschaften, die es 
durch politische Kommunikation zu organi- 
sieren und mobilisieren gilt." (Machnig, 2002, 
5) 
Richtig ist die Annahme,dass sich diese tra- 
ditionellen Milieus in einem Prozess der 
Auflösung befinden. So ist zum Beispiel 
,,...die traditionelle Variante des Arbeiterbe- 
wußtseins ... auf etwa 5 % geschrumpft, wäh- 
rend sie sich in Ostdeutschland noch bei ei- 
nem Viertel der Menschen findet." (Vester, 
1994, 108) Entsprechend dieser Entwick- 
lung trat seit den 1980er Jahren die,,lndivi- 
dualisierungstheorie" ihren Siegeszug in 
der politischen und sozialwissenschaftli- 
chen Diskussion an.Sie behauptet eine Ent- 
strukturierung bzw. Auflösung der histo- 
risch entwickelten Zusammenhänge und 
Abgrenzungen (vgl.: Beck, 1986,140). Nach- 
weisen lassen sich die Annahmen der,,lndi- 
vidualisierungstheorie" besonders in drei 
Bereichen. Erstens als,,Kompetenzerweite- 
rung", zweitens als,,partizipatorische Revo- 
lution", drittens als,,Selbstverwirklichung" 
(vgl.:Vester, 1997, S. 23). 
Aus den Auswirkungen der Grundannah- 
men der ,,lndividualisierungstheorie" wird 
als Folge für die Parteien die Annahme ab- 
geleitet, es entstünden flexible,,,frei florie- 
rende" (so Thomas Hermann) Wählermas- 
sen. Machnig schließt sich dieser These an, 
indem er formuliert:,,Geht man davon aus, 
dass Wähler nach einer Art kommunikativen 
Maximalprinzip handeln, also versuchen, mit 
einem gegeben Einsatz das beste Ergebnis zu 

Autor diese Position nicht als Kompromiss 
im Sinne eines,,Nein, aber ..." ansieht, son- 
dern als ersten Schritt in Richtung der Zu- 
lassung von Forschung an Embryonen im 
Sinne eines verklausulierten .Ja, aber spä- 
ter ...", fand der Kompromiss-Antrag mit 339 
Stimmen (von 618 abgegebenen) eine 
Mehrheit.Viele der Abgeordneten hielten 
offenbar die Argumentation für stichhaltig, 
mit dem beschränkten Import von,,Stamm- 
zelllinien, die an einem noch zu bestim- 
menden Stichtag etabliert wurden", die 
Zerstörung weiterer Embryonen zu For- 
schungszwecken zu verhindern. 

Warum eine Neuregelung? 
Anlass der seit Monaten geführten Debat- 
te ist die rechtliche Grauzone des Embryo- 
nenschutzgesetzes von 1990, das in 
Deutschland zwar die ,,Herstellung von 
Embryonen außer zur Herbeiführung einer 
Schwangerschaft" - somit also die Herstel- 
lung von Embryonen zu Forschungszwe- 
cken - verbietet, nicht aber den lmport 
embryonaler Stammzellen aus dem Aus- 
land regelt. Zum Zeitpunkt derverabschie- 
dung des Embryonenschutzgesetzes war 
nicht abzusehen, dass die Forschung 
Stammzellen aus Embryonen gewinnen 
würde, insofern bestand kein Anlass zu ei- 
ner Regelung. Nach überwiegender heuti- 
ger Rechtsauffassung aber ist der lmport 
zulässig. In diese Grauzone stieß der Antrag 
des Bonner Neurologen Oliver Brüstle an 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft, 
den lmport solcher Zellen aus Israel im 
Rahmen eines Forschungsprojektes zu fi- 
nanzieren. Das Jahr 2001 über entwickelte 
sich eine lebhafte Diskussion über die wis- 
senschaftliche und wirtschaftliche Bedeu- 
tung solcher Forschung und die möglichen 
ethischen Konsequenzen für unsere Gesell- 
schaft. Die Debatte am 30. Januar wurde 
von vielen - zumindest im politischen 
Raum - als vorläufiger Abschluss dieser 
Diskussion angesehen. Bereits im März leg- 
ten Catenhusen, von Renesse und Böhmer 
einen ersten Entwurf eines,,Gesetzes zur 
Sicherstellung des Embryonenschutzes im 
Zusammenhang mit Einfuhr und Verwen- 
dung menschlicher embryonaler Stamm- 
zellen (Stammzellgesetz - StZG)" vor. Nach 
zum Teil heftiger Kritik wurde zu diesem 
Entwurf auch eine Sachverständigenanhö- 
rung des Bundestages abgehalten. 

Widersprüche zwischen Richtungsbe- 
schluss und Gesetz 
Im Verlauf der weiteren Diskussion wurde 
der Vorwurf, mit dem Gesetzentwurf nicht 
den Beschluss vom 30.Januar umzusetzen, 
immer lauter. In derTat wird nicht mehr von 
den,,zu einem bestimmten Stichtag etab- 
lierten Stammzelllinien" gesprochen, son- 
dern von,,embryonalen Stammzellen,die in 
Kultur gehalten werden". Der auf den ers- 
ten Blick akademisch anmutende Unter- 

schied ist gravierend.Während bei der Ab- 
stimmung am 30.Januar in den Köpfen vie- 
ler Abgeordneter als Beispiel die Regelung 
des US-Präsidenten existierte,nach der nur 
die zum 9.August 2001 vorhandenen Zell- 
linien (etwa 80 weltweit) zu Forschungs- 
zwecken benutzt werden dürfen, weitet die 
jetzige Regelung im 5 3 StZG den lmport 
auf alle embryonalen Stammzellen aus, die 
zum 01 .01.2002 existierten - vermutlich 
mehrere Hundert bis Tausend. Zwar kann 
man hoffen, dass auch über diese Formu- 
lierung die Zerstörung neuer Embryonen 
vermieden werden kann. Das große Manko 
besteht aber in der Kontrollierbarkeit die- 
ser Regelung.Während es sich bei etablier- 
ten Stammzelllinien üblicherweise um Zel- 
len handelt, die über längere Zeiträume 
stabil in Nährmedien in Kultur gehalten 
werden können, ohne wesentliche Eigen- 
schaften zu verlieren, und deshalb in La- 
borprotokollbüchern oder sogarveröffent- 
lichungen bereits Erwähnung finden, ist 
die Kontrollmöglichkeit der vorhandenen 
Stammzellen erheblich geringer: Grund- 
sätzlich muss jede aus einem Organ oder 
Embryo entnommene Zelle in Kultur ge- 
nommen werden. Deshalb führt die vorlie- 
gende Definition dazu, dass bereits jede 
einem Embryo entnommene Zelle impor- 
tierbar wird. Der Zeitpunkt dieser Entnah- 
me kann aber nicht zweifelsfrei nachge- 
wiesen werden. 
Eine weitereVeränderung findet sich z. B.in 
Bezug auf die sog. Zustimmungsregelung. 
Im Bundestagsbeschluss vom 30. Januar 
wurde die informierte Einwilligung der,,El- 
tern" als Grundlage für eine Genehmigung 
gefordert (die für sich genommen nicht un- 
problematisch ist, da der 5 218 StGB z. B. 
richtigerweise nur auf die Schwangere ab- 
stellt). Im beschlossenen Gesetz wird der 
Anspruch aufgegeben, Anforderungen an 
die informierte Zustimmung zu stellen,wie 
sie für das deutsche Recht in anderen FäI- 
len diskutiert werdemstattdessen wird nur 
noch die ,,Übereinstimmung mit der 
Rechtslage im Herkunftsland" gefordert. 
Da es allerdings eine Reihe von Staaten 
gänzlich ohne oder mit einer Regelung,die 
nicht unserer Auffassung von Zustim- 
mungsrechten entspricht, gibt, ist hier ein 
großes Tor für Missbrauch aufgemacht 
worden. 
Trotz dieser Vorbehalte stimmten am 25. 
April 360 Abgeordnete (von 559 abgege- 
benen Stimmen) für und 190 gegen das 
Gesetz (bei 9 Enthaltungen). Eine ganze 
Reihe von Abgeordneten, die grundsätz- 
lich gegen den lmport von embryonalen 
Stammzellen sind,stimmten für das Gesetz, 
um Schlimmeres zu verhindern (dieses 
Verhalten wird nach der Präsidentschafts- 
wahl in Frankreich vielleicht nachvollzieh- 
barer: Wer Le Pen nicht wollte, musste Chi- 
rac wählen.).Eine Reihe von DL 21-Mitglie- 
dern ging diesen Weg (siehe persönliche 

Erklärung zur Abstimmung unter 
www.roespel.de) in der Erwartung, damit 
wenigstens den gefundenen Kompromiss 
durch eine breite Unterstützung für einen 
längeren Zeitraum zu stabilisieren. Bereits 
vor der Abstimmung war deutlich, dass ei- 
nige Bundestagsabgeordnete gegen die 
jetzige Regelung stimmen würden,weil sie 
nicht weit genug geht (wie das auch bei 
den über 30 Ja-Stimmen der FDP zu erwar- 
ten ist). In seiner persönlichen Erklärung 
zur Abstimmung schreibt z. B. der ehema- 
lige Verteidigungsminister Rupert Scholz 
(CDU), dass er mit Nein gestimmt habe, da 
.die von ihm (dem Gesetz, R.R.) für die Em- 
bryonenforschung errichteten rechtlichen 
Schranken zu rigide" seien. 

Wie geht es weiter? 
Aus dem Bereich der Forschung wird nicht 
einmal eine Schonfrist abgewartet, um ge- 
gen den Kompromiss anzugehen:Während 
die Entwicklungsbiologin und Nobelpreis- 
trägerin Christiane Nüsslein-Volhard am 
24.01.02 auf einer öffentlichen Veranstal- 
tung des Nationalen Ethikrates noch ihr 
Unverständnis über die lange Diskussion 
ausdrückte, da doch sowieso nur einige 
wenige Forschergruppen in Deutschland 
an embryonalen Stammzellen arbeiten 
wollten und andere Länder bereits einen 
großen Vorsprung besäßen, kritisiert sie 
das neue Gesetz bereits vier Tage nach 
dem Beschluss:,,ln fünf Jahren werden wir 
wieder debattieren. ... Das Gesetz stellt die 
deutschen Forscher international total ins 
Aus" (Interview in der Mitteldeutschen Zei- 
tung vom 29.04.02). 
Der Autor erwartet von der Sozialdemo- 
kratie, dass neue Technologien in  einen 
gesellschaftlichen Gesamtzusammen- 
hang gestellt werden und ethische Maß- 
stäbe Vorrang vor ökonomischen Interes- 
sen haben. Mit der getroffenen Entschei- 
dung wird ein weiterer Schritt weg von 
einem solchen Vorgehen gemacht. Es ist 
zu befürchten,dass künftig in vielen Berei- 
chen bisher gültige Grenzen verschoben 
werden können, wenn nur der,,spekulati- 
ve Gewinn" für das Individuum, die Gesell- 
schaft oder die Wirtschaft massiv genug 
vertreten wird. Für die Gentechnik werden 
die Felder schon abgesteckt: Präimplanta- 
tionsdiagnostik, gentechnisch veränderte 
Pflanzen, die als Arzneimittel Krankheiten 
oder eben den Hunger der Welt bekämp- 
fen sollen. 
Wenngleich die rotgrüne Bundesregie- 
rung mit der Unterstützung des Stamm- 
zellimportes einen schweren Fehler be- 
gangen hat, gilt es nun, die weiteren An- 
griffe auf das Embryonenschutzgesetz 
abzuwehren und wieder zu einerTechnik- 
folgenabschätzung zu kommen, die sich 
an gesellschaftspolitischen Maßstäben 
orientiert und ökonomische Interessen 
nicht überbewertet. ~ o m m  ~ ~ 2 1  
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Reformen? 
E i n l e i t u n g  zum S c h w e r p u n k t  

Von Björn Böhning/ Horst Peter/ Felix Welti 

Reformen im Gesundheitswesen Leitbranche des 21. 
sind ein ständigesThema der Sozial- und Ge- Jahrhunderts wer- 
sellschaftspolitik. Nach der Bundestagswahl 
2002 sind bei jeder Konstellation Konflikte 
und Neuregelungen zu erwarten.Ob es der 
gesellschaftlichen Linken gelingt,Vorschlä- 
ge zu entwickeln, um das sozialstaatliche Ge- 
sundheitswesen zu bewahren und zu erneu- 
ern, sie mehrheitsfähig zu machen und 
durchzusetzen, ist eine entscheidende Probe 
auf die Politikfähigkeit der Linken im Gan- 
zen. Dafür sind drei Dimensionen zu nennen. 
Die Soziale Dimension: Das System einer soli- 
darischen und grundsätzlich am Bedarf ori- 
entierten Gesundheitsversorgung steht im 
Kern des Sozialstaates. Das soziale Prinzip 
,,Jeder nach seinen Fähigkeiten,jedem nach 
seinen Bedürfnissen" hat in diesem Bereich 
zumindest im Ansatz Geltung und findet 
nach wie vor breite Zustimmung in der Be- 
völkerung. Jede Gesundheitsreform ist eine 
Frage der Verteilung von Ressourcen und Ri- 
siken. Der Verzicht auf soziale Umverteilung 
im Gesundheitswesen würde nicht nur zu 
ethisch unvertretbaren Ergebnissen führen, 
sondern auch die gesamte Gesellschaft mit 
hohen Kosten der Unsicherheit belasten und 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt ge- 
fährden. 
Die Ökonomisch-ökologische Dimension: 
Das sozialstaatliche Gesundheitswesen i s t  
nicht nur ein Mechanismus der Risikosteue- 
rung und der Umverteilung zwischen Ein- 
kommensgruppen und zwischen Gesunden 
und Kranken, sondern auch ein Steuerungs- 
element für eine der bedeutendsten Wirt- 
schaftsbranchen. Dort wird mehr als ein 
Zehntel des Sozialprodukts bewegt und ist 
ein noch deutlicher höherer Anteil der Er- 
werbstätigen beschäftigt. Für die Zukunft ist 
zu erwarten, dass die gesamtwirtschaftliche 
Bedeutung dieses beschäftigungsintensiven 
Bereichs weiter ansteigt. Dieser Sektor ist 
zumindest nicht alleine an Profit und Markt 
ausgerichtet, sondern muss auch nach dem 
Bedarf gesteuert werden. Ob es gelingt, dies 
so zu gestalten,dass sozialstaatlicher Bedarf 
effektiv und effizient befriedigt werden 
kann, i s t  eine Herausforderung, an der sich 
die Gestaltungskraft der Linken insgesamt 
beweist. Das Gesundheitswesen kann die 
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den. Wird es das un- 
ter sozialstaatlichen 
Vorzeichen, kann 
dies Politik und Wirt- 
schaft im Ganzen 
verändern. 
Die kulturelle Dimension: Grundentschei- 
dungen der Gesundheitspolitik sind auch 
ethische Entscheidungen, welche das Be- 
wusstsein einer Gesellschaft von sich und ihr 
Bild von Menschen,Natur und deren Verhalt- 
nis pragen. Dies betrifft den gleichen und 
gerechten Zugang zu Gesundheitsleistun- 
gen, aber auch das Bild von ,,gesundn und 
,,krank. Mit enorm überzeichneten Heilsvor- 
stellungen wird diese Debatte zur Zeit um 
Ressourcen und Beschränkungen der Bio- 
und Gentechnologie geführt. Dies ist 
wiederum ver- 
schränkt mit den Pa- 

nisch Kranker, der Aufgabenverteilung zwi- 
schen niedergelassenen Ärzten und Klini- 
ken und mit Kriterien von Qualität im Ge- 
sundheitswesen zu beschäftigen. Eine sol- 
che Debatte darf nicht spezialistisch ge- 
führt werden, sondern kann und muss die 
Gesellschaft breit erfassen. 
Kluge Analysen und Konzepte sind zwar eine 
Voraussetzung für Reformpolitik. Hinrei- 
chend sind sie aber nicht. Das komplex orga- 
nisierte Gesundheitswesen erfordert viel- 
mehr auch eine Strategie, um politische Zie- 

le durchzusetzen. 
Auch hier ist die Linke 

radigmen von Medi- Das Gesundheitswesen gefordert, um das In- 
zin und Gesellschaft, teresse der breiten 
mit den Vorstellun- kann die Leitbranche des an universel- 
gen von technischer 21. Jahrhunderts werden. lem Zugang zu Ge- 
Machbarkeit und sundheitsleistungen 
menschlichem Maß. Unter sozialstaatlichen bei vertretbaren Kos. 
Die Frage der Ge- Vorzeichen kann dies ten, das besondere In- 
s u n d h e i t s r e f o r m  teresse der chronisch 
muss im laufenden Politik und Wirtschaft im  Kranken und behin- 
Wahlkampf in die Ganzen verändern. derten Menschen an 
Mitte der Auseinan- einer Verbesserung 
dersetzung rücken. der Versorgung und 
Linke Wahlerfolge sind auch heute nur mit die Interessen verschiedener Gruppen von 
Antworten auf die Lebensfragen der Men- Leistungserbringern des Gesundheitswe- 
schen zu erreichen und nicht durch kurzfris- sens zusammenzuführen und zu bündeln. 
tige Emotionalisierungen und Inszenierun- Eine Reform wird nur durchsetzbar sein, 
gen. wenn zumindest einTeil der Ärzte und nicht- 
Die gesundheitspolitische Diskussion darf ärztlichen Heilberufe von ihrem Nutzen 
dabei keine reine Kosten- und Verteilungs- überzeugt ist. Die Seite der Arbeit ist im Ge- 
diskussion sein. Die Qualität der Gesund- sundheitswesen unübersichtlich.Gerade die 
heitsversorgung und die Verteilung von prekären Arbeitsbedingungen in Teilen der 
Gesundheitschancen im System müssen Pflege sind beachtenswert. Die Linke - und 
thematisiert werden. Die Diskussion darf gerade ver.di - muss hier zeigen, dass sie 
nicht bei Beitragssätzen und Versiche- auch diejenigen anzusprechen vermag, die 
rungspflicht stehen bleiben, sondern muss selbstständig und in kleinen Einheiten arbei- 
konkret beantworten, welches Gesund- ten -gerade dann, wenn ihnen ein Struktur- 
heitswesen finanziert werden soll. Darum wandel zu neuen und größeren Organisati- 
i s t  es nötig, sich mit Fragen der Prävention onsformen bevorsteht. 
und Rehabilitation, der Versorgung chro- spw hat in den letzten Jahren bereits eine 

Reihe von Beiträgen zu gesundheitspoliti- 
schen Fragen gebracht (siehe Kasten). Dar- 
auf aufbauend, kann in diesem Schwerpunkt 

zender; Horst Peter, Kassel; Dr. Felix Welti, Lübeck, auf Überblicksartikel verzichtet werden (sie- 
he Peter/ Röspel/ Rosenbrock, spw 1 17, und 

schieden, sondern auch von der Frage ab- 
hängig sein, ob es gelingt, eine nennens- 
werte Anzahl linker politischer Kräfte für 
die Arbeit in der SPD oder ihrem Umfeld 
zu gewinnen.Warum z.b. nicht im Rahmen 
eines attraktiven politischen Projektes (!) 
eine Mitgliederwerbekampagne auf die 
Beine stellen nach dem Motto:,,Die Linke 
in der SPD stärken - Mitglied werden!"? 

Langfristiges Rekonstruktionsprojekt 
Wenn ich recht habe mit der Behauptung, 
dass die Analyse und Veränderung des mo- 
dernen Alltagsverstandes als das vielleicht 
wichtigste Projekt der Linken angesehen 
werden muss, dann sollte diese Erkenntnis 
auch im Zentrum der Reorganisation einer 
Parteilinken stehen. Es muss uns also gelin- 
gen, langfristige hegemoniale Prozesse 
zwischen den Parteitagen (!) einzuleiten, 
die Fragen der politischen Bildung (z.B.Ta- 
gungen, Seminare, Diskussionsrunden, 
Zeitschriften etc.) mi t  solchen der politi- 
schen lnitiative (z.B. Schreiben und Durch- 
setzen politischer Anträge in Parteigremi- 
en) angemessen verknüpfen. Ein solcher 
Prozess kann realistischerweise frühestens 
nach der Bundestagswahl in Angriff ge- 
nommen werden. Hierzu ist zu analysieren, 
welche Bestandteile der Partei am ehesten 
einer intensiven programmatischen und 
politischen Arbeit zugänglich sind (z.B.:Ar- 
beitsgemeinschaften oder vereinzelte Par- 
teigliederungen) Nach einer solchen Ab- 
schätzung sind dann konkrete Formen der 
politischen Arbeit zu konzipieren, die fol- 
gende Fragen berücksichtigen müssen: 
1. Welche Themen/Projekte sind für die Lin- 
ke wichtig? 
2.WelcheThemenlProjekte sind mittel- und 
langfristig objektiv von Belang? 
3. Welche dieser objektiv bedeutenden The- 
men/Projekte eignen sich besonders, um 
eine sachlich begründete Emanzipation be- 
stimmter Kreise der Partei von der derzeiti- 
gen Parteiführung herbeizuführen (z.B. die 
Themen Rente, Gesundheit, Arbeit)? 
Eine Parteilinke kann aber nicht nur pro- 
grammatisch, sondern muss auch organisa- 
tions- und personalpolitisch agieren.So wie 
die Partei als eine Vorwegnahme des Staa- 
tes interpretiert werden kann, muss die Par- 
teilinke als Vorwegnahme einer linken Par- 
tei verstanden werden. Es kommt also nicht 
nur darauf an,eine einheitliche Ideologie zu 
entwickeln, sondern ebenso darauf, eine 
einheitliche Organisation und eine ausrei- 
chende Anzahl entwickelter politischer 
Funktionäre hervorzubringen. Bestandteil 
einer Rekonstruktion der Parteilinken muss 
daher auch eine personalpolitische Konzep- 
tion sein. Die ostdeutschen Landesverbän- 
de bieten in dieser Hinsicht besonders 
günstige Voraussetzungen: Sie sind organi- 
sationspolitisch besonders schwach und 
stellen daher für die Linke ein günstigesTer- 
rain dar. Ob diese historische Chance von 
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der Linken genutzt wird, hängt nicht zuletzt 
von den Jusos ab. 

Tetralog einer neuen Parteilinken 
Eine Parteilinke, die erfolgreich sein und 
ihre weitere Mitgliedschaft in der SPD noch 
politisch rechtfertigen will, muss daher m.E. 
folgende Grundsätze beachten. 
1. Sie muss geduldig sein: Unter einem 
Zeitraum von 10-20 Jahren wird nichts zu 
machen sein. Die SPD-Linke ist innerhalb 
der Partei seit Jahrzehnten unterlegen und 
wird es vorerst bleiben. Wir brauchen den 
Mut zu einer Kultur der Subalternität und 
Niederlage. Erst im Anschluss an eine lang- 
fristige Rekonstruktionsphase kann die Lin- 
ke überhaupt erst wieder dauerhaft erfolg- 
reich sein:,,Man muss nüchterne, geduldige 
Leute schaffen, die nicht verzweifeln ange- 
sichts der schlimmsten Schrecken und sich 
nicht an jeder Dummheit begeistern. Pessi- 
mismus des Verstandes, Optimismus des 
Willens." (Gramsci 1991ff: 2232; Heft 28, 5 
11) 
2. Sie muss gebildet sein: Wenn die Poli- 
tik die Mittlerin zwischen Alltagsverstand 
und Wissenschaft ist, kommt ihr demnach 
eine doppelte Aufgabe zu: Sie muss so- 
wohl eine genaue Kenntnis über die aktu- 
ellen wissenschaftlichen Fakten als auch 
über die Geschichte und den momentanen 
Zustand des Alltagsverstandes besitzen. 
Hinzu kommt,dass die Wiederbelebung ei- 
ner SPD-Linken zwar machtpolitische As- 
pekte nicht außer Acht lassen kann, 
letztlich ihre langfristige Basis aber in einer 
überzeugenden inhaltlichen Alternative 
finden muss. 
3. Sie muss selbstkritisch sein: Wie sagte 
Rudolf Scharping einst so schön? ,,Es gibt 
eine Sache,die ist wichtiger als wir." Gerade 
weil das so ist, i s t  Fähigkeit zur Selbstkritik 
eine der wichtigsten Eigenschaften. Man 
muss sich daher auch nichts vormachen 
und sich ständig damit selbst betrügen, 
dass man sogar die kleinsten Kompromisse, 
die man der Parteiführung abnötigt, als,,Er- 

folge" feiert und folglich notwendige Ab- 
wehrkämpfe mit Momenten der politischen 
lnitiative verwechselt. Wer Kritik nicht er- 
trägt und nicht selbstkritisch ist, stellt nicht 
die Sache, sondern sich selbst in den Mittel- 
punkt. 
4. Sie muss (neo)sozialistisch sein: Ohne 
eine Revision ihrer Kultur und Programma- 
tik wird die sozialistische Linke nicht die 
Ausstrahlungsfähigkeit, die sie benötigt, 
erlangen können.Dies heißt m.E.vor allem, 
dass sie sich die Frage gefallen lassen und 
stellen muss, ob sie in ihrer bisherigen Ge- 
schichte wirklich oder ausreichend sozia- 
listisch gewesen ist.Damit meine ich nicht, 
dass die sozialistische Linke einen refor- 
mistischen Zerfallsprozess rückgängig ma- 
chen und wieder bei den Klassikern (z.B. 
Marx) ankommen müsste, sondern damit 
meine ich, dass sie sich die Frage stellen 
muss, ob ihre grundsätzlichen Orientierun- 
gen und damit auch die ihrer,,Gründungs- 
väter" nicht vielmehr noch so sehr mit der 
bürgerlichen Gesellschaft verwoben, noch 
so sehr in ihr verhaftet gewesen sind, dass 
sie langfristig gar keine attraktive gesell- 
schaftspolitische Alternative generieren 
konnte, weil sie eigentlich nicht den Kapi- 
talismus überwinden, sondern ihn über- 
treffen,also zu seinem eigentlichen Begriff 
bringen wollte. Mit anderen Worten: Die 
herkömmliche Linke war hyperkapitalis- 
tisch und ist auch deshalb heute in der 
Defensive, denn den Kapitalismus können 
Kapitalisten besser organisieren als Sozia- 
listen. Zum Projekt einer programmati- 
schen Erneuerung der sozialistischen Lin- 
ken gehört zuerst und vor allem eine poli- 
tische Ethik:,,Es kann keine dauerhafte und 
entwicklungsfähige Vereinigung geben, 
wenn sie nicht von bestimmten ethischen 
Prinzipien getragen ist, welche die Vereini- 
gung selbst ihren einzelnen Bestandteilen 
auferlegt, um der inneren Festigkeit und 
Homogenität willen, die notwendig sind, 
um das Ziel zu erreichen." (Gramsci 1991ff: 
770f; Heft 6,§ 79) SPW 3i200z 
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her organisch sein, also von unten nach 
oben verlaufen. Dass dies nichts mit einem 
,,naivenM Festhalten am Politikmodell aus 
Vorzeiten der Mediendemokratie zu tun 
hat, sondern eine grundlegende strategi- 
sche Voraussetzung darstellt, hat der Fall 
Lafontaine gezeigt. Aus seinem Rücktritt 
müssen vier Schlussfolgerungen gezogen 
werden: 1. dass die sozialdemokratische 
Linke (fast) tot ist, 2. dass die marxistische 
Unterstellung, die Strukturen würden die 
Geschichte machen und nicht die Perso- 
nen, Unsinn ist, 3. dass nur er bereit war, 
den Versuch zu wagen, die konservative 
Hegemonie zu brechen und dies 4. ohne 
politischen Rückhalt in Partei und Gesell- 
schaft nicht möglich ist. Lafontaines Rück- 
tritt und anschließende (!) Wahlniederla- 
gen der SPD haben daher nicht, wie Mik- 
feld meint, gezeigt, wie fatal mangelnde 
Geschlossenheit ist, sondern wie wichtig 
der Bruch mit der konservativen Hegemo- 
nie ist, die in 16 Jahren Kohl im Alltagsver- 
stand verankert wurde, und wie aussichts- 
los dieser Kampf ist, wenn er nicht syste- 
matisch vorbereitet wurde. 

Die Aufgaben einer Parteilinken 
Bei der Skizzierung der Aufgaben einer neu- 
en Parteilinken muss ich mich leider vorerst 
auf ein paar allgemeinere Bemerkungen be- 
schränken (konkrete Projektvorschläge sol- 
len später nachgereicht werden) Da vor 
dem 22.September 2002 ohnehin nicht mit 
einer intensiveren Debatte über die Zukunft 
der SPD-Linken zu rechnen ist, mag dieses 
Defizit vorerst erträglich sein. Der größte 
Mangel der nachfolgenden Äußerungen 
besteht darin, dass sie sich vorwiegend auf 
parteiinterne Probleme beschränken und 
die Frage der außerparlamentarischen oder 
Bewegungsarbeit vorerst ausklammern. 
Analyse des Alltagsverstandes und Pro- 
grammatische Debatte 
Das größte Hindernis bei der Rekonstrukti- 
on einer SPD-Linken ist ohne Zweifel die 
soziale Basis der SPD. Noch einmal: Linke 
Politik ist in der SPD momentan und in den 
nächsten Jahren nur gegen den zu erwar- 
tenden Alltagsverstand des entsprechen- 
den Milieus durchsetzbar. Gerade deshalb 
halten viele Linkssozialisten eine Arbeit in 
der SPD inzwischen für aussichtslos. 
Allerdings ist mir diese Sichtweise zu fatalis- 
tisch bzw. marxistisch, weil sie die Men- 
schen nicht als politische Akteure, sondern 
als Transmissionsriemen des Automaten 
Geschichte versteht. Wäre der Automatis- 
mus, der im Rückschluss vom sozialen Mili- 
eu auf die Struktur des spezifischen Alltags- 
verstandes unterstellt wird, wahr, hätte es 
Marx, Engels, Luxemburg, Gramsci ... Bour- 
dieu nicht geben dürfen.Sie alle haben,was 
allerdings eine etwas ungenaue Formulie- 
rung ist, als Intellektuelle gegen ihr Milieu, 
gegen ihre,,objektiven Interessen" gehan- 
delt.Offenbar is t  es also möglich,von seinen 

Lebensbedingungen zur abstrahieren und 
durch eine,,Katharsisn (Gramsci) den Status 
der reinen lnteressenvertretung zu verlas- 
sen und zur Politik zu gelangen. Bedingung 
einer solchen Entwicklung ist allerdings 
eine intensive, langfristig angelegte Bil- 
dungsarbeit:,,Die theoretische Schwäche, 
das Fehlen von Schichtenbildung und histo- 
rischer Kontinuität [!!! ,M.B.] der linken Rich- 
tung haben einen der Gründe der Katastro- 
phe ausgemacht [...I Wenn eine Bildungstä- 
tigkeit der Partei fehlt, erwerben sich die 
Einzelnen eine Bildung, wie sie können [...I" 
(Gramsci, Antonio: Gefängnishefte, Heft 3, 
Berlin 1991,s. 365) Und das Ergebnis eines 
solchen Prozesses ist der Zerfall der Linken, 
weil so dem individuellen Alltagsverstand 
kein einheitliches Bewusstsein entgegenge- 
setzt werden kann. 
Eine der vornehmsten und wichtigsten Auf- 
gaben - übrigens der gesamten sozialisti- 
schen Linken - stellt daher eine konzise 
Analyse des modernen Alltagsverstandes 
dar. Wenn es richtig ist, dass der Alltagsver- 
stand ein widersprüchliches Ensemble mo- 
derner und anachronistischer Elemente 
und Hegemonie nur dann erreichbar ist, 
wenn politische Kräfte intellektuell führend 
werden, also diesem widersprüchlichen En- 
semble ein gewisses Maß an Kohärenz ver- 
leihen, indem sie die fortschrittlichen Ele- 
mente des Alltagsverstandes synthetisieren 
und ausbauen, kommt es entscheidend dar- 
auf an, sich überhaupt Klarheit darüber zu 
verschaffen, welche Elemente des moder- 
nen Alltagsverstandes Anknüpfungspunkte 
für eine fortschrittliche Linke darstellen. 
Dieses Wissen ist deshalb unumgänglich, 
weil eine Linke dem bestehenden Alltags- 
verstand nicht mechanisch einen neuen 
entgegensetzen kann, sondern aus dem 
bestehenden einen neuen, fortschrittliche- 
ren generieren muss. Dieses Problem stellt 
sich für die Parteilinke daher gleich auf drei 
Ebenen: 
1. Auf der Ebene des Alltagsverstandes der 
SPD-Mitglieder: Wenn weiter oben gesagt 
worden ist, dass ein linker Flügel sich nur 
gegen den Alltagsverstand der meisten 
SPD-Mitglieder durchsetzen kann, war da- 
mit nicht gemeint, dass die Partei-Linke 
dem bestehenden Alltagsverstand einen 
völlig neuen, grundsätzlich verschiedenen 
entgegensetzen soll, sondern dass sich die 
SPD-Linke der Aufgabe widmen muss, die 
Dominanz der rückschrittlichen Elemente 
zugunsten der fortschrittlichen zu verschie- 
ben. Dies heißt konkret, dass es wenig Sinn 
macht, das Konzept des ,,Dritten Weges" 
pauschal zu verwerfen. Wer dies tut, kata- 
pultiert sich selbst aus dem politischen Dis- 
kurs.Vielmehr gilt auch hier,dass fortschritt- 
liche Elemente des,,Dritten Weges" in eine 
modernisierte linkssozialistische Konzepti- 
on zu integrieren sind. 
2. auf der Ebene der ,,Ästhetik des Wider- 
stands" (Kulturkonzeption): Auch hier geht 

es darum, den Begriff der Gegenkultur prä- 
gnant zu verstehen. Gemeint war und ist 
also nicht eine mechanische Negation des 
Bestehenden, sondern das organische Ent- 
wickeln neuer Formen des Protestes mit 
den Mitteln und der kulturellen Traditionen 
der modernen Welt. 
3. auf der Ebene der sozialistischen Pro- 
grammatik: Auch für die Programmatik 
gilt, dass wir die progressiven Wünsche 
und Vorurteile (Volksglauben) der Bevöl- 
kerung mobilisieren müssen. Aber: Was 
sind die progressiven Elemente in dieser 
Hinsicht im modernen Alltagsverstand 
und warum? Die entscheidenden Stich- 
worte sind hier: Pluralisierung der Lebens- 
stile, Individualismus/Kollektivismus, Rech- 
te/Pflichten. Ebenso notwendig wie eine 
Analyse des modernen Alltagsverstandes 
ist daher eine intensive programmatische 
Debatte der Linken. Nur vor dem Hinter- 
grund einer programmatischen Zielbe- 
stimmung kann der moderne Alltagsver- 
stand überhaupt im Hinblick auf seine 
fortschrittlichen und reaktionären Ele- 
mente analysiert werden. 

Organisationspolitische Konzeption 
Die Linke gefällt sich sehr im Selbstbild 
der programmatischen Speerspitze der 
Partei. Zwar politisch kraftlos, habe man 
dennoch letztlich die besseren Konzepte. 
Das Missliche ist nur, dass sich dafür nie- 
mand interessiert, weil eine machtpoliti- 
sche Basis fehlt, um diese Programme, de- 
ren Existenz man übrigens auch bezwei- 
feln darf, überhaupt durchzusetzen. Merk- 
würdig ambivalent ist daher die Haltung 
der Linken zur Organisationspolitik: Zwar 
ist auch bei ihr der Satz,,Satzungsfragen 
sind Machtfragen" Allgemeingut, aber or- 
ganisationspolitisch ist sie völlig kopflos: 
Anstatt selbst die Initiative zu ergreifen, 
wird sie immer wieder von organisations- 
politischen Vorschlägen der derzeitigen 
Parteiführung,,überrollt". Eine Parteilinke, 
die langfristig wieder die Machtfrage in  
der Partei stellen will, braucht aber nicht 
nur eine eigene Strategie, sondern auch 
eine organisationspolitische Konzeption 
für die Partei. Sie muss eine eigene Vor- 
stellung darüber entwickeln, wie aktive 
Parteiarbeit vor Ort zu organisieren ist 
und wie demnach die Parteistrukturen 
beschaffen sein müssen. Dies ist langfris- 
t ig nicht nur eine wichtige machtpoliti- 
sche Fragestellung, sondern auch ein 
günstiger Anknüpfungspunkt für die Zu- 
sammenarbeit mit Parteimitgliedern, de- 
ren Ausrichtung nicht vorwiegend ideolo- 
gisch, sondern,,pragmatisch" i s t  und den- 
noch ein Interesse an der organisations- 
politischen Entwicklung der Partei haben. 
Und hierzu gehört auch das intensive Be- 
mühen darum, linke politische Kräfte für 
die SPD zu gewinnen. Der Kampf um die 
SPD wird nie nur innerhalb der SPD ent- 

Gerlinger, spw 123). Die Beiträge in diesem 
Heft können so die notwendigeTiefe für ein- 
zelne Fragestellungen bekommen. Michaela 
Evans und Josef Hilbert ordnen das Gesund- 
heitswesen in den Wandel wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Strukturen ein. Holger 
Paetow beleuchtet gesundheitsökonomi- 
sche Fragestellungen. Jürgen Wasem und 
RolfRosenbrock befassen sich kontrovers mit 
den Vorschlägen für das sozialdemokrati- 
sche Programm zur Gesundheitspolitik 
(dazu auch Mielck, spw 122, und Pfae spw 
124). Kar1 Lauterbach spricht hierzu insbe- 
sondere die Frage an, was aus den Erfahrun- 
gen gesteuerter Gesundheitsversorgung in 
den USA zu lernen ist. Heinz Lohmann stellt 
die Umbrüche im Krankenhaussektor vor. 
Diese Kontroversen um Steuerung und 
Wettbewerb muss verstehen und bewerten, 
wer auf die Umsetzung des insoweit vagen 
SPD-Programms in der nächsten Wahlperio- 

de Einfluss nehmen will. Es wird deutlich, 
dass Wettbewerb,,an sich" weder sozial noch 
unsozial, weder effizient noch ineffizient ist, 
sondern es entscheidend auf die politische 
Rahmenordnung ankommt. Wettbewerb 
zwischen wem und wozu? Christoph Then 
und Rene Röspel (in der Rubrik DL21, 5.1 1) 
sprechen schließlich Grundsatzfragen der 

medizinischen Forschung an (vgl. dazu Wo- 
darg, spw 1 14 und 1 15). 
Wenn wir mit diesem Schwerpunkt dazu bei- 
tragen können, die notwendigen Diskussio- 
nen anzuregen und zu vertiefen und damit zu 
politischem Handeln zu ermutigen, ist unser 
Ziel erreicht. Uber Repliken, Widersprüche 
und Ergänzungen freuen wir uns. spw 3Em2 

Gesundheitspolitische Artikelaus den letzten zwei Jahrgängen von spw: 

Wolfgang Wodarg, Recht und Ethik der modernen Medizin, spw 1 14 (4/2000), S. 51 -53 
Wolfgang Wodarg, Patentierung von Erbgut, spw 11 5 (5/2000), S. 14-1 5 
Horst Peter/ Rene Röspel/ Rolf Rosenbrock, Zukunft der Gesundheitspolitik, spw 11 7 (I/  
2001) 5.38-42 
Andreas Mielck,Verringerung der gesundheitlichen Ungleichheit, spw 122 (6/2001), 5.8-1 2 
Thomas Gerlinger, Gesundheitspolitik im Umbruch, spw 123 (1/2002), 5.47-49 
Martin Pfaff, Perspektive sozialdemokratischer Gesundheitspolitik,spw 124 (2/2002), S. 12-14 
Die Artikel können bei der Redaktion als Dateien oder in Kopie angefordert werden. Bei der 
Anforderung von Kopien bitte Rückporto beilegen. 

Zukunftsbranche Lebensqualität: 
Ökonomische und soziale 
Herausforderungen 
Von Michaela Evans und Josef Hilbert 

Zu den Hauptträgern des Beschäfti- 
gungswachstums haben in den letzen Jah- 
ren Branchen wie Gesundheit, Bildung und 
Erziehung, Sport oder Freizeit und Kultur ge- 
hört. Die Analyse des sozialen Wandels und 
die Auseinandersetzung mit dem Innovati- 
onsgeschehen in diesen auf die Lebensqua- 
lität bezogenen Bereichen lassen die Prog- 
nose zu, dass sich die Wachstumstrends fort- 
setzen werden. Der Bedarf an Produkten und 
Dienstleistungen aus den genannten Ange- 
botsfeldern wird steigen. Die Anbieter kön- 
nen mit organisatorischen und technischen 
Innovationen auf wachsende Aufmerksam- 
keit stoßen. 
Skeptische Analysen gehen davon aus,dass 
die Grundlagen für den Ausbau dieser 
Branchen äußerst problematisch seien, da 
mit wachsendem Druckauf die öffentlichen 
Mittel insbesondere für die ,,staatsnahenn 
Lebensqualitätsbranchen (V. a. Gesundheit, 

Bildung, Kultur) zu rechnen sei. Es ist aber 
auch erkennbar, dass zunehmend mehr 
Menschen bereit sind, für ,,mehr Lebens- 
qlralität'' private Mittel auszugeben, um da- 
mit Dienstleistungen zu beziehen, die über 
ihre durch den Staat oder die Sozialversi- 
cherungen getragenen Ansprüche hinaus- 
gehen. Eine Wachstumsstrategie für die Zu- 
kunftsbranche Lebensqualität tut  deshalb 
gut daran, dem Sozialabbau entgegenzu- 
treten und zugleich zusätzliche private 
Kaufkraft für diesen Wirtschaftsbereich zu 
aktivieren. Für die Linke ist die Zukunfts- 
branche Lebensqualität daher eine große 
Herausforderung. Es gibt gute Chancen, 
den Lebensstandard breit anzuheben, aber 
auch die Gefahr, dass mehr private Mittel 
für Lebensqualität die Ungleichheit stei- 
gern -zwischen denen,die sich nur auf ihre 
öffentlich verbrieften Ansprüche verlassen 
und denen, die zusätzliche private Mittel 

Michaela Evans studiert Sozialwissenschaften an der Ruhr-Universität Bochum und ist Mitarbei- 
terin in der Abteilung Dienstleistungssysteme des Instituts Arbeit und Technik (IAT) in Gelsenkir- 
chen, Dr. Josef Hilbert ist Leiter der Abteilung. Der Beitrag gehtzurück aufeinen Vortrag bei ProMS 
Nord und ver.di Lübeck/Osrholstein am 17.1 1.2001 in Lübeck. 

ausgeben wollen und können. Die Linke ist 
also gefordert, ihre Politik zur Verbesserung 
der Lebensqualität zu überdenken. Bislang 
hieß diese, ausschließlich auf öffentliche 
oder solidarisch getragene Finanzquellen 
zu setzen. Für die Zukunft ist ein produkti- 
ves Zusammenspiel von öffentlichen und 
privaten Quellen gefordert. Darüber hinaus 
sind anspruchsvolle Mindeststandards zu 
definieren und gesetzlich zu verankern.Ge- 
lingt dies, könnte am Ende nicht nur mehr 
(bezahlbare) Lebensqualität,sondern auch 
mehr Beschäftigung stehen. Die Bewälti- 
gung ökonomischer und sozialer Heraus- 
forderungen erscheint so als komplemen- 
täre Gestaltungsaufgabe. 

Lebensqualität als Beschäftigungsmotor 
Unter dem Label,,Dienstleistungen für mehr 
Lebensqualität" lässt sich ein ganzes Bündel 
von Service-Angeboten zusammenfassen, 
das sich überwiegend aus personenbezoge- 
nen Dienstleistungen zusammensetzt. Sie 
zeichnen sich durch folgende Merkmale aus: 

die Orientierung an Endkunden bzw. 
Kundengruppen (Einzelpersonen, Personen- 
gruppen, Familien oder Paare, Ein- und 
Mehrpersonen-Haushalte); 
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die Unterstützung bei der individuellen den Kernsektoren der ambulanten und stati- 
Lebensführung bzw. bei der Bewältigung onären Versorgung arbeiten ca. 3,8 Mio. 
des Alltags; Menschen, in den Vorleistungs- und Zuliefer- 

die Ausrichtung des Leistungsangebotes industrien rund 260.000. Für die Randberei- 
an den spezifischen ~ebenslagen der Kun- che und Nachbarbranchen des Gesund- 
den. heitswesens liegen keine verlässlichen An- 
Dienstleistungen für mehr Lebensqualität gaben vor.Dennoch folgt aus den vorliegen- 
sind Ausdruck der wachsenden und sich den Daten und Statistiken:DieGesundheits- 
wandelnden Ansprüche an die Bewältigung branche zählt zu den personal- und beschäf- 
des Alltags und die Gestaltung von Freizeit. tigungsintensivsten Dienstleistungsbran- 
Da sie sich auch unabhängig vom sozialpoli- chen der Bundesrepublik. Eine für das Minis- 
tisch definierten ~edarfsf~l lkonzi~ieren las- terium für Frauen, Jugend, Familie und Ge- 
sen,steht ihr Ausbau nicht in Konkurrenz zu sundheit des Landes Nordrhein-Westfalen 
den solidarisch getragenen Sicherungssys- (MFJFG) erstellte Studie bestätigt dies: 1998 
temen, sondern in einem komplementären waren Ca. 957.000 Menschen in der nor- 
bzw. synergiebestimmten Verhältnis. Der ge- drhein-westfälischen Gesundheitswirtschaft 
zielte Auf- und Ausbau der Zukunftsbranche beschäftigt, wobei 39% auf die ambulante 
Lebensqualität dient der individuellen Wohl- und 37,9 % auf die stationäre und teilstatio- 
fahrtsteigerung und verbessert die Lebens- näre Versorgung entfielen. In den Vorleis- 
verhältnisse durch positive Beschäftigungs- tungs- und Zulieferindustrien waren Ca. 
effekte auf der Basis flächendeckender kun- 1 13.000 (1 1,8 %) Personen beschäftigt und 
den- und bedarfsorientierter Angebote. in den Randbereichen und Nachbarbran- 
Ausgehend von einem erweiterten System- chen ca.27.000 Personen (2,8%) (vgl.FfG/IAT/ 
begriff, welcher neben der traditionellen MHH 2001 : 3).Vergleicht man die Beschäfti- 
Gliederung des Gesundheits- (ambulante gung in der Gesundheitswirtschaft in NRW 
und stationäre~esundheitsversor~un~) und mit anderen ausgewählten Wirtschaftsbe- 
Bildungswesens (Primär-,Sekundär- undTer- reichen (Kultur, luK, Automobil, Energie, 
tiärbereich; Bereich der Weiterbildung und Bergbau oder Baugewerbe),zeigt sich deut- 
ihrer Träger) auch die Verflechtungen zu an- lich ihre Spitzenposition. 
deren Wirtschaftssektoren berücksichtigt, 
lassen sich neben den Kernbereichen der Der soziodemographische Wandel als 
personenorientierten Leistungserstellung wirtschaftliche Chance 
noch wirtschafts- und beschäftigungsrele- Mit dem Begriff des soziodemographischen 
vante Zulieferindustrien und Nachbarbran- Wandels werden Entwicklungen bezeichnet, 
chen identifizieren. Neben den personalin- die mit Menge und Zusammensetzung der 
tensiven Dienstleistungen in den Kernberei- Bevölkerung,aber auch mit der spezifischen 
chen der ambulanten 
und stationären Ge- 

Art des Zusammenle- 
bens der Menschen 

sundheitsversorgung Eine Strategie für die ZU tun haben. Die Be- 
und den direkten deutung des soziode- 
Lehrtätiqkeiten im Zukunft~branche Lebens- mographischen Wan- - 
Bildungswesen exis- qualität muss dem Sozial- delsfürdiezukünftige 
tieren in beiden Bran- Entwicklung der Le- 
chen auch kapital- abbau entgegentreten und bensqualitätsbran- 
und technologiein- Zugleich 9 s  ir?+7l;rhn nl 

tensive Vorleistungs- 
und Zulieferindustri- Kaut~ran ai<tiv 

und technologiein- private chen ~ 0 1 1  anhand 
tensive Vorleistungs- zweier Teilaspekte 
und Zulieferindustri- Kaufkraft aktivieren. darqestellt werden, 
en: Medizin- und Ge- 
rontotechnik und die 
pharmazeutische Industrie im Gesundheits- 
wesen,die Lehrmittelindustrie,der Buchhan- 
del, das Verlagswesen oder die medienher- 
stellenden und -vertreibenden Unterneh- 
men im Bildungsbereich. In den Randberei- 
chen befinden sich z.B. Sportvereine und 
Wellnesseinrichtungen, alters- und bedarfs- 
gerechte Wohnkonzepte im Gesundheitsbe- 
reich und Kulturveranstaltungen, Museen, 
Ausstellungen und Tourismus im Bildungs- 
bereich. 
Im Gegensatz zur Bildungswirtschaft liegen 
für die Gesundheitswirtschaft genauere Da- 
ten zur Beschäftigung vor. So waren in der 
Bundesrepublik Mitte der 90er Jahre Ca. 4 
Mio.Menschen in der Gesundheitswirtschaft 
beschäftigt. Dies entspricht einem Anteil 
von 11,2% an der Gesamtbeschäftigung. In 

- 
zum einen am Prozess 
des ,,Alterns der Ge- 

sellschaft",zum anderen an der zunehmen- 
den lndividualisierung und Pluralisierung 
der Lebensführung. 
Das,,dreifache Altern" der Gesellschaft wird 
durch folgende Prozesse bestimmt: 
1. die absolute Zahl der älteren Menschen 
wird deutlich zunehmen; 
2. der relative Anteil älterer Menschen an 
der Gesamtbevölkerung wird erheblich zu- 
nehmen; 
3. die absolute Zahl der Hochbetagten (80 
Jahre und älter) wird zunehmen. 
Es ist zu erwarten,dass im Jahre 2040 die ab- 
solute Anzahl älterer Menschen auf gut 21 
Mio. ansteigen wird, bei einem gleichzeiti- 
gen Rückgang auf insgesamt ca.75 Mio. Ein- 
wohnerinnen und Einwohner. Der relative 
Anteil dieser Alterskohorte steigt damit auf 

28% an der Gesamtbevölkerung. In absolu- 
ten Zahlen: Die Altersgruppe der Menschen 
ab 65 Jahren und älter wird um knapp 8,2 
Mio.ansteigen (vgl.Statistisches Bundesamt 
2000: 14). Mit dem demographischen Wan- 
del wird ein Mehrbedarf an professionellen 
Hilfs- und Pflegeangeboten einhergehen, 
der nur durch Ausbau der Unterstützungs- 
und Pflegekapazitäten gedeckt werden 
kann. Quantitative Zukunftsszenarien zur 
Nachfrage nach Gesundheitsleistungen 
wurden in diesem Zusammenhang vom 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) vorgelegt. Demnach wird bei der 
Krankenhausversorgung mit einer Steige- 
rung der demographisch bedingten Kran- 
kenhausfälle bis zum Jahr 2020 auf ca. 18,5 
Mio. (15%) gerechnet, und anschließend - 
bis zum Jahre 2050 - ist mit einem weiteren 
Anstieg von 4% auf dann knapp 19,3 Mio. 
Fälle zu rechnen. Zudem wird sich die Zahl 
der Pflegebedürftigen von rund 1,93 Mio. 
(1 999) auf 2,94 Mio. (2020) erhöhen, was ei- 
nem Zuwachs von 52% entspricht. Für den 
Zeitraum zwischen 1999 und 2050 wird 
sogar mit einer Steigerung der Zahl der Pfle- 
gebedürftigen auf 4,7 Mio. gerechnet, was 
einer Zuwachsrate von 145,l % gegenüber 
1999 entspricht (vgl. DIW 2001). 
Verstärkt wird dieser Trend noch dadurch, 
dass in den westlichen lndustrienationen 
demographische Alterung in gesellschaftli- 
che lndividualisierung und Pluralisierung 
eingebettet ist,die zu einer Schwächung in- 
formeller Unterstützungsleistungen führen. 
Wurden Pflege- und Betreuung ursprünglich 
informell erbracht, so werden diese Dienst- 
leistungen zunehmend aus dem häuslichen 
bzw.familiären Bereich ausgelagert.Von be- 
sonderer Bedeutung is t  sind dabei die wach- 
sende Erwerbstätigkeit von Frauen und die 
steigende Zahl von Single-Haushalten. Po- 
tenziell verfügbare familiäre Pflegekapazitä- 
ten können die Pflege- und Betreuungsleis- 
tungen aufgrund von Zeitkonkurrenzen 
nicht erbringen.Oft besteht gar nicht mehr 
die Möglichkeit,direkt auf familiäre Hilfe zu- 
rückzugreifen zu können. 
Daneben lassen auch bildungsbezogene 
Dienstleistungen, gerade auch für ältere 
Menschen,eine steigende Nachfrage erhof- 
fen. Entgegen einer defizitären Auffassung 
des Alters und vor dem Hintergrund der De- 
batte zum ,,lebenslangen Lernen" können 
Wünsche nach aktiver Freizeitgestaltung 
jenseits der Erwerbsarbeit Schubkräfte für 
die Lebensqualitätsdienstleistungen freiset- 
zen.Die steigende Nachfrage nach bildungs- 
bezogenen Dienstleistungen begründet 
sich dadurch,dass auch ältere Menschen zu- 
sätzliche Kompetenzen erlangen möchten 
und darüber hinaus dadurch, dass die kon- 
kreten Anwendungsmöglichkeiten bil- 
dungsbezogener Dienstleistungen einen 
klar definierten Zusatznutzen für sie darstel- 
len können (z.B. Senioren-online Dienste als 
zusätzliche Informations- und Kontaktforen). 

sationen und den Aufstieg der Sozialdemo- 
kratie: Insbesondere Massenblätter, Flug- 
schriften Anfang des 20. Jahrhunderts so- 
wie Radio bzw. Fernsehen in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts ermöglichten 
der sozialistischen Bewegung über die Kon- 
stituierung eines einheitlichen Kommunika- 
tionsraumes einen mächtigen Zugriff auf 
die Gestaltung des Alltagsverstandes. Als 
sich die Produktivkräfte in den 80er und 
90er Jahren in Verbindung mit einer Politik 
der Liberalisierung so weit entwickelten, 
dass zahlreiche alternative Medienangebo- 
te die Märkte eroberten (z.B. private Fern- 
sehanstalten), zerfiel dieser einheitliche 
Kommunikationsraum. Hiermit wurde au- 
ßerdem eine der Existenzbedingungen so- 
zialer Bewegungen zerstört.Ohne einheitli- 
chen Kommunikationsraum lassen sich so- 
ziale Bewegungen des alten Typs nicht 
mehr organisieren.Wenn,,soziale Bewegun- 
gen" überhaupt noch eine Zukunft haben 
sollen, müssen sie völlig neu gedacht wer- 
den. Man kann also den mangelnden Kon- 
takt der SPD zu ,,sozialen Bewegungen" 
nicht bedauern, bevor man sich nicht den 
neuen Bedingungen von sozialen Bewe- 
gungen analytisch gestellt hat. 
3. Die programmatische Krise der sozia- 
listischen Linken: Die Linke hat sich stets 
als der ,,bessere Kapitalist" verstanden. Es 
war der Anspruch der sozialistischen Bewe- 
gung seit Marx, nur insofern einen völlig 
neuen Typus der Zivilisation hervorzubrin- 
gen, als der implizite Selbstanspruch der 
bürgerlichen Gesellschaft und Aufklärung 
vollstreckt werden sollte - mit all den Kon- 
sequenzen,die das haben musste: produkti- 
vistische Ideologien, gespaltenes Verhältnis 
zur Ökologiebewegung, Reduzierung des 
Menschen auf den Konsumismus. Die heu- 
tige Krise der Linken hat unter anderem da- 
mit zu tun, dass sie an diesem Anspruch 
gnadenlos gescheitert ist: Die Linke selbst 
war und ist zu ,,kapitalistisch". Ein Beispiel 
hierfür lässt sich in der Krisenphase des For- 
dismus ausmachen: Die sozialistische Bewe- 
gung erkämpfte in der Blütezeit des Fordis- 
mus hohe Einkommen und eine hohe sozi- 
ale Absicherung, mit dem Ergebnis,dass die 
sozialistische Kultur und Hegemonie wenig 
später zerfiel. Die sozialistische Bewegung 
hat sich so gesehen selbst abgeschafft. Sie 
hat nämlich ihre Stärke immer daraus bezo- 
gen, dass sie der aus der bürgerlichen Ge- 
sellschaft ausgegrenzten Arbeiterklasse 
eine eigene Kultur, eine eigene politische 
,,Heimato und eigene Hilfsorganisationen 
entgegensetzte. Es war immer eine Gemein- 
schaft der Not. Als diese,,NotU auf dem Hö- 
hepunkt des Fordismus nicht mehr bestand, 
als es sich die ,,Arbeitern leisten konnten, 
sich schrittweise in die bürgerliche Kulturin- 
dustrie einzukaufen, und die Arbeiterbewe- 
gung den Kampf um Teilhabe am gesell- 
schaftlichen Reichtum nicht mit dem Kampf 
um eine alternative Kultur und ein alterna- 

tives Zivilisationsmodell verband, sondern 
nach wie vor auf den Fundamenten des Ka- 
pitalismus (insbesondere Konsumismus 
und Produktivismus) stehen blieb, zerfiel 
die Arbeiterkultur und gerieten die Organi- 
sationen der Arbeiterbewegung in die Krise 
- verschärft durch einen kollabierenden 
Fordismus. Die arrivierte Arbeiterklasse hat- 
te diesen Sozialismus dank der sozialisti- 
schen Bewegung einfach nicht mehr nötig. 
4. Die Erschöpfung der Symbole der Ar- 
beiterbewegung (Kulturkrise): Eine un- 
mittelbare Folge der programmatischen 
Krise der sozialistischen Bewegung ist ihr 
kultureller Niedergang. Gerade weil sie un- 
fähig zur Herausbildung einer organischen 
Kulturkonzeption war, bestand und besteht 
ihre kulturelle Identität in der Rehabilitie- 
rung symbolischer Anachronismen. Noch 
immer wird der,,Ästhetik des Widerstandes" 
der 1920er Jahre und damit der,,alten sozi- 
alen Bewegung" gehuldigt: Noch immer 
wird die,,lnternationaleU gesungen, wird der 
Versuch unternommen, Massenaufmärsche 
mit ,,Roten Fahnen" zu inszenieren etc. 
Wenn dies als Kabarett gemeint wäre, wäre 
es vielleicht lustig. Da es ernst gemeint ist, 
verdeutlichtet es nur, wie sehr sich die Lin- 
ke von der Realität entfernt und es nicht 
geschafft hat, sich selbst zu modernisieren, 
eine organische Kulturkonzeption und zeit- 
gemäße,,Ästhetik des Widerstands" zu kon- 
zipieren. 

Für einen realistischen Zeithorizont! 
Es gibt keinen Universalschlüssel, mit des- 
sen Hilfe entschieden werden könnte, wie 
und in welchen Organisationen Sozialistln- 
nen sich organisieren sollten:,,Sich auf den 
Standpunkt einer,einzigeni Linie fortschritt- 
licher Bewegung zu stellen, für die jede Er- 
rungenschaft akkumuliert und zur Voraus- 
setzung neuer Errungenschaften wird, ist 
ein schwerer Irrtum: die Linien sind nicht 
nur vielfältig, sondern es kommt auch auf 
der ,mehri fortschrittlichen Linie zu Rück- 
schritten." (Gramsci 1991ff: 1777; Heft 15, § 

58) Die einen halten die PDS für reform- 
und modernisierungsfähig und unter sol- 
chen Umständen auch die Westausdeh- 
nung für möglich, die anderen sehen dies 
eher skeptisch und ihre politische Heimat 
daher eher in der SPD. Vielleicht sind Re- 
form sowie Westausdehnung der PDS und 
Linkswende der SPD gleich unwahrschein- 
lich. Festzustehen scheint daher: Die Linke 
muss von vorne anfangen - auf höherem 
gesellschaftlichen Niveau. Dazu gehört 
auch, dass sie zahlreiche Stufen ihrer Ent- 
wicklung erneut durchmachen muss. Das 
kollektive Gedächtnis ist erodiert und muss 
neu angeeignet werden. Besserwisserische 
Hinweise aus der akademischen Linken dar- 
auf, dass die ,,Genua-Linke" ja überhaupt 
keine richtige Linke sei, weil sie nur die Ver- 
teilungsfrage und nicht die Frage der Eigen- 
tums- und Produktionsverhältnisse stelle, 

sind daher politisch naiv. DieseTäler müssen 
neu durchschritten werden. 
Die politische Linke ist nach einer Phase his- 
torischer Erfolge so dermaßen an den Rand 
gedrängt, dass sie über einen aufrechten 
Gang erst in mittelfristiger Perspektive 
wieder nachdenken kann: Wenn die SPD- 
Linke überhaupt noch eine Chance hat, 
dann erst in 10-15 Jahren. Und dies aus 
mehreren Gründen: 
1. Ist die SPD-Linke zu schwach (und 
teilweise nicht einmal vorhanden), um kurz- 
fristig aus eigener Kraft wieder eine bedeu- 
tende Rolle zu spielen. Ab 2010 wird es 
allerdings allein aus demografischen Grün- 
den zu einer deutlichen Entlastung des Ar- 
beitsmarktes kommen. Diese Entwicklung 
wird, wenn sie sich denn bewahrheitet, 
günstigeVoraussetzungen für die politische 
Linke und die Gewerkschaften wiederher- 
stellen. Ob diese veränderte Ausgangsbe- 
dingung genutzt wird, entscheiden die po- 
litischen Akteure selbst. Einen Automatis- 
mus gibt es nicht. Zwar ist es peinlich, dass 
sich die sozialistische Linke nicht aus eige- 
ner Kraft aus ihrer desolaten Lage befreien 
kann und sie ,,gezwungenn ist, die histori- 
sche ,,Segnungu einer wenig gebärfreudi- 
gen Gesellschaft in ihr strategisches Kalkül 
miteinzubeziehen,aber dies entspricht dem 
derzeitigen Zustand und der Verzweiflung 
der sozialistischen Linken. Im übrigen soll 
dies nicht bedeuten, dass sich die SPD-Lin- 
ke für die nächsten Jahre grundsätzlich von 
dem Versuch verabschieden sollte, Politik zu 
gestalten. Aber sie sollte anerkennen, dass 
sie dazu nur sporadisch in der Lage sein 
wird und sie ihre Hauptkräfte in Abwehr- 
kämpfe und die Rekonstruktion ihrer eige- 
nen Basis stecken muss. 
2. Die Rekonstruktion einer Linken wird ge- 
rade aufgrund des erodierten kollektiven 
Gedächtnisses lange Zeiträume in An- 
spruch nehmen müssen. Es wäre eine Illusi- 
on zu glauben, den Verfall der Linken, der 
sich in den letzten 30 Jahren vollzogen hat, 
in kurzer Zeit wieder aufholen zu können. 
Ein politisches Projekt so großer Tragweite, 
wie es die Linke verfolgt, braucht histori- 
sche Kontinuität:,,Da man im Kampf immer 
die Niederlage in Betracht ziehen muss, ist 
die Vorbereitung der eigenen Nachfolger 
ein ebenso wichtiges Element wie der Ein- 
satz für den Sieg." (Gramsci 1991ff: 1697; 
Heft 14,§ 70). Die heutige politische Rand- 
lage der Linken erklärt sich daher nicht 
zuletzt aus der Tatsache, dass es die 68er- 
Linke versäumt hat, ihre eigenen Nachfolger 
heranzubilden. 
3. Die historische Kontinuität hat aber 
wiederum eine organisationspolitische zur 
notwendigen Voraussetzung. Nur wenn 
der Parteiapparat mehr oder weniger kon- 
tinuierlich mit linken,organisierten Kräften 
durchzogen ist, kann er auch periodisch 
sein Potenzial ausbauen und halten. Die 
Rekonstruktion einer Parteilinken muss da- 



Vive la gauche? 
Über die Rekonstruktionsbedingungen einer sozialdemokratischen 
Linken 

Von Mathias Brodkorb 

Glaubt man den Ausführungen 
Benjamin Mikfelds in seiner Einschätzung 
des letzten SPD-Bundesparteitages (spw 
123), so hat sich die Linke offenbar nichts 
vorzuwerfen. Zwar sind die Bedingungen 
von Politik in einer Mediendemokratie für 
eine politisch subalterne Linke denkbar 
schlecht, aber gerade weil es sich um einen 
gesellschaftlichen Trend handelt, der in einer 
Erlahmung und Auflösung der politischen 
Flügel der SPD mündet, war offenbar mehr 
gar nicht möglich: Jedenfalls findet man bei 
Mikfeld weder irgendeinen Vorschlag, um 
der Marginalität der Linken in der SPD ent- 
gegenzuwirken noch irgendeine konkrete 
(Se1bst)Kritik der sozialdemokratischen Lin- 
ken. Die Verantwortung für eigene Fehler, 
für den eigenen Mangel an Kreativität und 
Willen den ,,objektiven Mächten" der Ge- 
schichte zuzuschreiben, i s t  mir persönlich 
etwas zu ,,marxistisch". Eine solche Vorge- 
hensweise verfehlt außerdem den Kern des- 
sen, was Politik ist, nämlich der Versuch, un- 
ter den Bedingungen der geschichtlichen 
Situation, der Spontaneität und der politi- 
schen Führung selbst neue Realitäten zu 
schaffen, und nicht, sich als Transmissions- 
riemen einer Apparatur,,Geschichte" zu ver- 
stehen. 

Zur Rolle von Parteitagen 
Wohl wahr, Parteitage sind zu Orten der me- 
dialen Inszenierung geworden:,,Parteitage 
haben somit einen Funktionswandel hinter 
sichSie dienen kaum noch dem nach innen 
gerichteten Sortierungsprozess einer Partei 
und statt dessen immer mehr der Erzeu- 
gung eines Außenbildes." (spw 123/5) Nur 
muss man sich vielleicht trotzdem die Frage 
stellen, ob a) dieses Erwartungsbild von 
Medien und Öffentlichkeit durch die Partei- 
en nicht selbst bedient und daher verstärkt 
wird und ob b) nicht die Tatsache,dass die 
Medien die Geschlossenheit des Parteitages 
der SPD nicht goutiert haben, sondern ihr 
vielmehr den Vorwurf des faden und saftlo- 
sen ,,Kanzlerwahlvereins" machten, eher 
dafür spricht, dass Parteitage durchaus 
mehr sein können und müssen als regie- 
rungskonforme Inszenierungen. Und inso- 

fern könnten auch engagierte und niveau- 
volle Auseinandersetzungen und/oder 
Kampfabstimmungen auf Parteitagen eine 
gewisse positive Wirkung auf Medien und 
Gesellschaft hinterlassen. 
Benjamin Mikfeld hat außerdem hervorge- 
hoben,dass der Parteitag der Umwandlung 
der Arbeitslosenversicherung in eine Er- 
werbstätigenversicherung zugestimmt hat 
und bedauert,dass unter dem Eindruck des 
11. September dieser Beschluss von den 
Medien kaum zur Kenntnis genommen 
wurde (spw 123/4. Ich glaube kaum, dass 
dies ohne den 1 1. September anders gewe- 
sen wäre, aber selbst wenn: Was nützt ein 
Parteitagsbeschluss, der unter den Bedin- 
gungen der Hegemonie eines rechten Flü- 
gels zustande kommt (wenn man hier die 
Begriffe,,rechtsU und,,linksU mal substanziell 
und nicht relational versteht)? Was nützt 
das Projekt ,,Arbeitsversicherung", an des- 
sen Zustandekommen Mikfeld großen An- 
teil hat, unter der Definitionsmacht von 
Riester und Schröder, zumal Mikfeld selbst 
feststellt: .Das Machtverhältnis zwischen 
Führung und Basis ist asymmetrisch, denn 
die Führung kann den medialen Druck,dem 
sie unterliegt,als Machtressource einsetzen 
und an die Basis weitergeben - nach dem 
Motto: ,Ihr könnt ja beschließen, was ihr 
wollt, aber ich kann und werde es nicht 
umsetzen."' (spw 123/5)? Benjamin Mikfelds 
Fokussierung auf Parteitagsbeschlüsse 
steht daher in großer Spannung zu seiner 
Analyse der Bedeutungslosigkeit von Par- 
teitagen. Das eigentliche Problem ist nicht 
der 11. September, sondern dass nur eine 
Handvoll SPD-Mitglieder überhaupt den 
Beschluss bemerkt, geschweige denn be- 
griffen hat, was die ,,Arbeitsversicherung" 
überhaupt ist.Das Problem is t  also,dass die 
Linke politische Prozesse nicht von unten 
nach oben organisiert,sondern auf ohne für 
die Basis nachvollziehbare Weise,,im politi- 
schen Vorlauf [...I Kompromisse vereinbart" 
(spw 123/4) - mit anderen Worten: Hinterz- 
immerpolitik. Es is t  ein Unterschied,ob infol- 
ge eines hegemonialen Prozesses der Lin- 
ken Kompromisse mit dem Mehrheitsflügel 
erwirkt werden oder ob man sich ohne ei- 
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nen solchen Vorgang über den grünen 
Tisch ziehen lässt. 
Aber, die Parteitage sind gar nicht das ei- 
gentliche Problem. Insofern ließe sich auch 
allen,die mit großem Gestus den Verfall der 
politischen Bedeutung von Parteitagen her- 
vorheben, umgekehrt entgegnen, dass sie 
selbst die Bedeutung der Parteitage über- 
schätzen. Parteitage sind höchstens der 
Ausdruck eines gewissen Kräfteverhältnis- 
Ses und bieten daher einen Rahmen der Ori- 
entierung. Parteitage waren in der Sozialde- 
mokratie nie die eigentlichen Höhepunkte 
der Flügelauseinandersetzungen. Sie fun- 
gierten immer nur, und für eine marginali- 
sierte Linke gilt das allemal, als Seismogra- 
phen, die Auskunft über den momentanen 
Zustand der Partei geben. Parteitage müs- 
sen vielmehr wieder als Abschlüsse hege- 
monialer Prozesse verstanden werden. Das 
Problem der Linken sind nicht die Parteita- 
ge, sondern das Fehlen dieser hegemonia- 
len Prozesse auf Seiten der Linken zwischen 
den Parteitagen. 

Die Bedingungen linker Politik in der 
SPD 
Die eigentlichen Probleme der Linken sind 
daher nicht die Medien als solche oder die 
Parteitage, sondern völlig andere: 
1. Der Wandel in der Sozialstruktur der 
SPD-Mitgliedschaft: Die SPD ist ohne 
Zweifel seit Jahren,wenn nicht Jahrzehnten 
die Partei der,,neuen Mitte". Rechtsanwälte, 
Lehrer, Beamte, Angestellte zählen zu den 
größten Mitgliedergruppen. Der Alltagsver- 
stand normaler SPD-Mitglieder entspricht 
diesem kleinbürgerlichen Milieu und Werte- 
horizont inzwischen. Die Ungleichzeitigkeit 
zwischen Sozialstruktur der SPD-Mitglieder 
und ihrem politischen Horizont, die in den 
70er und 80er Jahren noch bestand, ist 
inzwischen aufgelöst. Linke Politik ist in der 
SPD damit heute nur noch gegen das alltäg- 
liche Selbstverständnis bzw.den Alltagsver- 
stand ihrer Mitglieder möglich.Zahlreiche 
Linkssozialisten sehen dies - und durchaus 
nicht zu Unrecht - als den schwerwiegends- 
ten Einwand gegen die Mitarbeit in der SPD. 
2. Die Zerstörung eines einheitlichen 
Kommunikationsraumes: Politische Mas- 
senbewegungen wurden erst im Zuge der 
kapitalistischen Produktivkraftentwicklung 
möglich. Erst moderne Kommunikations- 
und Reisemittel schufen die Bedingungen 
für das Entstehen politischer Massenorgani- 

Die Bandbreite möglicher, zum Teil heute Mit zunehmendem materiellem Wohlstand natlich bereits 688,- DM.Haushalte mit nied- 
schon bestehender Angebote reicht von und mit fortschreitender Individualisierung rigen Einkommen geben monatlich nur 119 
einzelnen Bildungskursen (2.B. Computer- steigt auch das Bedürfnis der Menschen DM,-für Bildung,Unterhaltung und Freizeit 
kurse oder Fremdsprachenkurse, Bildungs- nach gesundheitlichem Wohlbefinden und aus. Die Anteile der privaten Ausgaben für 
möglichkeiten rund um dasThema Gesund- individueller Lebensqualität, so dass in Zu- Bildung, Unterhaltung und Freizeit in Haus- 
heit) über die Bereitstellung integrierter, kunft entsprechende Dienstleistungsange- halten mit mittleren Einkommen am Kon- 
branchenübergreifender Bildungsangebote bote in der Bedürfnis- und Wertehierarchie sum haben sich gegenüber 1965 von 6,5% 
(z.B. Bildungsreisen für Senioren) bis hin zur der Bevölkerung oben stehen werden (vgl. auf 11,9 % im Jahre 1997 fast verdoppelt. 
vermehrten Einrichtung von Bildungsinsti- Wasem 1999). 
tutionen (z.B. Universitäten des dritten Le- Die Palette der Produkte und Dienstleistun- Technischer Forschritt ermöglicht kun- 
bensalters). Ein weiterer Faktor i s t  die be- gen i s t  sehr umfangreich.Sie reicht von der denorientierte Innovationen 
triebliche Nachfrage nach Bildungs- bzw. Schönheitschirurgie, über Lifestyle Drugs Der technische Fortschritt ist eine maßgebli- 
Weiterbildungsangeboten speziell für ältere und medizinische Nahrungsmittel bis zu Ori- che Triebfeder der Gesundheitswirtschaft 
Beschäftigte. Weiterbildung und Qualifikati- entierungshilfen im Gesundheitswesen. Es und der bildungsbezogenen Dienstleistun- 
on für ältere Arbeitnehmer werden zukünf- wird geschätzt, dass sich im Jahr 2000 in gen. Bei zahlreichen Krankheitsbildern wer- 
tig aus betrieblicher und individueller Sicht Deutschland 150.000 - 200.000 Menschen den die Heilungschancen größer. In der Re- 
wichtiger. einer Schönheitsoperation unterzogen ha- habilitation öffnen sich durch den techni- 

ben. Diese Zahlen fallen zwar gegenüber schen und medizinischen Fortschritt neue 
Die Menschen investieren in die Lebens- den USA (5,7 Mio.) noch vergleichsweise ge- Perspektiven. 
qualität ring aus, verweisen dennoch auf die hohe Neben besseren medizintechnischen Mög- 
Ein steigendes Gesundheitsbewusstsein Bedeutung dieses aus (vorwiegend) priva- lichkeiten werden auch Gesundheitsförde- 
und das wachsende Interesse an Bildung un- ten Mitteln finanzierten Geschäftsfelds (vgl. rung und Prävention wichtiger. Dies Iässt 
terstützen als weitere Faktoren die Nachfra- Bartens 2001). sich am Beispiel desTele-Health-Monitoring 
ge nach lebensqualitätsorientierten Dienst- Auch Bildung gewinnt als zusätzlich privatfi- illustrieren.ZurVorbeugung und verlaufsori- 
leistungen. Für den Bereich der Gesundheit nanziertes Konsumgut an Bedeutung. Sie entierten Diagnose kann dieses Verfahren in 
zeigt sich, dass mehr entwickelt und för- einer integrierten Versorgungsstruktur (Kli- 
Menschen z.B. eine 
sportlich aktive Frei- 
zeitgestaltung mit 
dem Bedürfnis, einen 
eigenen Beitrag zur 
Gesundheitsvorsorge 
zu leisten, verbinden. 
Die steigende Nach- 
frage nach gesund- 
h e i t s b e z o g e n e n  

dert berufliche Quali- niken, niedergelassene Arzte, Rehabilitati- 
Der technische Fortschritt fikationen und Kom- onseinrichtungen, Technikanbieter etc.) 

ist  eine Triebfeder der petenzen, ermöglicht dazu beitragen, über Ferndiagnosen schnel- 
die soziale und kultu- le und problemadaquate Hilfe im Krisenfall 

Gesund heitswirtschaft und reIIe Teilhabe und (Infarkt) zu organisieren.Zudem besteht die 

der Bildungs-Dienst- schafft Orientierung MögIichkeit,fruhzeitig auf die kritische Ent- 
in der Informations- wicklung von Vitalparametern (Herzfre- 

leistungen. und Wissensgesell- quenz, Blutdruck, Puls) aufmerksam zu ma- 
schaft. Die privaten chen und so gesundheitliche Schäden zu 
Konsuma usga ben  vermeiden.Die Entwicklung und der Ausbau 

Dienstleistungen spiegelt sich unter ande- für Bildung, Unterhaltung und Freizeit je integrierter Versorgungsangebote im Ge- 
rem in dem starken Wachstum der Fitness- Haushalt und Monat ergeben ein ähnliches sundheitsbereich werden der Nachfrage zu- 
wirtschaft wider (vgl. Kamberovic/Schwarze Bild wie im Gesundheitsbereich.Mit steigen- sätzliche Impulse verleihen. 
1 999). dem Einkommensniveau wachsen auch die Auch im Bildungsbereich ermöglicht der 
Auch wenn im internationalen Vergleich Ausgaben für die genannten Bereiche: Etwa technische Fortschritt neue Produkte und 
derzeit private Mittel zur Finanzierung von 11 bis 12% der privaten Konsumausgaben Dienstleistungen. Das multimediale und dis- 
gesundheitsbezogenen Dienstleistungen entfallen in den Haushalten mit höherem tant-learning kann das Lernen zu Hause 
noch eine geringe Rolle spielen,steigt ihr Auf- und mittlerem Einkommen auf Ausgaben oder am Arbeitsplatz fördern. Bildungsakti- 
kommen:Während Anfang der90erJahreder für Bildung, Unterhaltung und Freizeit, ein vitäten in der Freizeit stehen nicht zuletzt 
Anteil der privaten Ausgaben für Güter und Großteil davon für Unterricht (2,3 bzw. 2,O auch in Zeitkonkurrenz zu anderen mögli- 
Dienstleistungen zur Gesundheitspflege nur %).In den Haushalten mit mittlerem Einkom- chen Aktivitäten. Unterschiedliche Bildungs- 
3,2% der gesamten Konsumausgaben der men werden monatlich etwa 460,- DM für angebote auch von zu Hause aus und nach 
Haushalte betrug, lag dieser Anteil im Jahre Bildung und Freizeit ausgegeben, in Haus- den eigenen zeitlichen Präferenzen können 
2000 bereits bei 4,1% - dies entspricht einer halten mit höherem Einkommen sind es mo- diese Zeitkonkurrenzen abschwächen und 
Steigerung von knapp einem Drittel inner- 
halb einer Dekade (vgl. DIW 2001 : 29ff). Wer- 

AufWendungen für die Gesundheispflege I Gesundheits-, Veterinärswesen 1 +250.000 1 

den die privaten Ausgaben der Haushalte für 
Gesundheitsdienstleistungen zudem aufge- 
schlüsselt nach der Höhe des monatlichen 
Haushaltseinkommens so zeigt sich, dass mit 
steiaendem Einkommen auch die Drivaten 

Beratung, Planung, Werbung etc. 1 +950.000 
Orqanisationen ohne Erwerbscharakter, private Haushalte 1 +420.000 - 
Medien, Kunst, Unterhaltung, Verlage, Fotogewerbe etc. 

Beherbergungsgewerbe 

insgesamt steigen.Während 1998 Haushalte 
mit einem niedrigen Haushaltseinkommen 

+420.000 

+250.000 

Einzelhandel 1 +150.000 

B i ldun~,  Wissenschaft, Kultur, Verlaae (fast ausschließlich 1 +150.000 
von 2500,- bis unter 3000,- DM monatlich 
76,- DM bzw.2,93 % ihrer Konsumausgaben 

- - 
unternehmen und freie ~e ru fe )  

Großhandel, Handelsvermittlunq 1 +120.000 
für die Gesundheitspflege verwendeten, be- 
trugen diese Ausgaben in Haushalten mit hö- 
heren Einkommen (10.000,- bis unter 
15.000,- DM) 423,- DM oder 5,5% der Kon- 
sumausgaben (ebd.:31ff). 

- 
wäscherei, ~ ~ i ~ i ~ ~ ~ ~ ,  ~ ~ b ~ ~ d ~ ~ ~ i ~ i ~ ~ ~ ~  

Friseur-, Körperpflegegewerbe 
+40.000 

+40.000 
Ausbaugewerbe +30.000 

Quelle: IAB Kurzbericht Nr. 911 999; Beschäftigungswachstum 1995-201 0 



helfen, das Lernen gemäß dem eigenen 
Lerntempo und den ausgewählten Inhalten 
zu organisieren. Neben der allgemeinen Bil- 
dung kann auch die berufliche Bildung am 
Arbeitsplatz von der modernen luK-Techno- 
logie profitieren. Vor allem größere Unter- 
nehmen versuchen,in der betrieblichen Wei- 
terbildung die Potenziale des ,,e-learnings" 
zu erschließen (vgl. Fels u.a.2001:24 ff). 

Lebensqualitätsbranchen sind zukunfts- 
gestaltende Beschäftigungsfelder 
Im Hinblick auf die Arbeitsmarkt-Effekte 
auch in den anderen Lebensqualitätsbran- 
chen des Dienstleistungssektors kann man 
sich an den Projektionen zur Arbeitsland- 
schaft der Zukunft vom Institut für Arbeits- 
markt und Berufsforschung der Bundesan- 
stalt für Arbeit orientieren. Danach sind bis 
zum Jahre 2010 auf mehr als 1,5 Mio.Arbeits- 
plätze in den Bereichen Gesundheit, Bildung, 
Kultur zu hoffen. 
Da auch in Beratung, Planung und Werbung 
zunehmend Leistungen mit Blick auf Privat- 
kunden angeboten werden, kann der zu er- 
wartende Arbeitsmarkteffekt sogar mit rund 

in wirtschaftlich schwierigen Zeiten gibt es Verbesserungspotenziale identifizieren. In 
kräftigen Druck zur Kostenreduzierung. Bes- den Kern-, Rand- und Nachbarbranchen des 
ser wäre es, wenn zwar darauf hingearbeitet Bildungssektors sollten durch das Zusam- 
würde,dass die Lebensqualitätsangebote so menspiel von öffentlichen und privaten Bil- 
kostengünstig wie möglich erstellt werden. dungsanbietern kundenorientierte Angebo- 
Gleichzeitig muss aber deutlich werden,dass te ergänzend zu den bisherigen Leistungen 
in ihnen nicht Belastungen für die Wirtschaft entwickelt werden (2.B. Bildungswegbera- 
liegen, sondern große Chancen. Hierzu soll- tung). Die derzeitige Kostendiskussion ist zu 
ten sich die sozialen Dienstleister nicht mehr eingleisig. In Zukunft mussen wir überall 
als Kostgänger der Wirtschaft, sondern als gleichzeitig ansetzen: Produktivitätssteige- 
Wachstums- und Beschäftigungsmotoren rungen, Ausweitung der öffentlichen Finan- 
begreifen und darstellen. zierung sowie die Aktivierung zusätzlicher 
Sowohl öffentliche als auch private Finanz- privater Mittel für Gesundheit und Bildung. 
grundlagen ausbauen: Bei der Diskussion um lnnovationsoffensive für neue Angebote im 
die Zukunft der Lebensqualitätsbranchen do- Gesundheitswesen: Dies trifft zunächst für 
minieren Finanzierungsfragen.Am deutlichs- den engeren, medizinisch geprägten Kern- 
ten wird dies im Gesundheitsbereich. CDUI bereich zu.Wichtige Impulse werden zuneh- 
CSU plädieren dafür,die öffentliche und soli- mend auch aus Nachbarbranchen kommen. 
darische Finanzie- G e s u n d h e i t s w i r t -  
rung durch neue pri- schaftspolitik sollte in- 
vate Finanzierungs- Bis Zum Jahr 201 0 ist auf novationswillige Ak- 
formen zu ergänzen, teure ermutigen und 
um so die obliaatori mehr als l5 Mio-Arbeits- unterstützen und dar- - 
sehen Abgaben zu ~ lätze in den Bereichen auf hinwirken, dass 
dämpfen. Die SPD 

' auch Einrichtungen 
setzt darauf, durch Gesundheit, Bildung, Kultur aus den Kernberei- 

2 Mio.veranschlagt werden.Wie es allerdings mehr Effizienz und ZU hoffen. chen des Gesund- 
um die Qualität der Arbeitsplätze bestellt ist Qualität - bewirkt heitswesens in diese 
und wie die Qualifizierungskonzepte ausse- durch die Fallpau- Märkte hineindiversifi- 
hen sollen, darüber wird sowohl in der Wis- schalen oder andere Produktivitätsanreize - zieren. Unterstützung sollte allerdings nicht 
senschaft wie auch in der Wirtschaft intensiv die Kosten in den Griff zu bekommen. Realis- mit Subvention oder gar mit der Aufnahme 
und zum Teil äußerst kontrovers diskutiert. tisch scheint jedoch, dass es beides geben solcher Angebote in den Leistungskatalog 
Klar ist aber,dass sowohl in der Gesundheits- muss. Prognosen zufolge (vgl. DIW 2001) wer- der Gesetzlichen Krankenversicherungen 
wirtschaft als auch im Bildungssektor in den den selbstdann,wenn die erhofften Produkti- verwechselt werden. Nötig sind Studien 
nächsten Jahren Personalengpässe drohen. vitätsfortschritte gelingen, der soziodemo- über Marktpotenziale, Marktstrategien und 
Deutlich wird dies z.B. im Bereich der Alten- graphische Wandel und der medizinische über gelungene Beispiele.Zudem ist für vie- 
betreuung; dort wird an eine Greencard für und gesundheitswissenschaftliche Fortschritt le innovative Produkte und Dienstleistungen 
Pflegekräfte gedacht. Aber auch die Lehrer- die Anforderungen an öffentliche und halböf- ein Zusammenspiel von Akteuren notwen- 
arbeitslosigkeit wird bald der Vergangenheit fentliche Finanzwege deutlich steigen lassen. dig,die heute noch zumeist getrennt operie- 
angehören. Die Konsequenz kann nur in der Parallel dazu werden gewandelte Interessen ren. Um solche lnnovationsallianzen zu er- 
Qualifizierung und einer parallelen Verbes- und Präferenzen in der Bevölkerung auch zu- möglichen, sind öffentliche Impulse erfor- 
serung der Arbeitsbedingungen liegen, da- sätzliche private Kaufkraft aktivieren. derlich. lm Bildungswesen zielen Förderpro- 
mit die Beschäftigten gerne und lange in Die derzeitige Diskussion im Bildungswesen gramme wie dieltlernenden Regionen" des 
diesen Branchen weiterarbeiten. i s t  stark gekoppelt an die Fragen der Finan- Bundesministeriums für Bildung und For- 

zierung (z.B.Studiengebühren, Bildungsgut- schung (BMBF) auf Netzwerke von allge- 
Dienstleistungspolitikfür Lebensqualität scheine) und der Effizienz und (output-ori- meinbildenden und berufsbildenden Schu- 
Diese Aussichten zeigen, dass sich hier für entierte) Effektivität unseres Bildungssys- len,Volkshochschulen, Betriebe oder Multi- 
die Wirtschaft ein wichtiges und zukunfts- tems,vor allem im internationalen Vergleich. media-Unternehmen. Dies ermöglicht nicht 
trächtiges Gestaltungsfeld eröffnet. Aber Die Zukunftsfähigkeit des Bildungswesens nur die Abstimmung des Handelns auf die 
auch die Herausfor- hängt dabei von meh- regionalen Bedürfnisse, sondern auch ange- 
derungen sind vielfäl- reren Faktoren ab: Die bots- und kundenorientierte Synergien und 
tig. Der Gesamtkanon Die sozialen Dienstleister Lern- und Lehrsituati- Innovationen. 
der Anforderungen sollten sich nicht als Kost- on darf sich nicht ver- Zusätzliche (Privat ) Versicherungslösungen 
zur Aktivierung lässt schlechtern, weil öf- für Produkte aus den Randbereichen des Ge- 
sich mit den folgen- ganger der Wirtschaft, fentliche Mittel in sundheitswesens: Produktivitätssteigerun- 
den Stichworten be- sondern als Wachstums- wichtigen Bildungsin- gen können helfen, im Rahmen der solida- 
schreiben: stitutionen und bil- risch finanzierten Krankenversicherungen 
Meinungswechsel: MOtOren begreifen und d U n g  s re  ieva n t e n  ein Optimum an obligatorischen universel- 
,,Nicht Kostenfaktor, darstellen. Nach barbranc hen len Gesundheitssicherungsleistungen auf- 
sondern Zukunfts- (kulturelle Veranstal- rechtzuerhalten. Darüber hinaus sind viele 
branchei': Am Anfang tungen, Bibliotheken, Menschen bereit, zusätzliche private Mittel 
muss ein Wechsel in der öffentlichen Mei- soziokulturelle Zentren u.ä.) fehlen.Vielmehr für weitergehende Angebote auszugeben. 
nung stehen. Bildung, Soziales und Gesund- ist die öffentliche Förderung und Finanzie- In vielen Fällen (etwa für einen Wellness-Ge- 
heit gelten heute zwar als unverzichtbare rung sicherzustellen.Zudem können Quali- sundheitsurlaub) reicht eine rein private Fi- 
Voraussetzungen für die wirtschaftliche und tätssicherung und -entwicklung zu einem nanzierung. In anderen Fällen (etwa inte- 
soziale Entwicklung, gleichwohl werden sie besseren Ressourceneinsatz beitragen. grierten Notruf- und Kommunikationssyste- 
als Kostenfaktoren &hrgenommen.~erade Durch Benchmarkingverbünde ließen sich men, so weit sie nicht medizinisch erforder- 

ist. Eine fortschrittliche Gesellschaft muss 
diese zentrale Ressource gerecht verteilen. 
Zielgröße ist der Abbau öffentlicher Bildung 
durch verschiedene Formen der Privatisie- 
rung und Kommerzialisierung, mit welchen 
Bildungsprozesse in Eigentumsoperationen 
mit Wissen als Ware umgewandelt werden 
(Lohmann, 2000). Und damit bestimmen 
mehr denn je die materiellen und sozialen 
Lebensbedingungen der Menschen über 
den Zugang zu Bildung. Die Patentierbar- 
keit von Lebewesen, die schleichende Wan- 
derung ehemals hochschulischer For- 
schung in die Labors von privatisierten Ins- 
tituten oder direkt in die Labors der Indus- 
trie deuten darauf hin, dass sich auch der 
Sockel des bereits vorhandenen Wissens in 
der Gefahr einer Enteignung der Gesell- 
schaft zugunsten der Großkonzerne befin- 
det. 

5. Education is not for sale! 
Die 0.g. Entwicklungen finden zudem in ei- 
nem Kontext globalisierter Wirtschaftsbe- 
Ziehungen statt. So ist seit 1994 mit  der 
Unterzeichnung des GATS (General Agree- 
ment on Trades in Services), dem internati- 
onalen Abkommen über den Handel mit 
Dienstleistungen, der Bildungsbereich 
durch weitere Expansion privatwirtschaft- 
lichem Profitinteresse bedroht.,,Too often 
the education process i s  entrusted to peo- 
ple who appear to have no dialogue with, 
nor understandig of, industry and the path 
of Progress ... The provision of education is 
a market opportunity and should be trea- 
ted as such." (European Roundtable of In- 
dustrialists, Quelle: www.aatswatch.org), so 
argumentiert die mächtige Lobbyorgani- 
sation der Europäischen Industrie in Brüs- 
sel. 
Mit der Unterstützung der europaweiten 
Studierenden- und Schülerproteste im 
Herbst 2001, die in einer Demonstration 
gegen den EU Gipfel am 14.12.01 in Brüssel 
mündete, hat scudag bewiesen, das es als 
Netzwerk ein wichtiges Bindeglied zwi- 
schen Schülerlnnen- und Studierenden und 
gewerkschaftlichen Zusammenhängen sein 
kann. Die damals als breites Bündnis ins Le- 
ben gerufene Kampagne,,Education is not 
for sale" ist eines der zentralen Projekte des 
Netzwerkes, deren weitere Aktivitäten sich 
gegen Privatisierung von Bildungseinrich- 
tungen, Einführung von Studiengebühren 
und globaler Konkurrenz im Bildungswesen 
richtet. Jan Hoby, Vorsitzender der däni- 
schen Studierendengewerkschaft PLS, die 
auf der 3. scudag Konferenz in Frankfurt 
über die Zusammenhänge von Globalisie- 
rung von Bildung diskutiert haben, bringt 
es auf den Punkt: The movement against 
neoliberal globalisation has to fight on a 
european level, because most of the educa- 
tion policy is already fixed by treaties like 
Bologna and GATS on the international le- 
vel. But when we see all the activities 

around the,,Education is not for saleU-cam- 
paign you can be sure: we will grow!" 
weitere infos: 
www.eduaction-is-not-forsale.org 

6. scudag - die Konferenz in Frankfurt, 
Zwischenbilanz eines ehrgeizigen Pro- 
jektes 
Im dritten Jahr seiner Existenz steht das 
,,scudag Netzwerk für eine Schülerlnnen 
und Studierendengewerkschaft" an einem 
Wendepunkt. Unterstützt durch die DGB 
Jugend Hessen, Aktive aus den Landes- 
Schülerlnnenvertretungen NRW und Hes- 
sen,Vertretern der ver.di-Studierenden und 
linker Hochschulgruppen aus Kassel und 
Köln ist es gelungen,das Netzwerk an vielen 
Stellen bekannt zu machen. Erste bisher 
,,unorganisierte0 Interessierte steigen ein,so 
eine Gruppe Design-Studierender der FH 
Aachen, die für scudag den Internetauftritt 
(www.scudaq.org) sowie das gesamte Er- 
scheinungsbild erarbeiten. 
Es gibt im gewerkschaftlichen Bereich auch 
kaum jemanden, der dem prinzipiellen Ge- 
danken der scudag - gewerkschaftliche 
Methoden in sozialen Konflikten, unter de- 
nen Schülerlnnen und Studierende leiden, 
anzuwenden - nichts abgewinnen könnte. 
Die Notwendigkeit stärkeren gewerkschaft- 
lichen Engagements in Schule und Hoch- 
schule wird von niemanden bestritten. 
Die Frage ist, ob es gelingt, für den Ansatz 
von scudag innerhalb der Gewerkschaften 
weitere Unterstützung zu organisieren, da- 
mit gewerkschaftliche Angebote aus einer 
Hand an Schulen und Hochschulen durch 
die Betroffenen selbst verbreiten werden 
können, und dabei ein politisches wie kultu- 
relles Bindeglied zwischen Interessenvertre- 
tung in Schule, Uni und Arbeitswelt ent- 
steht. 
Die Weiterentwicklung von der abstrakten 
Diskussion um Positionspapiere zum konkre- 
ten Handeln ist die große Herausforderung, 
vor der scudag nun steht. Nur dann, wenn 
der Grundgedanke des Organisationsprin- 
zips in einer Praxis abgeglichen wird,die sich 
an der Lösung von Problemen von Schüle- 
rlnnen und Studierenden - sei es im Job oder 
in der Bildungspolitik - orientiert, Iässt sich 
seine Tragfähigkeit unter Beweis stellen. 
Oder um es fußballerisch auszudrücken:,,Was 
zählt, ist auf dem Platz". SPW 312002 
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I /  we will grow!" 
Über die Arbeit von scudag, dem gewerkschaftlichen Netzwerk für 
Schülerlnnen und Studierende 

von Ole Erdmann und Matthias Körner 

Am 4. März 2002 tagte im Gewerk- 
schaftshaus in Frankfurt/Main die 3. Konfe- 
renz des Projektes für den Aufbau einer ge- 
werkschaftlichen lnteressenvertretung für 
Schülerlnnen und Studierende kurz scudag. 
Im Folgenden sind die Entwicklungen bis zu 
dieser Konferenz und die derzeitigen Dis- 
kussionen in den Gewerkschaften,an Schu- 
len und Hochschulen dargestellt. 

1. Die Vorgeschichte 
Seit Mitte der neunziger Jahre diskutieren 
Schülerlnnen und Studierende immer 
wieder die Frage, ob und wenn ja wie sie 
sich gewerkschaftlich organisieren sollen. 
Nach den fast drei Monate andauernden 
Protesten an Schulen und vor allem Univer- 
sitäten vom November 1997 bis Januar 
1998 gewann diese Diskussion an Fahrt. 
Spätestens nach dem Regierungswechsel 
und den vielerorts enttäuschten Hoffnun- 
gen (Stichwort: BAFÖG-Reform, Studienge- 
bührenverbot etc.) wurde jedoch vielen en- 
gagierten Schülerlnnen und Studierenden 
klar, dass eine Lösung ihrer Probleme über 
die klassisch parlamentarisch-parteilichen 
Wege immer schwieriger geworden ist. 
Gleichzeitig waren sich viele in ASTen, SV'en 
und Jugendorganisationen durchaus der 
eigenen Schwächen und Probleme be- 
wusst: verkrustete Strukturen geprägt 
durch Massenorganisationen der 70iger 
Jahre und inhaltlich abstrakte Debatten 
weitab der sozialen Realität kamen und 
kommen bei Jugendlichen schlicht nicht an. 
Ähnliches gilt für die Gewerkschaften, wo- 
bei ihre Rolle sich nicht zuletzt von den vor- 
genannten unterscheidet, als dass sie 
immer noch ein deutlich höheresvertrauen 
genießen als Parteien (Shell 2000, S. 71). 

2. Das jugendpolitische Dilemma der Ge- 
werkschaften 
Das Verschwinden klassischer sozialer Mili- 
eus und der immer spätere Eintritt junger 
Menschen in den Betrieb - einhergehend 
mit zunehmender lndividualisierung - tra- 
gen zur geringen Lust Jugendlicher bei, sich 

zu organisieren. Dabei sollte eines nicht ver- 
gessen werden: lndividualisierung und Iän- 
gere Schulausbildung,gehören zu den Frei- 
räumen, die die Gewerkschaften neben der 
Durchsetzung von mehr Freizeit, höheren 
Einkommen und sozialer Absicherung er- 
stritten haben, und unter denen sie - wie 
alle anderen,,klassischen" Großorganisatio- 
nen auch - nun zu leiden haben. Insofern 
kann die Lösung nicht im ewigen Klagen 
über eine anders gewordene Gesellschaft 
bestehen. 
Das Projekt ,,Scudag - Netzwerk für eine 
Schülerlnnen und Studierendengewerk- 
schaft" will dort ansetzen, wo die länger 
gewordenen Bildungsgänge in den Fokus 
gesellschaftlicher Auseinandersetzungen 
geraten sind, die gewerkschaftliches Han- 
deln geradezu herausfordern. Wenn bei 
gleichzeitigem Vordringen privaten Kapitals 
in die Schulen und Hochschulen die Gestal- 
tungsspielräume der Gremien der bildungs- 
politischen lnteressenvertretung immer 
weiter eingeengt und dadurch mehr und 
mehr Werteerziehung im Interesse der pri- 
vaten Wirtschaft betrieben wird, ist klar, 
dass die Handlungsfelder Schule und Hoch- 
schule nicht mehr nur noch ein Bereich des 
,,gewerkschaftlichen Vorfelds" sind, sondern 
in den Fokus der Gewerkschaften rücken 
müssen,wollen sie den,,Kampf um die Köp- 
fe" nicht schon vor Eintritt der jungen Men- 
schen in die Arbeitswelt verlieren. 

3. Die Situation von Schülerlnnen und 
Studierenden 
Die Lebenssituation von Schülerlnnen und 
Studierenden hat sich seit den 60/ 70er Jah- 
ren grundlegend gewandelt. Die Verlänge- 
rung der Bildungszeiten, der Bedeutungs- 
verlust familiärer Sozialisation und eine re- 
lative soziale Sicherheit etablierte Jugend 
als eigenständige Lebens- und Experimen- 
tierphase. Dieser Raum für eigene Erfahrun- 
gen und Entfaltung wird in den letzten Jah- 
ren zunehmend enger (Jobelius/Lenz, 1999, 
5.188) 
Mittlerweile arbeiten nach Erhebungen des 
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Deutschen Studentenwerkes über 213 der 
Studierenden neben ihrem Studium (DSW 
2001),davon geben etwa die Hälfte an,dass 
dies,,zur Bestreitung des Lebensunterhalts 
unbedingt notwendig" sei.Ähnliches gilt für 
ältere Schülerlnnen (z.B: Berg/Haggenstein 
2001 ).Ganze Bereiche wie z.5. die Gastrono- 
mie, Call-Center, Aushilfen in der industriel- 
len Fertigung, Tankstellen etc. sparen mit 
der Arbeit der lernenden jungen Leute 
enorme Summen ein. Das geht einher mit 
der Abnahme staatlicher Förderung wie 
dem BAFÖG, das 1997 lediglich noch 18,6 % 
der Studierenden bezogen, gegenüber 
26,8% im Jahre 1994. Anderweitige Ent- 
wicklungen wie die Erhöhung des Kinder- 
geldes entlasten zunächst die Kasse der El- 
tern, die allerdings ihrerseits aufgrund an- 
derer sozialer Einschnitte die Aufwendun- 
gen oft nicht weitergeben (können). 
Neben dieser,,Schließung des sozialen Rau- 
mes" gehen auch die Angst vor Arbeitslo- 
sigkeit und die gleichzeitig gestiegenen 
Ansprüche der Gesellschaft an Jugendli- 
chen nicht spurlos vorüber. 
Dabei stimmen wir Jan Kellermann und Ra- 
oul Machalet zu, die den Grund für ein Teil- 
zeitstudium in den gewachsenen Ansprü- 
chen der Studierenden sehen, Arbeit und 
Bildung enger miteinander zu verzahnen 
(spw 5/01) um so angesichts der sozialen 
Perspektiven ihre Chancen auf dem Arbeits- 
markt zu verbessern. Diesem Anspruch jun- 
ger Menschen steht nun jedoch die soziale 
Wirklichkeit aus prekären Beschäftigungs- 
verhältnissen, eingeschränkten Lern- und 
Freizeitkapazitäten sowie Ungleichvertei- 
lung von Bildungschancen generell ent- 
gegen. Gewerkschaftliche Gegenwehr tut 
hier offensichtlich Not. 

4. Bildung und Wissen als Ware? 
Die wachsende Bedeutung der durch den 
Bildungsbetrieb vermittelten Inhalte wird 
aktuell gerne unter dem Begriff,,Wissensge- 
sellschaft" subsumiert. Die bildungspoliti- 
schen Debatten deuten darauf hin, dass es 
meist nur noch um relativ technokratische 
Vorgänge der Wissensverteilung geht - von 
einem emanzipatorischen Ideal von Wis- 
sensgesellschaft ist das alles weit entfernt. 
Der Begriff der Wissensgesellschaft bedeu- 
tet nichts anderes, als dass nun ein neuer 
Aspekt menschlichen Handelns zum Mittel- 
punkt des Produktionsprozesses geworden 

GESUNDE REFORMEN? 

lich sind) könnte an breiter angelegte Versi- 
cherungslösungen gedacht werden. Damit 
entsprechende Finanzierungswege nicht 
nur auf einen kleinen Kreis von sehr einkom- 
mensstarken Menschen beschränkt bleiben, 
sollten neue Wege beschritten werden, um 
auch Durchschnittsverdiener zu Investitio- 
nen in mehr Lebensqualität zu aktivieren. 
Ansätze könnten in betriebs- oder bran- 
chenbezogenen Versicherungslösungen lie- 
gen. Denkbar sind Versicherungen,die paral- 
lel zu Mietverträgen abgeschlossen werden 
können, um dann im Falle von Krankheit 
oder altersbedingten Beeinträchtigungen 
Unterstützungsdienste zu finanzieren. Eine 

den Verbraucherschutz heraus. Bislang ist 
das Gesundheitswesen im Hinblick auf die 
Produkt- und Angebotspalette sehr stark 
politisch geführt, d.h. die überwältigende 
Mehrheit der zur Verfügung stehenden An- 
gebote muss zugelassen werden und ist bei 
der Anwendung auf die Aktivität von pro- 
fessionell Qualifizierten beschränkt. Im Bil- 
dungsbereich sind dagegen Unterricht 
oder Wissensvermittlung nicht notwendi- 
gerweise an eine professionelle (didak- 
tisch-methodische) Qualifikation gekop- 
pelt. Starke politische Regulierung und pro- 
fessionelle Dominanz werden auch in Zu- 
kunft die Kernbereiche des Gesundheits- 
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Ökonomisierung der Gesundheit 
Über die Rolle der Gesundheitsökonomie 

Von Holger Paetow 

Gesundheitspolitik scheint mittler- 
weile ein Teil der Wirtschaftswissenschaften 
geworden zu sein.Äußeres Anzeichen ist die 
Flut an Gutachten, Berichten und Program- 
men zu gesundheitspolitischen Grundsatz- 
und Detailfragen, die von Unternehmensbe- 
ratungen, Instituten und Fachökonomen in 
jüngster Zeit in die Debatte gebracht wor- 
den sind. Auch die Gutachten des Sachver- 
ständigenrates für die Konzertierte Aktion 
im Gesundheitswesen sind vorwiegend öko- 
nomischen Inhalts; ,,Bedarfsgerechtigkeit 
und Wirtschaftlichkeit" der Titel der letzten 
Ausgabe. 
Gesundheit und Krankheitsbehandlung sind 
seit jeher untrennbar mit ökonomischen Fra- 
gen verbunden, wie der Honorierung medi- 
zinischer Professionals, der Führung eines 
freiberuflichen Gewerbebetriebes Arztpra- 
xis oder der effizienten Produktion und Ver- 
wendung medizinischer Sachgüter.Ob und 
in welchem Sinn kann überhaupt von eine 
Ökonomisierung des Gesundheitswesens 
als einem relevanten aktuellen Trend ge- 
sprochen werden? Welche Folgerungen sind 
daraus für die Disziplin der Gesundheitsöko- 
nomie zu ziehen? Es lassen sich mindestens 
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drei Trends zeigen, die das Verhältnis von 
Ökonomie und Medizin in jüngster Zeit 
nachhaltig zu verändern begonnen haben. 
Konkret handelt es sich um 

die steigende makroökonomische Rele- 
vanz, also die Bedeutung des Gesundheits- 
wesens und seiner Finanzierung für Wachs- 
tum und Beschäftigung der Wirtschaft im 
allgemeinen, 

die forcierte Marktorientierung, d.h. die 
stärkere Steuerung des Leistungsgesche- 
hens durch Marktkräfte,also durch autono- 
me individuelle Entscheidungen von Nach- 
fragern, also Patienten und versicherten 
einerseits und Leistungsanbietern bzw.Ver- 
sicherern andrerseits 

die zunehmende ökonomische Professi- 
onalisierung der Medizin,d.h.die wachsende 
Anwendung betriebs- und volkswirtschaftli- 
cher Analyse- und Entscheidungsverfahren 
und -kriterien auf die Produktion gesund- 
heitsbezogener Güter und Dienstleistungen. 

Makroökonomische Relevanz 
Das Gesundheitswesen ist ein bedeutender 
ökonomischer Wachstums-, Beschäftigungs- 
, Export- und Standortfaktor. Der Anteil der 
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Erwerbstätigen im Gesundheitswesen an 
den Erwerbstätigen insgesamt ist von rd. 
3,9% (1,03 Mio.) im Jahre 1970 auf 7,4% (2,l 
Mio.) im Jahre 1999 gestiegen.Zählt man die 
Beschäftigten anderer Branchen hinzu, die 
indirekt für das Gesundheitswesen arbeiten, 
bringt der Sektor Ca. 4,5 Mio. Menschen in 
Lohn und Brot. Der Anteil des Gesundheits- 
sektors am Bruttoinlandsprodukt liegt mit 
knapp zehn Prozent (250 Mrd. £ Umsatz) 
deutlich über dem der Kraftfahrzeugindus- 
trie. Die Nachfrage nach Gesundheitsgütern 
ist zudem ausgesprochen stetig, so dass sie 
zur Stabilität der Wirtschaft beiträgt. 
Arzneimittel- und Medizinprodukt-Herstel- 
ler exportieren mehr als die Hälfte ihrer Pro- 
duktion. Zunehmende Globalisierung und 
Europäisierung finden sich auch in anderen 
Versorgungsbereichen. Zwar sind die meis- 
ten Gesundheitsmärkte überwiegend lokal, 
aber die Grenzen werden auch außerhalb 
des sog. kleinen Grenzverkehrs durchlässi- 
ger, z.5. für telemedizinische diagnostische 
Leistungen,für Rehabilitationsmaßnahmen 
und zunehmend für Versicherungen. Groß- 
britannien,,importiert" Krankenhausleistun- 
gen aus Deutschland,indem es,um Wartelis- 
ten zu verkürzen, Patienten in Deutschland 
versorgen lässt. Die Europäische Kommissi- 
on drängt auf eine Vereinheitlichung und 
europaweite Marktöffnung auch für Kran- 
kenversicherungen. 
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Auf der anderen Seite ist die medizinische 
Versorgung ein bedeutender Kostenfaktor 
für dieWirtschaft,d.h.für die Arbeitgeber,die 
annähernd hälftig an der Finanzierung der 
Krankenversicherungsbeiträge beteiligt 
sind. 
Diese doppelte Rolle des Gesundheitswe- 
sens als Wachstums- und als Kostenfaktor 
definiert das eigentliche Dilemma der aktu- 
ellen Gesundheitspolitik: Eine Entlastung der 
Lohnnebenkosten durch Dämpfung der 
Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung (GKV) würde immer zugleich die 
Wachstums- und Einkommenschancen in 
diesem personal- und innovationsintensiven 
Gesundheitssektor beeinträchtigen. Lösbar 
scheint dieses Dilemma auf den ersten Blick 
nur durch Umfinanzierung der GKV-Ausga- 
ben zu Lasten der Versicherten und der Pati- 
enten zu sein. Ein Großteil der gesundheits- 
politischen Diskussionen dreht sich um 
nichts anderes. Aufteilung des GKV-Leis- 
tungsspektrums in Grund- und Wahlleistun- 
gen, Selbstbeteiligungen und Kostenerstat- 
tungsverfahren oder die Einbeziehung von 
Miet- und Zinseinkommen bei der Beitrags- 
bemessung sollen letztlich keinem anderen 
Ziel dienen als der Entlastung der Arbeitge- 
ber. 
Dabei ist deren paritätische Beteiligung an 
der Krankheitskosten nicht allein ein Gebot 
der Solidarität und Gerechtigkeit.Vielmehr 
ist die Arbeitswelt selbst eine wesentliche 
Determinante gesundheitlicher Belastun- 
gen. Insofern is t  es konsequent,das Interesse 
der Arbeitgeber an einer Minderung der Ge- 
sundheitsgefahren am Arbeitsplatz über 
eine Beteiligung an den Kosten der Kranken- 
Versorgung wach zu halten. 
Es ist auch gar nicht die Ausgabenentwick- 
lung, welche die permanenten Finanzie- 
rungsprobleme der Krankenversorgung ver- 
ursacht. Seit etwa 1980 ist in Deutschland 
der Anteil der Gesundheitsausgaben bzw. 

der GKV-Ausgaben am Bruttoinlandspro- können und sind insofern eher die Folge 
dukt nahezu konstant geblieben - wie mangelhafter Wettbewerbs- und Regulie- 
übrigens in den meisten OECD-Staaten rungspolitik.Zum anderen bestehen im Ge- 
auch. Die vielbeschworene Kostenexplosion sundheitswesen bislang noch kaum Anreize 
hat es nie gegeben.Vielmehr ist der fühlbare für Rationalisierungsinnovationen, mit de- 
Anstieg der Beitragssätze in der GKV darauf nen Kosten gesenkt werden könnten. 
zurückzuführen, dass deren Finanzierungs- Schließlich kann auch die angebliche An- 
basis,die Einkommen der abhängig Beschäf- spruchsinflation der Versicherten nicht als 
tigten, wegen der hohen Arbeitslosigkeit Begründung für künftige Kostenexplosio- 
und der zurückhaltenden Lohnpolitik derTa- nen herhalten. DieVorstellung,die Patienten 
rifparteien stagnierte bzw. relativ zum würden die lnanspruchnahme versiche- 
Bruttoinlandsprodukt sank. rungsfinanzierter medizinischer Leistungen 
Es ist wohl auch künftig keine dramatische infolge einer Null-Kosten-Mentalität über 
Kostensteigerung im Gesundheitswesen zu das notwendige Maß ausdehnen, ist für die 
erwarten. Alle Argu- meisten Versorgungs- 
mente hierfür lassen bereiche geradezu ha- 
sich relativieren. Der Die doppelte Rolle des nebüchen, wenn man 
demographische Ef- bedenkt, dass diese 
fekt,d.h. die Alterung 

Gesundheitswesens als 
Leistungen in aller Re- 

der Bevölkerung, Wachstums- und a l ~  gel neben den mone- 
wird die Kosten nur tären auch immateri- 
unwesentlich stei- Kostenfaktor definiert das „„ Ko„en in Form di- 

gern, da medizini- eiaentliche Dilemma der verser physischer und 
d 

scher Fortschritt und psychischer Belastun- 
qesündere Lebens- aktuellen Gesundheits- gen Die - 
weise nicht nur Ursa- politik. schmerzgrenze für die 
chen für eine höhere Inanspruchnahme ei- 
Lebenserwartung nes zahnärztlichen 
sind, sondern auch dafür, dass Krankheiten Bohrgeräts dürfte durch das Ausmaß der ei- 
später einsetzen. Zudem fällt der weitaus genen finanziellen Beteiligung auch nicht im 
größte Teil der Kosten für medizinische Be- geringsten verschoben werden. 
handlung statistisch ohnehin in den letzten Von einer bedrohlichen Kostenexplosion 
Lebensjahren an, unabhängig davon, in wel- kann also keine Rede sein, von einem über- 
chem Lebensalter der Tod eintritt. höhten Kostenniveau schon. Nach wie vor 
Der Einfluss des medizinisch-technischen leistet sich Deutschland ein gemessen am 
Fortschritts auf die Kostenentwicklung ist Versorgungsniveau zu teures Gesundheits- 
uneindeutig.Dass neueTherapien und Diag- System, wie mehrere internationale Ver- 
noseverfahren oftmals wesentlich teurer gleichstudien belegt haben.DieVersorgung 
sind als ältere ist kein Naturgesetz. Zum ei- ist nicht effizient,es bestehen Wirtschaftlich- 
nen folgen die höheren Ausgaben meist keitsreserven,deren Umfang auf mindestens 
nicht aus höherem Produktions- oder For- 20 Mrd.€ allein für die GKV geschätzt wird. 
schungsaufwand, sondern aus der Markt- Ein erheblicherTeil der diagnostischen und 
macht, die sich die Anbieter - patentge- therapeutischen Verfahren ist schlichtweg 
schützter - Innovationen zunutze machen ineffizient oder überflüssig. Die Gesund- 

heitsökonomie hat in den letzten zwanzig 
Jahren beachtliche Fortschritte gemacht, 
Analyseinstrumente zu entwickeln, mit de- 
nen man die Spreu vom Weizen trennen 
kann. Anders als etwa Großbritannien hinkt 
Deutschland aber beim Einsatz solcher In- 
strumente weit hinterher. 
Sofern es gelingt,diese Wirtschaftlichkeitsre- 
serven auszuschöpfen, ist gegen einen mä- 
ßigen Anstieg des Anteils der Gesundheits- 
ausgaben am Bruttoinlandprodukt nichts 
einzuwenden, da dieser eine bessere und 
bedarfsgerechte gesundheitliche Versor- 
gung der Bevölkerung repräsentiert. Da der 
Gesundheitssektor überdurchschnittlich 
personalintensiv ist, würde überdies jede 
Mark, die für Gesundheitsgüter statt für an- 
dere Waren ausgegeben wird, die Beschäfti- 
gung eher steigern (Sachverständigenrat 
1996,242), und zwar selbst wenn man unter- 
stellt,dass die damit verbundene Steigerung 
der Lohnnebenkosten hier dämpfend wirkt. 
Verbleibt das Finanzierungsproblem: Die 
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Eine andere Richtung hat sich auf dem Bun- 
deskongress weniger durch eigene Analy- 
sen und inhaltliche und strategische Forde- 
rungen hervorgetan, dafür aber ihre Über- 
einstimmung mit der Politik der Bundesre- 
gierung deutlich gemacht,vor allem mit de- 
ren finanzpolitischen Zielen. Auf dem Tritt- 
brett des innerverbindlichen Integrations- 
bedarfs wird so jeglicher Gestaltungsan- 
Spruch für einen solidarischen Verband auf- 
gegeben. 

Verbesserte Debattenkultur 
Als inhaltlich kontrovers aber politisch ziel- 
führend lassen sich die beiden Debatten zur 
Bildungs- und Gesundheitspolitik beschrei- 
ben: 
Im Bereich Bildung geht es vor allem darum, 
das Spannungsfeld von Emanzipation und 
gesellschaftlicher Reproduktion und Trans- 
formation demokratisch, sozial und nach- 
haltig zu gestalten. Dabei ließ sich an den 
Anträgen der zurückliegenden Jahren häu- 
fig eine Abwehrhaltung erkennen, die dazu 
führte, lediglich Dammbrüche zu bekämp- 
fen. So wichtig und zum Teil erfolgreich die 
Kämpfe gegen Studiengebühren und für 
eine strukturelle BAFÖG-Reform innerpar- 
teilich gewesen sind und von den meisten 
Debattenrednern auch auf diesem Bundes- 
kongress hervorgehoben wurden, haben 
diese Debatten doch die fehlende Arbeit an 
einem integrierten Bildungskonzept, das 
den neuen gesellschaftlichen Ansprüchen 
von Kindern und Jugendlichen gerecht 
wird, nicht verdecken können. Der be- 
schlossene Antrag bietet hier einen Einstieg 
in eine Bildungsreform auf allen Ebenen, 
ohne schon abschließendes Konzept zu 
sein: 
1. Für den Ausbau von Kindertagesstätten, 
die ein verbessertes pädagogisches Ange- 
bot mit stärkerer stadtteilbezogener Orien- 
tierung darstellen. 
2. Für eine integrierte Gesamtschule als al- 
leinige Regelschule mit Integration durch 
Regionale Bildungszentren. Die regionalen 
Bildungszentren sollen dabei die Zusam- 
menarbeit mit anderen Berufsgruppen 
(Psychologlnnen, Mediatorlnnen, Volks- 
hoch-, Kunst- und Musikschulen, Sportverei- 
nen sicherstellen) und öffentlich zugängli- 
che Knotenpunkte und Anlaufpunkte dar- 
stellen. 
3. Für eine Duale Ausbildung, die sichere 
Perspektiven über individuelle Lebensfahr- 
pläne ermöglicht. 
4. Für eine Hochschule mit durchlässigen 
Strukturen,Vernetzung von Arbeit und Bil- 
dung, eigenständiger Projektarbeit und de- 
mokratischen Strukturen. 
Im Bereich der Gesundheitspolitik befür- 
worten die Jusos einen Umbau der Kran- 
kenversicherung in eine Gesundheitsversi- 
cherung, in der Prävention und Gesund- 
heitsförderung im Mittelpunkt des Umbaus 
stehen. Leitbild einer modernen Gesund- 

heitspolitik sind die Zusammenfassung der 
Kostenträger in regionalen Einheitskassen, 
die auch den regionalen Gesundheitsbe- 
darf berücksichtigen können. Gleichzeitig 
gilt es, die Solidarität im System zu stärken 
und die Lebensqualität aller Milieus zu stei- 
gern.Einig war man sich mit Ulla Schmidt in 
der Ablehnung weiterer Privatisierung im 
Gesundheitssystem. Nun müssen die von 
ihr formulierten wichtigen Anknüpfungs- 
punkte nach der Wahl für eine solidarische 
Reform aufgegriffen werden. 
Bundeskongress als alternative Tankstelle? 
Wer die von allen Seiten konservierten Po- 
sitionen von Juso-Bundeskongressen kennt, 
wird viele der persönlichen Einschätzungen, 
die man hören konnte, schon kennen:Vom 
hoffnungslos zerstrittenen Verband, ab- 
schreckenden und kaum nachvollziehbaren 
Diskussionen, aufreibenden Lagerkämpfen, 
veralteten theoretischen Ausrichtungen 
war da die Rede. Ganz davon abgesehen, 
dass man sicherlich das ein oder andere 
aufgreifen kann, stehen für uns drei Eindrü- 
cke am Schluss: 
Viele der,,alten" Akteure,die über Jahre hin- 
weg die Diskussionen geprägt haben, sind 
auf diesem Bundeskongress nicht mehr an- 
wesend gewesen. Das hat den Verlauf beru- 
higt und zugleich in Teilen auch die analyti- 
sche Schärfe gen0mmen.E~ wird nach dem 
Wahlkampf deswegen verstärkt um eine 
theoretische Auseinandersetzung gehen 
müssen, die dann auch verhindern sollte, 
lediglich alten Wein in neue Schläuche zu 
füllen. Auch die Qualifizierungsarbeit im 
Verband ist diesbezüglich zu reformieren. 
Zweitens: Mit den zentralen Verbandspro- 
jekten JumP Plus, Job-Garantie und Ab- 
schaffung der Wehrpflicht haben es die Ju- 
sos geschafft bis weit in die Positionsfin- 

gramm zu verankern und auch im Wahl- 
kampf deutlich zu machen, was sich für die 
Jusos mit der Fortsetzung von rot-grün ver- 
bindet. 
Drittens: Der Bundeskongress 2002 war eine 
erfolgreiche Tankstelle zum Aufladen des 
Wahlkampf-Akkus. Auf der Basis der gefass- 
ten inhaltlichen Gestaltungslinie und moder- 
nen campaigning-Formen (Juso-Aktions- 
teams etc.) ist es nun erforderlich, in der eige- 
nen Generation für eine rot-grüne Option 
und gegen einen rückwärtsgewandten kon- 
servativen Kulturumbau zu kämpfen. Der 
Bundeskongress hat den Auftakt gegeben 
für den Kampf um eine Mehrheitjenseits von 
FDP und CSDU. Und nach dem 22.Septem- 
ber geht's drum: Die Ansprüche der jungen 
Generation an eine solidarische Alternative 
in den Mittelpunkt zu stellen! „, 3/2002 
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Recht auf Zukunftschancen umsetzen 
Die An fo rde rungen  der Jusos a n  die künftige ro t -grüne Reg ierung 
s ind  fo rmu l ie r t  

Von Björn Böhning und Tobius Gombert 

Vom 12. -14. April fand in Potsdam 
der Juso-Bundeskongress statt. Dieser hat 
die inhaltliche lebenspolitische Initiative 
,,Recht auf Zukunftschancen" fortgesetzt 
und die Ansprüche der Jusos für eine nächs- 
te Legislaturperiode der rot-grünen Bun- 
desregierung formuliert. 
,,Schröder, Schröder und noch mal Schrö- 
der!" Das ist die ausgegebene Parole für den 
anstehenden Bundestagswahlkampf. Die- 
ses verkürzte Wahlprogramm soll die besse- 
ren Umfragewerte des Kanzlers umsetzen 
und die schlechteren seiner Partei kaschie- 
ren, eine Analyse ganz im Geschmack der 
Demoskopie und der Parteistrategen, die 
befürchten,es könne sich noch vor der Bun- 
destagswahl eine Diskussion um Inhalte er- 
geben: Schröder als Fixpunkt einer Ge- 
schlossenheit der Sozialdemokratlnnen. 
Damit sind die Sozialdemokratlnnen auch 
im Wahlkampf bei den Problemen einer Re- 
gierungspartei gelandet: Staatsmännisch 
muss da der Kanzlerbonus genutzt werden, 
Erfolge müssen verkauft werden, Wahlver- 
sprechen sind blumig,aber möglichst nicht 
bezifferbar zu halten. Dies ist auch ein ent- 
scheidendes Problem der SPD-Wahlkampf- 
zentrale: Auf der Suche nach seinem eige- 
nen Mythos wird die Kampa auf den Boden 
der Regierungsrealität zurückgeholt. Denn 
so wichtig auch Inszenierung und Personifi- 
zierung sein mögen, verankerbar in der Be- 
völkerung sind letztlich nur politische Inhal- 
te, Symbole und Leitbilder. 
Logische Fortsetzung dieser Wahlkampf- 
strategie bei den Jusos wäre also ein,,Youth 
for Schröder II" gewesen. Der Juso-Bundes- 
kongress hat hier ein deutlich anderes Sig- 
nal gesetzt:Mit der Fortsetzung der eigenen 
Jugendinitiative,,Recht auf Zukunftschan- 
cen" haben wir unsere Ansprüche an eine 
rot-grüne Bundesregierung formuliert und 
wesentliche Reformleitlinien für das Wahl- 
Programm festgelegt. 
Sozialdemokratie im flexiblen Kapitalismus 
Ausgehend von den Bedingungen eines 
zunehmend flexibleren Kapitalismus, der 
als neues Akkumulationsregime eine,,neue 
Unsicherheit" gerade für Jugendliche und 
junge Erwachsene mit sich bringt, ist die 
Frage dringender geworden, wie wir uns 

den Wohlfahrtsstaat und eine Politik,,ein- 
greifenden Denkens" (Brecht) und Han- 
delns vorstellen können, die Flexibilität 
nicht als Bringschuld der Arbeitnehmerln- 
nen, sondern als größere Freiheit der und 
des Einzelnen versteht und umsetzt.,,Recht 
auf Zukunftschancen" versucht somit ei- 
nen Einstieg zu finden in eine solidarische 
Absicherung von Lebenslagen und in eine 
neue Strukturpolitik. Neben dieser Grund- 
orientierung kam es für den Juso-Bundes- 
kongress darauf an, die Regierungspolitik 
der letzten dreieinhalb Jahre zu beurteilen. 
Die Bilanz fiel an dieser Stelle wohltuend 
ehrlich aus:So ist die Handschrift sozialde- 
mokratische Reformpolitik durchaus in ei- 
nigen vereinzelten Politikfeldern erkenn- 
bar (z.B. JUMP). Was indes fehlt ist eine Ge- 
staltungslinie für die Regierungspolitik,ein 
roter Faden, der die Ansprüche, mit denen 
die SPD 1998 angetreten ist (Umbau des 
Sozialstaats, Bekämpfung der Massenar- 
beitslosigkeit), hätte Wirklichkeit werden 
lassen.Vielmehr wurde die Sparpolitik als 
Allheilmittel zum Fetisch erhoben und ak- 
tives staatliches Handeln im Bereich Arbeit, 
Strukturpolitik und Bildung vernachlässigt. 
Insbesondere bei den generationsmobili- 
sierenden Themen (Verbot von Studienge- 
bühren, Umlagefinanzierung, Abschaf- 
fung der Wehrpflicht) besteht Nachholbe- 
darf. 

Die Ansprüche der jungen Generation in 
die Mitte! 
Der Juso-Bundeskongress hat jeweils mit 
breiter Mehrheit drei Leitanträge des Bun- 
desvorstandes angenommen, die die ge- 
meinsame inhaltliche Leitlinie für die kom- 
menden Auseinandersetzungen vorgeben. 
Alle drei Anträge (Arbeitsmarkt-, Bildungs- 
und Gesundheitspolitik) orientieren sich 
dabei an dem Leitbild einer selbstbestimm- 
ten und solidarischen Flexibilität der und 
des Einzelnen auf der einen Seite und ei- 
nem gesellschaftlichen Umbau nach sozia- 
len und ökologischen Gesichtspunkten in 
mittelfristiger Perspektive auf der anderen. 
Mittelfristig schon deshalb, weil keiner der 
Anträge behauptet, einen Generalfahrplan 
für ein sozialistisches Gesamtprojekt zu sein. 

Björn Böhning, Student, stellv. Juso-Bundesvorsitzender, Mitglied der spw-Redaktion, Berlin und 
Tobias Gombert, Student, Mitglied des Juso-Landesvorstandes NRW, Münster 

Die strategische Ausrichtung bezieht sich 
vielmehr mittelfristig darauf, den aufgekün- 
digten Klassenkompromiss des Fordismus 
durch einen neuen zu ersetzen, der sich an 
dem Einzelnen und am Umbau wirtschaftli- 
cher Wertschöpfung und Schaffung neuer 
zivilgesellschaftlich organisierter Wert- 
schöpfungsmodelle im sozialen und ökolo- 
gischen Bereich orientiert. Diese Perspekti- 
ve setzen die Anträge um. Unumstritten war 
und i s t  diese Strategie und inhaltliche Aus- 
richtung nicht:Zwei Richtungen im Verband 
unterscheiden sich davon. Einerseits wird in 
der Analyse nach wie vor das Normalar- 
beitsverhältnis im Mittelpunkt gesehen und 
analog dazu lediglich einen Ausbau staatli- 
cher (finanzieller) Interventionen gefordert, 
die sich dann in Teilen mit den Forderungen 
der Anträge decken. Zentraler Streitpunkt 
ist hier vor allem der Begriff der,,Flexibilität", 
nicht nur in der Analyse der Arbeitsform, 
sondern auch in der Zielrichtung, den Indi- 
viduen mehr selbstbestimmte Flexibilität 
einzuräumen. Der Hauptkritikpunkt dabei 
ist wohl,dass man damit lediglich die Anfor- 
derungen des Kapitals in das staatliche 
Handeln übersetze.Ganzdavon abgesehen, 
dass es sich bei,,FlexibilitätU durchaus nicht 
-wie teilweise unterstellt - um eine Quali- 
tät a priori handelt, sondern als ambivalen- 
tes Leitbild einer ,,neuen Klassenbildung" 
mit (selbst)ausbeuterischen Zügen (vgl. 
RünkerIRünker, spw 123) bezeichnet wer- 
den muss, bleibt im Zeichen einer marxisti- 
schen Analyse doch zu fragen, wie sozialis- 
tische Strategien einer neuen Ausformung 
der Produktionsverhältnisse aussehen kön- 
nen.Das bedeutet nicht,das Normalarbeits- 
verhältnis und auch die klassischen Produk- 
tionszusammenhänge als gänzlich ver- 
schwunden zu bezeichnen wären. Die Frage 
stellt sich aber anders: Wie können wir das 
neue Leitbild beeinflussen,das zunehmend 
auch auf die traditionellen Produktionsver- 
hältnisse durchschlägt? Zudem ist die Ein- 
schätzung, das tradierte Normalarbeitsver- 
hältnis geradezu als ,,sozialistisches Kon- 
zept" misszuverstehen, äußerst fragwürdig. 
Vielmehr kommt es wohl darauf an die ge- 
sellschaftlich notwendige Arbeit besser zu 
verteilen. Es wird in Zukunft darauf ankom- 
men, neue soziale Sicherungsmodelle zu 
etablieren, die über dass fordistische NAV 
hinausweisen und Umverteilungen bzw.die 
Absicherung von Lebensansprüchen errei- 
chen können. 

Veränderung der Altersstruktur der Bevölke- 
rung bedeutet nämlich auch, dass die Er- 
werbsbevölkerung und damit das Einkom- 
mensvolumen, aus dem die Kassenbeiträge 
finanziert werden, relativ schrumpft und da- 
her die Beitragssätze steigen. Diese zusätzli- 
chen Lasten sind jedoch demographisch un- 
vermeidlich und können durch andere Fi- 
nanzierungsformen lediglich anders verteilt 
werden. Eine stärkere Einbeziehung einkom- 
mensstärkerer Bevölkerungskreise durch 
Anhebung der Pflichtversicherungsgrenze 
und die Berücksichtigung weiterer Einkom- 
mensarten,eine Entlastung der gesetzlichen 
Krankenversicherung von Leistungen z.B. 
der Familienpolitik, die eigentlich aus den 
Steuerhaushalten zu finanzieren sind und 
vor allem eine deutliche Rückführung der 
Arbeitslosigkeit würden das Finanzierungs- 
problems entschärfen. 

Forcierte Marktorientierung 
Mit dem Kassenwahlrecht für die gesetzli- 
chen Krankenversicherungen, der Umstel- 
lung der Krankenhausfinanzierung auf Prei- 
se (Fallpauschalen),der Festbetragsregelung 
für Arzneimittel und zahlreichen weiteren 
Gesetzesänderungen, darunter die Locke- 
rung von Werbebeschränkungen für Ärzte, 
Apotheker, Arzneimittel und andere Ge- 
sundheitsbranchen wurden in den letzten 
25 Jahren die Spielräume für eine Steuerung 
des Leistungsgeschehens durch Marktkräfte 
deutlich erweitert. Weitere Liberalisierun- 
gen, auch aufgrund europäischen Entwick- 
lungen, stehen an oder werden von Interes- 
sengruppen vernehmlich gefordert. Zum 
Teil mit absurder Konsequenz: 1996 forderte 
des Sachverständigenrat für die allgemeine 
Wirtschaftsentwicklung, die Marktzulassung 
von Arzneimitteln nicht mehr von einer be- 
hördlichen Überprüfung von Unbedenklich- 
keit und Wirksamkeit abhängig zu machen, 
sondern dem Markt, d.h. den Erfahrungen, 
den die Ärzte mit den Medikamenten ma- 
chen, zu überlassen. 
Als Grund wird meist auf die überlegene 
Steuerungseffizienz von Märkten verwiesen, 
auf denen zum einen Angebot und Nachfra- 
ge im Ergebnis die vorhandenen Ressourcen 
in diejenigen Verwendungen lenken,die den 
Menschen den höchsten Nutzen bringen 
und auf denen zum anderen die Jagd nach 
individuellen Vorteilen zu Innovationen,d.h. 
neuen und besseren Produkten und effizien- 
teren Produktionstechniken führt. 
Allerdings sind diese Segnungen der Markt- 
wirtschaft nicht voraussetzungslos zu ha- 
ben.Gerade im Gesundheitswesen fehlen im 
allgemeinen wenigstens zwei dieser Voraus- 
setzungen, nämlich die hinreichende Ver- 
fügbarkeit von lnformationen und die Ab- 
wesenheit von Marktmacht. lnformationen 
sind vor allem asymmetrisch verteilt, d.h. 
dem Kunden,,Patientn fehlen Kenntnisse, mit 
denen er die Leistungsfähigkeit des Ange- 
bots etwa von Ärzten und Arzneimittelher- 
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stellern angemessen beurteilen kann. Die setzen, nämlich zur Mobilisierung von Wirt- 
Ratsuche beim Arzt ist geradezu Ausdruck schaftlichkeitsreserven und zu einer besse- 
von Informationsmängeln gegenüber dem ren Berücksichtigung der persönlichen An- 
vorhandenen Angebot an verfügbaren The- sprüchevon Patienten. 
rapien, beseitigt diese Mängel aber nicht, 
sondern verlagert sie nur auf die Unsicher- Die ökonomische Professionalisierung 
heit über die Qualität der ärztlichen Bera- der Medizin 
tung. In dem Maß,in dem die Akteure des Gesund- 
Diese lnformationsasymmetrien schwächen heitswesens den Marktkräften ausgesetzt 
die Position des Patienten als Nachfrager, in- werden, sind sie gezwungen, sich professio- 
dem sie den Anbietern erlauben, ihre eige- nellen ökonomischen Sachverstandes zu be- 
nen Einkommensinteressen durchzusetzen. dienen. Folgerichtig weiten etwa die Ärzte- 
Schon aus diesem Grund können Gesund- verbände ihr betriebswirtschaftliches Bera- 
heitsmärkte nur unvollkommen funktionie- tungsangebot aus, Krankenkassen und vor 
ren. allem Krankenhäuser verstärken ihre kauf- 
Hinzu kommt, dass z.B. in bestimmten Teil- männischen Abteilungen, kaum eine große 
märkten der Arzneimittelversorgung, in Re- Unternehmensberatungsfirma verzichtet 
gionen mit geringer Angebotsdichte und auf den Aufbau gesundheitspolitischer 
allgemein durch das Wirken monopolistisch Schwerpunkte. Selbsthilfegruppen werden 
organisierter Leistungsanbieterverbände in als Marketingfaktor instrumentalisiert, die 
zahlreichen Sektoren ausgeprägte Markt- Patientenberatung über Call-Center und In- 
macht vorliegt, die die Möglichkeit für die ternet ist fest in den Händen spezialisierter 
Patienten,zwischen verschiedenen Alterna- Portalbetreiber. Selbst in der Politikberatung 
tiven frei zu wählen, deutlich einschränkt. formulieren Unternehmensberater zuneh- 
Nicht selten setzen sich beispielsweise allein mend die Zukunft des deutschen Gesund- 
aus Gründen des Marketing und der Markt- heitswesens. 
macht neue Medikamente auch dann durch, Diese Entwicklung ist ambivalent zu beurtei- 
wenn sie weniger wirksam sind als die vor- len. Einerseits besteht angesichts der schon 
handenen. erwähnten erheblichen Wirtschaftlichkeits- 
Der Markt rationiert schließlich, indem er reserven im Gesundheitswesen ein Nach- 
Leistungen nur für diejenigen bereit stellt, holbedarf bei der Umsetzung des sozial- 
deren Zahlungsbereitschaft und -fähigkeit rechtlichen Wirtschaftlichkeitsgebots. Die 
ausreicht. In manchen Zulassunq oder die - 
Entwicklungsländern Kassenerstat tung 
stirbt an banalen In- Die Kostenex~losion hat es etwa von Arzneimit- 
fektionen, wer sich nie gegeben. Die Beitrags- tel von überlegenen 
keine Antibiotika kau- Kosten-Wirksam-  
fen kann. Die Versor- säfze sind gestiegen, weil keits-Relation abhän- 
gung mit AIDS-Medi- die Einkommen der gig zu machen ist in 
kamenten zu bezahl- vielen OECD-Staaten 
baren Preisen konnte abhängig Beschäftigten längst gängige Praxis. 
jüngst in der Republik 
Südafrika nur durch 

relativ sanken. Hier zu Lande gibt es 
z.Zt. lediglich ent- 

die staatliche Dro- sprechende Vorschlä- 
hung durchgesetzt werden, die patentge- ge, die allerdings erfreulicherweise von der 
schützten Medikamente unter Missachtung derzeitigen Gesundheitsministerin unter- 
internationaler Patentschutzabkommen von stützt werden. Die Gesundheitsökonomie 
nationalen Nachahmern produzieren zu las- kann hier noch manches zur Aufdeckung 
sen.Auf der anderen Seite gehört es zu den von Wirtschaftlichkeitsreserven beitragen. 
fundamentalen Normen fast jeder Gesell- Auf der anderen Seite droht die Gefahr,dass 
schaft, die Krankenbehandlung solidarisch die Betriebswirtschaftslehre die Medizin 
zu finanzieren, um gerade Rationierung so- auch bei der Bestimmung des therapeuti- 
weit wie möglich auszuschließen. Eine kon- schen Bedarfs dominiert. Dass diese Gefahr 
sequente Marktorientierung des Gesund- real ist,zeigt die Situation an den in den USA 
heitswesens würde diesem Solidaritätsprin- weit verbreiteten integrierten Gesundheits- 
zip entgegenlaufen. versicherungs- und -versorgungsunterneh- 
Die Gesundheitsökonomie hat viel dazu bei- men,den Health Maintenance Organizations 
getragen, eine naive Sicht von der Steue- (HMO). HMOs müssen sich auf dem Kapital- 
rungseffizienz von Marktprozessen und die markt bewähren, wie andere Unternehmen 
Illusion einer problemlosen Übertragbarkeit auch. Folglich werden deren Behandlungs- 
von Marktprinzipien aus das Gesundheits- leitlinien zunehmend von vom Manage- 
Wesen zu verbreiten. Es kommt aber darauf ment oder von spezialisierten externern Un- 
an, die Grenzen der Marktsteuerung im Ge- ternehmensberatungen erarbeitet und ent- 
sundheitswesen herauszuarbeiten und erst halten nicht selten auch Regeln, mit denen 
vor diesem Hintergrund nach Möglichkeiten Ärzten etwa untersagt wird, den Patienten 
zu suchen, Markt und Wettbewerb im Ge- allzu aufwendige Therapiekonzepte auch 
sundheitswesen als Mittel zum Zweck einzu- nur vorzuschlagen. 



Die Entwicklung des medizinischen Wissens te Risiken dar,je nachdem,ob ihr individuel- 
ist längst nicht mehr medizin- oder wissen- ler Beitrag das jeweilige gesundheitliche Ri- 
schaftsimmanent determiniert, sondern zu siko ausreichend deckt. Die finanzielle Lage 
wesentlichen Teilen Ergebnis von Marke- einer Kasse ist dadurch umso besser,je mehr 
tingstrategien der Leistungsanbieter und gesunde und zahlungskräftige Mitglieder 
der Versicherungen. Die Festlegung von sie hat und dies führt unter Wettbewerb 
Grenzwerten,die über die Behandlungsbe- dazu, dass die Kassen ständig darum be- 
dürftigkeit entscheiden,von Prioritäten der müht sein müssen, die,,guten Risiken", d.h. 
Forschung oder von Behandlungsleitlinien die Zahlungskräftigen und die Gesunden,an 
werden vielfach durch die Medizinindustrie, sich zu binden bzw.von anderen Kassen ab- 
durch Versicherungskonzerne und deren Ka- zuwerben. Der rechtliche Rahmen verbietet 
pitalgeber bestimmt. Am Beispiel der Prä- eine solche Risikoselektion eigentlich, 
vention koronarer Erkrankungen durch Sen- gleichwohl lassen sich zahlreiche subtile Me- 
kung des Serumcholesterins wird deutlich, thoden hierfür im Marketing von einzelnen 
wie die medizinischen Handlungsfelder so Kassen nachweisen.Andererseits ist eine sol- 
selbst auf die Behandlung gesunder, symp- che aktive Risikoselektion gar nicht notwen- 
tomfreier Menschen ausgeweitet werden dig. Denn es sind überwiegend die gesun- 
können: Würde man die ursprünglich v.a. den, gut gebildeten Versicherten, die eine 
von der Industrie in zahllosen Artikeln, Kon- hohe Wechselbereitschaft zeigen und von 
ferenzen, Studien und Schulungen verbrei- den teueren zu den billigeren Kassen ab- 
teten Eingriffsschwellen für überhöhte Cho- wandern. 
lesterinspiegel zugrundelegen, wäre etwa Damit setzen sie aber einen Teufelskreis in 
die Hälfte der Bevölkerung medikamentös Gang: Je mehr gesunde Versicherte abwan- 
behandlungsbedürftig. (Kühn 1993,6 ff) dern, desto schlechter wird die finanzielle 
Die ökonomische Professionalisierung der Lage der abgebenden Kassen und desto 
Medizin verändert die Rolle der Patientln: besser die der aufnehmenden. Folglich wer- 
Aus einem Objekt eines paternalistischen den die ersteren die Beiträge erhöhen müs- 
Medizinbetriebes wird ein Objekt professio- sen und die letzteren können sie senken,was 
neller Marketingstrategen. Aus dem Ge- wiederum die Abwanderung beschleunigt. 
sundheitsziel einereffizienten Befriedigung Am Ende dieses Prozesses bleiben teuere 
des tatsächlichen Bedarfs wird das einer ge- Kassen für die Kranken und Armen und billi- 
winnoptimalen Vermarktung von Gesund- ge für die Gesunden und Reichen übrig. Das 
heitsgütern und Dienstleistungen. Solidaritätsprinzip, demzufolge die Gesun- 

den für die Kranken, die Reichen für die Ar- 
Das Beispiel Krankenkassenwettbewerb men und die Jungen für die Alten einzuste- 
Alle drei Ebenen der zunehmenden Ökono- hen haben, würde außer Kraft gesetzt. 
misierung des Gesundheitswesens prägen Einen schlagenden Beweis für diesen Me- 
auch den Kranken- chanismus bietet die 
kassenwettbewerb, Entwicklung auf dem 
der im Rahmen des Ein erheblicher Teil der Arzneimittelmarkt in 
Gesundheitsstruktur- diagnostischen und 2001. Während etwa 
gesetzes 1993 durch die Ausgabensteige- 
die sukzessive Zuias- therapeutischen Verfahren runqen proversicher- 
sung der Kassen- ist ineffizient ten für Arzneimittel 
wahlfreiheit für die im Durchschnitt 10% 
Versicherten ab 1996 oder überflüssig. betrugen, lagen sie 
in Gang gesetzt wur- 
de.Ziel dieser Reform 
war es, die Kassen über das Wahlverhalten 
der Versicherten zur effizienten, d.h. vor al- 
lem beitragssatzdämpfenden Versorgung 
ihrer Klientel zu zwingen. DieVerantwortung 
wurde gewissermaßen von der Politikan die 
Kassen, bzw.an den Marktmechanismus de- 
legiert - mit im wesentlichen voraussehba- 
ren gefährlichen Folgen für die Stabilität der 
G KV. 
Unter unregulierten Marktbedingungen 
würde der Wettbewerb sofort - wie in der 
privaten Krankenversicherung - zu risiko- 
äquivalenten Beitragssätzen führen, d.h.von 
gesundheitlich Belasteten würde ein höhe- 
rer Beitragssatz gefordert. In der gesetzli- 
chen Krankenversicherung werden die Bei- 
träge hingegen nach dem Einkommen ge- 
staffelt. Die einzelnen Versicherten stellen 
daher aus Sicht der Kasse gute oder schlech- 

bei den Betriebskran- 
kenkassen bei ca. +O, 

bei den großen Ersatzkassen hingegen bei 
nahezu 20%. Die Ursache für diese Unter- 
schiede liegt auf der Hand. Zwar steigen 
auch für die Betriebskrankenkassen die Arz- 
neimittelkosten absolut. Da aber im großen 
Sti l  gesunde Versicherte zu ihnen abwan- 
dern, die keine Arzneimittel brauchen, blei- 
ben die Ausgaben pro Kopf in etwa kon- 
stant. Die Ersatzkassen verlieren im Gegen- 
satz dazu gesunde Versicherte, daher steigt 
neben den absoluten Arzneimittelkosten re- 
lativ auch die Anzahl derer, die Arzneimittel 
brauchen. Folglich steigen die Arzneimittel- 
ausgaben dort überproportional. Dies hat 
nun alles nichts mit effizienter oder weniger 
effizienter Versorgung der Patienten zu tun. 
Die geringeren Kosten der Betriebskranken- 
kassen sind allein darauf zurück zu führen, 
dass sich bei ihnen die gesünderen Versi- 

cherten und bei den anderen Kassen die ge- 
sundheitlich belasteten Versicherten sam- 
meln. 
Nicht zuletzt versuchen Arbeitgeber ganz 
massiv, ihre Beschäftigten zum Wechsel in 
die Billigkassen zu drängen. So wurden die 
Beschäftigten von McDonalds in einer Mitar- 
beiterinformation aufgefordert, zur BKK 
Mann+Hummel zu wechseln. Hinzu kamen 
Tipps wie: ,,Sollten Sie jedoch chronisch 
krank sein (Asthma, Rückenleiden, Krebs 
etc.), wechseln Sie bitte auf keinen Fall die 
Krankenkasse (...)Wechseln Sie auch auf kei- 
nen Fall,wenn kranke Familienmitglieder bei 
Ihnen mitversichert sind (..J Sollten sie 
bereits 45 Jahre alt sein -würde ich an Ihrer 
Stelle auch nicht mehr wechseln). 
Zwar ist bereits mit dem Gesundheitsstruk- 
turgesetz von 1993 der Kassenwettbewerb 
mit einem Finanzausgleich (Risikostruktur- 
ausgleich) ausgestattet. Dieser Ausgleich 
kann die beschriebenen Mechanismen nur 
mildern, aber nicht beseitigen, da als Merk- 
male der Risikostruktur nur Alter und Ein- 
kommen der Versicherten berücksichtigt 
werden, nicht aber die Morbidität, d.h. der 
Anteil an versorgungsbedürftigen Patienten 
unter den Versicherten. 
Daher bleibt die Anwerbung gesunderversi- 
cherter das erfolgversprechendste Wettbe- 
werbsinstrument für die Kassen, medizinisch 
sinnvolle Versorgungsansätze hingegen 
sind eher kontraproduktiv, weil sie Kosten 
verursachen und möglicherweise teuere Pa- 
tienten an die Kasse binden. 
Vor diesem Hintergrund verstärken die Kran- 
kenkassen ihre betriebswirtschaftliche Kom- 
petenz.Marketing- und Controllingabteilun- 
gen werden aufgewertet, die Organisatio- 
nen werden von Unternehmensberatungen 
durchleuchtet, der Mitgliederservice konse- 
quent einem selektiven Vertrieb, d.h. der Ak- 
quisition von solchen Versicherten unterge- 
ordnet, die positive Deckungsbeiträge er- 
bringen, also mehr an Beiträgen zahlen als 
sie an Ausgaben verursachen. Die Kranken- 
kassen wandeln sich von behäbigen sozial- 
politisch motivierten Versorgungsinstitutio- 
nen zu windschnittigen erfolgsorientierten 
Unternehmen mit Marktpositionierung,Cor- 
porate Identity, emotionalisierender Wer- 
bung und allem was dazu gehört. 
Die jüngste Reformrunde des Finanzaus- 
gleichs hat wenig Entlastung gebracht.Zwar 
werden künftig Kassen,diefür ihrechronisch 
Kranken sog. Disease Management Pro- 
gramme (DMP), effiziente integrierte Versor- 
gungsformen, auflegen durch Extrazuwei- 
sungen aus dem Risikostrukturausgleich be- 
lohnt. Die Erfolgsaussichten für diese Pro- 
gramme müssen aber zurückhaltend beur- 
teilt werden,schon deswegen,weil zuviel auf 
einmal damit gewollt wird und damit zu vie- 
le Fronten zugleich mit zu vielen Gegner er- 
öffnet werden. Diese Programme sollen mit 
Hilfe einer strafferen Patientenführung de- 
ren medizinische Versorgung verbessern. Sie 
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Auch in diesem Heft setzen wir unsere Debatte über den Generationenaufbau in der Linken fort. Juso-Bundesvorsitzender Niels Annen kommen- 
tiert, was bislang aus den vollmundigen Ankündigungen zum Netzwerk 20 10 geworden ist. Was von den Jusos im Wahljahr zu erwarten ist, be- 
richten Björn Böhning und Tobias Gombert. Als neuen Organisationsversuch in der lnteressenvertretungsarbeit stellen uns Ole Erdmann und Ma- 
thias Körner scudag als parteienübergreifendes Netzwerk von Studierenden vor. 
Im Kontext des Generationsaufbau der Linken zu sehen ist auch der Beitrag von Mathias Brodkorb, ist seine Kernthese doch, dass eine erneuerte 
sozialdemokratische Linke noch eine Durchstrecke von zehn biszwanzig Jahren zu durchschreiten habe. Man muss diese skeptische Haltung nicht 
teilen, aber klar wird hier - die jetzt in der SPD dominierenden Personen werden dann durch Jüngere abgelöst sein müssen, so oder so. 
Reinhold Rünker, spw-Redaktion 

Der Generationenaufbau in der SPD 
Von Niels A nnen 

- - :"- -..= Folgt man den jüngsten Auslassun- 
gen der Berliner Journalisten, dann hat die 
Diskussion um den Generationenaufbau in 
der SPD gerade den Schritt von der drögen 
theoretischen Diskussion zur tagesaktuel- 
len Thema vollzogen. Je schlechter die Um- 
fragen für die SPD, desto häufiger wird die 
Frage gestellt: Wer führt die SPD, wenn 
Schröder am 22. September verliert? 
Die Dramatik dieser Frage reduziert sich 
auch dann nicht,wenn man wie ich optimis- 
tisch davon ausgeht, dass die Wahl noch 
gewonnen werden wird.So richtig die Kritik 
an der dürftigen programmatischen Grund- 
lage des Gründungsaufrufs für das Netz- 
werk 201 0, so wenig relevant hat sich diese 
Debatte in der täglichen Verortung der Un- 
terstützer des Aufrufs in der politischen Ar- 
beit erwiesen. Der systematisch vorbereite- 
te, durch Protektion,,von oben'' abgesicher- 
te Versuch, die Nachwuchskräfte der Partei 
zu organisieren und ideologisch neu auszu- 
richten, ist ausgeblieben. In gewisser Weise 
ist dies sogar ärgerlich, weil die dringend 
notwendige Debatte um eine zukunftsfeste 
sozialdemokratische Politik für die nächsten 
Jahrzehnte entgegen allen Verlautbarun- 
gen bisher in der Partei nicht geführt wor- 
den ist. 
In der konzeptionellen Arbeit der Parteistra- 
tegen und im anlaufenden Wahlkampf spie- 
len die inhaltlichen Aufschläge des groß an- 
gekündigten,,Netzwerk Kongresses" keine 
Rolle. Die Beiträge etwa zum Regierungs- 
Programm sind schnell zusammengefasst 
und erschöpfen sich in meist unstrittigen 
Ergänzungen zur Mittelstands und Indus- 
triepolitik sowie dem Hinweis, sich stärker 
mit den kulturellen Trends in der Populär- 
kultur zu befassen. 
Die Debatte um den notwendigen Genera- 
tionenaufbau der Partei wurde von vielen in 
der Linken, auch vielen Jusos mit einer 
grundsätzlichen Skepsis gegenüber jeder 
organisatorischer Verdichtung aufgenom- 
men. Die Gründung des Netzwerk 2010 
wurde wie das Eintreffen einer düsteren 

Prophezeiung aufgenommen, anstatt sich 
selbstbewusst in die Debatte einzuschrei- 
ben, wartete man auf die vermeintlichen 
Sauereien der Parteiführung. 
Inzwischen ist auf der einen Seite Erleich- 
terung, auf der anderen Seite Ernüchte- 
rung eingetreten. Das Netzwerk hat bisher 
keine inhaltlichen Akzente setzen können. 
In die Debatte um die Wiedererlangung 
politischer Handlungsfähigkeit in der Glo- 
balisierung, haben sich die Jungen in der 
SPD nicht eingeschrieben. Stattdessen 
wirbt der Bundeskanzler in gut  platzierten 
Reden um die anwachsende Schar der Glo- 
balisierungskritiker und stütz seiner Mini- 
sterin für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
gegenüber Hans Eichel den Rücken. Einige 
der Jusos der späten siebziger haben wohl 
doch noch etwas von ihren Bündnisstrate- 
gien aus alten Zeiten in Erinnerung behal- 
ten. 
Auch in der zentralen Debatte um die Zu- 
kunft des deutschen Sozialstaats gibt es 
kaum maßgebliche Debattenbeiträge der 
Netzwerker. Solidarische Reform des Ge- 
sundheitswesens? Funkstille. Neue Ideen 
zur Reform der Bundesanstalt für Arbeit? 
Fehlanzeige. 
Das sich diese Zurückhaltung nicht mit dem 
mangelnden Interesse in der Partei und den 
Medien begründen lässt, zeigt das Beispiel 
des Aufrufs zur Abschaffung der Wehr- 
pflicht, der, initiiert von den Jusos, gemein- 
sam mit einigen prominenten ,,Netzwerk- 
ern" der Öffentlichkeit vorgestellt wurde 
und inzwischen in der SPD auf breite Unter- 
stützung zählen kann . Das Beispiel zeigt, 
dass es richtig und wichtig ist, sich dort wo 
es Übereinstimmungen zwischen Jusos und 
Netzwerkern gibt, diese auch zu artikulie- 
ren. Eine Schwalbe macht noch keinen 
Sommer, aber für den tief sitzenden Pessi- 
mismus, der die Selbsteinschätzung vieler 
Jusos und ihrer Eingriffsmöglichkeiten in 
Partei und Gesellschaft prägt,gibt es keinen 
Grund. Die Jusos werden nur dann erfolg- 
reich sein, wenn sie aus der richtigen Kritik 

Niels Annen, Juso-Bundesvorsitzender, lebt in Hamburg 

an der mangelnden inhaltlich-strategischen 
Stoßrichtung der Partei die Konsequenz zie- 
hen, eigene Konzepte auch offensiv zu ver- 
treten. Mit der gerade erst begonnenen 
Debatte um eine Arbeitsversicherung und 
den Erfolgen bei der Weiterentwicklung des 
Jump-Programms zu einem Jump plus ha- 
ben Jusos Akzente gesetzt und die Politik 
der SPD mitgestaltet. 
Natürlich lässt sich weder an einer einzel- 
nen Debatte noch den genannten Erfolgen 
beim Regierungsprogramm die Relevanz 
der Jusos in der gesellschaftlichen Debatte 
ablesen. Generationenaufbau kann nicht 
nur bedeuten, die eigene Generation in der 
Partei gut zu vernetzen und für höhere Wei- 
hen in Stellung zu bringen. Politisch erfolg- 
reich wird dieser Versuch nur dann sein, 
wenn wir die inhaltliche und strategische 
Herausforderung annehmen.Gerade die Ju- 
sos haben durch häufig schmerzhafte De- 
batten in den letzten Jahren erfahren, dass 
der Abschied vom Massenverband der sieb- 
ziger Jahre und die politisch-organisatori- 
schen Konsequenzen daraus noch nicht 
verarbeitet sind. 
Die Spielräume für eine breit gefächerte 
Debatte über die sozialdemokratische Zu- 
kunftsstrategie sind dabei durchaus vor- 
handen. Und die Erfahrungen aus den ers- 
ten Wochen des Bundestagswahlkampfes 
habe es deutlich gemacht: Die Rolle der 
Partei in der Auseinandersetzung ist von 
entscheidender Bedeutung für den ge- 
meinsamen Erfolg. Dies darf aber gerade 
fur die Linke kein Lippenbekenntnis sein, 
wie es umgekehrt auch nicht den Schluss 
zulassen darf, nun alles beim alten zu be- 
lassen. 
Der Hamburger Landesvorsitzende Olaf Sc- 
holz, der gerne genannt wird, wenn es um 
das Nachwuchspersonal auf Bundesebene 
geht, hat auf dem Netzwerkkongress die Sa- 
kularisierung der Sozialdemokratie gefor- 
dert. Die gewollte Assoziation war wohl 
Pragmatismus als Religionsersatz. Diese Ein- 
schatzung ist aber weder geeignet, eine 
Grundlage fur den Generationsaufbau der 
SPD zu bilden, noch ist sie eine hinreichen- 
de Antwort auf die Frage nach der Zukunft 
des Politischen. SPW 32002 
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sition aber begnügt sich mit der Beschrei- 
bung der festzustellenden Entwicklung und 
berücksichtigt nicht die Analyse der histori- 
schen Bedingungen der Anpassung, vor al- 
lem die Unfähigkeit,eine sozialistische Stra- 
tegie zu entwickeln, in der der Kampf für 
den Sozialismus und der Kampf um Tages- 
forderungen nicht auseinander fallen, eine 
Strategie, in der aktualisierbare,Zwischen- 
ziele' (Gorz), die auch als solche begriffen 
werden,Voraussetzungen für eine sozialisti- 
sche Umgestaltung der Gesellschaft be- 
zeichnen." (58) 
Mitentscheidend also für eine anti-parla- 
mentaristische und dafür demokratisch par- 
lamentarische Strategie bleiben in Deutsch- 
land die gesellschaftliche Mobilisierung von 
Gewerkschaften und Sozialdemokratie, 
besonders der den Essentials des Berliner 
SPD-Programms geschuldeten geistigen 
Potentiale in Mitglied- und Wählerschaft. 
Die dazu nötige Entkräftung der soziallibe- 
ral-demagogischen Einpassungsmechani- 
ken geschieht nicht kontemplativ, sondern 
ausschließlich praktisch in Bewegung. In 
dem Maß, in dem eine linkssozialistische 
Partei heute für höhere Reallöhne, die Ein- 
führung der Wertschöpfungsabgabe, der 
Wiedereinführung derVermögenssteuer,für 
die Tobin-Tax, die Wiederbelebung einer 
Mitbestimmungsdiskussion, das grundge- 
setzliche Angriffskriegsverbot streitet etc. 
und dafür mit Teilen der Sozialdemokratie 
und Gewerkschaften in praktische Kämpfe 
parlamentarisch und auf der Strasse mobi- 
lisiert, wäre der entdemokratisierenden und 
integrationistischen Politikvon Parlamenta- 

rismus und SPD-Führung beizukommen. Es 
waren ja durchaus auch sozialreformistisch 
reklamierte und keine linksradikalen Forde- 
rungen, mit denen die Bewegungen des 
Oktober 191 7 begannen: Frieden, Brot und 
Land für kleine Bauern! 
In einer dauerhaften Perspektive muss dabei 
die grundgesetzliche Option einer demokra- 
tischen Enteignung (Artikel 15 GG) als spren- 
gende Forderung des bürgerlichen Parla- 
mentarismus in Parlament und NGOszu neu- 
em gesellschaftlichem Leben entfaltet wer- 
den. Immerhin: das transnational agierende 
Monopolkapital hat in den letzten zwei Jahr- 
zehnten mehr Kleinunternehmer und Privat- 
besitz enteignet, als sämtliche kommunisti- 
sche Parteien der Weltgeschichte zusam- 
mengenommen.Wenn aber Enteignung und 
Umstellung von Großbanken und Konzer- 
nen auf öffentlich-rechtliche Körperschaften 
von links gefordert werden, dann demokra- 
tisch und nach Recht und Gesetz. 
Die gemeinsame Geschichte der Linken in 
der Frage der,,Demokratisierung des Eigen- 
tums" (von Oertzen), der von der SPD ins 
Grundgesetz gekämpfte Artikel 15, von 
dem das Bundesverfassungsgericht 1954 
bis heute gültig bestätigt hat, dass damit 
eine grundsätzlich andere Wirtschafts- und 
Sozialordnung in Deutschland möglich sei, 
gibt in einer gemeinsamen Geschichte nach 
vorne und hinten genügend Interpretati- 
onsspielraum, damit antikapitalistische Ge- 
meinsamkeiten praktisch erlebbar werden. 
Eine PDS unter fünf Prozent wäre hingegen 
die Garantie für eine Stoibersche Kanzler- 
mehrheit. Eine erstarkte PDS kann nicht nur 

die Berlusconisierung Europas in Deutsch- 
land stoppen, sondern auch jener Sozialde- 
mokratie,die sich auf ihr Berliner Programm 
beruft, mit ,,Zwischenzielen"(Gorz), eine 
neue streitbare Praxis abgewinnen. Aber 
auch die PDS selbst hat Optimierungsbe- 
darf:die Enteignungsperspektive hat längst 
noch nicht Wahlkampffuhrung und Iänger- 
fristige Perspektive als antikapitalistisches 
,,Zwischenziel" durchdrungen. 
Kurt Neumanns weitsichtigem Beitrag von 
1968 verdanken wir auch das Augenmerk 
fur den Widerspruch zwischen Sicherung 
und potentieller Aufhebung der kapitalisti- 
schen Verhältnisse durch den Staat aufklä- 
rendes Zitat, in dem der Klassiker die franzö- 
sische Verfassung von 1848 würdigt:,,Der 
umfassende Widerspruch dieser Konstituti- 
on besteht darin: Die Klassen, deren gesell- 
schaftliche Sklaverei sie verewigen soll, Pro- 
letarier, Bauern, Kleinbürger, setzt sie durch 
das allgemeine Stimmrecht in  den Besitz 
der politischen Macht. Der Klasse,deren alte 
gesellschaftliche Macht sie sanktioniert,der 
Bourgeoisie, entzieht sie die politischen Ga- 
rantien dieser Macht.Sie zwangt diese Herr- 
schaft in demokratische Bedingungen, die 
jeden Augenblick den feindlichen Klassen 
zum Sieg verhelfen und die Grundlagen der 
bürgerlichen Gesellschaft selbst in Frage 
stellen können.Von den einen verlangt sie, 
dass sie von der politischen Emanzipation 
nicht zur sozialen fort --,von den anderen, 
dass sie nicht von der sozialen Restauration 
zur politischen zurückgehen." (Karl Marx, 
Die Klassenkämpfe in Frankreich, MEW, Bd. 7, 
5.43) spw 3/2M)2 

sollen weiter Finanzierungsströme im RSA 
umlenken, wodurch sich wiederum eine an- 
dere Front durch die Kassenlandschaft zie- 
hen würde, denn je nach Konkretisierung 
der DMP-Regelung profitieren jeweils ande- 
re Kassenarten von zusätzlichen Finanzmit- 
teln.Schließlich sind die DMPeein Einstieg in 
integrierte, d.h. Leistungssektoren übergrei- 
fende, aber von den Krankenkassen gema- 
nagteVersorgungsformen,die geeignet sind 
den monopolistischen Sicherstellungsauf- 
trag der Kassenärztlichen Vereinigungen 
aufzuweichen. So würde es nicht verwun- 
dern, wenn die Umsetzung der DMP-Rege- 
lung am Zank zwischen allen Beteiligten 
scheitert. 
Im Ergebnis zeigt sich das Konzept der Wett- 
bewerbsöffnung des Krankenkassen,,mark- 
tes" als gescheitert 
und wohl nicht mehr 

Krankenversicherung in dem für Definition 
von Kassenleistungen zuständige Bundes- 
ausschuss der Ärzte und Krankenkassen. 
Scheinbar paradoxerweise plädierten die 
Ärztevertreter einerseits gegen die Aufnah- 
me der Akupunktur in den GKV-Leistungska- 
talog mit dem Hinweis auf Hunderte von 
Studien, teilweise auf höchstem Evidenzni- 
veau, die keinen Beleg für eine Wirksamkeit 
der Akupunktur (vgl. Haustein, et. alt., 1998; 
95: A-800-805 Heft 14.) über einen reinen 
Placebo-Effekt haben liefern können. 
Andererseits wird diese Therapie aber von 
Tausenden von Ärzten praktiziert - nicht sel- 
ten gegen deren eigene fachliche Überzeu- 

gung. 
Die Kassenvertreter wiederum stimmten für 
die Akupunktur als Kassenleistung und da- 

mit für zusätzliche 
Ausaaben, weil sie 

entfallen. Schließlich würde eine Legalisie- 
rung der Erstattungen auch den Kopf der 
Kassengeschäftsführer retten, die sonst mit 
ihrem eigenen Vermögen für illegale Erstat- 
tungsleistungen haften müssten. 
Im Ergebnis wurde ein Kompromiss gefun- 
den, demzufolge die Krankenkassen Aku- 
punktur als befristetes Modellvorhaben zur 
Erprobung neuer Leistungen unter wissen- 
schaftlicher Begleitung anbieten dürfen. 
Ohne an dieser Stelle eine Entscheidung 
über den Nutzen der Akupunktur treffen zu 
wollen, scheinen in dem geschilderten Fall 
Marketingaspekte und Einkommensansprü- 
che als Determinanten des Kassenleistungs- 
spektrums medizinisch-wissenschaftliche 
Kriterien dominiert zu haben. 

Gesundheitsökonomie zwischen Effizienz 
und Rendite 

reparierbar. Mit ge- Sinnvolle Versorqunq ist im die hohe~erbre i tun~ Die Ökonomisierung des Gesundheitswe- 
sens bietet also beides,die Chance einer effi- 
zienteren Deckung des Bedarfs an therapeu- 

V V 

scheitert ist damit der und Akzeptanz die- 
Versuch. Solidaritats- Kassenwettbewerb heute ser Behandlunas- 
prinzip und Wettbe- eher kontraproduktiv, weil form unter den ~e;si- tischen und diagnostischen Leistungen oder 
werb im Gesundheits- cherten (vgl.Kahrs,et. 
wesen ZU versöhnen sie möglicherweise teure alt., 2ooo, „-„, als 

die Gefahr der Reduktion der Versorgung auf 
das nicht medizinisch sondern ökonomisch 
Erwünschte, wobei letzteres aus dem Gebot oder wenigstens kom- Patienten an die Kasse h i n r e i C h e n d e n 

patibel zu machen. An 
bindet. 

Grund nehmen. Sie 
eine Rückkehr zum haben sie in der Ver- 
ständisch organisier- gangenheit meist 

der Lohnnebenkostenreduzierung und dem 
Erfolg von Marketingstrategien ergibt.Geht 
man von dem Ziel aus, den Menschen den 

ten,,gegliederten Kas- auch bezahlt - am Zugang zu einer solidarisch finanzierte,effi- 
sensystem" mit kaum durchlässiger Mitglie- Rande der Legalität und zum Teil auch noch, 
derzuweisung ist aber auch nicht zu denken. nachdem das Bundesversicherungssamt die 
Da drängt sich der Gedanke an die Einfüh- Erstattung ausdrücklich verboten hatte. 

zienten medizinischen Versorgung auf dem 
jeweiligen Stand der medizinischen Kunst zu 
sichern, definieren sich vor diesem Hinter- 

rung einer Einheitsversicherung für allever- Das Rätsel löst sich, wenn man die Interes- grund die Aufgaben einer sinnvollen Ge- 
sicherungspflichtigen oder auch für alle Ar- senlagen der Beteiligten betrachtet: 
beitnehmer auf. Staaten mit Einheitsversi- . ~ i e  Ärzte müssen Akupunktur wegen der 

sundheitsökonomie, nämlich 
Mobilisierung von Wirtschaftlichkeitsre- 

cherungen oder - damit vergleichbar - steu- großen Nachfrage anbieten, um angesichts serven u.a.anhand geeigneter Kosten-Wirk- 

Derlev von Lorcher (Hrrgl 

Jobs,  Jobs ,  J o b s i  

w i e  weiter auf dem Arbeitsmarkt' 
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von Horst Peter 
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erfinanzierten Gesundheitssystemen stehen der wegen Überkapazitäten scharfen Kon- 
im internationalen Vergleich nicht schlech- kurrenz ein Abwandern der Patienten zu an- 
ter,sondern besser da als wettbewerbsorien- deren Ärzten, aber insbesondere auch zu 

samkeits-Analysen, effizienterer Organisati- 
onsstrukturen und Verfahren der Qualitätssi- 
cherung, 

tierte. Einen Wettbewerb um bessere Versor- Heilpraktikern zu verhindern. Eine Aufnah- Entwicklung von Rahmenbedingungen 
gungskonzepte - wenn er denn sein soll - me der Akupunktur in den Leistungskatalog 
ließe sich auch regional auf der Leistungser- würde jedoch bedeuten,dass sie nicht mehr 
bringerebene organisieren, wie das Beispiel neben, sondern innerhalb des gedeckelten 

und Regulierungsformen für den Wettbe- 
werb im Gesundheitswesen, die den unzu- 
reichenden Wettbewerbsvoraussetzungen 

UKzeigt. Honorarvolumen für dievertragsärzte abge- 
Wer den Krankenkassenwettbewerb aber rechnet werden müsste, so dass wichtige 
gewissermaßen sich selbst überlässt, also Nebenerlöse verloren gingen. Außerdem 

auf Gesundheitsmärkten Rechnung tragen 
Anpassung der Finanzierung der GKV an 

künftige demographische Bedingungen, an 
darauf verzichtet,einen nicht nur fairen,son- wären die Gebührensätze dann niedriger als Veränderungen der Einkommensstrukturen 
dern einen auch im Sinn des Solidaritäts- bei Privatabrechnung. 
prinzips funktionsfähigen Wettbewerb . Die Krankenkassen müssen ebenfalls auf 
durch einen klaren rechtlichen Rahmen ab- die hohe Akzeptanz der Akupunktur reagie- 

und an eine vernunftige Aufgabenverteilung 
zwischen Staat und Versicherungen. 

spw 312002 

zusichern,folgt einem naiven Wettbewerbs- ren, weil deren Erstattung - zusammen mit 
verständnis. Weicht man der schwierigen der anderer unkonventioneller Heilmetho- 
Aufgabe aus, einen für sozialpolitische Zwe- den - ein wichtiges Motiv für die Kassen- 
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Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion in- Ge- 

cke instrumentalisierten Wettbewerb zu in- wahl der Versicherten ist.Mehr noch: Es wer- 
stallieren, so hat man nur die Wahl, ob man den damit vor allem junge, gebildete, ge- 
auf den Wettbewerb oder auf das Solidari- sundheitsbewusste Menschen, mithin,,gute 
tätsprinzip verzichtet, genauer: Der Markt Risiken" angesprochen, so dass die Erstat- 
wird sich dann gegen das Solidaritätsprinzip tung von Akupunkturbehandlung ein wich- 
entscheiden. tiges Instrument des Marketing und der Risi- 

koselektion ist. Hinzu kommt, dass sich die 
Das Beispiel Akupunktur Kassen Kosteneinsparungen davon verspre- 
Die Dominanz der Okonomik über die Medi- chen könnten, dass Patienten sich mit die- 
zin zeigte sich auch beim Streit um die Auf- sem ungesicherten Heilverfahren zufrieden 

sundheitswesen (1 996). Sondergutachten 1996,Ge- 
sundheitswesen in Deutschland: Kostenfaktor und 
Zukunftsbranche, Band 1, Demographie, Morbidität, 
Wirtschaftlichkeitsreserven und Beschäftigung, Ba- 
den-Baden, 242 

nahme der Akupunkturbehandlung in den geben und damit die Kosten für eine wissen- 
Regelleistungskatalog der Gesetzlichen schaftlich gesicherte, teurere Behandlung 
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Eckpunkte einer neuen 
Gesund heitspolitik 
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Das deutsche Gesundheitswesen 
steht vor großen Herausforderungen und 
Reformnotwendigkeiten. Denn die beste- 
henden Strukturen, lnstitutionen und Instru- 
mente werden zunehmend ineffizient, so- 
wohl für die Leistungserbringer,die Beitrags- 
zahler als auch für den einzelnen Patienten. 
Das deutsche Gesundheitssystem hatte im 
internationalen Vergleich über Jahrzehnte 
hinweg eineVorbildfunktion.Zu den Stärken 
im internationalen Vergleich zählen nach 
wie vor 

die vorhandenen modernen medizini- 
schen Einrichtungen, 

eine Versorgung ohne Wartelisten, ein 
schneller und unbürokratischer Zugang zum 
Ara  und Krankenhaus, 

ein umfassender Versicherungsschutzfür 
alle sowie 

ein einheitlicher und vom Einkommen 
unabhängiger Leistungsanspruch, der allein 
durch das medizinisch Notwendige definiert 
wird. 
Dennoch hat Deutschland seine Vorbild- 
funktion im Gesundheitswesen in den letz- 
ten Jahren eingebüßt. Die Lebenserwartung 
in Deutschland liegt unter dem Durchschnitt 
der Länder der Europäischen Union und hat 
sich in den letzten zehn Jahren weniger gut 
entwickelt als die in vielen unserer Nachbar- 
länder. 
Vergleicht man die Sterblichkeit aufgrund ei- 
nes Schlaganfalls, Diabetes mellitus, Darm- 
krebs und Brustkrebs in Deutschland mit der 
Sterblichkeit in Frankreich, Italien, England, 
Finnland, Schweden, den Niederlanden und 
den Vereinigten Staaten, so belegt Deutsch- 
land für jede dieser Erkrankungen einen der 
drei schlechtesten Plätze. Das deutsche Ge- 
sundheitssystem leistet nicht, was es leisten 
könnte. 
Im internationalen Vergleich stehen diesen 
Qualitätsdefiziten deutlich über dem Durch- 
schnitt liegende Ausgaben gegenüber. Nur 
in den Vereinigten Staaten wird ein höherer 
Anteil des Bruttoinlandproduktes für die Ge- 
sundheitsversorgung ausgegeben. Deutsch- 
land hat die höchsten Ausgaben, relativ und 
absolut, für Gesundheit in Europa. Eine der 

zentralen Aufgaben ist es daher, die Kosten- 
Nutzen-Relation des deutschen Gesund- 
heitssystems zu verbessern. 

Aufbruch für eine neue Gesundheits- 
politik 
Eine neue Gesundheitspolitik muss 
insbesondere die Strukturdefizite im deut- 
schen Gesundheitssystem beseitigen: 

Fehlen evidenzbasierter Standards und 
unabhängiger lnstitutionen in der Qualitäts- 
sicherung 
Die aufgezeigten Qualitätsprobleme hätten 
ohne Versagen auch der Selbstverwaltung 
nicht entstehen können. Die eingeleitete 
Öffnung für den Wettbewerb hat nicht zu 
der notwendigen Verlagerung der Zustän- 
digkeit für die Steuerung der Qualität der 
Versorgung auf lnstitutionen außerhalb des 
Wettbewerbs geführt. 

Fehlende sektorenübergreifende Versor- 

gung 
Im deutschen Gesundheitssystem existiert 
eine starke Trennung des ambulanten und 
des stationären Sektors. Beide Sektoren ha- 
ben ein getrenntes Entgeltsystem, welches 
die Leistung und insbesondere die Qualität 
der Versorgung nicht ausreichend berück- 
sichtigt. Durch die Trennung der Budgets, 
Entgeltsysteme und Zuständigkeiten der 
beiden Sektoren kommt es zu einer Diskon- 
tinuität der Versorgung. 
Eine sektorenübergreifende Versorgung, wie 
sie insbesondere in der Krebsbehandlung und 
bei fortgeschrittenen Herz- und Kreislaufer- 
krankungen medizinisch sinnvoll wäre, wird 
daher selten durchgeführt, obwohl vom Ge- 
setzgeber in der Gesundheitsreform 2000 eini- 
ge Möglichkeiten dazu geschaffen wurden. 

Fehlen von Tarifen mit bevorzugten Leis- 
tungserbringern 
Im Bereich der ambulanten Medizin hat sich 
international ein Hausarztmodell bewährt, in 
dem der Hausarzt eine Lotsenfunktion für 
den Patienten übernimmt. In Deutschland 
fehlt z.6. im Vergleich zu den skandinavi- 
schen Ländern und den Niederlanden für 
den Versicherten bislang die Möglichkeit, 
sich in ein wirtschaftlich attraktives Haus- 
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sprächskreis Arbeit und Soziales der Friedrich-Ebert-Stiftung mit Gerd Glaeske, Kar1 Lauterbach 
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arztmodell einzuschreiben oder sich fürTari- 
fe mit anderen ausgewählten Leistungser- 
bringern zu entscheiden. 

Fehlen von Disease Management Pro- 
grammen für chronisch Kranke 
Mit dem Gesetzzur Novellierung des Risiko- 
strukturausgleichs wird das bislang fehlende 
evidenzbasierte Disease Management erst- 
malig gefördert. Solche Disease Manage- 
ment Programme sind Voraussetzungen in 
unserem differenzierten unübersichtlichen 
Gesundheitssystem, die notwendige Leis- 
tungen zu vernünftigen Kosten und Quali- 
tätsstandards für die Patienten verfügbar 
machen. Durch die Möglichkeit, mit einzel- 
nen Leistungserbringern zu kontrahieren, 
kann sich ein Wettbewerb um Wirtschaft- 
lichkeit und Qualität entwickeln. 
GKV 2010 - Eckpunkte und Instrumente ei- 
ner Strukturreform des Gesundheitssystems 
Wir brauchen eine Neuausrichtung der 
deutschen Gesundheitspolitik. Die Praxis der 
Verständigung auf dem kleinsten gemeinsa- 
men Nenner muss aufgebrochen werden. 
Politik hat dafür die notwendigen neuen 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Eine zu- 
kunftsfähige Gesundheitspolitik muss sich 
an den Grundsätzen von 
1. Solidarität 
2. Qualität 
3. Wettbewerb 
4. und Prävention 
orientieren. 
Eine konsequente Ausrichtung auf diese 
Prinzipien wird notwendigerweise zu einer 
Neudefinition der Rollen, Aufgaben und Ar- 
beitsweisen aller am Gesundheitssystem Be- 
teiligten führen. Politik hat in diesem Zusam- 
menhang die Aufgabe, die Neuorientierung 
der Rolle des Staates einzuleiten. Er muss 
sich aus der bisherigen bürokratischen Steu- 
erung der lnstitutionen zurückziehen und 
sich stattdessen auf den Verbraucherschutz 
und die Sicherung eines qualitätsorientier- 
ten Wettbewerbs konzentrieren. 

1. Solidarität 
Solidarität ist ein Grundprinzip der sozial- 
staatlichenTradition in Europa.Zentrales Ele- 
ment ist der gleiche Zugang zu solidarisch 
finanzierten Gesundheitsleistungen. Damit 
wird Versorgungsgerechtigkeit gewährleis- 
tet. 
Sowohl das Prinzip der solidarischen und pa- 
ritätischen Finanzierung der GKV als auch 
der einheitliche und gemeinsame Leistungs- 
katalog müssen erhalten bleiben. Die Finan- 
zierung des Systems kann weiterentwickelt 
werden durch 

die Berücksichtigung anderer Einkom- 
mensarten, 
die Neuregelung der Versicherungspflicht- 

grenze und der Beitragsbemessungs- 
grundlagen, 

die Umfinanzierung von versicherungs- 
fremden Leistungen, z.6. aus dem Bereich 
der Familienpolitik, 

Marx und Demokratie 
Von Diether Dehm 

musste antifaschistisch durchaus gegen die 
,,offene Diktatur" (Dimitroff) verteidigt wer- 
den. 
Wo die Linke sich fast nur noch mit Parla- 
ment und Staatsverwaltung identifizierte 
und dies als einzige „Machtu ausgab, ver- 
kümmerte allerdings Parlamentsarbeit zum 

Marx Diktaturbegriff war zunächst gleichzeitig auch eine dichotomische Apa- Parlamentarismus - die Serie der Niederla- 
und primär ausschließlich aus der uneinge- thie, die zu der rechtspopulistischen Sicht gen führte jüngst von Österreich über Itali- 
schränkten Verfügung über ökonomische führt, im Parlament würde sowieso nur ge- en, Spanien bis Portugal - und Sachsen-An- 
Ressourcen gefolgert. Die,,Diktatur des Pro- schwätzt und nichts entschieden. Nicht halt! Wo die Wirkung der herrschenden 
letariats" war der qualitativ de- einmal die von Lenin gebotene Hilfskonst- Klasse hinterdemStaat überführt und dann 
mokratischere Gegenentwurf zur Diktatur ruktion,das Parlament sei,,Tribüne des Klas- als endlich gezeigt werden kann- wie dies in 
der Bourgeoisie über die strategisch ent- senkampfs" wurde (zum Beispiel von der Ansätzen in Schweden bei wechselnden 
scheidenden Produktionsmittel. Später - Westlinken) als eine echte Handlungsopti- Mehrheiten und außerparlamentarischen 
mit dem,,l8. Brumaire des Louis Bonaparte" on akzeptiert verinnerlicht. Kämpfen geschieht, öffnet dies neue politi- 
gesellte sich auch jene Beschreibung von Erst mit der Gramsci-Rezeption bzw.mit der sche Optionen nach links. 
politischer Diktatur hinzu,auf die sich Geor- Erkenntnis auch in der westdeutschen Lin- Schon Ende der 60er Jahre begann die Ab- 
gi Dimitroff bezog, als er vom Faschismus ken,die sich nicht mehr auf den Leninismus, lösung des Marxismus von den Revolutio- 
als,,offene Diktatur des ... am meisten impe- (wenn auch nicht unbedingt gegen Lenin) naristen und der Apathie, die der Leninis- 
rialistischenTeils des Finanzkapitals" sprach. orientierte mit dem Ausweiten der Marbur- mus der Komintern im Westen ausgelöst 
Wer mit Marx philosophische Formen der ger Abendroth-Schule auf den euromarxis- hatte. In einem kühnen Vorgriff der Debatte 
ökonomisch bedingten Klassenherrschaft tischen Gramsci-Dis- der 70er Jahre be- 
durchforscht bzw. dagegen ,,mehr Demo- kurs (im Wesentlichen gründete der ehema- 
kratie" reklamiert, wird sich zunächst mit markiert durch Detlev WO die Linke sich fast nur lige 
dem Parlamentarismus befassen müssen. Albers, Kurt Neu- noch mit Parlament und zende des Sozialisti- 
Im Marxismus-Leninismus erscheint das mann, Sabine Kebir, schen (sozialdemo- 
bürgerliche Parlament nur als eine die wah- Wolfgang Fritz Haug) Staatsverwaltung identifi- kratischen) Hoch. 
re Klassenherrschaft verhullende Show-Ver- wurde neben dem zierte und dies als einziae schulbundes Kurt 
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anstaltung des ,,Demokratismus", die im abstrakten Begriff der Neumann 1968 die 
Wahlkampfwettbewerb stets frisch ausge Diktatur (der allzu oft flMacht" ausgab/ verküm- Teilnahme an der 
siebte Tuis und Silberzungen vor die wah- bilderbuchhaft Wort- merte allerdings B u n d e s t a g s w a h l  
ren Akteure der Kapitalverwertung schiebt, wörtlich genommen 1969, dass der ,,fort- 
um entsprechende Ablenkung bei Krisen- war) der Begriff der zum währenden reformis- 
betroffenen auszulösen, die nach mehrfach Hegemonie bzw. der Parlamentarismus tischen Praxis" die 
vergeblichen Versuchen mittels Wahlschein ,,kulturellen Hegemo- ,,abstrakten Revoluti- 
etwas zu verbessern, dann in Wahlmüdig- nie" eingeführt. Nun onsphrasen nicht wi- 
keit und Apathie absinken sollen. So würde konnten auch bei eindeutig bürgerlicher derstehen konnten" und folgert:,,Vorausset- 
Parlamentsarbeit automatisch zu ,,Paria- Klassenherrschaft Überbau zu umkämpften zung für die den Kapitalismus sichernde 
mentarismus" als Megaplan des,,geschäfts- Plätzen erklärt werden.Während,,Staat und Funktion des Parlamentarismus in der BRD 
führenden Ausschusses der Bourgeoisie". Kultur" im Marxismus-Leninismus erst nach i s t  eine systemtragende Politikder SPD. Eine 
Sicher: System hat System. Und die bürger- der Revolution demokratisiert werden durf- solche Politik der Parteiführung ist jedoch ... 
lich demokratische Parlamentsgeschichte ten, war nun Demokratisierung vor dem durch die Mitgliedschaft ständig potentiell 
ist reich an Beispielen,die diese marxistisch- Bruch mit der kapitalistischen Herrschaft bedroht. Die Bedrohung nimmt aber in dem 
leninistische Lesart vordergründig begüns- zur Grundbedingung geworden. Dimitroffs Maße ab, in dem die Mitgliedschaft von den 
tigen könnte. Zumal, wenn die Entnazifizie- Faschismusdefinition erschien in einem an- politischen Entscheidungen ausgeschlos- 
rung in Deutschland sich nahezu aus- deren Licht: Die,,offene und terroristische sen wird:Für die SPD ist gleichzeitig mit der 
schließlich an politischen (vorgeschobe- Diktatur" musste antifaschistisch verhindert Aufgabe sozialistischer Perspektiven in der 
nen) Akteuren der,,offenen terroristischen werden (auch wenn es möglicherweise offiziellen Politik eine zunehmende Entde- 
Diktatur des Finanzkapitals" abreagiert hat, dadurch eine nicht offene, nicht terroristi- mokratisierung und Entpolitisierung zu 
ohne deren Profiteure, die Kruppse und sche Diktatur zu erkämpfen galt, in der es konstatieren." (S. 5) 
Abse,aus dem gesellschaftspolitischen Ver- noch Kapitalismus gab - wie esTogliattti als Neumann nennt verschiedene, damals ak- 
kehr zu ziehen. Aber aus dieser statischen Vorgabe seiner,,Wende von Salerno" formu- tuelle Hauptforderungen der Linken (quali 
Sicht der Parlamente entwickelte sich im lierte). Die ,,am meisten imperialistischen fizierte Mitbestimmung, Kampf gegen die 
Marxismus-Leninismus nicht nur eine revo- Teile des Finanzkapitals" mussten von der Notstandsgesetze, lnvestitionskontrollege- 
lutionaristische Perspektive, mit der nach Herrschaft fern gehalten werden, auch setz, Aussöhnung mit dem Osten), mit de- 
1918 - statt auf die Nationalversammlung wenn es dadurch weniger imperialistische nen parlamentarischer Streit und Wahl- 
- auf,,Sowjetdeutschland" orientiert wurde Bourgeoisie-Teile an der Macht zu halten kampf von links verschärft werden können, 
(was in Katastrophen mündete), sondern galt. Die ,,offene Gesellschaft" (Popper) anstatt sie in reformistischer Formbe- 

stimmtheit technokratisch einzupassen und 
zu entschärfen: „Aus der Interdependenz 
zwischen der Teilnahme der SPD am Parla- 

Dr. Diether Dehm, stellvertretender Vorsitzender der PDS. mentarismus und ihrer Anpassung an den 
Kapitalismus könnte gefolgert werden, dass 

Mit diesem Aufsatz dokumentieren wir einen weiteren Beitrag aus der Diskussionsreihe, die schon die Teilnahme selbst zwangsläufig 
anlässlich der Inszenierung von,,Marxin SohoJ'(HowardZinn) am Kasseler Staatstheaterstatt- zur Anpassung führen müsse, dass deshalb 
gefunden hat (vgl. spw 124,s. 50/5 1). die Wahlen zu boykottieren seien. Diese Po- 



schon am Vortag Straßensperren in den 
dicht besiedelten Vororten der zwei größ- 
ten Städte Harare und Bulawayo errichtet 
und dadurch quasi einen Ausnahmezu- 
stand geschaffen, der durch die schon vor 
den Wahlen verabschiedeten höchst um- 
strittenen Sicherheitsgesetze legitimiert 
worden ist. 
,,Ich fühle mich, als wäre ich auf meiner ei- 
genen Beerdigung," sagte ein MDC-Anhän- 
ger nach der Verkündung der Wahlergeb- 
nisse. Mit einem so niederschmetternden 
Ergebnis hatte niemand gerechnet. Im Ge- 
genteil: Die MDC-Aktivisten haben wirklich 
geglaubt, sie hätten eine Chance. Deshalb 
wollte wohl keiner an den Plan B denken: 
Was machen, wenn Mugabes Wahlsieg er- 
klärt wird?,,Wir erkennen das Wahlergebnis 
nicht an. Mugabes Sieg ist nicht legitim," 
sagte Oppositionsführer Tsvangirai vor der 
Presse. Aber wie er das Wahlergebnis an- 
fechten wolle,verriet er nicht. Bis heute ist 
die Opposition recht st i l l  geblieben.Vor Ge- 
richt hat sie eine Klage eingereicht.Aber zu 
Massendemonstrationen wollte die MDC 
nicht aufrufen. Das sei auch gar nicht ihre 
Aufgabe, sagen Vertreter einiger zivilgesell- 
schaftlicher Organisationen. Das müsste die 
NRO-Gemeinschaft machen - die NCA 
(National Constitutional Assembly) zum Bei- 
spiel, die von der Zivilgesellschaft unter- 
stützte verfassungsgebende Versammlung: 
Für eine Verfassungsreform sollen die Men- 
schen auf die Straße gehen.Denn ohne eine 
demokratische Verfassung, so der NCA-Vor- 
sitzende Lovemore Madhuku, könne es 
doch auch keine demokratischen Wahlen 
geben. Deshalb sei die Opposition auch 
wirklich naiv gewesen. Sie hatte geglaubt, in 
einem diktatorischen Regime mit demokra- 
tischen Mitteln die Wahlen zu gewinnen. 16 
Verfassungsänderungen hat es seit der Un- 
abhängigkeit 1980 gegeben - 16 Verfas- 
sungsänderungen, die den Präsidenten bis 
heute zum unumschränkten Alleinherr- 
scher gemacht haben. 
Ganz oben auf der Agenda steht dabei na- 
türlich der eigene Machterhalt. Dazu wur- 

den in der jüngsten Vergangenheit Gesetze 
verabschiedet, die vornehmlich darauf aus- 
gerichtet sind,oppositionelleTätigkeiten im 
Keim zu ersticken. Nachdem der MDC schon 
kurz nach ihrer Gründung gesetzlich verbo- 
ten wurde, sich mit ausländischen Geldern 
zu finanzieren, droht den NROs nun das 
gleiche Schicksal.ln diesem Lichte sind auch 
die noch vor den Wahlen verabschiedeten 
repressiven Sicherheitsgesetze sowie die 
kürzlich in Kraft getretenen Mediengesetze 
zu sehen. Deren Sinn und Zweck zielt einzig 
und allein auf die Einschränkung der Ver- 
sammlungs- und Meinungsfreiheit ab. 
,,Wenn ich eine Versammlung einberufe", 
erklärt David Hasluk,Vorsitzender des Groß- 
bauernverbandes CFU, ,,dann würde sie 
sowieso verboten." Wenn nicht im Vorfeld, 
dann spätestens nach Beginn der Versamm- 
lung. So war es bei einem Treffen der Füh- 
rungsriege des Gewerkschaftsdachverban- 
des ZCTU.Sie wollten nur wenigeTage nach 
den Wahlen über ihr weiteres Vorgehen be- 
raten.Aber dann stand die Polizei in derTür 
und sagte: Ihr könnt nur weitermachen, 
wenn wir dabei sind. Die Veranstaltung wur- 
de daraufhin abgebrochen. So wie der Bau- 
ernverband unterstützt schließlich auch die 
ZCTU bekanntermaßen die Opposition. 
.Wir müssen von vorne anfangen," sagte 
Lovemore Madhuku kurz nach den Wahlen. 
,,Aber dieses Mal wird es schwieriger", pro- 
phezeite er. Die zweite Demonstration war 
zwar sehr erfolgreich. Die Menschen gingen 
nicht nur in Harare, sondern landesweit in 
vielen Städten auf die Straße. Aber es gab 
wieder einmal Verhaftungen,darunter auch 
die vom NCA-Vorsitzenden Madhuku. Inter- 
ner Druck ist gut. Aber gefährlich. Auch 
nach den Wahlen geht schließlich die Hatz 
auf Oppositionelle weiter. Alles ist so wie 
vorher. 
Ohne externen Druck wird sich deshalb 
nichts ändern.,,Wir wollen nicht von der In- 
ternationalen Gemeinschaft abhängig 
sein," sagen Vertreter der NRO-Gemein- 
schaft zwar. Aber die Regierung könne die 
Internationale Gemeinschaft nicht ins Ge- 
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fängnis werfen. So begründen sie ihre For- 
derung nach mehr Solidarität aus dem Aus- 
land. 
lnzwischen ist Zimbabwe jedoch wieder in  
ziemliche Vergessenheit geraten: Die Sus- 
pendierung vom Commonwealth - eher 
ein symbolischer Akt - hat es gegeben, 
vor den Wahlen wurden schon ein paar so- 
genannte intelligente Sanktionen verhängt. 
Der Westen hat den Verlauf der Wahlen in  
zahlreichen Erklärungen stark kritisiert.Und 
auch die komplette Einstellung der Ent- 
wicklungshilfe ist im Gespräch. Aber ob das 
reicht? 
Dass es der Präsident weiterhin auf hartem 
Kurs steuert zeigen auch die vom Scheitern 
bedrohten Gespräche zwischen der MDC 
und der Regierungspartei ZANU-PF. Über 
nichts anderes als über die Nahrungsmittel- 
knappheit und die Vorbereitung von Neu- 
wahlen wolle man sprechen, hatte der MDC- 
Vorsitzende Morgan Tsvangirai vor Beginn 
der Gespräche angekündigt. Die Idee einer 
Regierung der nationalen Einheit sei abstrus 
und würde nicht in Erwägung gezogen.Süd- 
afrika und Nigeria hatten diesen Vorschlag 
gemacht - zur Konfliktschlichtung sollte er 
beitragen.Aber in einer Regierung,die nicht 
legitim sei,erklärteTsvangirai von Beginn an, 
könne die MDC nicht mitarbeiten. Und mit 
einem Präsidenten dem Korruption, Amts- 
missbrauch und zahlreiche Menschenrechts- 
verletzungen vorgeworfen werden, könne 
man nicht kooperieren. Schon gar nicht, 
wenn dieser Präsident es niemals für nötig 
gehalten hat, mit der Opposition persönlich 
Gespräche zu führen. 
lnzwischen steht Mugabe das Wasser bis 
zum Hals. Nachdem er seinen Landwirt- 
schaftsminister bis kurz vor den Wahlen 
noch verkünden lassen hat, in Zimbabwe 
gebe es genug Mais für alle, hat er nun den 
Katastrophenzustand ausgerufen. 7,8 Mio. 
Zimbabwer von insgesamt 13 Mio. leiden an 
Hunger. 
Die Ausrufung des Katastrophenzustandes 
ist gewiss kein offizielles Eingeständnis ei- 
ner gescheiterten Landpolitik. Mugabe 
steht immer noch zu seinen sogenannten 
Kriegsveteranen, die vor zwei Jahren be- @ 

gonnen haben, meist gewaltsam nicht nur 
die Farmen weißer Landbesitzer zu stür- 
men, sondern auch wirtschaftliche Betriebe 
unterschiedlichster Art sowie die Häuser 
oder Hütten von Oppositionsanhängern. 
Der letzte Schritt ist deshalb eher der Ver- 
s u c h , ~ ~  retten, was noch zu retten ist. Denn 
anerkannte Katastrophen haben einen Vor- 
teil: Massive Hilfslieferungen. Und Mugabe 
scheint darauf zu spekulieren, diese Ge- 
schenke durch seine Kanäle verteilen zu 
können. Dann kann er weiterhin seine seit 
eh und je verfolgte Politik betreiben: 
Den Feind aushungern, den Feind quälen, 
ihn mürbe machen und wenn gar nichtsan- 
deres hilft,dann wird er eben umgebracht. 
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die Einführung des morbiditätsorientierten 
Risikostrukturausgleichs. 

2. Qualität 
Für dieVerbesserung der Qualität derversor- 
gung ist es notwendig,dass die Aufgaben für 
den Verbraucherschutz und die Qualitätssi- 
cherung in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung (GKV) neu verteilt werden. Der 
Wettbewerb muss zukünftig auf die Interes- 
sen der Patienten ausgerichtet werden. 
Dafür ist der Aufbau eines staatlichen Insti- 
tutes für Qualität in der Medizin notwendig, 
das auf der Grundlage wissenschaftlicher Er- 
kenntnisse die Qualitätsstandards für den 
Wettbewerb im Gesundheitswesen defi- 
niert. DieVorgabe von zum Beispiel Mindest- 
mengen oder Leitlinien für wichtige medizi- 
nische Eingriffe gehören zu diesen Stan- 
dards. Die Berechtigung zur Teilnahme am 
Wettbewerb muss an die Erfüllung dieser 
Qualitätsstandards gebunden sein. Spä- 
testens nach einer Übergangszeit müssen 
Einrichtungen, die diesen Qualitätsstan- 
dards nicht genügen können, von der Teil- 
nahme am Wettbewerb ausgeschlossen 
werden. 
Für die Aufnahme neuer Arzneimittel in die 
Erstattungspflicht der Krankenkassen, muss 
ebenfalls eine staatliche Institution,wie zum 
Beispiel das englische,,National Institute of 
Clinical Excellence (NICE)", eingerichtet wer- 
den, die die Erstattungsfähigkeit neuer Arz- 
neimittel für die GKV von deren Kosten-/ 
Nutzenrelationen abhängig macht. Unwirt- 
schaftliche oder unwirksame Arzneimittel 
sollten nicht von der GKV erstattet werden. 
Die Einführung einer Veröffentlichungs- 
pflicht ausgewählter Qualitätsindikatoren 
für die Leistungserbringer trägt ebenfalls zur 
Qualitätssicherung und zur Verbesserung 
der Transparenz der Versorgung bei. Die Ver- 
breitung dieser Informationen zusammen 
mit Patientenversionen der wichtigsten The- 
rapieleitlinien sind notwendige wichtige 
Stärkungen des Verbraucherschutzes in der 
Medizin. 

3. Wettbewerb 
Im Mittelpunkt einer neuen Gesundheitsre- 
form muss der Aufbau einer modernen,soli- 
darischen Wettbewerbsordnung stehen. Die 
bisherigen Möglichkeiten des Wettbewerbs 
werden kaum zur Verbesserung von Qualität 
und Wirtschaftlichkeit in der Krankenversi- 
cherung genutzt. Krankenkassen,aber auch 
Ärzte, Krankenhäuser und die übrigen 
Erbringer von Gesundheitsleistungen sind 
heute zu sehr durch starre Vorschriften ein- 
geschränkt. 
Der Wettbewerb is t  bisher auf halber Strecke 
stehen geblieben. Es fehlen die notwendi- 
gen lnstrumente in den Beziehungen zwi- 
schen Krankenkassen und Leistungserbrin- 
gern,damit sich die wirtschaftliche und qua- 
litätsgesicherte Versorgung im Wettbewerb 
herausbilden kann. Umgekehrt haben auch 

einzelne Leistungserbringer oder Gruppen chen. Heute müssen die Krankenkassen 
von Leistungserbringern kaum Chancen, auch mit denjenigen Einrichtungen Verträge 
sich durch besondere Leistungsfähigkeit schließen,die keinegesicherteversorgungs- 
oder besondere Wirtschaftlichkeit zu profi- qualität bieten. Künftig müssen Krankenkas- 
lieren und so einen größeren Marktanteil in sen und Anbieter freieverträge im Rahmen 
der Versorgung der Versicherten an sich zu der qualitätsorientierten Versorgung schlie- 
binden. ßen können. 
Zu einer solidarischen Wettbewerbsord- Der Wettbewerb führt dann zu mehr Effizi- 
nung gehören: enz, wenn er Anbietern mit hoher Qualität 

Ein einheitlicher Leistungskatalog und einer guten Kosten-Nutzen-Relation 
Ein sinnvoller Wettbewerb muss sich auf die Vorteile ermöglicht. Wenn der Sicherstel- 
Frage konzentrieren, welche Qualität und lungsauftrag durch die Krankenkassen über- 
welche Kosten-Nutzen-Relation eine be- nommen wird, darf es für die Leistungser- 
darfsgerechte Versorgung für alle Versi- bringer keine Pflicht geben,einen Einheits- 
cherten haben muss. Vermieden werden vertrag aller Krankenkassen erfüllen zu müs- 
muss ein Wettbewerb, in dem sich die Ver- sen.Umgekehrt kann es einer Krankenkasse 
sorgung nicht mehr am medizinisch not- und den Patienten nicht zugemutet werden, 
wendigen Bedarf, sondern an der Zah- über den Bedarf hinaus oder in Fällen inak- 
lungsfähigkeit der Versicherten oder ihrer zeptabler Qualität dennoch Verträge ab- 
Attraktivität für die Krankenkassen orien- schließen zu müssen. 
tiert. Nicht die Frage, welche Leistungen 
von den Krankenkassen finanziert werden, 4. Prävention 
sondern von wem und wie die Leistungen Der Ausbau der Prävention ist eine zentrale 
erbracht werden, muss Gegenstand des Aufgabe der Gesundheitspolitik. Durch die 
neuen Wettbewerbs sein. Staatliche Aufga- Einführung und nachhaltige Förderung von 
be ist es, den Rahmen für einen einheitli- nationalen Präventionsprogrammen für die 
chen Leistungskatalog zu bestimmen und großen Volkskrankheiten lässt sich die Ent- 
eine moderne Gesundheitsberichterstat- wicklung des medizinischen Bedarfs in ei- 
tung aufzubauen. ner alternden Gesellschaft maßgeblich be- 

Ein Übergang des Sicherstellungsauf- einflussen. Dafür müssen neue lnstrumente 
trags auf die Krankenkassen geschaffen werden,durch die qualitätsgesi- 
Die Krankenkassen müssen die Verantwor- cherte Präventionsangebote in Schulen,Be- 
tung für die Sicherstellung einer ausrei- trieben und in der breiten Öffentlichkeit im- 
chenden Versorgung übernehmen.Wie in je- plementiert werden können. Diese Pro- 
dem wettbewerblichen System muss die gramme können die Gesund- 
Leistung von demjenigen garantiert werden, heitserwartung insbesondere sozial be- 
der auch die Verantwortung für die Kosten nachteiligter Gruppen verbessern und stel- 
trägt. Eine Kranken- len einen zentralen 
kasse wird vom Versi- Baustein zur langfris- 
cherten mit seinen Nicht welche Leistungen tigen Sicherung der 
Beiträgenverpflichtet, Von den Krankenkassen Finanzierbarkeit der 
eine bedarfsgerechte GKV dar. 
Versorgung ZU garan- finanziert werden, sondern Nach derzeitigem 
tieren. Dieser Verant- von wem und wie sie Stand fehlt auch aus 
wortung entledigt strukturellen Grün- 
sich die Krankenkasse erbracht werden, muss den ein systemati- 
heute durch die pau- (jegenStand des neuen scher Einsatz von Prä- 
schale Weiteraabe ven t i ons~ roa ram-  - . 
dieses Auftraqs an ei- Wettbewerbs sein. men in Schulen, Be- - 
nen Monopolanbie- 
ter. In Zukunft müssen 

trieben und in der Öf- 
fentlichkeit. Die Akti- 

die Krankenkassen ihr Rollenverständnis vitäten der zuständiqen Bundes- und Lan- - 
wandeln: Sie müssen vom,,payerU zum,,play- desbehörden,der Kommunen und der Kran- 
er" im Gesundheitswesen werden. Voraus- kenkassen sind nicht aufeinander abge- 
setzung dafür ist die umfassende Revision stimmt. Es hat sich in der Praxis ein System 
des GKV-Organisationsrahmens. der Komplementärfinanzierung entwickelt, 

Ein Fortfall des Kontrahierungszwangs welches bestimmte Präventionsangebote 
zwischen Leistungserbringern und Kranken- einer Mischfinanzierung durch verschiedene 
kassen 
Kein Wettbewerb kann ohne geeignete 
Wettbewerbsordnung funktionieren. Wett- 
bewerb entsteht nicht, wenn jeder Nachfra- 
ger gesetzlich verpflichtet ist, mit jedem An- 
bieter zu kooperieren. Dies bedeutet für den 
Nachfrager, dass er auch Leistungen einkau- 
fen muss, von denen er weiß, dass sie seinen 
qualitativen Anforderungen nicht entspre- 

Träger unterwirft. 
Um hier zu einer weniger zufallsabhängi- 
gen und langfristig wirksamen Präventi- 
onsarbeit zu gelangen, bedarf es einerver- 
einheitlichung der Verantwortlichkeit für 
die finanziellen Ressourcen der Präventi- 
onsarbeit. Ein Präventionsfonds oder eine 
Präventionsstiftung kann hierbei sehr hilf- 
reich sein. SPW 312002 



Das GKV-System - mehr Effizienz durch 
noch mehr Wettbewerb? 
Entgegnung au f  Jürgen Wasem und die Autoren des FES-Papiers 

Von Rolf Rosen brock 

Das Papier der Friedrich-Ebert-Stif- 
tung,auf dem der Beitrag von Jürgen Wasem 
beruht, unterscheidet sich in einem wohltu- 
end von der Masse der Programmpapiere im 
Wahljahr: Es belästigt uns nicht mit der übli- 
chen -falschen - Diagnose einer,,Kostenex- 
plosion", und es verschont uns mit der - em- 
pirisch nicht fundierten - Horrorvision,dass 
zunehmende Alterung und technischer 
Fortschritt das GKV-System spätestens 
übermorgen unbezahlbar machen. 
Statt dessen geht es von der zutreffenden 
Diagnose aus, dass,,die bestehenden Struk- 
turen, Institutionen und Instrumente ... zu- 
nehmend ineffizient (werden)", und dass die 
daraus resultierenden ,,Qualitätsprobleme 

gefeilteren Strategien werben sie um Mit- 
glieder,die mehr Beiträgeeinbringen als ihre 
Versorgung kostet (positive Deckungsbei- 
träge, gute Risiken, Rosinenpicken). 
Das ist ökonomisch rational: Für die Versor- 
gung von ca. 90 % aller Versicherten müssen 
insgesamt nur Ca. 20 % der Gesamtkosten 
(für Krankenhaus,Arzneimittel und Kranken- 
haus) ausgegeben werden, für die anderen 
Ca. 10 % werden hingegen ca. 80 % der Res- 
sourcen benötigt. Die ,teuerstenf zwei Pro- 
zent verursachen ca.die Hälfte der Gesamt- 
ausgaben, und das ,teuerste1 Prozent ver- 
braucht ca. 30 % der Ressourcen (Winkelhake 
et al. 2002). Schon geringfügige Ver- 
besserungen in der 

infolgedessen einen Zustrom an Versicher- 
ten mit Diabetes zu verkraften hätten. Denn 
auch ein kostengünstig versorgter Diabeti- 
ker ist immer noch wesentlich ,teurerlals ein 

1 

Durchschnitts-Versicherter. Bei Überlegun- 
gen von Kassen-Managern zu jeder Form 
der Versorgungsinnovation spielt stets die 
Furcht eine Rolle, im Falle des Erfolges 
Attraktivität bei den ,falschen1 (weil chro- 
nisch Kranken, und damit überproportional 
sozial benachteiligten) Zielgruppen zu ge- 
winnen (so z. B. auch Oldiges schon 1999, 
S. 21 6). 
Deutlich wird die Fehlsteuerung durch die 
Kassenkonkurrenz auch bei der Umsetzung 

des,neuenf § 20 SGB V, 
ohne Versagen auch der Selbstverwaltung Risikomischung kön- der die Kassen ver- 
nicht (hätten) entstehen kÖnnenn.Zu Recht nen die Geschäftssi- Das kassenökonomische pflichtet, durch Leis- 
gehen die Autoren davon aus,dass das GKV- 
System mit seinen ehr- und verteidigungs- 
würdigen zivilisatorischen Errungenschaf- 

tuation einer Kasse WetfbewerbSfeld ist die tungen der primären 
deshalb wesentlich Pravention ,,insbeson- 
einschneidender ver- Risikomischung. Die Kassen dere einen Beitrag zur 

ten überleben kann, wenn die im Kern des bessern als mühsa- werben um Mitglieder,die Verminderung sozial 
Problems liegenden Steuerungsprobleme me (und zunächst bedingt ungleicher 
überwunden werden (Rosenbrock 2002). immer kostspielige, mehr Beiträge einbringen Gesundheitschancen" 
Was sie allerdings als Lösung vorschlagen, und oft erst nach ,Is ihre Versorgung kostet. zu erbringen.Tatsäch- 
erinnert an einen Süchtigen,der als Reaktion mehreren Jahren er- lich bieten die Kassen 
darauf, dass ihm sein Suchtmittel nicht be- tragreiche) Versuche auch mehr als zwei 
kommt,vor allem nach,mehr vom Gleichen' der Verbesserung von Qualität,z.B.durch die Jahre nach lnkrafttreten kaum anderes an 
verlangt. gesetzlich gegebenen Möglichkeiten einer als die schon in den Jahren 1989 bis 1996 üb- 
Und das geht so: Seit Anfang der 90er Jahre integrierten Versorgung oder eines Haus- lichen (und gesundheitswissenschaftlich 
wurden die gesetzlichen Krankenkassen arztmodells mit entsprechenden Tarifen. hinlänglich kritisierten) Kursprogramme zu 
vom Gesetzgeber Schritt für Schritt in die Es ist nämlich ein Ammenmärchen,dass die Ernährung, Bewegung, Stressmanagement, 
Rolle miteinander ökonomisch konkurrie- Etablierung dieser vom Konzept her weg- Drogengebrauch etc.. Ob solche Maßnah- 
render Marksubjekte überführt.Trotz Risiko- weisenden Neuerungen nur wegen der men gesundheitlich mittel- und langfristig 
strukturausgleich (RSA) (der nur die Einnah- Halsstarrigkeit der,Anbieter-Kartellel(v.a.der wirksam sind, is t  zum Teil widerlegt,zum Teil 
me-unterschiede, nicht aber die unter- Kassenärztlichen VereinigungenLder unter- umstritten. Unumstritten ist, dass sich V. a. 
schiedlichen Erkrankungshäufigkeiten aus- schiedlichen Rechts- undvergütungsformen gesundheitlich weniger belasteteversicher- 
gleicht) und Abschlusszwang konkurrieren der Leistungsanbieter oder zu starrer Vor- te aus den Mittelschichten von diesen Ange- 
die Kassen nicht primär um mehr Qualität in schriften scheitert: Welchen geschäftlichen boten angesprochen fühlen und dann auch I 

der Versorgung chronisch Kranker, um den Nutzen sollte sich eine Kasse davon verspre- gerne immer wieder kommen. 
Abbau von Unter-, Über- und Fehlversor- chen,wenn sie die gesetzlichen Möglichkei- Das erwiesen wirksame Instrumentarium, 
gung oder einen Beitrag zur Verminderung ten nutzt und z. B.eine gute Diabetiker-Ver- mit dem auch überproportional Menschen 
sozial bedingt ungleicher Gesundheitschan- sorgung aushandelt? Im Erfolgsfalle wäre aus sozial benachteiligten Lebenslagen 
cen.Vielmehr zeigt sich, dass der Satz:,,lnsti- dann zwar dieVersorgung ihrer Zuckerkran- ohne Diskriminierung gesundheitlich wirk- 
tutionen werden nicht von Philosophien, ken qualitativ besser und (zumindest mittel- sam erreicht werden können, sind dagegen 
sondern von Anreizen geformt" auch für fristig) auch kostengünstiger. Aber es könnte partizipativ gestaltete Projekte der Betroffe- 
Krankenkassen gilt: Das kassenpolitisch und zugleich auch ökonomisch höchst uner- nenaktivierung und Organisationsentwick- 
-ökonomisch entscheidende Wettbewerbs- wünschte Folgen haben, wenn sich die Qua- lung in,settings: wie sie v.a.von den AOKen, 
feld ist die Risikomischung. Mit immer aus- lität herumspricht und die Krankenkassen (nicht virtuellen) BKKen und lKKen mit gro- 

ßem Erfolg in der betrieblichen Gesund- 
heitsförderung schon betrieben werden 
(SVR 2001,Band I,Kap.2, Band III,Kap. 1 l).Die 

Prof Dr. rer. pol. Rolf Rosenbrock, leitet am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung Ausdehnung dieses Ansatzes z. Kauf Grund-, 
(WZB) die Arbeitsgruppe Public Health. Er ist stellv. Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirats Haupt-, Sonder- und Berufsschulen in sozial 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, Mitglied des Sachverständigenrates für die benachteiligten Stadtteilen wäre angezeigt 
Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen u.a.; e-mail: rosenbrock@medea. wz-berlin.de und machbar, ebenso vergleichbare Inter- 

sagten die meisten Menschen. Nach den der Regierungspartei waren sie angehalten 
Wahlen machen wir dies oder das. Beim worden.Man hatte sie mit Benzin übergos- 
Gedanken daran glühten die Augen der sen,dann ein Streichholzgeworfen.Sie sind 
Menschen in den Hochburgen der Opposi- bei lebendigem Leibe verbrannt. Sie waren 
tion: Das war in den Städten. Dann wird al- Mitglieder der Oppositionspartei MDC. Je- 
les besser,sagten die Menschen dort. Direkt der wusste das. „Das war das schlimmste 
oder indirekt - je nachdem ob sie Mark- Verbrechen,dass ich mir denken kannn,sagt 
frau, Busfahrer oder Angestellter waren. So Makombe. 
wie bisher könne es doch nicht weiterge- Meistens kamen die Täter von der Regie- 
hen.Jeder dritte in Zimbabwe ist arbeitslos, rung. Sie waren vom Geheimdienst oder 
die lnvestitionsrate Mitglieder der 
liegt bei null Prozent, ZANU-PF-Jugendor- 
die Inflation bei Tausende von Wählern ganisation, sie nann- 
knapp 120 Prozent Standen in kilometerlan- ten sich Kriegsvete- 
und dann sind auch - - .  . - ranen oder Green 
noch die Nahrungs- gell Schlangen - gedul- Bombers, das sind 
mittel knapp.Speiseöl 
i s t  fast nie zu haben, dig und ruhig Warteten sie: die ber erst 2001 im rekrutier- 
genauso wie Zucker, Zuerst Stunden, dann Taqe. ten Milizionäre, das - 
Milch und Seife. Reis waren meist arbeits- 
i s t  viel zu teuer. Den 
kann sich der Normalbürger in Zimbabwe 
nicht leisten. Bei Brot sieht es ähnlich aus. 
Und für das Maismehl - Grundnahrungs- 
mittel Nummer eins in Zimbabwe - müs- 
sen die Menschen stundenlang Schlange 
stehen. Und auch das gibt es nur selten und 
dann nicht überall. So, sagen die Menschen 
deshalb, könne es doch nicht weitergehen. 
Deshalb standen sie selbst kurz vor der 
Schließung der Wahllokale immer noch in 
der langen Schlange - und immer noch 
schien sie sich einfach nicht fortbewegen 
zu wollen. Bis die Polizei gekommen ist. In 
Glen Norah zum Beispiel, einem Stadtteil 
Harares: Die wartenden Wähler hat sie unter 
dem Einsatz von Tränengas auseinanderge- 
trieben. 
Das war am Montag. Da hätten die Wahlen 
längst vorbei sein sollen.Aber die Oppositi- 
onspartei MDC - deren Vorsitzender Mor- 
gan Tsvangirai war der größte Konkurrent 
Robert Mugabes - hatte einen gerichtli- 
chen Antrag eingereicht. Weil so viele Wäh- 
ler ihre Stimme noch nicht abgegeben ha- 
ben, müssten die Wahlen verlängert wer- 
den. So ist es dann auch geschehen - 

zumindest offiziell. Denn tatsächlich haben 
die Wahllokale erst wieder gegen Mittag 
aufgemacht. Und um 18.00 Uhr war dann 
wieder Schicht. Wer nicht gehen wollte, 
wurde eben von der Polizei verjagt. Als hät- 
ten sie nicht schon genug durchgemacht. 
Patrick zum Beispiel hat noch Glückgehabt. 
Er wurde nicht geschlagen,sein Haus wurde 
nicht niedergebrannt, seine Frau nicht ge- 
demütigt. Patrick ist eben hingegangen: Zu 
einer Wahlkampfveranstaltung Robert Mu- 
gabes.,,Sie wollen,dass dort viele Menschen 
sind," sagt er. Deshalb wurde er bedroht 
und gezwungen dorthin zu gehen. „Wir 
mussten unsere Fäuste in die Luft strecken 
und schreien: Nieder mit der MDC. Nieder 
mit Morgan Tsvangirai. Hoch lebe ZANU-PF. 
Hoch lebe Robert Mugabe." 
Sanderson Makombe hat auch Glück ge- 
habt. Seine Freunde nicht. Von Anhängern 

lose Jugendliche, 
nicht älter als 16 oder 17. Bis heute werden 
sie vom Jugendminister angeheuert und 
ausgeschickt um für Chaos zu sorgen und 
Menschen einzuschüchtern, nachdem sie in 
Camps einem militärischen Drill unterzogen 
worden sind. 146 dieser Lager soll es im 
ganzen Land verstreut geben. Inzwischen 
trainieren die Jugendmilizen auch mit der 
Polizei oder sogar mit Armeeeinheiten. Dort 
sollen zwar auch viele Oppositionsanhän- 
ger zu finden sein, aber die gesamte Füh- 
rung besteht aus Hardlinern und ewig lan- 
gen Weggefährten Robert Mugabes. Der 
Luftwaffenchef Perence Shiri ist so einer: 
Der Schlächter von Bhalagwe wird er auch 
genannt. Anfang der 80er Jahre, also kurz 
nach der Unabhängigkeit stand er der 5.Bri- 
gade vor, einer von Nordkoreanern trainier- 
ten Spezialeinheit die direkt dem Komman- 
do Mugabes untergeordnet war. Traurige 
Berühmtheit erlangte diese Truppe in der 
Provinz Matabeleland, der Hochburg der 
damaligen Oppositionspartei ZAPU. Dort 
hat sie Massaker verübt. Mehr als 20.000 
Menschen sollen dabei ums Leben gekom- 
men sein. Das war der sogenannte Gukura- 
hundi. Wer nicht ermordet worden ist, 
musste in Foltercamps leiden, einige Gebie- 
te wurden regelrecht ausgehungert.Gegen 
Dissidenten würde man vorgehen, hatte 
Mugabe damals erklärt.Aber was verstehen 
Kinder von Politik und welcher Dissident ist 
schon im siebten Monat schwanger? 
Wenn heute die marodierenden Banden 
durchs Land ziehen, dann denken viele 
wieder an den Gukurahundi zurück. Und in 
den anderen Provinzen, wo überwiegend 
Shona leben,die von den damaligen Massa- 
kern nicht direkt betroffen waren, haben die 
Menschen angefangen zu verstehen, was 
damals passiert war. Denn inzwischen ge- 
hören auch sie zu den Opfern von Folter, 
Mord und einer strategisch geplanten und 
staatlich organisierten Einschüchterungs- 
kampagne.,,So etwas wie den Gukurahundi 
wird es zwar nie wieder geben," sagt Shari 

Eppel, Mitarbeitern der Menschenrechtsor- 
ganisation Amani Trust.,,Aber die Intention 
der heutigen Gewalttaten ist die gleiche." 
Mehr als 120 Menschen sind in den vergan- 
genen zwei Jahren ums Leben gekommen, 
weil sie sich gegen die Politik Robert Muga- 
bes engagiert haben. MDC- Mitglieder, de- 
ren Anhänger, Farmer, Farmarbeiter, Lehrer 
und Krankenhauspersonal - alle die sus- 
pekt erscheinen, stehen unter Beschuss. 
70.000 Menschen gelten als intern vertrie- 
ben. Bis zu 500.000 Menschen sollen Opfer 
von politischer Gewalt geworden sein. Sie 
wurden gefoltert, vergewaltigt, ihre Häuser 
wurden niedergebrannt, sie wurden ge- 
schlagen, entführt und bedroht. Und den- 
noch hatten sie immer noch genug Kraft. 
Sie hatten ja ihre Hoffnung: Nach den Wah- 
len wird alles besser. 
,,Mugabe kann nicht gewinnenn,sagte Prof. 
Masipula Sithole noch kurz vor den Wahlen. 
Die Umfragen sprächen gegen ihn.,,Muga- 
be kann nicht als Sieger aus den Wahlen 
hervorgehen," erklärte Sithole.,,Auch nicht, 
wenn sie nicht frei und fair sind. Es sei 
denn," schränkte der Politikwissenschaftler 
ein,,,er fälscht die Wahlergebnisse." 
Das hat er getan. Anders lassen sich die Wi- 
dersprüche in den Ergebnissen nicht erklä- 
ren. Während in den städtischen Gebieten 
die Wahlbeteiligung eher als dürftig zu be- 
zeichnen ist, war sie auf dem Land erstaun- 
lich hoch.80 Prozent - das war dort keine 
Seltenheit. Zwar deckt sich das nicht mit 
den Beobachtungen an den Wahltagen. 
Gähnende Leere zeichnete dort die Wahllo- 
kale aus. Aber das ist doch egal. lrgendwie 
bekommt man die Zahlen schon zusam- 
men. Im Wahlkreis Mudzi zum Beispiel sol- 
len knapp 40.000 Wähler ihre Stimme für 
Mugabe abgegeben haben. Dort leben bei 
weitem nicht so viele Menschen - ge- 
schweige denn Wahlberechtigte, kritisiert 
die Opposition. Und wenn man bedenkt, 
dass 1400 MDC-Wahlbeobachter über die 
Wahltage festgenommen und zahlreiche 
weitere mit dem Tode bedroht worden sind, 
wenn sie es wagen sollten,das Wahlbüro zu 
betreten,dann i s t  doch eins deutlich: In den 
ländlich Regionen - diesen für die Oppo- 
sition sogenannten no-go-zones - wur- 
den die Stimmen zugefüttert, die Mugabe 
in den Städten trotz strategisch geplantem 
Chaos verloren hat. 
Am 13. März war alles vorüber: Das Hoffen 
wie das Bangen.Tobaiwa Mudede,der Leiter 
der Registrierungsbehörde, trat vor die Ka- 
meras des von der Regierung kontrollierten 
Fernsehsenders ZBC.,,Kraft meines Amtes 
erkläre ich Robert Gabriel Mugabezum Sie- 
ger der Präsidentschaftswahlen." Amtlich 
besiegelt - die öffentliche Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses: 56 Prozent für Mugabe. 
Nur knapp 42 Prozent für seinen Herausfor- 
derer Morgan Tsvangirai. Um mögliche De- 
monstrationen aufgebrachter Oppositions- 
anhänger zu verhindern, hatte die Armee 



sich der Druck auf die meisten Gewerk- 
schaften mit dem EU Beitritt erhöhen und 
verschärfen wird, was nicht ohne negative 
Auswirkungen auch auf die Gewerkschaf- 
ten der alten EU bleiben wird. 
Jede weitere positive Entwicklung in der 
Region wird von der Reformwilligkeit und - 
fähigkeit der gewerkschaftlichen Führung 
abhängen und von der Frage,wie durch die 
Projektarbeit aktive Gewerkschaftsmitglie- 
der und betriebliche Gewerkschaftsvertre- 
ter erreicht werden können. Gleichzeitig 
sind einige strategische und politische Fra- 
gestellungen im Spannungsverhältnis alte 
EU und Osterweiterung zu klären. Dazu ge- 
hört u.a. die Frage, wie der Europäische Be- 
triebsrat (EBR) agieren wird, wenn die Ge- 
werkschaften Mitteleuropas vollberechtigte 
Mitglieder und als mögliche tarifpolitische 
Konkurrenten vom Management ins Spiel 
gebracht werden? Welche funktionsfähigen 
Instrumente sind im Rahmen der EBR-Ar- 
beit vorhanden, um dem konzerninternen 
Wohlstandsgefälle angemessen begegnen 
zu können? 

Von zentraler Bedeutung i s t  die Frage, was 
und wie der soziale Dialog der Europäi- 
schen Union bewirken kann und wie er un- 
ter den realen Bedingungen der Transfor- 
mationsländer ein- und umzusetzen ist. Da 
muss natürlich zuvorderst gefragt werden, 
wie sich die Lage der Sozialparteien, Regie- 
rungen und Arbeitsbeziehungen in diesen 
Ländern darstellen. Oder genauer gefragt: 

Wie funktioniert der soziale Dialog in Staa- 
ten mit unzureichender Arbeitgeberstruk- 
tur, in Ländern, in denen sich Arbeitgeber- 
verbände - wo es sie denn gibt - weigern in 
substantielle Verhandlungen mit den Ge- 
werkschaften einzutreten? 

Wie greift der soziale Dialog in Ländern, 
die nach wie vor eine unterentwickelte Ar- 
beitsgesetzgebung haben, in denen Ar- 
beitsgerichte existieren, welche überlastet, 
ineffizient oder gar parteiisch sind? 
Wie soll der soziale Dialog in Ländern funk- 

tionieren, welche zwar EU-Richtlinien wie 
ILO Übereinkommen ratifizieren, aber nicht 
umsetzen und noch weniger Mechanismen, 
Mittel und den politischen Willen haben, 

um diese Gesetzgebung auch zu überwa- 
chen? 

Und schliesslich, vor welchem sozialpoliti- 
schen Hintergrund Mitteleuropas soll dieser 
Dialog stattfinden. Wie stabil und seriös 
sind die sozialen Sicherungssysteme wie 
Rente, Arbeitslosenversicherung, Gesund- 
heits- und Bildungswesen, berufliche Quali- 
fikation etc.? 
Es wäre höchst naiv und hochgradig gefähr- 
lich, wenn sich die Gewerkschaften in Mitte- 
leuropa in Ermangelung einer nicht mit dem + 
Westen vergleichbaren Genese und Lage der 
industriellen Beziehungen darauf verliessen, 
dass der Dialog es schon richten wird. Be- 
trachtet man den Zustand nicht weniger mit- 
teleuropäischer Gewerkschaften, so droht 
Gefahr für die gesamteuropäische Gewerk- 
schaftsbewegung, wenn es nicht gelingt die 
Konflikt- und Kampffähigkeit der Gewerk- 
schaften in Mitteleuropa zu erhöhen und 
den sozialen Dialog in der Weise zu modifi- 
zieren, dass er den realen Verhältnissen und 
Bedürfnissen der Arbeitnehmer und Ge- 
werkschaften gerecht wird. SPW 312002 

Zimbabwe nach,,den Wahlen" 
Von Meike Scholz 

,,Das habt Ihr gut gemacht,Zimbab- 
wer. Makorokoto. Amhlophe." Fast schon 
überschwänglich versucht der sonst so 
spröde Robert Mugabe seiner Freude Aus- 
druck zu verleihen.,,Wir haben den Imperi- 
alisten einen atemberaubenden Schlag ver- 
setzt." Der Tag seiner Vereidigung sei des- 
halb ein Sieg Afrikas gegen den Kolonialis- 
mus,jubiliert der 78-jährige und fügt hinzu: 
,,Das ist mein Tag. Mein Tag, euer Tag, unser 
Tag." 
Natürlich hätte Mugabe gerne vor einem 
größeren Publikum gesprochen.Aber sogar 
die Mehrzahl seiner afrikanischen Kollegen 
hat sich nicht persönlich blicken lassen. 
Der Südafrikaner Thabo Mbeki und der Ni- 
gerianer Olusegun Obasanjo. Sie fehlten 
nicht nur an Mugabes Ehrentag. Sie haben 
vorher auch für schwer wiedergutzuma- 
chende Verstimmung gesorgt. Gemeinsam 
mit dem australischen Premier haben die 
Präsidenten von Südafrika und Nigeria eine 
alte Forderung in die Tat umgesetzt: Die 
Suspendierung Zimbabwes vom Common- 
wealth. 

Das kümmere ihn gar nicht, ließ Mugabe 
über seinen lnformationsminister Jonathan 
Moyo verkünden. Diese Entscheidung sei 
mies, sie beruhe schließlich auf dem 
schlechten Bericht der Commonwealth- 
Wahlbeobachtermission. Dessen Mitglieder 
hatten sich nach stundenlanger Beratung 
und heftigen internen Grabenkämpfen 
doch zu einer eindeutigen Haltung durch- 
gerungen: Die Wahlen in Zimbabwe seien 
weder frei noch fair gewesen, urteilten die 
nach Zimbabwe entsandten Common- 
wealth-Wahlbeobachter.. 
Die Bilder von dieser Chaos-Wahl sind welt- 
weit zum Aufmacher der Nachrichtensen- 
dungen geworden.Tausende von Wählern 
standen in kilometerlangen Schlangen - 
geduldig und ruhig warteten sie: Zuerst 
Stunden, dann Tage. 
,,Natürlich warten wir hier - solange, bis 
wir unsere Stimme abgegeben haben. Das 
ist doch unser Recht," sagte ein Mann und 
vor sowie hinter ihm nickten die anderen 
mit den Köpfen.,,Wir wollen einen Wandel", 
fügte sein Nachbar hinzu.,,22 Jahre Mugabe 
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schreibt derzeit eine Arbeit zum Thema Wahlen als konfliktverschärfender Faktor am Beispiel 
Zimbabwe und Kenia. 

sind genug." Wieder nicken die anderen mit 
den Köpfen. Deshalb warten sie. Deshalb 
bleiben sie geduldig, auch wenn es wahn- 
sinnig langsam vorangeht. In einigen Wahl- 
lokalen von Harare schafften es nur zwei 
oder drei Wähler pro Stunde, bis an die Urne 
vor zu kommen.Der Durchschnitt lag bei 50. 
Angesichts der langen Schlangen haben 
sich die meisten schon von vorneherein auf 
sieben oder acht Stunden Wartezeit einge- 
richtet.Viele hatten sich Stühle mitgebracht. 
Mittags packten einige ihre Thermoskan- 
nen und die belegten Brote aus und mach- 
ten Picknick. Stunden vor Öffnung der 
Wahllokale waren sie doch schon gekom- 0 

men, um einen Platz in der vorderen Reihe 
zu bekommen. Am Sonntag, dem zweiten 
Wahltag, war die Situation vielerorts immer + 
noch nicht besser. Selbst bis zum Abend 
hatten die meisten in Harare und Chitung- 
wiza immer noch nicht gewählt. 
Frustrierend sei das schon, erklärten dazu 
einige Frauen.,,Wir sind müde. Das alles dau- 
ert zu lange." Aber weggehen? Nein. Sie 
würden ihr Stehvermögen schon unter Be- 
weis stellen. Etwas wichtigeres als diese Prä- 
sidentschaftswahl hat es schließlich seit 
1980,also seit der Unabhängigkeit des Lan- 
des, nicht gegeben. Jedes Kind weiß das. 
Seit Monaten hat es doch kein anderes Ge- 
sprächsthema mehr gegebemverabredun- 
gen wurden verschoben:Nach den Wahlen, 

ventionen an sozialen Brennpunkten (Rosen- zunehmen und alle Patienten so früh wie unrealistisch,von einer externen staatlichen 
brock 2001). Über Vorüberlegungen sind die möglich oder noch früher zu entlassen Stelle zu erwarten, dass sie die Qualität der 
Kassen dabei bislang nicht hinausgekom- (ohne dass bisher entsprechende Nachsor- Versorgung gegen dauerhaft wirksame ge- 
men. Man muss kein Schelm sein, um dabei gestrukturen aufgebaut werden), würde genläufige ökonomische Anreize kontrollie- 
zu denken,dass dies wohl anders wäre,wenn durch das gleichgerichtete lnteresse der ren, sichern oder gar verbessern kann.Quali- 
damit,gutel und eben nicht,schlechtel Risi- Kassen verdoppelt und sich inverträgen und tätssicherung (einschließlich der Leitlinien- 
ken zu gewinnen wären. Praxis noch stärker niederschlagen.Alle Part- orientierung, der Nutzung und Steigerung 
Auch die gegenwärtigen Versuche, noch in ner hätten ein ökonomisches lnteresse dar- der Betroffenenkompetenz, der Versor- 
diesem Jahr die Qualität der Versorgung für an, langwierige und teure Fälle - und das gungspfad-Gestaltung etc.) funktioniert 
zunächst vier chronische Erkrankungen sind regelmäßig chronisch Kranke und desto besser (und meistens überhaupt nur 
durch,disease managementi-Programme zu darunter überproportional auch sozial be- dann),je mehr (bzw.wenn) die Leistungser- 
steigern, indem für jeden darin eingeschrie- nachteiligte Menschen - abzuschieben, zur bringer die Entwicklung der dazu notwendi- 
benen Patienten zusätzliche Gelder aus dem nächsten Krankenkasse, ins nächste Ärzte- gen Kommunikation und neuen Handlungs- 
RSA überwiesen werden, kranken neben der netzwerk oder ins nächste Krankenhaus. routinen aus eigenem Antrieb (zumindest 
unprofessionel len Diese Patienten, die aber nicht gegen die eigenen bzw. vertrag- 
Hast bei der Einfüh- auf die Funktionsfä- lich definierten Interessen) selbst entwickeln 
rung an den Anreiz- Es ist ein higkeit des Solidar- und pflegen (SVR 2001, Band II, Kap. 1 - 3). 
wirkungen aus der daSS wegweisende Neue- Prinzips besonders Sonst kommt doch nur wieder eine neue 
Kassen kon kurrenz: angewiesen sind,wä- prachtvoll-hilflos-teure Bürokratie heraus. 
gleichgerichtetes Ziel rungen nurwegen der ren in Versicherung Es hilft halt nichts, man muss systemisch 
von Kassen und Leis- Halsstarrigkeit der Anbie- und Versorgung denken, und das heißt die Interessen und 
tungserbringern wird praktisch nur noch Anreize aller beteiligten Akteure einschließ- 
nicht primär die Ver- ter-Kartelle oder zu starrer mit ,Partnern1 kon- lich ihrer erwartbaren Reaktionen und ~ ü c k -  

besserung der VersOr- Vorschriften scheitern. frontiert, die kopplungen in die Analyse einbeziehen.Tut 
gungsqualität sein, zumindest kein öko- man dies, dann führt kein Weg an der Er- 
sondern die Maximie- nomisches Interesse kenntnis vorbei, dass die bisherige GKV- 
rung der Anzahl der in diese Programme ein- an ihrer optimalen Versorgung haben. Die Steuerung durch Verträge zwischen Verbän- 
geschriebenen Patienten. Versorgung würde aus Patientensicht den (oder in Zukunft auch Versorgungsnetz- 
Die Liste der durch die Kassenkonkurrenz darüber hinaus unübersichtlich (schon weil werken etc.) und Kassen so lange keinen Bei- 
bedingten Fehlanreize mit gesundheitspoli- der Hinweis ,alle Kassen' von vielen Ärzte- trag zur Verbesserung der Qualität des Sys- 
tisch perversen Wirkungen ließe sich verlän- schildern verschwinden müsste), für Ärzte tems leisten kann, wie beide Gruppen von 
gern. Anreize und Imperative aus der Kas- ethisch heikel (weil sie U. U. gleiche Krank- Partnern ein gleichgerichtetes lnteresse an 
senkonkurrenzum gute Risiken durchziehen heitsbilder je nach Kassenvertrag unter- ,guten Risiken'bzw.,unkomplizierten Fällen' 
metastasenhaft mittlerweile jedes Hand- schiedlich behandeln müssten),und im übri- haben.Dieses lnteresse aber und damit auch 
lungsfeld bis hin zu Vertragsverhandlungen gen würde der bürokratische Aufwand -wie die aus ihm folgenden Anreize sind durch 
und Prüfgeschäft, und kaum jemals wirken bei nahezu jeder,Deregulierung1- erheblich den Staat gestaltbar. 
diese Anreize in Richtung auf die gesund- ansteigen.Wer das nicht glaubt, werfe einen Jürgen Wasem et al. benennen auch - irritie- 
heitspolitischen Ziele,dieauch die FES-Auto- Blick auf die Versorgungspraxis in den USA. render Weise allerdings nur im Zusammen- 
ren anstreben. Wissenschaftler von dort sind immer wieder hang mit der Finanzierung der GKV - ein 
Jürgen Wasem et al. folgern daraus: ,,Der fassungslos, wenn sie hören, dass deutsche tendenziell richtiges Instrument dazu:,,die 
Wettbewerb ist bisher auf halber Strecke ste- Gesundheitsökonomen in diese Richtung Einführung des morbiditätsorientierten Risi- 
hen geblieben" und sie fordern -,,mehr vom auch nur denken. kostrukturausgleichs". 
Gleichen" - die Konkurrenz auch auf die Leis- Die FES-Autoren erwähnen diese uner- Wenn den Kassen jeder Anreiz zum Rosinen- 
tungserbringer auszudehnen,indem sie den wünschten Wirkungen des Kassenwettbe- picken genommen würde und zugleich - 
Kassen erlauben wollen, mit Ärztegruppen, werbs nicht ausdrücklich,aber sie haben of- wie auch die FES-Autoren fordern -der ein- 
Krankenhäusern etc. selektiv Verträge zu fenbar darüber auch nachgedacht: sie wol- heitliche Leistungskatalog beibehalten wird, 
schließen. Nun ist unbestreitbar, dass die len, dass die ,,Zuständigkeit für die Steue- dann könnten sie ihre jeweilige Position nur 
derzeitige Konstruktion mit den Kassenärzt- rung der Qualität der Versorgung auf 
lichen Vereinigungen als monopolistischem Institutionen außerhalb des Wettbe- 
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Anbieter ambulanter Versorgung und der werbs" verlagert wird, in anderen Fas- 
Zwang, mit allen Krankenhäusern der von sungen ihres Papiers fordern sie dafür L * "  

P F:.; . 
den Ländern aufgestellten BedarfspläneVer- ein staatliches,,lnstitut für Qualität in 
träge abzuschließen, innovationshemmend der Medizin". Ein solches Institut wäre 
ist und die Qualitätssicherung erschwert. - unabhängig und kompetent be- i ,  ;.' 4 * 
Was aber würde geschehen, wenn den Vor- setzt sowie mit entsprechenden Voll- 
schlägen der FES-Autoren gefolgt würde? Es machten ausgestattet - eine gute Sa- 
würden sich -wohl eher informell,aber des- che. Es könnte neben der lnitiierung 
halb durchaus nicht weniger wirksam - Inte- und Überwachung von Qualitätsma- 
ressenkoalitionen zwischen Kassen,die ihre nagement in der Versorgung auch 
Risikostruktur optimieren wollen, und Leis- über die Aufnahme neuer Arzneimit- 
tungserbringern, die ebenfalls an möglichst tel in die Erstattungspflicht der GKV + 
unkomplizierten,Fällen'interessiert sind, he- entscheiden, es könnte Qualitätsin- 
rausbilden. formationen über Leistungserbringer 
Der durch die geplante flächendeckende veröffentlichen etc. 
Einführung diagnosebezogener Fallpau- Es ist aber nach allen organisations- 

I 
schalen in den Krankenhäusern gegebene wissenschaftlichen und professions- 
Anreiz, möglichst unkomplizierte Fälle auf- soziologischen Erfahrungen absolut * P- 

Foto:Christian Kiel (Berlin) 
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GESUNDE REFORLdEN? 

noch über attraktive Versorgungsqualität - 
und zwar für alle ihre Versicherten - und 
über günstige Beiträge halten bzw. verbes- 
sern. Das setzt aber mehr als eine Morbidi- 
täts-,,Orientierungu des RSA voraus. Es setzt 
vielmehr voraus, dass jede Kasse durch den 
RSA genau so viel Ressourcen erhält wie 
bundesdurchschnittlich zur Versorgung ge- 
nau ihrer Risikomischung zur Verfügung ste- 
hen. Voraussetzung dafür sind sozialepide- 
miologisch fundierte Risiko- und Kostenpro- 
file, die möglichst genau die erwartbare 
Morbidität einschließlich der sozial,d. h.nach 
Einkommen, Ausbildung und Beruf unglei- 
chen Erkrankungs- und Bewältigungswahr- 
scheinlichkeiten abbilden und die Fallkosten 
(wie bei den DRGs im Krankenhaus) nach 
Schweregraden differenzieren. Das ist nicht 
unmöglich: jede private Krankenversiche- 
rung und jedes Gesundheitsnetzwerk HMO 
in den USA (vgl. dazu Lauterbach in diesem 
Heft) kalkuliert so (allerdings zu anderen 
Zwecken). Ein solcher RSA müsste auch 
durch Akteure außerhalb des Systems, und 
das könnte in Deutschland nur der Staat 
sein, schnell angepasst werden könne, wenn 
sich zeigt,dass er unerwünschte Reaktionen 
hervorruft. Dies wird eine langfristige Aufga- 
be sein. 
Erst unter solchen Voraussetzungen wäre 
bei Vertragsverhandlungen das Interesse 
an hoher Qualität und am Abbau von Un- 
ter-, Über- und Fehlversorgung (SVR 2001, 
Band III) dauerhaft auf der Seite der Kassen 
institutionalisiert präsent, und Kassenpoli- 
tik könnte wieder Gesundheitspolitik wer- 
den. 

Sen und Leistungserbringer tatsächlich über 
,,gleich lange Spieße" verfügen. Denn Billig- 
und Knebelverträge aufgrund ungleicher 
Verhandlungsmacht gehen letzten Endes 
immer auch auf Kosten der Versorgungsqua- 
lität für gesundheitlich und sozial besonders 
Benachteiligte. 
Dann erst wäre es auch vertretbar, über eine 
Verlagerung des (heute nach § 72 SGBV ge- 
meinsam bei den 

wechseln können.Gesundheitspolitisch wi- 
dersinnig ist es auch, wenn Versicherte, die 
ihre Kasse wechseln wollen,dann U. U. auch 
nicht mehr zum selben Hausarzt gehen 
dürfen. Unklar ist auch, wie kleine Kassen 
hinreichend flächendeckende und erreich- 
bare Versorgungsnetze organisieren oder 
unter Vertrag nehmen können. Unbefriedi- 
gend gelöst wäre -auch bei einer zu erwar- 

tenden weiteren Ver- 
Krankenkassen und minderung der An- 
den Leistungserbrin- Erwiesen sind zahl von Kassen und 
gern liegenden) Si- partizipativ gestaltete der Zunahme von 
cherstellungsauftra- kassenü bergreifen- 
ges nachzudenken. Projekte der Betroffenenak- der Kooperation - 
solange die Kassen * '  ' urig z, B. in Schulen in ebenfalls das Problem 
einen dauerhaften der Organisation der 
und starken okono- ial benachteiligten pravention: Moderne 
mischen Anreiz ha- Stadtteilen. und erfolgreiche Kon- 
ben, ,gute Risiken' zepte beziehen sich 
auch in der Versor- meist auf Bevolke- 
gung zu bevorzugen,darf ihnen eine sozial- rungsgruppen, die regional oder nach Le- 
politisch verantwortungsbewusste Gesund- bensweisen bzw. Milieus bzw.,settings1defi- 
heitspolitik den Sicherstellungsauftrag niert sind - und nicht nach der Mitglied- 
jedenfalls nicht ubertragen. schaft in einer Kasse. 
Entscheidend sind also die Reihenfolge und Aber eine erreichbare zweitbeste Losung ist 
die Prazision:zuerst Ausschaltung der uner- besser als das auf absehbare Zeit in Deutsch- 
wünschten Wirkungen des Kassenwettbe- land politisch unerreichbare Optimum einer 
werbs durch einen nicht nur,morbiditätsori- regionalisierten Einheitskasse (Deutscher 
entierten; sondern einen vollständigen, Bundestag 1990,S.420 f., Ziff.80 - 82), bei der 
sozialepidemiologisch fundierten und mor- der Wettbewerb um gute gesundheitliche 
biditatsbezogenen Risikostrukturausgleich Ergebnisse und kostengunstige Versorgung 
und dann erst Freigabe der Vertragsgestal- zwischen den Regionen ausgetragen würde 
tung und -Partner. (Rosenbrock 2001 a). SPW a20uz 
Auf der gesundheitspolitischen Agenda ist 
die Einführung des ,morbiditätsorientierten Literatur: 
RSA'derzeit erst fur das Jahr 2007 voraesehen. Deutscher Bundestag (1 990) 11 Wahlperiode Endbe- 

Dann - und nur dann und erst dann - wäre Es erscheint fraglich,ob bei den gegenwärtig riCht der EnqUete-Kommission,Strukturreform der 
gesetzlichen Krankenversicherung", BT-Drucksache 

es auch anreiztheoretisch vertretbar, den zu beobachtenden zentrifugalen Entwicklun- lll„„,Bonn 1990, auch erschienen in der Reihe: 
Kassen die Möglichkeit einzuräumen, mit gen im GKV-System die sozialpolitische Sub- zur sache - Themen ~arlamentarischer Beratuna.31 
unterschiedlichen Versorger-Gruppierun- 
gen Verträge zur - professionell oder institu- 
tionell - variablen Erfüllung des einheitli- 
chen Leistungskataloges auszuhandeln und 
abzuschließen.Ein,,lnstitutfür Qualität in der 
Medizin" würde die Einhaltung der ausge- 
handelten Qualitätssicherung (z.B.durch Pa- 
tientenbefragungen) kontrollieren und 
müsste - auch dies eine wichtige Erfahrung 
aus den USA - auch dafür sorgen, dass Kas- 

stanz der sozialen Krankenversicherung bis 
dahin nicht schon ausgeblutet ist. Kurz ge- 
sagt: Der Morbi-RSA muss wesentlich schnel- 
ler kommen und er muss wasserdicht sein, 
weil sein Funktionieren eine essentielle Vor- 
aussetzung für alle wichtigen Reformprojekte 
zur Steigerung von Qualität und Effizienz in 
der sozialen Krankenversicherung darstellt. 
Natürlich wäre das gesundheitspolitische 
Ergebnis, das sich in dieser Perspektive 

auch bei optimisti- 
scher Betrachtunq - 

C -- - ergibt, immer noch 

eine zweitbeste Lo- 
sung: ungelöst wäre 
dann zum Beispiel 
immer noch das Pro- 
blem, dass Kassen 
wenig motiviert sein 
werden, durch Prä- 
vention und Ge- 
sundheitsförderung 
langfristig in die Ge- 
sundheit von Versi- 
cherten ,zu investie- 
ren; weil diese mor- 

.. . ~ 
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Gewerkschaften in Mitteleuropa 
und der Beitritt 
- M e h r  Fragen als A n t w o r t e n  

Von Wolfgang Weinz 

t In seiner Neujahrsansprache 2002 
hat der Präsident der Tschechischen Repu- 
blik,Vaclav Havel,zum Zustand und zur Zu- 
kunft von Staat und Gesellschaft folgende 
Bemerkungen gemacht: 
,,Werden wir ein Staat stolzer Bürger sein, 
die sich nicht fürchten, vor irgendjeman- 
dem den Mund aufzumachen und nieman- 
den nach dem Mund reden müssen, oder 
werden wir ein Staat sein, in dem es sich für 
niemanden auszahlt mit den Einflussrei- 
chen in Streit zu geraten? Werden wir ein 
Staat in anständigen Verhältnissen, in ge- 
genseitiger Solidarität und der gemeinsa- 
men Sorge um das Aussehen unserer 
Wohngebiete und Landschaften sein oder 
ein Staat, dessen öffentliches Leben von 
Hass, Neid, Intrigen und Manipulation ge- 
prägt ist?" 
An die Adresse der Politiker gerichtet stellt 
Havel fest: 
,, Wir sollten wissen, wie sie (die Politiker) 
den mafiösen Strukturen oder der mafiösen 
Interpretation des Kapitalismus entgegen- 
treten wollen,wie konkret sie die Macht des 
Rechts und den Einfluss des Bürgers ... zu 
stärken beabsichtigen, wie sie gedenken 
eine allgemeine Achtung gegenüber der 
moralischen und rechtlichen Ordnung 
durchzusetzen, ohne sich selbst mit der Fik- 
tion zu täuschen,dies lediglich mit weiteren 
Tonnen von immer detaillierten Paragra- 
phen erreichen zu können, die letztendlich 
nicht nur nicht respektiert werden, sondern 
in denen man sich immer schwerer 
überhaupt auskennt." 
Damit trifft Havel das Kernproblem mit dem 
auch die Gewerkschaften in Mittel- und Os- 

I teuropa (MOE) konfrontiert sind. Während 
sich die meisten Länder der Region immer 
noch in der ökonomischen Transformation 
befinden,zeichnet sich zur gleichen Zeit ein 
schwieriger Prozess der politischen Um- 
strukturierung und Demokratisierung ab, 
welcher aber nicht als abgeschlossenes 
oder stabiles Ergebniss bezeichnet werden 
kann. Neben den erfreulichen Veränderun- 
gen in Kroatien und Serbien muss zum ei- 
nen festgestellt werden, dass diese Entwick- 
lungen vor dem Hintergrund fragiler öko- 

nomischer, sozialer und politischer Bedin- 
gungen ablaufen, während sich auf der an- 
deren Seite reaktionäre Kräfte halten und1 
oder ein politisches Roll-Back in einigen 
Ländern insbesondere in der GUS zu unter- 
nehmen versuchen. 
Trotz einiger ermutigender Zeichen und 
Entwicklungen ist Vorsicht geboten, Vor- 
sicht gegenüber Hoffnungen eines schnel- 
len und problemlosen Aufholprozesses der 
Länder in MOE. Die Gründe sind ökonomi- 
scher, sozialer wie politischerArt. 
Zwar haben sich die Volkswirtschaften 
MOEs im letzten Jahrzehnt unterschiedlich 
entwickelt. Grundsätzlich gilt allerdings, ei- 
nigen Gewinnern stehen viele Verlierer ge- 
genüber. Nach einem Bericht der Weltbank 
über die ersten zehn Jahre der Transforma- 
tion hatten nur fünf der insgesamt 27 Län- 
der in der Region in 2000 ein höheres BSP 
als im Vergleichsjahr 1990. Mit dem Jahr 
2000 kann zum ersten Mal seit dem System- 
wechsel in der Region zwar ein Wachstum 
beobachtet werden,was aber zur dauerhaf- 
ten Verminderung des Entwicklungsgefäl- 
les kaum ausreichen wird. Denn das Wachs- 
tum kommt von Ländern wie Russland, der 
Ukraine, Bundesrepublik Jugoslawien, Ru- 
mänien, Kroatien und Tschechien, die von 
einem Tiefpunkt starten und, wie im Falle 
Rußlands, in Verbindung mit der Preisent- 
wicklung der Ölexporte stehen. Noch wich- 
tiger ist, trotz der genannten Wachstums- 
entwicklung ist es nirgends gelungen, das 
Problem der Arbeitslosigkeit zu entschär- 
fen. Im Gegenteil, die Beschleunigung der 
lndustrieproduktion ist wegen der gleich- 
zeitigen Rationalisierungsgewinne in der 
Regel von Arbeitsplatzverlusten begleitet. 
Eine wirklich einstellige Arbeitslosenquote 
weist nur Ungarn aus. Im übrigen muss an 
der Zuverlässigkeit gewisser Statistiken ge- 
zweifelt und der enorme Anteil der Schat- 
tenwirtschaft in Rechnung gestellt werden. 
Dies und die nach wie vor bestenfalls in 
Ansätzen erkennbaren Systeme, der sozia- 
len Sicherung, des Gesundheits- Bildungs- 
und Rentensystems, stellen die Gewerk- 
schaften in der Region vor schwere Proble- 
me. 
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Die gleiche Skepsis und Geduld ist bezüg- 
lich der politischen Entwicklung ange- 
bracht. Denn nicht nur die wirtschaftliche 
Transformation, sondern auch die Umge- 
staltung der politischen Strukturen wird 
durch das Erbe der Vergangenheit behin- 
dert. Dafür ist die kommunistische Ära nicht 
allein verantwortlich. Die entscheidenden 
Wurzeln liegen im 19.Jahrhundert und An- 
fang des 2O.Jahrhunderts. Die unvollendete 
bzw. misslungene Modernisierung von 
oben - nach dem Ende des osmanischen 
Reichs, des Zarenreichs und der K U K Mon- 
archie - schuf zentralistische Staaten, die 
das Entstehen einer Zivilgesellschaft bis 
heute behinderten. Dieses Erbe ist eine 
schwere Last, mit allen Folgen eines aufge- 
blähten Beamtenapparat, das Denken in 
Mustern des Patronagesystems, paternalis- 
tischer Mentalität, der Empfänglichkeit für 
Korruption, der Ineffizienz von Verwaltung 
und Wirtschaft und der Abwesenheit von 
ziviler Gesellschaft und starker unabhängi- 
ger Gewerkschaften. Vor diesem Hinter- 
grund kann mit raschen und spektakulären 
Erfolgen nicht gerechnet werden, schon gar 
nicht durch eine rein formale Übertragung 
westeuropäischer Muster, Institutionen und 
Gesetze. 
Die Zusammenarbeit zwischen den Ge- 
werkschaften in der Region als auch eine 
mitgliederorientierte Informations- und 
Bildungsarbeit zu Wünschen übrig lassen. 
Die Ursachen dafür liegen zum einen da- 
rin, dass unmittelbar nach 1989 in dieser 
Region vielfältige bilaterale Aktivitäten 
stattgefunden haben, die wenig koordi- 
niert und konzipiert waren und in der Fol- 
ge eher zu einem ungesunden Wettbe- 
werb zwischen den Gewerkschaften Mit- 
teleuropas geführt haben, denn zu einer 
Stärkung der interregionalen Zusammen- 
arbeit. Dies ist auch ein Grund für die rela- 
tive späte Errichtung der Büros.Zum zwei- 
ten, haben sich die Länder Mitteleuropas 
und damit auch die Gewerkschaften sehr 
schnell und intensiv auf die Mitglied- 
schaft in die EU konzentriert. Dass dabei 
viele Hoffnungen und Erwartungen ent- 
täuscht wurden und werden i s t  evident, 
hat aber zu einer nationalen Isolation und 
der Verkennung der eigentlichen gewerk- 
schaftlichen Probleme geführt. Die kriti- 
sche gewerkschaftliche Lage in den EU- 
Beitrittsländern muss vor diesem Hinter- 
grund erneut bewertet werden, zumal 



strukturausgleichs der Begriff ,,Disease Ma- von Risikoselektion sowie Stabilisierung der 
nagement" als eine integrierte Versorgungs- Kosten), dass hier mit einem Managed Care 
form definiert, die auf evidenzbasierten Be- Ansatz in Deutschland keine Verbesserung 
handlungsempfehlungen (evidenzbasierten erreicht werden könnten.Vielmehr würden 
Leitlinien) für Ärzte und Patienten, Patienten- zu erwartende Kosteneinsparungen aus 
schulungen,Maßnahmen der Qualitätssiche- dem System abgezogen bzw.durch erhöhte 
rung und einem öffentlichen Benchmarking Verwaltungskosten aufgebraucht (Verwal- 
basiert. In der Praxis bedeutet dies, dass sich tungskosten in der GKV z.Z. ca. 6 bis 8%). Der 
die Patienten nach der Diagnose der chroni- bereits bestehende dysfunktionale Wettbe- 
schen Krankheit in die Programme einschrei- werb um junge, gesunde Versicherte würde 
ben und nach dem weiter zunehmen so- 
neuesten wissen- wie die Versorgung 
schaftlichen Stand be- Reine Kostenkontrolle, ob chronisch Kranker 
handelt werden. Die- über Kostendämpfung sich weiter ver- 
ser ist in den Leitlinien schlechtern. In einem 
der Behandlung be- oder Managed Gare, kann solchen System wäre 
schrieben. Die Leitlini- die Finanzierbarkeit es auch nicht attraktiv 
en heißen evidenzba- aktiv Prävention zu 
siert, weil alle Behand- eines solidarischen betreiben, da die zu 
lungsschritte durch 
wissenschaftliche Stu- 

Gesundheitssystems nicht erwartenden EinsPa- 
. . . . rungen erst nach Jah- 

dien abgesichert sind. mehr lange halten. ren realisiert werden. 
Der Patient wird aktiv Bis zu diesem Zeit- 
im Umgang mit der punkt i s t  der Versi- 
Krankheit geschult,d.h.er bekommt spezielle cherte aber vielleicht schon längst Mitglied 
Empfehlungen für seine Ernährung, Raucher- einer anderen Managed Care Organisation. 
entwöhnungskurse, Informationen zu seiner Im Disease Management hingegen erstellt 
Krankheit und Anleitungen zur Einnahme sei- der Arzt zusammen mit dem Patienten des 
ner Arzneimittel. Internationale Studien ha- Behandlungsplan. Arzt und Patient haben 
ben zeigen können,dass mit dieser Behand- ein gleichgerichtetes Interesse, ein Fort- 
lung die wichtigsten und teuersten Komplika- schreiten der Erkrankung möglichst zu ver- 
tionen der chronischen Erkrankungen ver- hindern.Gerade bei chronischen Erkrankun- 
mieden werden können. Die ersten vier gen ist die aktive Mitarbeit des Patienten bei 
Krankheiten, für die die Programme einge- Therapieplanung und -entscheidungen ei- 
führt werden sollen sind Diabetes mellitus ner der wichtigsten Faktoren für den lang- 
(Zuckerkrankheit), die koronare Herzkrank- fristigen Therapieerfolg. In Managed Care 
heit (Herzinfarkte),Asthma und Brustkrebs. geht dieser patientenzentrierte Ansatz zu- 
Betrachtet man die zu erwartenden Auswir- gunsten der Leistungssteuerung durch die 
kungen von Managed Care und Disease Ma- Managed Care Organisation verloren. 
nagement aufVersorgungsinhalte und -for- 
men imVergleich,so zeigt sich gerade in den Solidarischer Wettbewerb an Stelle einer 
derzeitigen Schwachstellen der Versorgung Ökonomisierung der Medizin 
(Sicherstellung der Versorgung chronisch In den USA initiierte der zunehmende Kos- 
Kranker auf hohem Niveau, Verminderung tendruck im Gesundheitswesen einen Wett- 
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bewerb unter ökonomischen Vorzeichen mit 
der Ziel der Gewinnmaximierung durch Aus- 
schöpfung von Rationalisierungsreserven. 
Die daraus resultierenden Einkommensver- 
schiebungen führten nicht zu einer Entlas- 
tung des Systems durch Prämienreduktion 
bzw. Investition in eine bessere Versorgung, 
sondern werden dem System durch Aus- 
schüttung an Aktionäre und durch Ausga- 
ben für Werbekampagnen und immense 
Verwaltungskosten entzogen. Gegen chro- 
nisch Kranke wurde aktive Risikoselektion 
betrieben, ihre Versorgung verschlechterte 
sich. Dies ist letztlich das Resultat einer zu- 
nehmenden Ökonomisierung einer Medizin, 
in der freier Wettbewerb möglichst viele Ra- 
tionalisierungspotenziale erschließen soll. 
Mit derVerabschiedung des Gesetzeszur Re- 
form des Risikostrukturausgleichs wird im 
deutschen Gesundheitssystem ein anderer 
Weg eingeschlagen. Durch die Schaffung von 
finanziellen Ausgleichsstrukturen fur chro- 
nisch Kranke und einer gleichzeitigen Versor- 
gungsoptimierung dieser Patienten in Di- 
sease Management Programmen sind die 
Grundlagen für einen solidarischen Leis- 
tungswettbewerb der Krankenkassen gelegt 
worden. In einem solchen System werden 
Krankenkassen nicht mehr bestraft,wenn sie 
chronisch Kranke anziehen. Die Versorgung 
dieser Patientengruppe, für die ein Großteil 
der Leistungsausgaben der Krankenkassen 
aufgewendet wird, wird auf eine evidenzba- 
sierte Grundlage gestellt. Dadurch werden 
nicht-kosteneffektive Therapiealternativen 
durch kosteneffektive Maßnahmen ersetzt 
(z.B. Pseudoinnovationen,Me-too -,,Ich auch" 
- Präparate) und kostenintensive Spätkompli- 
kationen vermieden. Die freiwerdenden Res- 
sourcen verbleiben im System und können 
von den Krankenkassen zur weiteren Versor- 
gungsoptimierung oder zur Entlastung ihrer 
Versicherten durch Beitragssatzsenkung ein- 
gesetzt werden. Daher sind die geplanten 
Chronikerprogramme ein wichtiger Paradig- 
menwechsel. Sie führen einen Krankenkas- 
senwettbewerb um die bessere Versorgung 
chronisch Kranker ein.Gut versorgte Chronik- 
er werden durch dieVerbindung mit dem Ri- 
sikostrukturausgleich für die Krankenkasse 
attraktiv.Jetzt sind Chroniker in Deutschland, 
genau wie in den Managed Care Unterneh- 
men in den USA, für die Krankenkasse eine 
wirtschaftliche Bedrohung. Die Disease Ma- 
nagement Programme der Bundesregierung 
sind daher das erste Beispiel für den Versuch, 
durch eine aktive Gesundheitspolitik die be- 
stehenden Qualitätsprobleme im deutschen 
Gesundheitssystem zu beseitigen. Ein solcher 
Kurs muss konsequent und langfristig gegen 
die auf Statik gerichteten Interessen der Ärz- 
teschaft und der Krankenkassen durchgehal- 
ten werden. Reine Kostenkontrolle, ob ~iber 
Kostendämpfungsgesetze oder Managed 
Care, kann die Finanzierbarkeit eines solidari- 
schen Gesundheitssystems nicht mehr lange 
halten. spw 312002 

lndustriepolitik der besonderen Art: 
Patente auf menschliche Gene 
Von Christoph Then 

Wenn es nach dem Willen der Industrie geht, 
dann werden bald auch in Deutschland Pa- 

1 tente auf menschliche Organe und Gene so- 
wie auf Pflanzen und Tiere und deren Gene 
ausdrücklich erlaubt.Der Fahrplan des feder- 

* führenden Bundesministeriums für Justiz 
sieht vor,dass noch in dieser Legislaturperio- 
de die EU Gen-Patentrichtlinie der Europäi- 
schen Union (98144) in deutsches Recht um- 
gesetzt werden soll. Die Richtlinie, die 1998 
vom Europäischen Parlament verabschiedet 
wurde, kam durch massive Einflussnahme 
der Industrie zustande. Obwohl der EuGH 
eine Klage der Niederlande und Italiens ab- 
gewiesen hat, ist in den letzten Jahren der 
Widerstand gegen die Umsetzung der Richt- 
linie in vielen Ländern der EU erheblich ge- 
wachsen. 

Gen-Patente in der Kritik 
Besonders die Patentierung menschlicher 
Gene stößt aus verschiedensten Gründen 
auf breite Ablehnung. Entsprechende Stel- 
lungnahmen wurden u.a. von der Bundes- 
ärztekammer, von Krankenkassen, von Pati- 
entenverbänden, der Bioethik-Enquete des 
Bundestages, sowie den Ethikkommissionen 
Dänemarks, Frankreichs und der Schweiz 
veröffentlicht.Auch Bundesrat und Europa- 
rat beziehen Stellung gegen die Umsetzung 
der Richtlinie. Die Parlamente Luxemburgs 
und Frankreichs haben die Umsetzung der 
Richtlinie erst mal auf Eis gelegt. Statt dessen 
wurde vom französischen Nationalrat im 
nationalen Bioethikgesetz ein komplettes 
Verbot der Patentierung menschlicher Gene 
verankert. 
Gegen die Patentierung menschlicher Gene 
gibt es viele Gründe.Ein wichtiges Argument 
ist, dass bereits 1987 entworfene EU-Richtli- 

I nie aus wissenschaftlicher Sicht längst über- 
holt ist. Um zu verhindern, dass einfach nur 
isolierte Gene patentiert werden, schreibt 

P die Richtlinie vor,dass eine kommerzielle An- 
wendung eines Gens bekannt sein muss, be- 
vor ein Patent erteilt werden kann. Doch 
spätestens mit der Entschlüsselung des 
menschlichen Genoms hat sich unsere Vor- 
stellung radikal geändert, was ein Gen und 
seine Funktion (bzw. mögliche kommerzielle 
Anwendung) ist. 
Noch vor kurzem ging man davon aus,dass 
die Zahl der verschiedenen Proteine im 
menschlichen Körper als Anhaltspunkt für 
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die Zahl der vorhandenen Gene dienen kön- 
ne. Daher schätzte man die Zahl der mensch- 
lichen Gene auf etwa 100.000 bis 150.000, 
nach der Entschlüsselung des Genoms ver- 
bleiben aber nur noch 20.000-50.000 Gene. 
Angesichts der hohen Zahl der verschiede- 
nen Eiweißstoffe geht man jetzt davon aus, 
dass sogar die Mehrzahl der Gene unter- 
schiedliche Funktionen haben müssen.Von 
,,deru Funktion eines Genes zu sprechen er- 
scheint daher fragwürdig und oft unmög- 
lich. Gestützt werden diese Erkenntnisse 
auch durch die vergleichende Genomfor- 
schung: So soll zum Beispiel ein Gen, das 
beim Menschen in Zusammenhang mit Alz- 
heimer diskutiert wird, beim Fadenwurm die 
Eiablage steuern. 
Immer stärker neigen deswegen Fachleute 
aus ganz unterschiedlichen Bereichen dazu, 
Gene primär als Informationsträger anzuse- 
hen und nicht als chemischen Stoff,mit defi- 
nierter Wirkqualität. 

Noch fragwürdiger ist das EU-Patentrecht 
auf einer weiteren Ebene:Auch für alle Lebe- 
wesen, die technisch verändert werden, in 
die z.B. patentgeschützte Gene eingebaut 
werden, greift der Patentschutz: für das Le- 
bewesen selbst, inklusive aller anderer Lebe- 
wesen,soweit diese auf die beschriebene Art 
und Weise wirtschaftlich nutzbar sind, sowie 
für alle nachfolgenden Generationen, die 
über die patentgeschützten Eigenschaften 
verfügen. 
Bedenklich ist diese Ausweitung des Patent- 
schutzes wegen ihrer unglaublichen Unver- 
hä1tnismäßigkeit:Erfinderische Leistung und 
gewährter Patentschutz geraten in ein kras- 
ses Missverhältnis. Nicht technischeverfah- 
ren werden patentiert, sondern Lebewesen 
selbst werden zu,,ErfindungenU erklärt. 
Letztlich wird bei dieser Art von Patent- 
schutz nicht das Erfinden und Investieren 
gefördert, sondern etwas bereits Vorgefun- 

denes, Entdecktes 
Auch unabhangig wird als,,neuU und,,er- 
von der bioloaischen Patentschutz für Gene finderisch,l umdefi- " 

Mul t i fun  kt ional i tät  schafft ein wissenschaftlich niert. lm Ergebnis 
von Genen ist der Pa- wird so der Zugang 
tentschutz, wie er aus wie wirtschaftlich völlig „, wirtschaftlichen 

der Chemieabgeleitet unsinniges Monopolrecht, und wissenschaftli- 
wurde, für genetische chen Nutzung des 
Information, viel zu das Forschung und Ent- Genoms erheblich 
weitreichend. Eine Fir- hemmt und nicht beschränkt, zum Teil 
ma, die ein Patent auf blockiert. Der soziale 
ein Gen in Zusam- fördert. Vertrag, der ein Pa- 
menhang mit einem tent letztlich sein soll, 
diagnostischen Verfahren erhält, hat dem- durch den eine Balance zwischen den Inter- 
nach auch die Rechte an dem Gen,wenn da- essen von Patentinhaber und Gesellschaft 
mit eine in der Regel sehr viel aufwändigere geschaffen werden soll, wird zerstört. 
Therapie oder ein Arzneimittel entwickelt 
wird - ein wissenschaftlich wie wirtschaft- Folgen von Gen-Patenten 
lich völlig unsinniges Monopolrecht,das For- Ein komplexes Ganzes - das Genom - wird in 
schung und Entwicklung hemmt und nicht kleine und größere Stucke zerteilt. Seine 
fördert. Nutzung wird abhängig von einigen tausen- 
Wenn also Patente im Bereich der Genom- den Patentschriften,zum Herr der Gene wer- 
forschung vergeben werden, müssen sie auf den Aktionärsinteressen und Patentanwälte. 
bestimmte technische Anwendungen be- Selbst unter denen, die dieses System der 
grenzt werden, wie etwa die Herstellung ei- Verwertung aus eigenen wirtschaftlichen In- 
nes Arzneimittels. Die Gensequenzen selbst teressen pushen, kursiert die Befürchtung ei- 
müssten aber frei von Monopolansprüchen nes baldigen Patentclashes, durch den sich 
bleiben. Genau hier versagt die neue Gen- dieses System selbst ad absurdum führen 
Patentrichtlinie der EU: Wird ein Patent auf wird. 
ein Gen (,,StoffpatentrJ) erteilt,gilt der Patent- Die Probleme,die sich aus der Patentierung 
schutzautomatisch auch für alle Funktionen, von Genen ergeben, wurden schon 1997 in 
die zum Zeitpunkt der Patenterteilung noch ,,Science" unter demTitel,,HIV Experts vs.Se- 
gar nicht bekannt waren. quencers in Patent Race" dargestellt. Hier 

wird die Entdeckung des Zell-Rezeptors ge- 
schildert,der in der wissenschaftlichen Fach- 
welt großes Aufsehen erregte, weil er eine 

von Greenpeace Deutscland. wichtige Funktion beim Eindringen des 



AIDS-Virus in die Zelle hat. Nachdem sich 903). Myriad beansprucht in dem Patent 
viele Wissenschaftler mit dem CCR5 Rezep- etwa 80 menschliche Genabschnitte unter- 
tor und seinen möglichen therapeutischen schiedlicher Länge. Sie enthalten verschie- 
Ansätzen befasst hatten, mussten sie fest- dene Genmutationen,die typisch sind für er- 
stellen, dass die Firma Human Genom Sci- bliche Brustkrebs-Erkrankungen. Das Patent 
ences bereits 1995 eine Patentanmeldung schließt außerdem Diagnose-Verfahren ein 
auf die entsprechende Gensequenz einge- sowie die Rechte zur Verwendung des Gens 
reicht hatte (W096/39437). Obwohl die Fir- zurTherapie und Herstellung von Arzneimit- 
ma in ihrer Patentschrift nicht einmal eine teln. 
Verbindung zur HIV-Infektion erwähnt,ver- Den umfassenden Ansprüchen liegt aller- 
langt sie auch im Rahmen der AIDS-For- dings nur eine geringe technische Leistung 
schung die Rechte an diesem Gen. Jorge von Myriad zugrunde: Bereits vor der Entde- 
Goldstein,der Anwalt des Unternehmens er- ckung durch die Firma war bekannt,auf wel- 
klärt dazu:,,werimmer als Erstes eine DNA-Se- chem Chromosom und in welchem Ab- 
quenz patentiert - für welche Nutzung auch schnitt des Chromosoms die Mutationen zu 
immer - kann nachfolgende Nutzungen 610- suchen sind. 
ckieren" (Science,Vol 275,28.2.1997 5.1263) Die Folgen derartiger Patente können weit 
Auch auf der Ebene der medizinischen Diag- in die ärztliche Praxis hinein reichen.Zwar ist 
nose Iäßt sich die negative Wirkung von Pa- die Heilung vieler Erkrankungen in weiter 
tenten empirisch belegen: Mildred Cho von Ferne, doch bei der Beurteilung des Krank- 
der Standford University präsentierte auf heitsverlaufes, der Heilungsaussichten und 
dem OECD-Workshop über genetische Erfin- der Wahl der besten Therapie erlangen be- 
dungen vom 24.-25.1.2002 in Berlin ihre Stu- stimmte Gene als Hilfsmittel zur Diagnose 
die,,Effects of gene Patents and licenses on eine zunehmende Bedeutung. 
clinical genetic testing" (Wirkungen von Europäische Ärzte sorgen sich deswegen, 
Genpatenten und Lizenzen auf klinische dass sie u.a.vom BRCA-Patent direkt betrof- 
Genforschung). Demnach haben 25% der in fen sein werden: 15 mit öffentlichen Geldern 
den USA befragten LaborsTestverfahren we- finanzierte Labors in England fürchten eine 
gen Forderungen Verdopplung ihrer 
von Patentinhabern Kosten, obwohl sie 
eingestellt, 53% un- Die Biotech-Industrie nicht die von Myriad 
terließen die Entwick- beschriebenen Ver- 
iung eigener, verbes- instrumentalisierte Patien- fahren verwenden. 
serter diagnostischer tenOrganiSationen und Entsprechende Forde- 
Verfahren, weil ent- rungen von Myriad 
sprechende Patente missbrauchte erbkranke wurden bereits be- 
vergeben worden Personen zur emotionalen kannt: Demnach wird 
waren. Schlussfolqe- sich die Untersu- - 
rung: ,,Laborleiter in Erpressung der chung auf Brustkrebs 
den USA glauben, dass 
Patente und Lizenzen 

- 
Mandatsträger. von 750 Pfund je Pati- 

ent auf das Doppelte 
eine negative Wirkung verteuern (The Guar- 
auf Zugang, Kosten und Qualität von Tests dian, 17.1.2000).Aus der Schweiz wurde be- 
und auf den lnformationsaustausch von For- kannt, dass der Preis von derzeit etwa 1400.- 
schern haben". SFR.auf 4020.- £ steigen soll. 
Bestätigt wird diese Aussage auch durch Das Institut Curie in Frankreich, die Gesell- 
eine Studie von Merz, J.F. et al, Nature vom schaften für Humangenetik aus Belgien,den 
7.2.2002 (,,Diagnostic testing fails the test" - Niederlanden und Deutschland haben 
DiagnostischesTesten versagt im Test), in der inzwischen rechtliche Schritte gegen das 
ebenfalls negative Auswirkungen für Patien- Monopol von Myriad eingeleitet und Ein- 
ten und klinische Laborsfeststellt gewurden. sprüche am Europäischen Patentamt einge- 
Dass auch in Europa derart weitreichende reicht. Sogar das Europäische Parlament,das 
Patente erteilt werden,zeigen aktuelle Fälle 1998 die EU Richtlinie verabschiedet hatte, 
am Europäischen Patentamt. Das erste Pa- kündigt sich in seiner Resolution vom 
tent auf ein menschliches Gen wurde schon 4.10.2001 Einsprüche gegen das Patent an. 
1990 erteilt. Inzwischen hat das EPA über 
6000 Anmeldungen erhalten, über 800 der- Exempel falscher lndustriepolitik 
artiger Patente hat es bereits erteilt. Mit der Resolution gegen das Patent auf das 
Welche Folgen auf Ärzte, Kassen und Patien- Brustkrebsgen erreichte die Debatte des Eu- 
ten zukommen können, wenn die lndustrie ropäischen Parlamentes um die Gen-Patent- 
über die Patente auf die Gene auch die diag- richtlinie ihren vorläufigen Höhepunkt. 
nostischen Verfahren kontrolliert werden, Am 1.3.1995 nutzte das Europäische Parla- 
zeigt das Beispiel des Brustkrebs-Gens: Das ment (EP) zum ersten Mal die durch den 
Europäische Patentamt (EPA) in München er- Maastricht-Vertrag zugestandene Macht 
teilte am 23.5.2001 der US-Firma Myriad aus und lehnte entgegen dem Willen des Minis- 
Salt Lake City/ Utah für das Brustkrebs-Gen terrates und der EU-Kommission die Richtli- 
BRCA 1 ein umfassendes Patent (EP 0705 nie,,Rechtlicher Schutz biotechnologischer 

Erfindungen", komplett ab. Drei Jahre später, 
am 12.5.1998, nahm das Plenum mit großer 
Mehrheit einen neuen Entwurf an,der im In- 
halt so gut wie identisch mit jenem war,der 
von denselben Abgeordneten zuvor abge- 
lehnt worden war. 
Was führte zum Umschwung in der Meinung 
der Parlamentarier? Die lndustrie hatte 
schon vor dem für sie niederschmetternden 
Votum im März 1995 mit erheblichem Auf- 
wand versucht, auf die Meinung des Parla- 
ments Einfluss zu nehmen.Aber im zweiten I 

Durchgang ab Dezember 1995 engagierte 
sich die Biotech-Industrie in noch nie dage- 
wesenem Ausmaß. Neben der direkten und e 

offenen Einflussnahme, bei der einige Dut- 
zend Lobbyisten die Abgeordneten in per- 
sönlichen Gesprächen bearbeiteten,griff die 
lndustrie zu Maßnahmen, die eindeutig ge- 
gen das notwendige,,FairplayM im demokra- 
tischen Miteinander verstoßen.Wesentlich- 
tes Element war die gezielte Instrumentali- 
sierung unabhängiger Patientenorganisati- 
onen und der Missbrauch von Personen,die 
Träger von Erbkrankheiten sind, zur emo- 
tionalen Erpressung der Mandatsträger 
(Ausführlich nachzulesen in: Gene, Mono- 
pole und ,,Life-lndustry", eine Dokumen- 
tation über die Patentierung von Leben, 
www.greenpeace.de). 
Bei der Abstimmungsniederlage der Patent- 
lobby im März 1995 spielte das negativevo- 
tum der Patientenverbände zur Patentie- 
rung menschlicher Gene eine entscheiden- 
de Rolle. Die Patientenverbände hatten sich 
gemeinsam mit verschiedenen anderen Or- 
ganisationen gegen die Richtlinie und damit 
gegen die Monopolisierung menschlicher 
Gene ausgesprochen. 
Im Vorfeld der Abstimmung über den neuen 
Entwurf der Richtlinie konzentrierten sich 
die Bemühungen der lndustrie auf diese 
Gruppe. Die Patienten erschienen als ein ge- 
eigneter Bündnispartner im Kampf um die 
Stimmen der Abgeordneten des Europäi- 
schen Parlamentes.Sie sollten glaubhaft ma- 
chen, dass es bei dieser Richtlinie nicht nur 
um die lnteressen der lndustrie ging. Die 
Konzerne verliehen ihren wirtschaftlichen 
Interessen so einen gemeinnützigen An- . 
strich. 
Alastair Kent, der wichtigste Lobbyist der in 
diesem Zusammenhang für die Industrie ak- , 
tiv wurde, vertrat in Brüssel offiziell die Pa- 
tentientendachverbände European Alliance 
of Genetic Support Groups (EAGS) und Ge- 
netic lnterest Group (GIG), einen Dachver- 
band englischer Patientenorganisationen. 
Unter seiner Führung änderten diese Ver- 
bände angeblich ihre Position in der Frage 
der Patentierung menschlicher Gene inner- 
halb weniger Monate vollständig: 1995 op- 
ponierten EAGS, GIG und Kent gegen die 
Verabschiedung der Richtlinie, weil sie die 
Patentierung menschlicher Gene verhindern 
wollten. 1997 traten sie vor der ersten Le- 
sung der Richtlinie an die Spitze der Befür- 

POS: Point OfService Plans versuchen Struk- Versicherungsschutzzu angemessenen Prä- 
turen von HMOs und PPOs zu vereinen. Der mien zu erhalten. Studien weisen auf 
Versicherte kann beim Eintritt eines Krank- schlechtere Versorgungsergebnisse von 
heitsfalles wählen, ob er sich innerhalb des chronisch Kranken in Managed Care Orga- 
Netzwerkes oder außerhalb versorgen las- nisationen sowie die Abwanderung chro- 
sen möchte. Die An- nisch Kranker aus 
reizstrukturen sind so den Managed Care 
gesetzt,dass sich i.d.R. In den USA haben es chro- Organisationen in 
65-85% aller Versi- niSch Kranke zunehmend Fee-for-Service Ver- 
cherten innerhalb der träge hin. In den USA 
Netzstrukturen be- schwererfeinen ausreichen- wird daher zuneh- 
handeln lassen. Damit den VerSicherungsSchutz mend über eine Re- 
bleibt ein Großteil der gulierung des Wett- 
Kontrollfunktion er- ZU angemessenen Prämien bewerbs (managed 
halten. ZU erhalten. competition) und 
Die Steuerung der über finanzielle Aus- 
Leistungsnachfrager g le ichsstrukturen 
(Patientenführung) in Managed Care-Syste- nachgedacht (die in manchen Bundesstaa- 
men erfolgt durch wirtschaftliche Anreize ten schon probeweise eingeführt wurden). 
(niedrige Beitragssätze, wenn Leistungsein- 
schränkungen akzeptiert bzw.diefreie Arzt- Disease Management als Alternative zu 
wahl aufgegeben wird, Einholung von Kos- Managed Care in Deutschland 
tenübernahmeerklärungen für Behandlun- Unstrittig ist,dass auch im deutschen System 
gen außerhalb des Netzes) und durch ein Or- noch Rationalisierungsreserven vorhanden 
ganisationssystem wie z.B. Hotlines, Case sind, die durch eine Integration der Versor- 
Management und Telefon-Triage. gung mobilisiert werden können. Bei der 
Die Steuerung der Leistungserbringer erfolgt Übertragung von Managed Care Modellen 
durch enge vertragliche Bindungen.Wird der auf Deutschland werden häufig rechtliche Li- 
Vertrag nicht erfüllt, so sind wirtschaftliche mitationen wie z.B.die Bündelung von Versi- 
Konsequenzen, bzw. der Ausschluss des Arz- 
tes aus dem Netz ohne weitere Begründung 
möglich.Zur Erfüllung vorgegebener Bezugs- 
größen (z.B. Anzahl von Diagnose- und Be- 
handlungsvorgängen) werden ökonomische 
Anreize gesetzt, die den Ara  in eine Zwitter- 
rolle zwischen Patienten- und Eigeninteres- 
sen bringen. So werden beispielsweise für die 
Unterlassung von Diagnose- und Behand- 
lungsvorgängen Jahresendboni gezahlt bzw. 
bei Überschreitung der Bezugsgröße ein Teil 
der Vergütung des Arztes einbehalten. Auch 
in die Therapiehoheit des Arztes wird direkt 
steuernd eingegriffen. Dazu gehört der 
Zwang, medizinisch oder therapeutisch nicht 
notwendig erachteteverfahren durch die Ma- 
naged Care Organisation bewilligen zu lassen. 
Leitlinien müssen verbindlich beachtet wer- 
den und orientieren sich nicht nur an der bes- 
ten medizinischen Evidenz sondern auch an 
wirtschaftlichen lnteressen der Managed 
Care Organisation. 
Durch die skizzierten Umstrukturierungs- 
Drozesse konnten in den USA beträchtliche 
Einsparungen realisiert werden. Die Gewin- 
ner sind allerdings häufig Investoren, an die 
die Unternehmensgewinne fließen. Zudem 
werden die Einsparungen nicht selten durch 
die hohen Verwaltungskosten (bis zu 30%) 
aufgezehrt. Im Endergebnis kommt es zwar 
zu Verschiebungen von Einsparpotenzialen, 
allerdings nicht zu Gunsten derversicherten. 
Vielmehr ist durch den zunehmenden Wett- 
bewerb um die Ausschöpfung von Rationali- 
sierungsreserven eineVerschlechterung der 
Versorgung für,,schlechte Risiken" zu beob- 
achten. So haben es chronisch Kranke zu- 
nehmend schwerer, einen ausreichenden 

cherungs- und Leistungsfunktionen beim 
Kostenträger angeführt. Entscheidend für die 
Überlegung, ob Managed Care ein Konzept 
für eine erfolgreiche Strukturreform in 
Deutschland sein kann, ist allerdings nicht,ob 
die Instrumente und Organisationsformen 
von Managed Care in Deutschland aufgrund 
der derzeitigen Rahmenbedingungen ein- 
führbar sind, sondern welche Auswirkungen 
von Konzepten wie Managed Care oder das 
zur Zeit aufgrund politischer Vorgaben stark 
diskutierte Disease Management auf Versor- 
gungsinhalte und -formen zu erwarten sind 
(Tabelle 1). Disease Management ist ein Ver- 
sorgungskonzept, das sich in der Managed 
Care Umgebung entwickelte,als sich abzeich- 
nete,dass durch Komponentenmanagement 
(isolierte Betrachtung einzelner Bereiche wie 
z.B. der Pharmakotherapie) keine weiteren 
Einsparungen erzielt werden konnten. Es be- 
ruht auf der Prämisse, dass eine systemati- 
sche, integrierte und evidenzbasierte Patien- 
tenversorgung effizienter und effektiver ist, 
als die fragmentierte Behandlung einzelner 
Krankheitsepisoden.lnternational wird unter 
dem Begriff Disease Management ein sehr 
heterogenes Spektrum an Versorgungskon- 
zepten zusammengefasst. In Deutschland 
wurde mit dem Gesetz zur Reform des Risiko- 

eistungserbringer 
ntschädigen und zur Teilnah 
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- effektiver und solidarischer als amerikanische Managed Care 
Konzepte 

Von Karl Lauterbach 
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Steigende Kosten irn Gesundheitswesen chronisch Kranke in diese Programme ein- 
- eine globale Herausforderung schreiben und besser als üblich versorgen 

Der steigende Kostendruck auf die erhalten ab dem 1.7.2002 einen höheren 
medizinische Versorgung ist eine Heraus- Ausgleich aus dem Risikostrukturausgleich 
forderung, mit der sich die Gesundheitssys- der Krankenkassen. Im folgenden Beitrag 
teme aller entwickelter Nationen aufgrund soll zuerst eine kritische Bilanz der amerika- 
ihrer strukturellen Ähnlichkeiten konfron- nischen Managed Care Konzepte gezogen 
tiert sehen. Um die steigenden Kosten in werden. Die entscheidenden Unterschiede 
den Griff zu bekommen und das Gesund- zwischen den deutschen Disease Manage- 
heitssystem finanzierbar zu halten, wurden ment Programmen und amerikanischen 
immer wieder staatliche Eingriffe vorge- Managed Care Konzepten werden erläutert. 
nommen.Zum überwiegenden Teil handelt Die Disease Management Programme kön- 
es sich dabei allerdings um Maßnahmen nen einen Neuanfang in der Gesundheits- 
der Kostendämpfung ohne echte Struktur- politik markieren, da sie, wenn konsequent 
reform, so dass nicht von tatsächlichen Re- umgesetzt, über eine verbesserte Versor- 
formen gesprochen werden kann. Lediglich gung chronisch Kranker,die bis zu 80 % der 
in den USA ist es in den 70er und frühen Gesamtkosten der gesetzlichen Kranken- 
80er Jahren des 20.Jahrhunderts auf Druck versicherung verursachen, Kosten durch 
der privaten lndustrie (Revolte der Kosten- Qualität und nicht zu Lasten von Qualität 
träger) zu Strukturveränderungen gekom- senken. 
men, die heute unter dem Begriff Managed 
Care als Vorbild für Strukturreformen in an- Strukturwandel in den USA -Vorbild für 
deren Ländern diskutiert werden. Auch in Deutschland? 
Deutschland war Gesundheitspolitik in den Ausgelöst durch eine Diskussion um die 
vergangenen 20 Jahren im wesentlichen Lohnnebenkosten wurde in den USA in den 
Kostendämpfungspolitik. Die Verantwor- 70er Jahren des letzten Jahrhunderts die 
tung für die Qualität der Versorgung wurde Heterogenität der ärztlichen Leistungser- 
an die Selbstverwaltung in der Gesetzli- bringung thematisiert. Regionale Unter- 
chen Krankenversicherung weitergegeben. schiede in der Versorgung wie Kranken- 
Diese Vorgehenswei- hausliegezeiten, Indi- 
se hat sich nicht be- kationsstellung zur 
währt und hat in Der wichtigste Beitrag Zur operativen Therapie 

7 - 
Deutschland dazu Steuerung der Ver- bestimmter Erkran- 
qeführt, dass im in- kungen und Indikati- 
iernationa~en Ver- sorgungsprozesse ist die onen für eine statio- 
gleich eher durch- näre Einweisung 
schnittliche Versor- Einführung der sogenann- konnten nicht medi- 
gungsquaiität zu ten Chronikerprogramme. zinisch begründet 
deutlich über dem werden. In der Folge 
Durchschnitt liegen- 
den Kosten produziert wird. Eine Wende in 
der Gesundheitspolitik wurde erst mit Mini- 
sterin Ulla Schmidt, SPD,vollzogen, die sich 
aktiv auch in die Steuerung der Versor- 
gungsprozesse eingeschaltet hat. Der mit  
Abstand wichtigste Beitrag in diesem Zu- 
sammenhang i s t  die Einführung der soge- 
nannten Disease Management Programme 
(Chronikerprogramme). Krankenkassen, die 

wurde die Steuerung 
des Leistungsgeschehens durch Ärzte (Leis- 
tungserbringer) zugunsten einer Steue- 
rung durch die Leistungsträger (staatliche 
Organisationen und private Unternehmen) 
abgelöst. Ziel der sich entwickelnden Ma- 
naged Care Organisationen war die gezielte 
Steuerung der Bereitstellung und der Nut- 
zung von Ressourcen im Gesundheitswe- 
sen. Als Folge kam es zu einer zunehmen- 
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den Ökonomisierung der Medizin. Gleich- 
zeitig wurde ein Paradigmenwechsel voll- 

$ 

zogen: Die medizinische Leistung wurde 
zur Produktionseinheit. Maßnahmen der 
Steuerung und der Qualitätssicherung tra- 
ten wie in jedem anderen produzierenden 
Gewerbe mehr und mehr in  den Vorder- 
grund. 
Abschöpfung von Rationalisierungsreser- 
ven durch gezielte Steuerung von Leistungs- 
erbringern und Leistungsnachfragern 
Managed Care Organizations sind große 
Konzerne mit kombinierter Versicherungs- 
und Versorgungsfunktion, die ihren Versi- 
cherten (i.d.R.) Leistungen auf der Basis des 
Sachleistungsprinzips zur Verfügung stellen. 
Sie zeichnen sich vor anderen Versorgungs- 
formen durch die Zusammenführung von 
wirtschaftlicher und medizinischer Verant- 
wortung in einer Hand aus. Dadurch wird 
eine gezielte Einflussnahme der Kostenträ- 
ger auf die medizinische Versorgung mög- 
lich,die von diesen zur Abschöpfung von Ra- 
tionalisierungspotenzialen eingesetzt wird. 
Um zu verstehen, wie der Leistungserstel- 
lungs- und Leistungsnachfrageprozess in  
Managed Care gesteuert wird, sollen die 
wichtigsten Grundmodelle von Managed 
Care kurz skizziert werden. 
HMO: Health Maintenance Organizations er- 
reichen eine Kostendämpfung durch die ver- 
tikale Integration allerVersorgungsstufen.Sie 
stellen für eine definierte, eingeschriebene 
Patientenpopulation ein breites Spektrum 
medizinischer Leistungen zur Verfügung, in- 
dem sie vertragliche Bindungen mit Ärzten 
und Krankenhäusern eingehen und nehmen V 

die Funktionen einesversicherungsunterneh- 
mens und Leistungserbringers wahr.Oft be- 
schäftigen HMOs selbst Ärzte, d.h. die Leis- r 
tungserbringer sind bei der Krankenversiche- 
rung angestellt. Der Versicherte kann sich z.T. 
nur bei diesen Ärzten behandeln lassen, es 
gibt keine freie Arztwahl. 
PPO: Prefered Provider Organizations erlau- 
ben ihren Versicherten im Gegensatz zu 
HMOs auch die Inanspruchnahme nicht as- 
soziierter Ärzte und Krankenhäuser. 
Allerdings müssen dafür Einschränkungen in 
der Versicherungsleistung bzw. Zuzahlun- 
gen in Kauf genommen werden. (Zuzahlung 
bei freier Arztwahl, Leistungskatalog wird irn 
Vertrag zwischen Versicherung,Arzt und Ver- 
sicherten geregelt) 

Fntwfhristian Kiel (Berlinl 
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worter der Gen-Patente, ohne Gründe für 
den Positionswechsel nennen zu können. 
Kent verbreitete gezielt Unwahrheiten über 
die Position der Patientenverbände. Mit 
Kampagnen versuchten die,,PatientenU sich 
als,,unabhängigeU Lobbygruppen zu profi- 
lieren. Diese Aktivitäten waren allerdings 
von der lndustrie finanziert und von profes- 
sionellen Beraterfirmen durchgeführt wor- 
den.Alaistar Kent ging so weit,den Kritikern 
vorzuwerfen, sie würden das Leben von 
Menschen riskieren. Er ignorierte dabei die 
Kritik im eigenen Lager sowie die Bedenken 
von Organisationen wie der Bundesärzte- 
kammer, der Gesellschaft für Humangenetik 
oder dem Dachverband der Patientenver- 
bände in den USA,der National Organisation 
for Rare Disorders (NORD - Nationale Orga- 
nisation für seltene Krankheiten). 
Parallel trat der Pharmakonzern SmithKline 
Beecham (SB) in Brüssel als Speerspitze der 
lndustrielobby auf.SB stattete seine Lobbyis- 
ten mit einem Millionen-Budget aus, um die 
Verabschiedung der Richtlinie voran zu trei- 
ben. 
Diese forcierten den scheinbaren Schulter- 
schluss zwischen Patientenverbänden und 
der Industrie. Die Patientenverbände stritten 
nicht ab, dass SmithKline Beecham und die 
Pharmaindustrie die Spesenkosten, wie z.B. 
Anreise und Unterkunft von rund einem 
Dutzend Rollstuhlfahrer zu den Plenarsit- 
zungen des Europäischen Parlamentes be- 
zahlte. Zugleich wurden von SB aufwendig 
gestaltete Broschüren in Umlauf gebracht, 
die alle nur eine Botschaft hatten:Ohne Pa- 
tente auf menschliche Gene würde der me- 
dizinische Fortschritt zum Stillstand kom- 
men. Die zentrale Aussage lautete:,,l\lo pa- 
tents,nocure!" (Keine Patente, keine Behand- 
lung). 
Unterstützt wurde SB u.a.vom Dachverband 
der Europäischen Biotechnologie-Industrie, 
EuropaBio. Dieser wurde 1996 als Nachfolge 
für die Senior Advisory Group Biotechnology 
(SAGB) gegründet und koordinierte die ver- 
schiedenen Aktivitäten von einigen Dutzend 
Lobbyisten. Die SAGB hatte offensichtlich 
gemeinsam mit der Europäischen Kommissi- 
on den Text der Richtlinie erarbeitet.Als die 

Kommission im De- 
zember 1995 den 
Text vorlegte, gab 
die SAGB zeitgleich 
eine Broschüre (,,Pa- 
tenting of Biotech- 
nological Inventi- 
ons") heraus, die an 
alle Abgeordneten 
verteilt wurde. Der 
Entwurf der EU- 
Kommission war in 
manchen Passagen 
wortgleich mit die- 
sem Text der Indus- 
trie. Ein weiterer 

tenverbände tatsächlich von der lndustrie 
missbraucht worden waren. Doch die Richtli- 
nie wurde trotzdem verabschiedet: Am Tag 
der Abstimmung fand eine mit den Geldern 
der lndustrie finanzierte Demonstration 
statt von Personen, die Träger von Erbkrank- 
heiten sind, unter dem Motto ,,Patents for 
Life?. 

Diskussion irn Bundestag 
Die Debatte um die Umsetzung der Gen-Pa- 
tentrichtlinie verlief in Deutschland bisher 
äußerst kontrovers. Vor allem das Justizmi- 
nisterium (BMJ) setzte sich von Anfang an 
für eine möglichst zügige Umsetzung der 
Richtlinie ein, wobei nur geringfügige Ände- 

Hauptakteur war die rungen zugelassen werden sollten. Dagegen 
European Federation of Pharmaceutical In- äußerte die Enquete-Kommission für Bio- 
dustries Associations (EFPIA), ein Dachver- ethik des Bundestages sehr ablehnend ge- 
band der Pharmazeutischen Industrie. Alle genüber dem geplanten Gesetz,der Bundes- 
diese Akteure setzten im wesentlichen auf rat übte deutliche Kritik an der Regierungs- 
eine Karte:die Rolle der Patientenverbande. vorlage und auch die Bundesregierung 
Doch dieses Spiel nahm eine überraschende sprach sich schon im Oktober 2000für Nach- 
Wende. besserungen an der Richtlinie aus. 
Zunächst war sehr augenfällig,dass das Ge- Streit entbrannte insbesondere um die 
genstück der EAGS in den USA, NORD, eine Reichweite der Patente auf genetische Infor- 
diametral entgegengesetzte Position zu mation. In einer Anhörung des Rechtsaus- 
dem vertrat, was Kent als,,essentielles Inter- schusses sprachen sich auch Patentexperten 
esse der Patienten" bezeichnete: Nach An- des Deutschen Patentamtes für eine Begren- 
sicht von NORD schaffen Patente auf zung des Patentschutzes aus. Konterkariert 
menschliche Gene unnötige Monopole, be- wurden diese Bemühungen allerdings von 
hindern den Wettbewerb und verhindern in den Beamten des BMJ, die keine wirklichen 
vielen Fällen Innovationen bei der Entwick- Einschränkungen zulassen wollen. Derzeit 
lung von Medikamenten. scheint unsicher, ob die Umsetzung wäh- 
Unmittelbar vor der endgültigen Abstim- rend dieser Legislaturperiode überhaupt 
mung im Mai 1998 wurde klar,dass auch die noch gelingen wird. 
Mehrheit der europäischen Patientenorga- Würde die Richtlinie vom Deutschen Bun- 
nisationen (nach wie vor) ganz klar gegen destag nicht umgesetzt,wäre dies ein klares 
eine Patentierung menschlicher Gene wa- Signal an die Europäische Kommission, sich 
ren. So brachte die Genetic lnterest Group so bald wie möglich an die Überarbeitung 
eine Stellungnahme heraus, in der festge- der Richtlinie zu machen, um eine angemes- 
stellt wird:,,GIG ist überzeugt, dass, wenn ein senere Ausgestaltung des Patentrechtes zu 
Patent aufein Produkt oder eine Therapie oder erreichen. Nachdem die Richtlinie bislang 
ein pharmazeutisches nur in fünf EU-Län- 
Produkt erteilt wird, dern implementiert 
dass Wissen über eine ES könnte ein Zeichen wurde, und Deutsch- 
Gensequenz enthält werden, dass ,-ich land bei seiner Kritik 
oder darauf beruht, der . . -  - u.a. auf Bündnispart- 
Patentschutz die Se- das demokratische Europa ner wie Frankreich 
quenz selbst nicht um- und Luxemburg zah- 
fassen sollte. Ein ande- 

gegen allzu einseitigen 
len könnte, erscheint 

res Produkt oder eine Einfluss der Wirtschaft ZU die politische Situati- 
Therapie, das Wissen 
über die selbe Gense- wehren weiß. on günstig. Zudem 

könnte ein Zeichen 
quenz enthält oder 
nutzt, sollte von einem 
separaten Patent geschützt werden und es 
sollte keine voneinander abhängigen Patente 
geben." (GIG-Position zur Europäischen bio- 
technologischen Direktive, 19.1 1.1 997). 
In unmittelbarer Folge mußte der exponier- 
teste Lobbyist der Patientenverbände,Alais- 
tar Kent,der monatelang zusammen mit der 
lndustrie und in Namen der Europäischen 
Patentientenverbände für die Richtlinie ein- 
getreten war,auf einmal jegliche Lobbytätig- 
keit einstellen.So wurde klar,dass die Patien- 

dafur gesetzt werden, 
dass sich das demo- 

kratische Europa gegen allzu einseitigen Ein- 
fluss der Wirtschaft zu wehren weiß. Notig 
wäre dazu allerdings auch, jetzt die politi- 
sche Initiative zu ergreifen und es nicht bei 
einer unklaren Patt-Situation zu belassen. 
Davon aber scheint die Bundesregierung 
derzeit aber weit entfernt. Greenpeace hofft 
deswegen, dass zumindest der Bundestag 
sich in einer Resolution noch einmal fur die 
Neuverhandlung der Richtlinie einsetzen 
wird. SPW 312002 
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Umbruch im Krankenhaus - 
Plädoyer für eine neue Rolle des Staates im künftigen 
Gesund heitssystem 

von Heinz Lohmann 

1. Der Patient steht im Mittelpunkt. 
Die Beteiligten werden nicht müde, die Be- 
deutung der Bedürfnisse des Patienten als 
Legitimation für ihr jeweiliges Tun herauszu- 
streichen. Jeder allerdings, der das Gesund- 
heitssystem etwas genauer analysiert oder 
gar selbst zum betroffenen Patienten wird, 
kann die Fragwürdigkeit dieser Aussage 
spüren. Das Gesundheitssystem in Deutsch- 
land, und in vielen vergleichbaren Ländern 
genauso, ist nicht zentral auf die Interessen 
der Patienten, sondern vorrangig auf die der 
Systemakteure ausgerichtet. Es besteht ein 
impliziter Pakt zwischen der Politik und den 
Anbietern von Gesundheitsdienstleistungen 
und Krankenversicherungen, der die Kon- 
traktpartner schützen soll. Dieser Vertrag hat 
lange gehalten und war außerordentlich er- 
folgreich. Die am Gesundheitssystem Betei- 
ligten haben dabei mittels ihrer vielfältigen 
Ständeorganisationen und deren Verknüp- 
fungen für die Gesell- 

werk-Ökonomie. Die im 19. Jahrhundert ent- 
wickelte lndustriegesellschaft und ihre Er- 
folgsrnodelle, die ganz wesentlich das Bild 
des 20. Jahrhunderts geprägt haben, gehen 
dem Ende entgegen. Dazu zählen die Struk- 
turen in vielen Branchen, wie z.B. dem Ban- 
kensektor, dem Post- und Telekommunikati- 
onswesen, dem Staatsbahnen- und dem 
Nahverkehrsbereich sowie den Elektrizitäts- 
gesellschaften und Stromverteilern. Betrof- 
fen ist jetzt auch zu guter Letzt der Gesund- 
heitssektor. Da die Nachfrage nach Gesund- 
heitsdienstleistungen aufgrund der demo- 
graphischen Entwicklung und des medizini- 
schen sowie technischen Fortschritts steigt 
und gleichzeitig die solidarische Finanzkraft 
in allen postindustriellen Gesellschaften 
sinkt, ist ein grundlegender Wandel unver- 
meidlich. Wenn nicht die Leistungen dras- 
tisch rationiert werden sollen und damit in 
Mitteleuropa der traditionelle, insbesondere 

auf humanistischen 
schaft die höchst und christlichen Wer- 
konfliktträchtige Al- Das Gesundheitss~stem in ten beruhende Kon- 
lokation in eigener Deutschland ist  nicht auf sens dieser Gesell- 
Regie übernommen schaften in Gefahr ge- 
und gelöst. Die Politik die Interessen der Patien- bracht werden soll, 
hat im Gegenzug die ten, sondern vorrangig auf ~ U S S  die Produktivi- 
Strukturen dieser tät der Gesundheits- 
Sei bs tverwal tung die der Systemakteure branche gesteigert 
und ihre real existie- ausgerichtet. werden. Dazu ist die 
renden Mitglieder Verstärkung des Wett- 
vor ,,Überfremdungn bewerbs ein probates 
geschützt. Wer an der,,Futterkrippe" stand, und erprobtes Mittel. 
durfte bleiben, wer neu hinzu treten wollte, 3. Für den Fortbestand von Krankenhausun- 
wurde abgehalten. Das System war - und ist ternehmen ist deshalb die Beurteilung der 
teilweise immer noch - auf den Erhalt des eigenen Wettbewerbsfähigkeit eine ent- 
Status quo ausgerichtet. Dieser Konsens ist scheidende Komponente. Künftig ist nicht 
nunmehr massiv bedroht. Die Ständevertre- mehr vorrangig das aktuelle Wirtschaftser- 
ter haben ihn aufgekündigt, weil die knap- gebnis,sondern das Potenzial für ein attrak- 
pen Ressourcen im System allen Beteiligten tives Preis- / Leistungsverhältnis entschei- 
das Leben schwer machen. Ein Festhalten dend.Moderne Krankenhausbetriebe haben 
am tradierten Gesundheitssystem wird des- deshalb in den vergangenen Jahren die in 
halb den künftigen Herausforderungen ge- vielen Ländern der Welt bereits erprobten 
rade vor dem Hintergrund von europäischen Verfahren zur Bewertung dieses Verhältnis- 
Entwicklungen nicht gerecht. ses zum Einsatz gebracht. Zu nennen sind 
2. Der Beginn des 21 .Jahrhunderts markiert hier insbesondere die in Deutschland seit ei- 
den Übergang von der postindustriellen nigerzeit sehr heftig diskutierte sogenannte 
über die lnformationsgesellschaft zur Netz- DRG-Methodik. Diagnosis-Related-Group- 
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burg. Verfasser zahlreicher Publikationen, so mit Martin Kerres Autor des Buches,,Der Gesund- 
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Verfahren sind im übrigen bereits in fast 50 
Ländern der Welt eingeführt, teilweise seit I 

Jahrzehnten. Daraus hat sich eine grundle- 
gend neue Problemerkenntnis ergeben. Für 
viele traditionelle Krankenhäuser war klar, 

1 

dass ein erheblicher Anpassungskurs gefah- 
ren werden musste. Diese Unternehmen ha- 
ben bereits einen gewaltigen Kraftakt zur 
Verbesserung des Preis-/ Leistungsverhält- 
nisses vollzogen. Sie zeigen sich damit als 
Motor der Weiterentwicklung der Gesund- 
heitsbranche. So verlassen sie die gesetzlich 
geschützten Anbieterreservate und stellen 
sich dem Qualitäts- und Preiswettbewerb. 
Dabei übernehmen sieTransformationskon- 
zepte aus anderen Bereichen der Wirtschaft. 
Das Geheimnis erfolgreichen Managements 
in der Gesundheitsbranche heißt somit Nor- 
malisierung. Daraus ergibt sich für viele 
Krankenhäuser alter Prägung ein Sanie- 
rungsprogramm, das im Zentrum die Kon- 
zentration auf das Kerngeschäft und deshalb 
die Ausgliederung aller nicht medizinischen 
Leistungen in eigene Betriebe, Tochterge- 
sellschaften und Beteiligungen oder an 
Fremdbetriebe enthält. Der eigentliche 
Wettbewerb im Gesundheitssektor wird 
künftig in der Medizin über Qualität, Leis- 
tung und Preise entschieden.Deshalb ist die 
Neugestaltung des Krankenhauses als Medi- 
zinbetrieb dringend erforderlich.Dabei müs- 
sen alle Prozesse an den Bedürfnissen des 
Patienten ausgerichtet sein. DieTrennung ei- 
nes Krankenhauses in verschiedene Fachab- 
teilungen wird diesem Anspruch nicht ge- 
recht. An den Schnittstellen zwischen den 
Units entstehen immer wieder Reibungs- 
punkte. Diese gilt es zu überwinden. 
Einzelleistungsbezogene Kostenanalysen 
und standardisierte Behandlungsabläufe 
bilden die Basis zur Entwicklung von „Be- 
handlungs-Produkten". Es geht dabei dar- 
um, eine beschriebene Leistung mit einer t 

garantierten Qualität zu vereinbarten Prei- 
sen und Rabatten anzubieten. Entsprechen- 
de Verträge werden dann mit einzelnen 
Krankenkassen vereinbart. Die Aufhebung 
des,,einheitlich und gemeinsam" im bisheri- 
gen System garantiert das Interesse der Ver- 
tragsparteien. Erste Modellverträge der ge- 
nannten Art gibt es bereits zwischen einem 
Krankenhausunternehmen und ausgewähl- 
ten Krankenkassen. Neben der Bestimmung 
der Leistung ist dabei die Form der Behand- 
lung,etwa die Bestimmung derTage, bis zu 
der die Operation oder auch die Entlassung 
erfolgt sein muss, wenn im Einzelfall nicht 

medizinische Gründe dagegenstehen. Au- 
ßerdem übernimmt in bestimmten Fällen 
das Krankenhaus eine genau festgelegte Ge- 
währleistung.Vereinbart sind Festpreise und 
Rabatte, wenn es der Krankenkasse gelingt, 
mehr als bisher Patienten von der Behand- 
lung in dem Vertragskrankenhaus zu über- 
zeugen. Umfassende Gesundheitsangebote 
dieser Art werden künftig mehr und mehr im 
Rahmen von Gesundheitskonzernen er- 
bracht,die sich in den kommenden Jahren in 
internationalen Zusammenhängen weiter- 
entwickeln und zunehmend expandieren. In 
,,Markenartikel - Ringen" werden diese Leis- 
tungen auch überregional und gemeinsam 
mit ausgewählten ambulant tätigen Ärzten, 
Rehabilitationseinrichtungen und Pflegean- 
bietern als Komplexleistungen zu Komplex- 
preisen auf den Markt gebracht. Diese be- 
handlungsbezogenen Leistungspakete bie- 
ten die Basis dafür, in Zukunft das immer 
noch weitgehend verbindliche Budgetsys- 
tem zu Gunsten eines zukunftsträchtigen 
Vertragssystems zwischen einzelnen Leis- 
tungsanbietern und Anbietergruppen sowie 
einzelnen Krankenkassen und Krankenkas- 
sengruppen aufzugeben. 
5. Zu ihrer weiteren Entwicklung benötigen 
erfolgreiche Gesundheitsunternehmen 
eine ausreichende Kapitalbasis. Die in 
Deutschland dominierenden öffentlichen 
und kirchlichen Klinikunternehmen kran- 
ken genau daran. Erforderlich aber sind in- 
novative Gesellschaften, die für private Ka- 
pitalgeber, auch aus anderen Branchen, zu- 
nehmend interessant werden. Nur Kranken- 
hausunternehmen,die Kapital auf sich zie- 
hen, werden im härter werdenden nationa- 
len und internationalen Wettbewerb er- 
folgreich sein. Nur sie werden die notwen- 
digen Investitionen schnell genug tätigen 
können, um mit dem medizinisch-techni- 
schen Fortschritt Schritt halten zu können. 
Die Politik i s t  aufgefordert,die Rahmenbe- 
dingungen für moderne Strukturen und 
unternehmensorientiertes Handeln zu ver- 
bessern. Die bisherigen Restriktionen sind 
aufzuheben und das Ständewesen, das sich 
in vielen Selbstverwaltungsorganen nie- 
derschlägt, zu überwinden. Hierbei tut sich 
die Politik erkennbar schwer. Sie befürchtet 
nicht ganz zu Unrecht, bei der Eliminierung 
von Budgets,als Element der Steuerung des 
Gesundheitssystems, könne es zu einem 
massiven Ansteigen der Ausgaben durch 
eine dramatische Mengenausweitung der 
Leistungsanbieter kommen. Gerade deswe- 
gen i s t  es wichtig,Wege aus diesem Dilem- 
ma aufzuzeigen und zu beschreiten. Die 
Entwicklung von,,Behandlungsprodukten" 
ist dazu geeignet, da sie in der Lage sind, 
Produktivitätsgewinne mittels des Rabatt- 
Systems an die Versicherten weiterzugeben. 
Die Politik hat vor diesem Hintergrund die 
Chance, von der bisherigen Budgetsteue- 
rung in ein zukunftsfähiges Vertragssystem 
zu wechseln. 
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6. In Zukunft kann erstmalig tatsächlich der Normen bestimmt. Dienstleistungen müs- 
Patient im Mittelpunkt eines neuen Gesund- sen beispielsweise definierte Mindestanfor- 
heitssystems stehen. Dazu ist es erforderlich, derungen aufweisen, zu denen Behand- 
dass der Staat seine Aktivitäten auf die Wah- lungskomponenten und Erfolgsquoten so- 
rung der Konsumentenrechte konzentriert. wie Kommunikations- und Gewährleis- 
Er muss,wie in anderen Branchen auch,zum tungspflichten gehoren können. Dienstleist- 
Hüter der Marktordnung werden. Hingegen er müssen z.B.jährliche Mindestmengen pro 
ist ein direktes steuerndes Eingreifen sowohl Behandlung erbringen und regional ein fest- 
in dieVersicherungs- als auch in die Gesund- gelegtes Mindestsortiment anbieten. Die 
heitsanbieterlandschaft nicht erstrebens- Versorgungssicherheit kann sichergestellt 
wert, weil nicht erfolgversprechend. Viel- werden,wenn Krankenkassen in großräumi- 
mehr muss die bisherige Institutionenorien- gen Regionen Policen nur anbieten dürfen, 
tierung im System gänzlich aufgegeben wenn sie entsprechende Gesundheits- 
werden. Es gilt Behandlungsabläufe über die dienstleister unter Vertrag haben. Sollte in 
hergebrachten Sektoren des traditionellen einer Region kein Krankenversicherer zur 
Gesundheitssystems hinweg leistungsbezo- Verfügung stehen, kann dasversorgungsge- 
gen zu definieren und in Kooperation zwi- biet mit einer für Krankenversicherungen at- 
schen ambulant täti- traktiven Region ver- 
gen Ärzten, Kranken- bunden werden. Auf 
hausern, Reha- und Wenn nicht die Leistunaet'l diese Weise ist immer 
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Pflegeeinrichtungen eine bedarfsgerechte 
anzubieten. Entschei- drastisch rationiert werden und effizienteversor- 

dend &,dass das,,ein- sollen, muss die Produk- gung der Bevölke- 
heitlich und gemein- rung mit Gesund- 
samn aufgehoben wird tivität der Gesundheits- heitsdienstleistun- 
und der Wettbewerb branche gesteigert werden. gen sicher gestellt. 
über Qualität und 7. Der Staat hat in ei- 
Preis erfolgt. Gruppen 
von Anbietern konkurrieren mit anderen 
Gruppen von Anbietern. Nicht der Umfang 
der Leistungen ist Differenzierungsmerkmal 
im neuen System, sondern die Art der Leis- 
tungserbringung. Das Prinzip des umfassen- 
den Gesundheitsschutzes kann somit in ei- 
ner solidarisch finanzierten Krankenversi- 
cherung gewahrt bleiben. Gesundheits- 
dienstleister wie ambulant tätige Ärzte, 
Krankenhäuser, Reha- und Pflegeeinrichtun- 
gen sowie weitere Anbieter, können ihr 
Überleben im Wettbewerb ausschließlich 
über weit reichende Modernisierung si- 
chern. Der Staat bezieht die Sicherstellungs- 
garantie künftig konsequent auf die Patien- 
tenbedarfe. Er schafft deshalb eine gesetzli- 
che Ordnung, die diesem Ziel folgt. Er 
schützt damit nicht mehr die Existenz der 
Anbieter, sondern sichert einen fairen Wett- 
bewerb.So müssen die Krankenkassen ihren 
Versicherten den gesetzlich garantierten 
Leistungsumfang sichern, indem sie ent- 
sprechende Verträge mit Gesundheits- 
dienstleistern abschließen. Dabei sind die 
künftig staatlich vorgeschriebenen, für ein- 
zelne Behandlungsformen variierenden,an- 
gemessenen Einzugsradien zu beachten. Ko- 
operationen zwischen Krankenkassen sind 
hierbei möglich. Definierte Notfallbehand- 
lungen sind auch künftig in allen Gesund- 
heitseinrichtungen möglich und müssen 
von den Krankenkassen unabhängig von 
vertraglichen Vereinbarungen bei einheitli- 
chen Preisen finanziert werden. Sektoren- 
übergreifende Anbietergruppen oder Ge- 
sundheitsunternehmen bieten einzelnen 
Krankenkassen oder Kassengruppen künftig 
genau beschriebene Behandlungskonzepte. 
Die Qualität wird durch staatlich festgelegte 

ner Gesellschaft, in 
der auf Grund demographischer Entwick- 
lungen und der Innovationen der modernen 
Medizin der Bedarf an und damit die Nach- 
frage nach Gesundheitsdienstleistungen zu- 
nimmt, künftig eine neue Rolle. . Dies gilt 
insbesondere, da der Druck auf die solidari- 
schen Finanzierungssysteme zunimmt, 
wenn die Transferkosten wegen der Erhal- 
tung der globalen Wettbewerbsfähigkeit 
nicht steigen sollen. Da massive Leistungsre- 
duktionen in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung vermieden werden sollen, kann das 
aufgezeigte Dilemma nur über erhebliche 
Produktivitätsverbesserungen im Gesund- 
heitswesen aufgelöst werden. Das ist nur 
moglich, wenn ein durchgehendes Wettbe- 
werbsprinzip etabliert wird. Die vielfaltigen 
Standesorganisationen mit umfassenden 
Selbstverwaltungen müssen dazu durch un- 
ternehmerisch orientierte Betriebsstruktu- 
ren ersetzt werdemvor diesem Hintergrund 
sind bestehende Gesundheitsunternehmen 
auf den verschiedenen Versorgungsebenen 
energischen zu restrukturieren.Oberstes Ziel 
muss dabei die Neuausrichtung auf die Be- 
lange der Patienten sein. Deshalb muss die 
bisherige lnstitutionenorientierung aufge- 
geben werden. Es gilt Behandlungsabläufe 
über die hergebrachten Sektoren des traditi- 
onellen Gesundheitssystems hinweg leis- 
tungsbezogen zu definieren und anzubie- 
ten. Entscheidend ist, dass das ,,einheitlich 
und gemeinsam" aufgehoben wird und der 
Wettbewerb über Qualität und Preis erfolgt. 
Gruppen von Anbietern konkurrieren mit 
anderen Gruppen von Anbietern. Der Staat 
realisiert und garantiert die in einem solchen 
System unabdingbare Wettbewerbsord- 
nung im Interesse der Patienten. „, 3/2002 
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Umbruch im Krankenhaus - 
Plädoyer für eine neue Rolle des Staates im künftigen 
Gesund heitssystem 

von Heinz Lohmann 

1. Der Patient steht im Mittelpunkt. 
Die Beteiligten werden nicht müde, die Be- 
deutung der Bedürfnisse des Patienten als 
Legitimation für ihr jeweiliges Tun herauszu- 
streichen. Jeder allerdings, der das Gesund- 
heitssystem etwas genauer analysiert oder 
gar selbst zum betroffenen Patienten wird, 
kann die Fragwürdigkeit dieser Aussage 
spüren. Das Gesundheitssystem in Deutsch- 
land, und in vielen vergleichbaren Ländern 
genauso, ist nicht zentral auf die Interessen 
der Patienten, sondern vorrangig auf die der 
Systemakteure ausgerichtet. Es besteht ein 
impliziter Pakt zwischen der Politik und den 
Anbietern von Gesundheitsdienstleistungen 
und Krankenversicherungen, der die Kon- 
traktpartner schützen soll. Dieser Vertrag hat 
lange gehalten und war außerordentlich er- 
folgreich. Die am Gesundheitssystem Betei- 
ligten haben dabei mittels ihrer vielfältigen 
Ständeorganisationen und deren Verknüp- 
fungen für die Gesell- 

werk-Ökonomie. Die im 19. Jahrhundert ent- 
wickelte lndustriegesellschaft und ihre Er- 
folgsrnodelle, die ganz wesentlich das Bild 
des 20. Jahrhunderts geprägt haben, gehen 
dem Ende entgegen. Dazu zählen die Struk- 
turen in vielen Branchen, wie z.B. dem Ban- 
kensektor, dem Post- und Telekommunikati- 
onswesen, dem Staatsbahnen- und dem 
Nahverkehrsbereich sowie den Elektrizitäts- 
gesellschaften und Stromverteilern. Betrof- 
fen ist jetzt auch zu guter Letzt der Gesund- 
heitssektor. Da die Nachfrage nach Gesund- 
heitsdienstleistungen aufgrund der demo- 
graphischen Entwicklung und des medizini- 
schen sowie technischen Fortschritts steigt 
und gleichzeitig die solidarische Finanzkraft 
in allen postindustriellen Gesellschaften 
sinkt, ist ein grundlegender Wandel unver- 
meidlich. Wenn nicht die Leistungen dras- 
tisch rationiert werden sollen und damit in 
Mitteleuropa der traditionelle, insbesondere 

auf humanistischen 
schaft die höchst und christlichen Wer- 
konfliktträchtige Al- Das Gesundheitss~stem in ten beruhende Kon- 
lokation in eigener Deutschland ist  nicht auf sens dieser Gesell- 
Regie übernommen schaften in Gefahr ge- 
und gelöst. Die Politik die Interessen der Patien- bracht werden soll, 
hat im Gegenzug die ten, sondern vorrangig auf ~ U S S  die Produktivi- 
Strukturen dieser tät der Gesundheits- 
Sei bs tverwal tung die der Systemakteure branche gesteigert 
und ihre real existie- ausgerichtet. werden. Dazu ist die 
renden Mitglieder Verstärkung des Wett- 
vor ,,Überfremdungn bewerbs ein probates 
geschützt. Wer an der,,Futterkrippe" stand, und erprobtes Mittel. 
durfte bleiben, wer neu hinzu treten wollte, 3. Für den Fortbestand von Krankenhausun- 
wurde abgehalten. Das System war - und ist ternehmen ist deshalb die Beurteilung der 
teilweise immer noch - auf den Erhalt des eigenen Wettbewerbsfähigkeit eine ent- 
Status quo ausgerichtet. Dieser Konsens ist scheidende Komponente. Künftig ist nicht 
nunmehr massiv bedroht. Die Ständevertre- mehr vorrangig das aktuelle Wirtschaftser- 
ter haben ihn aufgekündigt, weil die knap- gebnis,sondern das Potenzial für ein attrak- 
pen Ressourcen im System allen Beteiligten tives Preis- / Leistungsverhältnis entschei- 
das Leben schwer machen. Ein Festhalten dend.Moderne Krankenhausbetriebe haben 
am tradierten Gesundheitssystem wird des- deshalb in den vergangenen Jahren die in 
halb den künftigen Herausforderungen ge- vielen Ländern der Welt bereits erprobten 
rade vor dem Hintergrund von europäischen Verfahren zur Bewertung dieses Verhältnis- 
Entwicklungen nicht gerecht. ses zum Einsatz gebracht. Zu nennen sind 
2. Der Beginn des 21 .Jahrhunderts markiert hier insbesondere die in Deutschland seit ei- 
den Übergang von der postindustriellen nigerzeit sehr heftig diskutierte sogenannte 
über die lnformationsgesellschaft zur Netz- DRG-Methodik. Diagnosis-Related-Group- 
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Verfahren sind im übrigen bereits in fast 50 
Ländern der Welt eingeführt, teilweise seit I 

Jahrzehnten. Daraus hat sich eine grundle- 
gend neue Problemerkenntnis ergeben. Für 
viele traditionelle Krankenhäuser war klar, 
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dass ein erheblicher Anpassungskurs gefah- 
ren werden musste. Diese Unternehmen ha- 
ben bereits einen gewaltigen Kraftakt zur 
Verbesserung des Preis-/ Leistungsverhält- 
nisses vollzogen. Sie zeigen sich damit als 
Motor der Weiterentwicklung der Gesund- 
heitsbranche. So verlassen sie die gesetzlich 
geschützten Anbieterreservate und stellen 
sich dem Qualitäts- und Preiswettbewerb. 
Dabei übernehmen sieTransformationskon- 
zepte aus anderen Bereichen der Wirtschaft. 
Das Geheimnis erfolgreichen Managements 
in der Gesundheitsbranche heißt somit Nor- 
malisierung. Daraus ergibt sich für viele 
Krankenhäuser alter Prägung ein Sanie- 
rungsprogramm, das im Zentrum die Kon- 
zentration auf das Kerngeschäft und deshalb 
die Ausgliederung aller nicht medizinischen 
Leistungen in eigene Betriebe, Tochterge- 
sellschaften und Beteiligungen oder an 
Fremdbetriebe enthält. Der eigentliche 
Wettbewerb im Gesundheitssektor wird 
künftig in der Medizin über Qualität, Leis- 
tung und Preise entschieden.Deshalb ist die 
Neugestaltung des Krankenhauses als Medi- 
zinbetrieb dringend erforderlich.Dabei müs- 
sen alle Prozesse an den Bedürfnissen des 
Patienten ausgerichtet sein. DieTrennung ei- 
nes Krankenhauses in verschiedene Fachab- 
teilungen wird diesem Anspruch nicht ge- 
recht. An den Schnittstellen zwischen den 
Units entstehen immer wieder Reibungs- 
punkte. Diese gilt es zu überwinden. 
Einzelleistungsbezogene Kostenanalysen 
und standardisierte Behandlungsabläufe 
bilden die Basis zur Entwicklung von „Be- 
handlungs-Produkten". Es geht dabei dar- 
um, eine beschriebene Leistung mit einer t 

garantierten Qualität zu vereinbarten Prei- 
sen und Rabatten anzubieten. Entsprechen- 
de Verträge werden dann mit einzelnen 
Krankenkassen vereinbart. Die Aufhebung 
des,,einheitlich und gemeinsam" im bisheri- 
gen System garantiert das Interesse der Ver- 
tragsparteien. Erste Modellverträge der ge- 
nannten Art gibt es bereits zwischen einem 
Krankenhausunternehmen und ausgewähl- 
ten Krankenkassen. Neben der Bestimmung 
der Leistung ist dabei die Form der Behand- 
lung,etwa die Bestimmung derTage, bis zu 
der die Operation oder auch die Entlassung 
erfolgt sein muss, wenn im Einzelfall nicht 

medizinische Gründe dagegenstehen. Au- 
ßerdem übernimmt in bestimmten Fällen 
das Krankenhaus eine genau festgelegte Ge- 
währleistung.Vereinbart sind Festpreise und 
Rabatte, wenn es der Krankenkasse gelingt, 
mehr als bisher Patienten von der Behand- 
lung in dem Vertragskrankenhaus zu über- 
zeugen. Umfassende Gesundheitsangebote 
dieser Art werden künftig mehr und mehr im 
Rahmen von Gesundheitskonzernen er- 
bracht,die sich in den kommenden Jahren in 
internationalen Zusammenhängen weiter- 
entwickeln und zunehmend expandieren. In 
,,Markenartikel - Ringen" werden diese Leis- 
tungen auch überregional und gemeinsam 
mit ausgewählten ambulant tätigen Ärzten, 
Rehabilitationseinrichtungen und Pflegean- 
bietern als Komplexleistungen zu Komplex- 
preisen auf den Markt gebracht. Diese be- 
handlungsbezogenen Leistungspakete bie- 
ten die Basis dafür, in Zukunft das immer 
noch weitgehend verbindliche Budgetsys- 
tem zu Gunsten eines zukunftsträchtigen 
Vertragssystems zwischen einzelnen Leis- 
tungsanbietern und Anbietergruppen sowie 
einzelnen Krankenkassen und Krankenkas- 
sengruppen aufzugeben. 
5. Zu ihrer weiteren Entwicklung benötigen 
erfolgreiche Gesundheitsunternehmen 
eine ausreichende Kapitalbasis. Die in 
Deutschland dominierenden öffentlichen 
und kirchlichen Klinikunternehmen kran- 
ken genau daran. Erforderlich aber sind in- 
novative Gesellschaften, die für private Ka- 
pitalgeber, auch aus anderen Branchen, zu- 
nehmend interessant werden. Nur Kranken- 
hausunternehmen,die Kapital auf sich zie- 
hen, werden im härter werdenden nationa- 
len und internationalen Wettbewerb er- 
folgreich sein. Nur sie werden die notwen- 
digen Investitionen schnell genug tätigen 
können, um mit dem medizinisch-techni- 
schen Fortschritt Schritt halten zu können. 
Die Politik i s t  aufgefordert,die Rahmenbe- 
dingungen für moderne Strukturen und 
unternehmensorientiertes Handeln zu ver- 
bessern. Die bisherigen Restriktionen sind 
aufzuheben und das Ständewesen, das sich 
in vielen Selbstverwaltungsorganen nie- 
derschlägt, zu überwinden. Hierbei tut sich 
die Politik erkennbar schwer. Sie befürchtet 
nicht ganz zu Unrecht, bei der Eliminierung 
von Budgets,als Element der Steuerung des 
Gesundheitssystems, könne es zu einem 
massiven Ansteigen der Ausgaben durch 
eine dramatische Mengenausweitung der 
Leistungsanbieter kommen. Gerade deswe- 
gen i s t  es wichtig,Wege aus diesem Dilem- 
ma aufzuzeigen und zu beschreiten. Die 
Entwicklung von,,Behandlungsprodukten" 
ist dazu geeignet, da sie in der Lage sind, 
Produktivitätsgewinne mittels des Rabatt- 
Systems an die Versicherten weiterzugeben. 
Die Politik hat vor diesem Hintergrund die 
Chance, von der bisherigen Budgetsteue- 
rung in ein zukunftsfähiges Vertragssystem 
zu wechseln. 
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6. In Zukunft kann erstmalig tatsächlich der Normen bestimmt. Dienstleistungen müs- 
Patient im Mittelpunkt eines neuen Gesund- sen beispielsweise definierte Mindestanfor- 
heitssystems stehen. Dazu ist es erforderlich, derungen aufweisen, zu denen Behand- 
dass der Staat seine Aktivitäten auf die Wah- lungskomponenten und Erfolgsquoten so- 
rung der Konsumentenrechte konzentriert. wie Kommunikations- und Gewährleis- 
Er muss,wie in anderen Branchen auch,zum tungspflichten gehoren können. Dienstleist- 
Hüter der Marktordnung werden. Hingegen er müssen z.B.jährliche Mindestmengen pro 
ist ein direktes steuerndes Eingreifen sowohl Behandlung erbringen und regional ein fest- 
in dieVersicherungs- als auch in die Gesund- gelegtes Mindestsortiment anbieten. Die 
heitsanbieterlandschaft nicht erstrebens- Versorgungssicherheit kann sichergestellt 
wert, weil nicht erfolgversprechend. Viel- werden,wenn Krankenkassen in großräumi- 
mehr muss die bisherige Institutionenorien- gen Regionen Policen nur anbieten dürfen, 
tierung im System gänzlich aufgegeben wenn sie entsprechende Gesundheits- 
werden. Es gilt Behandlungsabläufe über die dienstleister unter Vertrag haben. Sollte in 
hergebrachten Sektoren des traditionellen einer Region kein Krankenversicherer zur 
Gesundheitssystems hinweg leistungsbezo- Verfügung stehen, kann dasversorgungsge- 
gen zu definieren und in Kooperation zwi- biet mit einer für Krankenversicherungen at- 
schen ambulant täti- traktiven Region ver- 
gen Ärzten, Kranken- bunden werden. Auf 
hausern, Reha- und Wenn nicht die Leistunaet'l diese Weise ist immer 
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Pflegeeinrichtungen eine bedarfsgerechte 
anzubieten. Entschei- drastisch rationiert werden und effizienteversor- 

dend &,dass das,,ein- sollen, muss die Produk- gung der Bevölke- 
heitlich und gemein- rung mit Gesund- 
samn aufgehoben wird tivität der Gesundheits- heitsdienstleistun- 
und der Wettbewerb branche gesteigert werden. gen sicher gestellt. 
über Qualität und 7. Der Staat hat in ei- 
Preis erfolgt. Gruppen 
von Anbietern konkurrieren mit anderen 
Gruppen von Anbietern. Nicht der Umfang 
der Leistungen ist Differenzierungsmerkmal 
im neuen System, sondern die Art der Leis- 
tungserbringung. Das Prinzip des umfassen- 
den Gesundheitsschutzes kann somit in ei- 
ner solidarisch finanzierten Krankenversi- 
cherung gewahrt bleiben. Gesundheits- 
dienstleister wie ambulant tätige Ärzte, 
Krankenhäuser, Reha- und Pflegeeinrichtun- 
gen sowie weitere Anbieter, können ihr 
Überleben im Wettbewerb ausschließlich 
über weit reichende Modernisierung si- 
chern. Der Staat bezieht die Sicherstellungs- 
garantie künftig konsequent auf die Patien- 
tenbedarfe. Er schafft deshalb eine gesetzli- 
che Ordnung, die diesem Ziel folgt. Er 
schützt damit nicht mehr die Existenz der 
Anbieter, sondern sichert einen fairen Wett- 
bewerb.So müssen die Krankenkassen ihren 
Versicherten den gesetzlich garantierten 
Leistungsumfang sichern, indem sie ent- 
sprechende Verträge mit Gesundheits- 
dienstleistern abschließen. Dabei sind die 
künftig staatlich vorgeschriebenen, für ein- 
zelne Behandlungsformen variierenden,an- 
gemessenen Einzugsradien zu beachten. Ko- 
operationen zwischen Krankenkassen sind 
hierbei möglich. Definierte Notfallbehand- 
lungen sind auch künftig in allen Gesund- 
heitseinrichtungen möglich und müssen 
von den Krankenkassen unabhängig von 
vertraglichen Vereinbarungen bei einheitli- 
chen Preisen finanziert werden. Sektoren- 
übergreifende Anbietergruppen oder Ge- 
sundheitsunternehmen bieten einzelnen 
Krankenkassen oder Kassengruppen künftig 
genau beschriebene Behandlungskonzepte. 
Die Qualität wird durch staatlich festgelegte 

ner Gesellschaft, in 
der auf Grund demographischer Entwick- 
lungen und der Innovationen der modernen 
Medizin der Bedarf an und damit die Nach- 
frage nach Gesundheitsdienstleistungen zu- 
nimmt, künftig eine neue Rolle. . Dies gilt 
insbesondere, da der Druck auf die solidari- 
schen Finanzierungssysteme zunimmt, 
wenn die Transferkosten wegen der Erhal- 
tung der globalen Wettbewerbsfähigkeit 
nicht steigen sollen. Da massive Leistungsre- 
duktionen in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung vermieden werden sollen, kann das 
aufgezeigte Dilemma nur über erhebliche 
Produktivitätsverbesserungen im Gesund- 
heitswesen aufgelöst werden. Das ist nur 
moglich, wenn ein durchgehendes Wettbe- 
werbsprinzip etabliert wird. Die vielfaltigen 
Standesorganisationen mit umfassenden 
Selbstverwaltungen müssen dazu durch un- 
ternehmerisch orientierte Betriebsstruktu- 
ren ersetzt werdemvor diesem Hintergrund 
sind bestehende Gesundheitsunternehmen 
auf den verschiedenen Versorgungsebenen 
energischen zu restrukturieren.Oberstes Ziel 
muss dabei die Neuausrichtung auf die Be- 
lange der Patienten sein. Deshalb muss die 
bisherige lnstitutionenorientierung aufge- 
geben werden. Es gilt Behandlungsabläufe 
über die hergebrachten Sektoren des traditi- 
onellen Gesundheitssystems hinweg leis- 
tungsbezogen zu definieren und anzubie- 
ten. Entscheidend ist, dass das ,,einheitlich 
und gemeinsam" aufgehoben wird und der 
Wettbewerb über Qualität und Preis erfolgt. 
Gruppen von Anbietern konkurrieren mit 
anderen Gruppen von Anbietern. Der Staat 
realisiert und garantiert die in einem solchen 
System unabdingbare Wettbewerbsord- 
nung im Interesse der Patienten. „, 3/2002 
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- effektiver und solidarischer als amerikanische Managed Care 
Konzepte 

Von Karl Lauterbach 
1 

Steigende Kosten irn Gesundheitswesen chronisch Kranke in diese Programme ein- 
- eine globale Herausforderung schreiben und besser als üblich versorgen 

Der steigende Kostendruck auf die erhalten ab dem 1.7.2002 einen höheren 
medizinische Versorgung ist eine Heraus- Ausgleich aus dem Risikostrukturausgleich 
forderung, mit der sich die Gesundheitssys- der Krankenkassen. Im folgenden Beitrag 
teme aller entwickelter Nationen aufgrund soll zuerst eine kritische Bilanz der amerika- 
ihrer strukturellen Ähnlichkeiten konfron- nischen Managed Care Konzepte gezogen 
tiert sehen. Um die steigenden Kosten in werden. Die entscheidenden Unterschiede 
den Griff zu bekommen und das Gesund- zwischen den deutschen Disease Manage- 
heitssystem finanzierbar zu halten, wurden ment Programmen und amerikanischen 
immer wieder staatliche Eingriffe vorge- Managed Care Konzepten werden erläutert. 
nommen.Zum überwiegenden Teil handelt Die Disease Management Programme kön- 
es sich dabei allerdings um Maßnahmen nen einen Neuanfang in der Gesundheits- 
der Kostendämpfung ohne echte Struktur- politik markieren, da sie, wenn konsequent 
reform, so dass nicht von tatsächlichen Re- umgesetzt, über eine verbesserte Versor- 
formen gesprochen werden kann. Lediglich gung chronisch Kranker,die bis zu 80 % der 
in den USA ist es in den 70er und frühen Gesamtkosten der gesetzlichen Kranken- 
80er Jahren des 20.Jahrhunderts auf Druck versicherung verursachen, Kosten durch 
der privaten lndustrie (Revolte der Kosten- Qualität und nicht zu Lasten von Qualität 
träger) zu Strukturveränderungen gekom- senken. 
men, die heute unter dem Begriff Managed 
Care als Vorbild für Strukturreformen in an- Strukturwandel in den USA -Vorbild für 
deren Ländern diskutiert werden. Auch in Deutschland? 
Deutschland war Gesundheitspolitik in den Ausgelöst durch eine Diskussion um die 
vergangenen 20 Jahren im wesentlichen Lohnnebenkosten wurde in den USA in den 
Kostendämpfungspolitik. Die Verantwor- 70er Jahren des letzten Jahrhunderts die 
tung für die Qualität der Versorgung wurde Heterogenität der ärztlichen Leistungser- 
an die Selbstverwaltung in der Gesetzli- bringung thematisiert. Regionale Unter- 
chen Krankenversicherung weitergegeben. schiede in der Versorgung wie Kranken- 
Diese Vorgehenswei- hausliegezeiten, Indi- 
se hat sich nicht be- kationsstellung zur 
währt und hat in Der wichtigste Beitrag Zur operativen Therapie 

7 - 
Deutschland dazu Steuerung der Ver- bestimmter Erkran- 
qeführt, dass im in- kungen und Indikati- 
iernationa~en Ver- sorgungsprozesse ist die onen für eine statio- 
gleich eher durch- näre Einweisung 
schnittliche Versor- Einführung der sogenann- konnten nicht medi- 
gungsquaiität zu ten Chronikerprogramme. zinisch begründet 
deutlich über dem werden. In der Folge 
Durchschnitt liegen- 
den Kosten produziert wird. Eine Wende in 
der Gesundheitspolitik wurde erst mit Mini- 
sterin Ulla Schmidt, SPD,vollzogen, die sich 
aktiv auch in die Steuerung der Versor- 
gungsprozesse eingeschaltet hat. Der mit  
Abstand wichtigste Beitrag in diesem Zu- 
sammenhang i s t  die Einführung der soge- 
nannten Disease Management Programme 
(Chronikerprogramme). Krankenkassen, die 

wurde die Steuerung 
des Leistungsgeschehens durch Ärzte (Leis- 
tungserbringer) zugunsten einer Steue- 
rung durch die Leistungsträger (staatliche 
Organisationen und private Unternehmen) 
abgelöst. Ziel der sich entwickelnden Ma- 
naged Care Organisationen war die gezielte 
Steuerung der Bereitstellung und der Nut- 
zung von Ressourcen im Gesundheitswe- 
sen. Als Folge kam es zu einer zunehmen- 
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den Ökonomisierung der Medizin. Gleich- 
zeitig wurde ein Paradigmenwechsel voll- 

$ 

zogen: Die medizinische Leistung wurde 
zur Produktionseinheit. Maßnahmen der 
Steuerung und der Qualitätssicherung tra- 
ten wie in jedem anderen produzierenden 
Gewerbe mehr und mehr in  den Vorder- 
grund. 
Abschöpfung von Rationalisierungsreser- 
ven durch gezielte Steuerung von Leistungs- 
erbringern und Leistungsnachfragern 
Managed Care Organizations sind große 
Konzerne mit kombinierter Versicherungs- 
und Versorgungsfunktion, die ihren Versi- 
cherten (i.d.R.) Leistungen auf der Basis des 
Sachleistungsprinzips zur Verfügung stellen. 
Sie zeichnen sich vor anderen Versorgungs- 
formen durch die Zusammenführung von 
wirtschaftlicher und medizinischer Verant- 
wortung in einer Hand aus. Dadurch wird 
eine gezielte Einflussnahme der Kostenträ- 
ger auf die medizinische Versorgung mög- 
lich,die von diesen zur Abschöpfung von Ra- 
tionalisierungspotenzialen eingesetzt wird. 
Um zu verstehen, wie der Leistungserstel- 
lungs- und Leistungsnachfrageprozess in  
Managed Care gesteuert wird, sollen die 
wichtigsten Grundmodelle von Managed 
Care kurz skizziert werden. 
HMO: Health Maintenance Organizations er- 
reichen eine Kostendämpfung durch die ver- 
tikale Integration allerVersorgungsstufen.Sie 
stellen für eine definierte, eingeschriebene 
Patientenpopulation ein breites Spektrum 
medizinischer Leistungen zur Verfügung, in- 
dem sie vertragliche Bindungen mit Ärzten 
und Krankenhäusern eingehen und nehmen V 

die Funktionen einesversicherungsunterneh- 
mens und Leistungserbringers wahr.Oft be- 
schäftigen HMOs selbst Ärzte, d.h. die Leis- r 
tungserbringer sind bei der Krankenversiche- 
rung angestellt. Der Versicherte kann sich z.T. 
nur bei diesen Ärzten behandeln lassen, es 
gibt keine freie Arztwahl. 
PPO: Prefered Provider Organizations erlau- 
ben ihren Versicherten im Gegensatz zu 
HMOs auch die Inanspruchnahme nicht as- 
soziierter Ärzte und Krankenhäuser. 
Allerdings müssen dafür Einschränkungen in 
der Versicherungsleistung bzw. Zuzahlun- 
gen in Kauf genommen werden. (Zuzahlung 
bei freier Arztwahl, Leistungskatalog wird irn 
Vertrag zwischen Versicherung,Arzt und Ver- 
sicherten geregelt) 

Fntwfhristian Kiel (Berlinl 
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worter der Gen-Patente, ohne Gründe für 
den Positionswechsel nennen zu können. 
Kent verbreitete gezielt Unwahrheiten über 
die Position der Patientenverbände. Mit 
Kampagnen versuchten die,,PatientenU sich 
als,,unabhängigeU Lobbygruppen zu profi- 
lieren. Diese Aktivitäten waren allerdings 
von der lndustrie finanziert und von profes- 
sionellen Beraterfirmen durchgeführt wor- 
den.Alaistar Kent ging so weit,den Kritikern 
vorzuwerfen, sie würden das Leben von 
Menschen riskieren. Er ignorierte dabei die 
Kritik im eigenen Lager sowie die Bedenken 
von Organisationen wie der Bundesärzte- 
kammer, der Gesellschaft für Humangenetik 
oder dem Dachverband der Patientenver- 
bände in den USA,der National Organisation 
for Rare Disorders (NORD - Nationale Orga- 
nisation für seltene Krankheiten). 
Parallel trat der Pharmakonzern SmithKline 
Beecham (SB) in Brüssel als Speerspitze der 
lndustrielobby auf.SB stattete seine Lobbyis- 
ten mit einem Millionen-Budget aus, um die 
Verabschiedung der Richtlinie voran zu trei- 
ben. 
Diese forcierten den scheinbaren Schulter- 
schluss zwischen Patientenverbänden und 
der Industrie. Die Patientenverbände stritten 
nicht ab, dass SmithKline Beecham und die 
Pharmaindustrie die Spesenkosten, wie z.B. 
Anreise und Unterkunft von rund einem 
Dutzend Rollstuhlfahrer zu den Plenarsit- 
zungen des Europäischen Parlamentes be- 
zahlte. Zugleich wurden von SB aufwendig 
gestaltete Broschüren in Umlauf gebracht, 
die alle nur eine Botschaft hatten:Ohne Pa- 
tente auf menschliche Gene würde der me- 
dizinische Fortschritt zum Stillstand kom- 
men. Die zentrale Aussage lautete:,,l\lo pa- 
tents,nocure!" (Keine Patente, keine Behand- 
lung). 
Unterstützt wurde SB u.a.vom Dachverband 
der Europäischen Biotechnologie-Industrie, 
EuropaBio. Dieser wurde 1996 als Nachfolge 
für die Senior Advisory Group Biotechnology 
(SAGB) gegründet und koordinierte die ver- 
schiedenen Aktivitäten von einigen Dutzend 
Lobbyisten. Die SAGB hatte offensichtlich 
gemeinsam mit der Europäischen Kommissi- 
on den Text der Richtlinie erarbeitet.Als die 

Kommission im De- 
zember 1995 den 
Text vorlegte, gab 
die SAGB zeitgleich 
eine Broschüre (,,Pa- 
tenting of Biotech- 
nological Inventi- 
ons") heraus, die an 
alle Abgeordneten 
verteilt wurde. Der 
Entwurf der EU- 
Kommission war in 
manchen Passagen 
wortgleich mit die- 
sem Text der Indus- 
trie. Ein weiterer 

tenverbände tatsächlich von der lndustrie 
missbraucht worden waren. Doch die Richtli- 
nie wurde trotzdem verabschiedet: Am Tag 
der Abstimmung fand eine mit den Geldern 
der lndustrie finanzierte Demonstration 
statt von Personen, die Träger von Erbkrank- 
heiten sind, unter dem Motto ,,Patents for 
Life?. 

Diskussion irn Bundestag 
Die Debatte um die Umsetzung der Gen-Pa- 
tentrichtlinie verlief in Deutschland bisher 
äußerst kontrovers. Vor allem das Justizmi- 
nisterium (BMJ) setzte sich von Anfang an 
für eine möglichst zügige Umsetzung der 
Richtlinie ein, wobei nur geringfügige Ände- 

Hauptakteur war die rungen zugelassen werden sollten. Dagegen 
European Federation of Pharmaceutical In- äußerte die Enquete-Kommission für Bio- 
dustries Associations (EFPIA), ein Dachver- ethik des Bundestages sehr ablehnend ge- 
band der Pharmazeutischen Industrie. Alle genüber dem geplanten Gesetz,der Bundes- 
diese Akteure setzten im wesentlichen auf rat übte deutliche Kritik an der Regierungs- 
eine Karte:die Rolle der Patientenverbande. vorlage und auch die Bundesregierung 
Doch dieses Spiel nahm eine überraschende sprach sich schon im Oktober 2000für Nach- 
Wende. besserungen an der Richtlinie aus. 
Zunächst war sehr augenfällig,dass das Ge- Streit entbrannte insbesondere um die 
genstück der EAGS in den USA, NORD, eine Reichweite der Patente auf genetische Infor- 
diametral entgegengesetzte Position zu mation. In einer Anhörung des Rechtsaus- 
dem vertrat, was Kent als,,essentielles Inter- schusses sprachen sich auch Patentexperten 
esse der Patienten" bezeichnete: Nach An- des Deutschen Patentamtes für eine Begren- 
sicht von NORD schaffen Patente auf zung des Patentschutzes aus. Konterkariert 
menschliche Gene unnötige Monopole, be- wurden diese Bemühungen allerdings von 
hindern den Wettbewerb und verhindern in den Beamten des BMJ, die keine wirklichen 
vielen Fällen Innovationen bei der Entwick- Einschränkungen zulassen wollen. Derzeit 
lung von Medikamenten. scheint unsicher, ob die Umsetzung wäh- 
Unmittelbar vor der endgültigen Abstim- rend dieser Legislaturperiode überhaupt 
mung im Mai 1998 wurde klar,dass auch die noch gelingen wird. 
Mehrheit der europäischen Patientenorga- Würde die Richtlinie vom Deutschen Bun- 
nisationen (nach wie vor) ganz klar gegen destag nicht umgesetzt,wäre dies ein klares 
eine Patentierung menschlicher Gene wa- Signal an die Europäische Kommission, sich 
ren. So brachte die Genetic lnterest Group so bald wie möglich an die Überarbeitung 
eine Stellungnahme heraus, in der festge- der Richtlinie zu machen, um eine angemes- 
stellt wird:,,GIG ist überzeugt, dass, wenn ein senere Ausgestaltung des Patentrechtes zu 
Patent aufein Produkt oder eine Therapie oder erreichen. Nachdem die Richtlinie bislang 
ein pharmazeutisches nur in fünf EU-Län- 
Produkt erteilt wird, dern implementiert 
dass Wissen über eine ES könnte ein Zeichen wurde, und Deutsch- 
Gensequenz enthält werden, dass ,-ich land bei seiner Kritik 
oder darauf beruht, der . . -  - u.a. auf Bündnispart- 
Patentschutz die Se- das demokratische Europa ner wie Frankreich 
quenz selbst nicht um- und Luxemburg zah- 
fassen sollte. Ein ande- 

gegen allzu einseitigen 
len könnte, erscheint 

res Produkt oder eine Einfluss der Wirtschaft ZU die politische Situati- 
Therapie, das Wissen 
über die selbe Gense- wehren weiß. on günstig. Zudem 

könnte ein Zeichen 
quenz enthält oder 
nutzt, sollte von einem 
separaten Patent geschützt werden und es 
sollte keine voneinander abhängigen Patente 
geben." (GIG-Position zur Europäischen bio- 
technologischen Direktive, 19.1 1.1 997). 
In unmittelbarer Folge mußte der exponier- 
teste Lobbyist der Patientenverbände,Alais- 
tar Kent,der monatelang zusammen mit der 
lndustrie und in Namen der Europäischen 
Patentientenverbände für die Richtlinie ein- 
getreten war,auf einmal jegliche Lobbytätig- 
keit einstellen.So wurde klar,dass die Patien- 

dafur gesetzt werden, 
dass sich das demo- 

kratische Europa gegen allzu einseitigen Ein- 
fluss der Wirtschaft zu wehren weiß. Notig 
wäre dazu allerdings auch, jetzt die politi- 
sche Initiative zu ergreifen und es nicht bei 
einer unklaren Patt-Situation zu belassen. 
Davon aber scheint die Bundesregierung 
derzeit aber weit entfernt. Greenpeace hofft 
deswegen, dass zumindest der Bundestag 
sich in einer Resolution noch einmal fur die 
Neuverhandlung der Richtlinie einsetzen 
wird. SPW 312002 



AIDS-Virus in die Zelle hat. Nachdem sich 903). Myriad beansprucht in dem Patent 
viele Wissenschaftler mit dem CCR5 Rezep- etwa 80 menschliche Genabschnitte unter- 
tor und seinen möglichen therapeutischen schiedlicher Länge. Sie enthalten verschie- 
Ansätzen befasst hatten, mussten sie fest- dene Genmutationen,die typisch sind für er- 
stellen, dass die Firma Human Genom Sci- bliche Brustkrebs-Erkrankungen. Das Patent 
ences bereits 1995 eine Patentanmeldung schließt außerdem Diagnose-Verfahren ein 
auf die entsprechende Gensequenz einge- sowie die Rechte zur Verwendung des Gens 
reicht hatte (W096/39437). Obwohl die Fir- zurTherapie und Herstellung von Arzneimit- 
ma in ihrer Patentschrift nicht einmal eine teln. 
Verbindung zur HIV-Infektion erwähnt,ver- Den umfassenden Ansprüchen liegt aller- 
langt sie auch im Rahmen der AIDS-For- dings nur eine geringe technische Leistung 
schung die Rechte an diesem Gen. Jorge von Myriad zugrunde: Bereits vor der Entde- 
Goldstein,der Anwalt des Unternehmens er- ckung durch die Firma war bekannt,auf wel- 
klärt dazu:,,werimmer als Erstes eine DNA-Se- chem Chromosom und in welchem Ab- 
quenz patentiert - für welche Nutzung auch schnitt des Chromosoms die Mutationen zu 
immer - kann nachfolgende Nutzungen 610- suchen sind. 
ckieren" (Science,Vol 275,28.2.1997 5.1263) Die Folgen derartiger Patente können weit 
Auch auf der Ebene der medizinischen Diag- in die ärztliche Praxis hinein reichen.Zwar ist 
nose Iäßt sich die negative Wirkung von Pa- die Heilung vieler Erkrankungen in weiter 
tenten empirisch belegen: Mildred Cho von Ferne, doch bei der Beurteilung des Krank- 
der Standford University präsentierte auf heitsverlaufes, der Heilungsaussichten und 
dem OECD-Workshop über genetische Erfin- der Wahl der besten Therapie erlangen be- 
dungen vom 24.-25.1.2002 in Berlin ihre Stu- stimmte Gene als Hilfsmittel zur Diagnose 
die,,Effects of gene Patents and licenses on eine zunehmende Bedeutung. 
clinical genetic testing" (Wirkungen von Europäische Ärzte sorgen sich deswegen, 
Genpatenten und Lizenzen auf klinische dass sie u.a.vom BRCA-Patent direkt betrof- 
Genforschung). Demnach haben 25% der in fen sein werden: 15 mit öffentlichen Geldern 
den USA befragten LaborsTestverfahren we- finanzierte Labors in England fürchten eine 
gen Forderungen Verdopplung ihrer 
von Patentinhabern Kosten, obwohl sie 
eingestellt, 53% un- Die Biotech-Industrie nicht die von Myriad 
terließen die Entwick- beschriebenen Ver- 
iung eigener, verbes- instrumentalisierte Patien- fahren verwenden. 
serter diagnostischer tenOrganiSationen und Entsprechende Forde- 
Verfahren, weil ent- rungen von Myriad 
sprechende Patente missbrauchte erbkranke wurden bereits be- 
vergeben worden Personen zur emotionalen kannt: Demnach wird 
waren. Schlussfolqe- sich die Untersu- - 
rung: ,,Laborleiter in Erpressung der chung auf Brustkrebs 
den USA glauben, dass 
Patente und Lizenzen 

- 
Mandatsträger. von 750 Pfund je Pati- 

ent auf das Doppelte 
eine negative Wirkung verteuern (The Guar- 
auf Zugang, Kosten und Qualität von Tests dian, 17.1.2000).Aus der Schweiz wurde be- 
und auf den lnformationsaustausch von For- kannt, dass der Preis von derzeit etwa 1400.- 
schern haben". SFR.auf 4020.- £ steigen soll. 
Bestätigt wird diese Aussage auch durch Das Institut Curie in Frankreich, die Gesell- 
eine Studie von Merz, J.F. et al, Nature vom schaften für Humangenetik aus Belgien,den 
7.2.2002 (,,Diagnostic testing fails the test" - Niederlanden und Deutschland haben 
DiagnostischesTesten versagt im Test), in der inzwischen rechtliche Schritte gegen das 
ebenfalls negative Auswirkungen für Patien- Monopol von Myriad eingeleitet und Ein- 
ten und klinische Laborsfeststellt gewurden. sprüche am Europäischen Patentamt einge- 
Dass auch in Europa derart weitreichende reicht. Sogar das Europäische Parlament,das 
Patente erteilt werden,zeigen aktuelle Fälle 1998 die EU Richtlinie verabschiedet hatte, 
am Europäischen Patentamt. Das erste Pa- kündigt sich in seiner Resolution vom 
tent auf ein menschliches Gen wurde schon 4.10.2001 Einsprüche gegen das Patent an. 
1990 erteilt. Inzwischen hat das EPA über 
6000 Anmeldungen erhalten, über 800 der- Exempel falscher lndustriepolitik 
artiger Patente hat es bereits erteilt. Mit der Resolution gegen das Patent auf das 
Welche Folgen auf Ärzte, Kassen und Patien- Brustkrebsgen erreichte die Debatte des Eu- 
ten zukommen können, wenn die lndustrie ropäischen Parlamentes um die Gen-Patent- 
über die Patente auf die Gene auch die diag- richtlinie ihren vorläufigen Höhepunkt. 
nostischen Verfahren kontrolliert werden, Am 1.3.1995 nutzte das Europäische Parla- 
zeigt das Beispiel des Brustkrebs-Gens: Das ment (EP) zum ersten Mal die durch den 
Europäische Patentamt (EPA) in München er- Maastricht-Vertrag zugestandene Macht 
teilte am 23.5.2001 der US-Firma Myriad aus und lehnte entgegen dem Willen des Minis- 
Salt Lake City/ Utah für das Brustkrebs-Gen terrates und der EU-Kommission die Richtli- 
BRCA 1 ein umfassendes Patent (EP 0705 nie,,Rechtlicher Schutz biotechnologischer 

Erfindungen", komplett ab. Drei Jahre später, 
am 12.5.1998, nahm das Plenum mit großer 
Mehrheit einen neuen Entwurf an,der im In- 
halt so gut wie identisch mit jenem war,der 
von denselben Abgeordneten zuvor abge- 
lehnt worden war. 
Was führte zum Umschwung in der Meinung 
der Parlamentarier? Die lndustrie hatte 
schon vor dem für sie niederschmetternden 
Votum im März 1995 mit erheblichem Auf- 
wand versucht, auf die Meinung des Parla- 
ments Einfluss zu nehmen.Aber im zweiten I 

Durchgang ab Dezember 1995 engagierte 
sich die Biotech-Industrie in noch nie dage- 
wesenem Ausmaß. Neben der direkten und e 

offenen Einflussnahme, bei der einige Dut- 
zend Lobbyisten die Abgeordneten in per- 
sönlichen Gesprächen bearbeiteten,griff die 
lndustrie zu Maßnahmen, die eindeutig ge- 
gen das notwendige,,FairplayM im demokra- 
tischen Miteinander verstoßen.Wesentlich- 
tes Element war die gezielte Instrumentali- 
sierung unabhängiger Patientenorganisati- 
onen und der Missbrauch von Personen,die 
Träger von Erbkrankheiten sind, zur emo- 
tionalen Erpressung der Mandatsträger 
(Ausführlich nachzulesen in: Gene, Mono- 
pole und ,,Life-lndustry", eine Dokumen- 
tation über die Patentierung von Leben, 
www.greenpeace.de). 
Bei der Abstimmungsniederlage der Patent- 
lobby im März 1995 spielte das negativevo- 
tum der Patientenverbände zur Patentie- 
rung menschlicher Gene eine entscheiden- 
de Rolle. Die Patientenverbände hatten sich 
gemeinsam mit verschiedenen anderen Or- 
ganisationen gegen die Richtlinie und damit 
gegen die Monopolisierung menschlicher 
Gene ausgesprochen. 
Im Vorfeld der Abstimmung über den neuen 
Entwurf der Richtlinie konzentrierten sich 
die Bemühungen der lndustrie auf diese 
Gruppe. Die Patienten erschienen als ein ge- 
eigneter Bündnispartner im Kampf um die 
Stimmen der Abgeordneten des Europäi- 
schen Parlamentes.Sie sollten glaubhaft ma- 
chen, dass es bei dieser Richtlinie nicht nur 
um die lnteressen der lndustrie ging. Die 
Konzerne verliehen ihren wirtschaftlichen 
Interessen so einen gemeinnützigen An- . 
strich. 
Alastair Kent, der wichtigste Lobbyist der in 
diesem Zusammenhang für die Industrie ak- , 
tiv wurde, vertrat in Brüssel offiziell die Pa- 
tentientendachverbände European Alliance 
of Genetic Support Groups (EAGS) und Ge- 
netic lnterest Group (GIG), einen Dachver- 
band englischer Patientenorganisationen. 
Unter seiner Führung änderten diese Ver- 
bände angeblich ihre Position in der Frage 
der Patentierung menschlicher Gene inner- 
halb weniger Monate vollständig: 1995 op- 
ponierten EAGS, GIG und Kent gegen die 
Verabschiedung der Richtlinie, weil sie die 
Patentierung menschlicher Gene verhindern 
wollten. 1997 traten sie vor der ersten Le- 
sung der Richtlinie an die Spitze der Befür- 

POS: Point OfService Plans versuchen Struk- Versicherungsschutzzu angemessenen Prä- 
turen von HMOs und PPOs zu vereinen. Der mien zu erhalten. Studien weisen auf 
Versicherte kann beim Eintritt eines Krank- schlechtere Versorgungsergebnisse von 
heitsfalles wählen, ob er sich innerhalb des chronisch Kranken in Managed Care Orga- 
Netzwerkes oder außerhalb versorgen las- nisationen sowie die Abwanderung chro- 
sen möchte. Die An- nisch Kranker aus 
reizstrukturen sind so den Managed Care 
gesetzt,dass sich i.d.R. In den USA haben es chro- Organisationen in 
65-85% aller Versi- niSch Kranke zunehmend Fee-for-Service Ver- 
cherten innerhalb der träge hin. In den USA 
Netzstrukturen be- schwererfeinen ausreichen- wird daher zuneh- 
handeln lassen. Damit den VerSicherungsSchutz mend über eine Re- 
bleibt ein Großteil der gulierung des Wett- 
Kontrollfunktion er- ZU angemessenen Prämien bewerbs (managed 
halten. ZU erhalten. competition) und 
Die Steuerung der über finanzielle Aus- 
Leistungsnachfrager g le ichsstrukturen 
(Patientenführung) in Managed Care-Syste- nachgedacht (die in manchen Bundesstaa- 
men erfolgt durch wirtschaftliche Anreize ten schon probeweise eingeführt wurden). 
(niedrige Beitragssätze, wenn Leistungsein- 
schränkungen akzeptiert bzw.diefreie Arzt- Disease Management als Alternative zu 
wahl aufgegeben wird, Einholung von Kos- Managed Care in Deutschland 
tenübernahmeerklärungen für Behandlun- Unstrittig ist,dass auch im deutschen System 
gen außerhalb des Netzes) und durch ein Or- noch Rationalisierungsreserven vorhanden 
ganisationssystem wie z.B. Hotlines, Case sind, die durch eine Integration der Versor- 
Management und Telefon-Triage. gung mobilisiert werden können. Bei der 
Die Steuerung der Leistungserbringer erfolgt Übertragung von Managed Care Modellen 
durch enge vertragliche Bindungen.Wird der auf Deutschland werden häufig rechtliche Li- 
Vertrag nicht erfüllt, so sind wirtschaftliche mitationen wie z.B.die Bündelung von Versi- 
Konsequenzen, bzw. der Ausschluss des Arz- 
tes aus dem Netz ohne weitere Begründung 
möglich.Zur Erfüllung vorgegebener Bezugs- 
größen (z.B. Anzahl von Diagnose- und Be- 
handlungsvorgängen) werden ökonomische 
Anreize gesetzt, die den Ara  in eine Zwitter- 
rolle zwischen Patienten- und Eigeninteres- 
sen bringen. So werden beispielsweise für die 
Unterlassung von Diagnose- und Behand- 
lungsvorgängen Jahresendboni gezahlt bzw. 
bei Überschreitung der Bezugsgröße ein Teil 
der Vergütung des Arztes einbehalten. Auch 
in die Therapiehoheit des Arztes wird direkt 
steuernd eingegriffen. Dazu gehört der 
Zwang, medizinisch oder therapeutisch nicht 
notwendig erachteteverfahren durch die Ma- 
naged Care Organisation bewilligen zu lassen. 
Leitlinien müssen verbindlich beachtet wer- 
den und orientieren sich nicht nur an der bes- 
ten medizinischen Evidenz sondern auch an 
wirtschaftlichen lnteressen der Managed 
Care Organisation. 
Durch die skizzierten Umstrukturierungs- 
Drozesse konnten in den USA beträchtliche 
Einsparungen realisiert werden. Die Gewin- 
ner sind allerdings häufig Investoren, an die 
die Unternehmensgewinne fließen. Zudem 
werden die Einsparungen nicht selten durch 
die hohen Verwaltungskosten (bis zu 30%) 
aufgezehrt. Im Endergebnis kommt es zwar 
zu Verschiebungen von Einsparpotenzialen, 
allerdings nicht zu Gunsten derversicherten. 
Vielmehr ist durch den zunehmenden Wett- 
bewerb um die Ausschöpfung von Rationali- 
sierungsreserven eineVerschlechterung der 
Versorgung für,,schlechte Risiken" zu beob- 
achten. So haben es chronisch Kranke zu- 
nehmend schwerer, einen ausreichenden 

cherungs- und Leistungsfunktionen beim 
Kostenträger angeführt. Entscheidend für die 
Überlegung, ob Managed Care ein Konzept 
für eine erfolgreiche Strukturreform in 
Deutschland sein kann, ist allerdings nicht,ob 
die Instrumente und Organisationsformen 
von Managed Care in Deutschland aufgrund 
der derzeitigen Rahmenbedingungen ein- 
führbar sind, sondern welche Auswirkungen 
von Konzepten wie Managed Care oder das 
zur Zeit aufgrund politischer Vorgaben stark 
diskutierte Disease Management auf Versor- 
gungsinhalte und -formen zu erwarten sind 
(Tabelle 1). Disease Management ist ein Ver- 
sorgungskonzept, das sich in der Managed 
Care Umgebung entwickelte,als sich abzeich- 
nete,dass durch Komponentenmanagement 
(isolierte Betrachtung einzelner Bereiche wie 
z.B. der Pharmakotherapie) keine weiteren 
Einsparungen erzielt werden konnten. Es be- 
ruht auf der Prämisse, dass eine systemati- 
sche, integrierte und evidenzbasierte Patien- 
tenversorgung effizienter und effektiver ist, 
als die fragmentierte Behandlung einzelner 
Krankheitsepisoden.lnternational wird unter 
dem Begriff Disease Management ein sehr 
heterogenes Spektrum an Versorgungskon- 
zepten zusammengefasst. In Deutschland 
wurde mit dem Gesetz zur Reform des Risiko- 

eistungserbringer 
ntschädigen und zur Teilnah 



strukturausgleichs der Begriff ,,Disease Ma- von Risikoselektion sowie Stabilisierung der 
nagement" als eine integrierte Versorgungs- Kosten), dass hier mit einem Managed Care 
form definiert, die auf evidenzbasierten Be- Ansatz in Deutschland keine Verbesserung 
handlungsempfehlungen (evidenzbasierten erreicht werden könnten.Vielmehr würden 
Leitlinien) für Ärzte und Patienten, Patienten- zu erwartende Kosteneinsparungen aus 
schulungen,Maßnahmen der Qualitätssiche- dem System abgezogen bzw.durch erhöhte 
rung und einem öffentlichen Benchmarking Verwaltungskosten aufgebraucht (Verwal- 
basiert. In der Praxis bedeutet dies, dass sich tungskosten in der GKV z.Z. ca. 6 bis 8%). Der 
die Patienten nach der Diagnose der chroni- bereits bestehende dysfunktionale Wettbe- 
schen Krankheit in die Programme einschrei- werb um junge, gesunde Versicherte würde 
ben und nach dem weiter zunehmen so- 
neuesten wissen- wie die Versorgung 
schaftlichen Stand be- Reine Kostenkontrolle, ob chronisch Kranker 
handelt werden. Die- über Kostendämpfung sich weiter ver- 
ser ist in den Leitlinien schlechtern. In einem 
der Behandlung be- oder Managed Gare, kann solchen System wäre 
schrieben. Die Leitlini- die Finanzierbarkeit es auch nicht attraktiv 
en heißen evidenzba- aktiv Prävention zu 
siert, weil alle Behand- eines solidarischen betreiben, da die zu 
lungsschritte durch 
wissenschaftliche Stu- 

Gesundheitssystems nicht erwartenden EinsPa- 
. . . . rungen erst nach Jah- 

dien abgesichert sind. mehr lange halten. ren realisiert werden. 
Der Patient wird aktiv Bis zu diesem Zeit- 
im Umgang mit der punkt i s t  der Versi- 
Krankheit geschult,d.h.er bekommt spezielle cherte aber vielleicht schon längst Mitglied 
Empfehlungen für seine Ernährung, Raucher- einer anderen Managed Care Organisation. 
entwöhnungskurse, Informationen zu seiner Im Disease Management hingegen erstellt 
Krankheit und Anleitungen zur Einnahme sei- der Arzt zusammen mit dem Patienten des 
ner Arzneimittel. Internationale Studien ha- Behandlungsplan. Arzt und Patient haben 
ben zeigen können,dass mit dieser Behand- ein gleichgerichtetes Interesse, ein Fort- 
lung die wichtigsten und teuersten Komplika- schreiten der Erkrankung möglichst zu ver- 
tionen der chronischen Erkrankungen ver- hindern.Gerade bei chronischen Erkrankun- 
mieden werden können. Die ersten vier gen ist die aktive Mitarbeit des Patienten bei 
Krankheiten, für die die Programme einge- Therapieplanung und -entscheidungen ei- 
führt werden sollen sind Diabetes mellitus ner der wichtigsten Faktoren für den lang- 
(Zuckerkrankheit), die koronare Herzkrank- fristigen Therapieerfolg. In Managed Care 
heit (Herzinfarkte),Asthma und Brustkrebs. geht dieser patientenzentrierte Ansatz zu- 
Betrachtet man die zu erwartenden Auswir- gunsten der Leistungssteuerung durch die 
kungen von Managed Care und Disease Ma- Managed Care Organisation verloren. 
nagement aufVersorgungsinhalte und -for- 
men imVergleich,so zeigt sich gerade in den Solidarischer Wettbewerb an Stelle einer 
derzeitigen Schwachstellen der Versorgung Ökonomisierung der Medizin 
(Sicherstellung der Versorgung chronisch In den USA initiierte der zunehmende Kos- 
Kranker auf hohem Niveau, Verminderung tendruck im Gesundheitswesen einen Wett- 

Foto:Christ ian Kiel (Berlin) 

bewerb unter ökonomischen Vorzeichen mit 
der Ziel der Gewinnmaximierung durch Aus- 
schöpfung von Rationalisierungsreserven. 
Die daraus resultierenden Einkommensver- 
schiebungen führten nicht zu einer Entlas- 
tung des Systems durch Prämienreduktion 
bzw. Investition in eine bessere Versorgung, 
sondern werden dem System durch Aus- 
schüttung an Aktionäre und durch Ausga- 
ben für Werbekampagnen und immense 
Verwaltungskosten entzogen. Gegen chro- 
nisch Kranke wurde aktive Risikoselektion 
betrieben, ihre Versorgung verschlechterte 
sich. Dies ist letztlich das Resultat einer zu- 
nehmenden Ökonomisierung einer Medizin, 
in der freier Wettbewerb möglichst viele Ra- 
tionalisierungspotenziale erschließen soll. 
Mit derVerabschiedung des Gesetzeszur Re- 
form des Risikostrukturausgleichs wird im 
deutschen Gesundheitssystem ein anderer 
Weg eingeschlagen. Durch die Schaffung von 
finanziellen Ausgleichsstrukturen fur chro- 
nisch Kranke und einer gleichzeitigen Versor- 
gungsoptimierung dieser Patienten in Di- 
sease Management Programmen sind die 
Grundlagen für einen solidarischen Leis- 
tungswettbewerb der Krankenkassen gelegt 
worden. In einem solchen System werden 
Krankenkassen nicht mehr bestraft,wenn sie 
chronisch Kranke anziehen. Die Versorgung 
dieser Patientengruppe, für die ein Großteil 
der Leistungsausgaben der Krankenkassen 
aufgewendet wird, wird auf eine evidenzba- 
sierte Grundlage gestellt. Dadurch werden 
nicht-kosteneffektive Therapiealternativen 
durch kosteneffektive Maßnahmen ersetzt 
(z.B. Pseudoinnovationen,Me-too -,,Ich auch" 
- Präparate) und kostenintensive Spätkompli- 
kationen vermieden. Die freiwerdenden Res- 
sourcen verbleiben im System und können 
von den Krankenkassen zur weiteren Versor- 
gungsoptimierung oder zur Entlastung ihrer 
Versicherten durch Beitragssatzsenkung ein- 
gesetzt werden. Daher sind die geplanten 
Chronikerprogramme ein wichtiger Paradig- 
menwechsel. Sie führen einen Krankenkas- 
senwettbewerb um die bessere Versorgung 
chronisch Kranker ein.Gut versorgte Chronik- 
er werden durch dieVerbindung mit dem Ri- 
sikostrukturausgleich für die Krankenkasse 
attraktiv.Jetzt sind Chroniker in Deutschland, 
genau wie in den Managed Care Unterneh- 
men in den USA, für die Krankenkasse eine 
wirtschaftliche Bedrohung. Die Disease Ma- 
nagement Programme der Bundesregierung 
sind daher das erste Beispiel für den Versuch, 
durch eine aktive Gesundheitspolitik die be- 
stehenden Qualitätsprobleme im deutschen 
Gesundheitssystem zu beseitigen. Ein solcher 
Kurs muss konsequent und langfristig gegen 
die auf Statik gerichteten Interessen der Ärz- 
teschaft und der Krankenkassen durchgehal- 
ten werden. Reine Kostenkontrolle, ob ~iber 
Kostendämpfungsgesetze oder Managed 
Care, kann die Finanzierbarkeit eines solidari- 
schen Gesundheitssystems nicht mehr lange 
halten. spw 312002 

lndustriepolitik der besonderen Art: 
Patente auf menschliche Gene 
Von Christoph Then 

Wenn es nach dem Willen der Industrie geht, 
dann werden bald auch in Deutschland Pa- 

1 tente auf menschliche Organe und Gene so- 
wie auf Pflanzen und Tiere und deren Gene 
ausdrücklich erlaubt.Der Fahrplan des feder- 

* führenden Bundesministeriums für Justiz 
sieht vor,dass noch in dieser Legislaturperio- 
de die EU Gen-Patentrichtlinie der Europäi- 
schen Union (98144) in deutsches Recht um- 
gesetzt werden soll. Die Richtlinie, die 1998 
vom Europäischen Parlament verabschiedet 
wurde, kam durch massive Einflussnahme 
der Industrie zustande. Obwohl der EuGH 
eine Klage der Niederlande und Italiens ab- 
gewiesen hat, ist in den letzten Jahren der 
Widerstand gegen die Umsetzung der Richt- 
linie in vielen Ländern der EU erheblich ge- 
wachsen. 

Gen-Patente in der Kritik 
Besonders die Patentierung menschlicher 
Gene stößt aus verschiedensten Gründen 
auf breite Ablehnung. Entsprechende Stel- 
lungnahmen wurden u.a. von der Bundes- 
ärztekammer, von Krankenkassen, von Pati- 
entenverbänden, der Bioethik-Enquete des 
Bundestages, sowie den Ethikkommissionen 
Dänemarks, Frankreichs und der Schweiz 
veröffentlicht.Auch Bundesrat und Europa- 
rat beziehen Stellung gegen die Umsetzung 
der Richtlinie. Die Parlamente Luxemburgs 
und Frankreichs haben die Umsetzung der 
Richtlinie erst mal auf Eis gelegt. Statt dessen 
wurde vom französischen Nationalrat im 
nationalen Bioethikgesetz ein komplettes 
Verbot der Patentierung menschlicher Gene 
verankert. 
Gegen die Patentierung menschlicher Gene 
gibt es viele Gründe.Ein wichtiges Argument 
ist, dass bereits 1987 entworfene EU-Richtli- 

I nie aus wissenschaftlicher Sicht längst über- 
holt ist. Um zu verhindern, dass einfach nur 
isolierte Gene patentiert werden, schreibt 

P die Richtlinie vor,dass eine kommerzielle An- 
wendung eines Gens bekannt sein muss, be- 
vor ein Patent erteilt werden kann. Doch 
spätestens mit der Entschlüsselung des 
menschlichen Genoms hat sich unsere Vor- 
stellung radikal geändert, was ein Gen und 
seine Funktion (bzw. mögliche kommerzielle 
Anwendung) ist. 
Noch vor kurzem ging man davon aus,dass 
die Zahl der verschiedenen Proteine im 
menschlichen Körper als Anhaltspunkt für 

Christoph Then, Hamburg, ist Gentechnik-Experte 

die Zahl der vorhandenen Gene dienen kön- 
ne. Daher schätzte man die Zahl der mensch- 
lichen Gene auf etwa 100.000 bis 150.000, 
nach der Entschlüsselung des Genoms ver- 
bleiben aber nur noch 20.000-50.000 Gene. 
Angesichts der hohen Zahl der verschiede- 
nen Eiweißstoffe geht man jetzt davon aus, 
dass sogar die Mehrzahl der Gene unter- 
schiedliche Funktionen haben müssen.Von 
,,deru Funktion eines Genes zu sprechen er- 
scheint daher fragwürdig und oft unmög- 
lich. Gestützt werden diese Erkenntnisse 
auch durch die vergleichende Genomfor- 
schung: So soll zum Beispiel ein Gen, das 
beim Menschen in Zusammenhang mit Alz- 
heimer diskutiert wird, beim Fadenwurm die 
Eiablage steuern. 
Immer stärker neigen deswegen Fachleute 
aus ganz unterschiedlichen Bereichen dazu, 
Gene primär als Informationsträger anzuse- 
hen und nicht als chemischen Stoff,mit defi- 
nierter Wirkqualität. 

Noch fragwürdiger ist das EU-Patentrecht 
auf einer weiteren Ebene:Auch für alle Lebe- 
wesen, die technisch verändert werden, in 
die z.B. patentgeschützte Gene eingebaut 
werden, greift der Patentschutz: für das Le- 
bewesen selbst, inklusive aller anderer Lebe- 
wesen,soweit diese auf die beschriebene Art 
und Weise wirtschaftlich nutzbar sind, sowie 
für alle nachfolgenden Generationen, die 
über die patentgeschützten Eigenschaften 
verfügen. 
Bedenklich ist diese Ausweitung des Patent- 
schutzes wegen ihrer unglaublichen Unver- 
hä1tnismäßigkeit:Erfinderische Leistung und 
gewährter Patentschutz geraten in ein kras- 
ses Missverhältnis. Nicht technischeverfah- 
ren werden patentiert, sondern Lebewesen 
selbst werden zu,,ErfindungenU erklärt. 
Letztlich wird bei dieser Art von Patent- 
schutz nicht das Erfinden und Investieren 
gefördert, sondern etwas bereits Vorgefun- 

denes, Entdecktes 
Auch unabhangig wird als,,neuU und,,er- 
von der bioloaischen Patentschutz für Gene finderisch,l umdefi- " 

Mul t i fun  kt ional i tät  schafft ein wissenschaftlich niert. lm Ergebnis 
von Genen ist der Pa- wird so der Zugang 
tentschutz, wie er aus wie wirtschaftlich völlig „, wirtschaftlichen 

der Chemieabgeleitet unsinniges Monopolrecht, und wissenschaftli- 
wurde, für genetische chen Nutzung des 
Information, viel zu das Forschung und Ent- Genoms erheblich 
weitreichend. Eine Fir- hemmt und nicht beschränkt, zum Teil 
ma, die ein Patent auf blockiert. Der soziale 
ein Gen in Zusam- fördert. Vertrag, der ein Pa- 
menhang mit einem tent letztlich sein soll, 
diagnostischen Verfahren erhält, hat dem- durch den eine Balance zwischen den Inter- 
nach auch die Rechte an dem Gen,wenn da- essen von Patentinhaber und Gesellschaft 
mit eine in der Regel sehr viel aufwändigere geschaffen werden soll, wird zerstört. 
Therapie oder ein Arzneimittel entwickelt 
wird - ein wissenschaftlich wie wirtschaft- Folgen von Gen-Patenten 
lich völlig unsinniges Monopolrecht,das For- Ein komplexes Ganzes - das Genom - wird in 
schung und Entwicklung hemmt und nicht kleine und größere Stucke zerteilt. Seine 
fördert. Nutzung wird abhängig von einigen tausen- 
Wenn also Patente im Bereich der Genom- den Patentschriften,zum Herr der Gene wer- 
forschung vergeben werden, müssen sie auf den Aktionärsinteressen und Patentanwälte. 
bestimmte technische Anwendungen be- Selbst unter denen, die dieses System der 
grenzt werden, wie etwa die Herstellung ei- Verwertung aus eigenen wirtschaftlichen In- 
nes Arzneimittels. Die Gensequenzen selbst teressen pushen, kursiert die Befürchtung ei- 
müssten aber frei von Monopolansprüchen nes baldigen Patentclashes, durch den sich 
bleiben. Genau hier versagt die neue Gen- dieses System selbst ad absurdum führen 
Patentrichtlinie der EU: Wird ein Patent auf wird. 
ein Gen (,,StoffpatentrJ) erteilt,gilt der Patent- Die Probleme,die sich aus der Patentierung 
schutzautomatisch auch für alle Funktionen, von Genen ergeben, wurden schon 1997 in 
die zum Zeitpunkt der Patenterteilung noch ,,Science" unter demTitel,,HIV Experts vs.Se- 
gar nicht bekannt waren. quencers in Patent Race" dargestellt. Hier 

wird die Entdeckung des Zell-Rezeptors ge- 
schildert,der in der wissenschaftlichen Fach- 
welt großes Aufsehen erregte, weil er eine 

von Greenpeace Deutscland. wichtige Funktion beim Eindringen des 



GESUNDE REFORLdEN? 

noch über attraktive Versorgungsqualität - 
und zwar für alle ihre Versicherten - und 
über günstige Beiträge halten bzw. verbes- 
sern. Das setzt aber mehr als eine Morbidi- 
täts-,,Orientierungu des RSA voraus. Es setzt 
vielmehr voraus, dass jede Kasse durch den 
RSA genau so viel Ressourcen erhält wie 
bundesdurchschnittlich zur Versorgung ge- 
nau ihrer Risikomischung zur Verfügung ste- 
hen. Voraussetzung dafür sind sozialepide- 
miologisch fundierte Risiko- und Kostenpro- 
file, die möglichst genau die erwartbare 
Morbidität einschließlich der sozial,d. h.nach 
Einkommen, Ausbildung und Beruf unglei- 
chen Erkrankungs- und Bewältigungswahr- 
scheinlichkeiten abbilden und die Fallkosten 
(wie bei den DRGs im Krankenhaus) nach 
Schweregraden differenzieren. Das ist nicht 
unmöglich: jede private Krankenversiche- 
rung und jedes Gesundheitsnetzwerk HMO 
in den USA (vgl. dazu Lauterbach in diesem 
Heft) kalkuliert so (allerdings zu anderen 
Zwecken). Ein solcher RSA müsste auch 
durch Akteure außerhalb des Systems, und 
das könnte in Deutschland nur der Staat 
sein, schnell angepasst werden könne, wenn 
sich zeigt,dass er unerwünschte Reaktionen 
hervorruft. Dies wird eine langfristige Aufga- 
be sein. 
Erst unter solchen Voraussetzungen wäre 
bei Vertragsverhandlungen das Interesse 
an hoher Qualität und am Abbau von Un- 
ter-, Über- und Fehlversorgung (SVR 2001, 
Band III) dauerhaft auf der Seite der Kassen 
institutionalisiert präsent, und Kassenpoli- 
tik könnte wieder Gesundheitspolitik wer- 
den. 

Sen und Leistungserbringer tatsächlich über 
,,gleich lange Spieße" verfügen. Denn Billig- 
und Knebelverträge aufgrund ungleicher 
Verhandlungsmacht gehen letzten Endes 
immer auch auf Kosten der Versorgungsqua- 
lität für gesundheitlich und sozial besonders 
Benachteiligte. 
Dann erst wäre es auch vertretbar, über eine 
Verlagerung des (heute nach § 72 SGBV ge- 
meinsam bei den 

wechseln können.Gesundheitspolitisch wi- 
dersinnig ist es auch, wenn Versicherte, die 
ihre Kasse wechseln wollen,dann U. U. auch 
nicht mehr zum selben Hausarzt gehen 
dürfen. Unklar ist auch, wie kleine Kassen 
hinreichend flächendeckende und erreich- 
bare Versorgungsnetze organisieren oder 
unter Vertrag nehmen können. Unbefriedi- 
gend gelöst wäre -auch bei einer zu erwar- 

tenden weiteren Ver- 
Krankenkassen und minderung der An- 
den Leistungserbrin- Erwiesen sind zahl von Kassen und 
gern liegenden) Si- partizipativ gestaltete der Zunahme von 
cherstellungsauftra- kassenü bergreifen- 
ges nachzudenken. Projekte der Betroffenenak- der Kooperation - 
solange die Kassen * '  ' urig z, B. in Schulen in ebenfalls das Problem 
einen dauerhaften der Organisation der 
und starken okono- ial benachteiligten pravention: Moderne 
mischen Anreiz ha- Stadtteilen. und erfolgreiche Kon- 
ben, ,gute Risiken' zepte beziehen sich 
auch in der Versor- meist auf Bevolke- 
gung zu bevorzugen,darf ihnen eine sozial- rungsgruppen, die regional oder nach Le- 
politisch verantwortungsbewusste Gesund- bensweisen bzw. Milieus bzw.,settings1defi- 
heitspolitik den Sicherstellungsauftrag niert sind - und nicht nach der Mitglied- 
jedenfalls nicht ubertragen. schaft in einer Kasse. 
Entscheidend sind also die Reihenfolge und Aber eine erreichbare zweitbeste Losung ist 
die Prazision:zuerst Ausschaltung der uner- besser als das auf absehbare Zeit in Deutsch- 
wünschten Wirkungen des Kassenwettbe- land politisch unerreichbare Optimum einer 
werbs durch einen nicht nur,morbiditätsori- regionalisierten Einheitskasse (Deutscher 
entierten; sondern einen vollständigen, Bundestag 1990,S.420 f., Ziff.80 - 82), bei der 
sozialepidemiologisch fundierten und mor- der Wettbewerb um gute gesundheitliche 
biditatsbezogenen Risikostrukturausgleich Ergebnisse und kostengunstige Versorgung 
und dann erst Freigabe der Vertragsgestal- zwischen den Regionen ausgetragen würde 
tung und -Partner. (Rosenbrock 2001 a). SPW a20uz 
Auf der gesundheitspolitischen Agenda ist 
die Einführung des ,morbiditätsorientierten Literatur: 
RSA'derzeit erst fur das Jahr 2007 voraesehen. Deutscher Bundestag (1 990) 11 Wahlperiode Endbe- 

Dann - und nur dann und erst dann - wäre Es erscheint fraglich,ob bei den gegenwärtig riCht der EnqUete-Kommission,Strukturreform der 
gesetzlichen Krankenversicherung", BT-Drucksache 

es auch anreiztheoretisch vertretbar, den zu beobachtenden zentrifugalen Entwicklun- lll„„,Bonn 1990, auch erschienen in der Reihe: 
Kassen die Möglichkeit einzuräumen, mit gen im GKV-System die sozialpolitische Sub- zur sache - Themen ~arlamentarischer Beratuna.31 
unterschiedlichen Versorger-Gruppierun- 
gen Verträge zur - professionell oder institu- 
tionell - variablen Erfüllung des einheitli- 
chen Leistungskataloges auszuhandeln und 
abzuschließen.Ein,,lnstitutfür Qualität in der 
Medizin" würde die Einhaltung der ausge- 
handelten Qualitätssicherung (z.B.durch Pa- 
tientenbefragungen) kontrollieren und 
müsste - auch dies eine wichtige Erfahrung 
aus den USA - auch dafür sorgen, dass Kas- 

stanz der sozialen Krankenversicherung bis 
dahin nicht schon ausgeblutet ist. Kurz ge- 
sagt: Der Morbi-RSA muss wesentlich schnel- 
ler kommen und er muss wasserdicht sein, 
weil sein Funktionieren eine essentielle Vor- 
aussetzung für alle wichtigen Reformprojekte 
zur Steigerung von Qualität und Effizienz in 
der sozialen Krankenversicherung darstellt. 
Natürlich wäre das gesundheitspolitische 
Ergebnis, das sich in dieser Perspektive 

auch bei optimisti- 
scher Betrachtunq - 

C -- - ergibt, immer noch 

eine zweitbeste Lo- 
sung: ungelöst wäre 
dann zum Beispiel 
immer noch das Pro- 
blem, dass Kassen 
wenig motiviert sein 
werden, durch Prä- 
vention und Ge- 
sundheitsförderung 
langfristig in die Ge- 
sundheit von Versi- 
cherten ,zu investie- 
ren; weil diese mor- 

.. . ~ 
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Gewerkschaften in Mitteleuropa 
und der Beitritt 
- M e h r  Fragen als A n t w o r t e n  

Von Wolfgang Weinz 

t In seiner Neujahrsansprache 2002 
hat der Präsident der Tschechischen Repu- 
blik,Vaclav Havel,zum Zustand und zur Zu- 
kunft von Staat und Gesellschaft folgende 
Bemerkungen gemacht: 
,,Werden wir ein Staat stolzer Bürger sein, 
die sich nicht fürchten, vor irgendjeman- 
dem den Mund aufzumachen und nieman- 
den nach dem Mund reden müssen, oder 
werden wir ein Staat sein, in dem es sich für 
niemanden auszahlt mit den Einflussrei- 
chen in Streit zu geraten? Werden wir ein 
Staat in anständigen Verhältnissen, in ge- 
genseitiger Solidarität und der gemeinsa- 
men Sorge um das Aussehen unserer 
Wohngebiete und Landschaften sein oder 
ein Staat, dessen öffentliches Leben von 
Hass, Neid, Intrigen und Manipulation ge- 
prägt ist?" 
An die Adresse der Politiker gerichtet stellt 
Havel fest: 
,, Wir sollten wissen, wie sie (die Politiker) 
den mafiösen Strukturen oder der mafiösen 
Interpretation des Kapitalismus entgegen- 
treten wollen,wie konkret sie die Macht des 
Rechts und den Einfluss des Bürgers ... zu 
stärken beabsichtigen, wie sie gedenken 
eine allgemeine Achtung gegenüber der 
moralischen und rechtlichen Ordnung 
durchzusetzen, ohne sich selbst mit der Fik- 
tion zu täuschen,dies lediglich mit weiteren 
Tonnen von immer detaillierten Paragra- 
phen erreichen zu können, die letztendlich 
nicht nur nicht respektiert werden, sondern 
in denen man sich immer schwerer 
überhaupt auskennt." 
Damit trifft Havel das Kernproblem mit dem 
auch die Gewerkschaften in Mittel- und Os- 

I teuropa (MOE) konfrontiert sind. Während 
sich die meisten Länder der Region immer 
noch in der ökonomischen Transformation 
befinden,zeichnet sich zur gleichen Zeit ein 
schwieriger Prozess der politischen Um- 
strukturierung und Demokratisierung ab, 
welcher aber nicht als abgeschlossenes 
oder stabiles Ergebniss bezeichnet werden 
kann. Neben den erfreulichen Veränderun- 
gen in Kroatien und Serbien muss zum ei- 
nen festgestellt werden, dass diese Entwick- 
lungen vor dem Hintergrund fragiler öko- 

nomischer, sozialer und politischer Bedin- 
gungen ablaufen, während sich auf der an- 
deren Seite reaktionäre Kräfte halten und1 
oder ein politisches Roll-Back in einigen 
Ländern insbesondere in der GUS zu unter- 
nehmen versuchen. 
Trotz einiger ermutigender Zeichen und 
Entwicklungen ist Vorsicht geboten, Vor- 
sicht gegenüber Hoffnungen eines schnel- 
len und problemlosen Aufholprozesses der 
Länder in MOE. Die Gründe sind ökonomi- 
scher, sozialer wie politischerArt. 
Zwar haben sich die Volkswirtschaften 
MOEs im letzten Jahrzehnt unterschiedlich 
entwickelt. Grundsätzlich gilt allerdings, ei- 
nigen Gewinnern stehen viele Verlierer ge- 
genüber. Nach einem Bericht der Weltbank 
über die ersten zehn Jahre der Transforma- 
tion hatten nur fünf der insgesamt 27 Län- 
der in der Region in 2000 ein höheres BSP 
als im Vergleichsjahr 1990. Mit dem Jahr 
2000 kann zum ersten Mal seit dem System- 
wechsel in der Region zwar ein Wachstum 
beobachtet werden,was aber zur dauerhaf- 
ten Verminderung des Entwicklungsgefäl- 
les kaum ausreichen wird. Denn das Wachs- 
tum kommt von Ländern wie Russland, der 
Ukraine, Bundesrepublik Jugoslawien, Ru- 
mänien, Kroatien und Tschechien, die von 
einem Tiefpunkt starten und, wie im Falle 
Rußlands, in Verbindung mit der Preisent- 
wicklung der Ölexporte stehen. Noch wich- 
tiger ist, trotz der genannten Wachstums- 
entwicklung ist es nirgends gelungen, das 
Problem der Arbeitslosigkeit zu entschär- 
fen. Im Gegenteil, die Beschleunigung der 
lndustrieproduktion ist wegen der gleich- 
zeitigen Rationalisierungsgewinne in der 
Regel von Arbeitsplatzverlusten begleitet. 
Eine wirklich einstellige Arbeitslosenquote 
weist nur Ungarn aus. Im übrigen muss an 
der Zuverlässigkeit gewisser Statistiken ge- 
zweifelt und der enorme Anteil der Schat- 
tenwirtschaft in Rechnung gestellt werden. 
Dies und die nach wie vor bestenfalls in 
Ansätzen erkennbaren Systeme, der sozia- 
len Sicherung, des Gesundheits- Bildungs- 
und Rentensystems, stellen die Gewerk- 
schaften in der Region vor schwere Proble- 
me. 
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Die gleiche Skepsis und Geduld ist bezüg- 
lich der politischen Entwicklung ange- 
bracht. Denn nicht nur die wirtschaftliche 
Transformation, sondern auch die Umge- 
staltung der politischen Strukturen wird 
durch das Erbe der Vergangenheit behin- 
dert. Dafür ist die kommunistische Ära nicht 
allein verantwortlich. Die entscheidenden 
Wurzeln liegen im 19.Jahrhundert und An- 
fang des 2O.Jahrhunderts. Die unvollendete 
bzw. misslungene Modernisierung von 
oben - nach dem Ende des osmanischen 
Reichs, des Zarenreichs und der K U K Mon- 
archie - schuf zentralistische Staaten, die 
das Entstehen einer Zivilgesellschaft bis 
heute behinderten. Dieses Erbe ist eine 
schwere Last, mit allen Folgen eines aufge- 
blähten Beamtenapparat, das Denken in 
Mustern des Patronagesystems, paternalis- 
tischer Mentalität, der Empfänglichkeit für 
Korruption, der Ineffizienz von Verwaltung 
und Wirtschaft und der Abwesenheit von 
ziviler Gesellschaft und starker unabhängi- 
ger Gewerkschaften. Vor diesem Hinter- 
grund kann mit raschen und spektakulären 
Erfolgen nicht gerechnet werden, schon gar 
nicht durch eine rein formale Übertragung 
westeuropäischer Muster, Institutionen und 
Gesetze. 
Die Zusammenarbeit zwischen den Ge- 
werkschaften in der Region als auch eine 
mitgliederorientierte Informations- und 
Bildungsarbeit zu Wünschen übrig lassen. 
Die Ursachen dafür liegen zum einen da- 
rin, dass unmittelbar nach 1989 in dieser 
Region vielfältige bilaterale Aktivitäten 
stattgefunden haben, die wenig koordi- 
niert und konzipiert waren und in der Fol- 
ge eher zu einem ungesunden Wettbe- 
werb zwischen den Gewerkschaften Mit- 
teleuropas geführt haben, denn zu einer 
Stärkung der interregionalen Zusammen- 
arbeit. Dies ist auch ein Grund für die rela- 
tive späte Errichtung der Büros.Zum zwei- 
ten, haben sich die Länder Mitteleuropas 
und damit auch die Gewerkschaften sehr 
schnell und intensiv auf die Mitglied- 
schaft in die EU konzentriert. Dass dabei 
viele Hoffnungen und Erwartungen ent- 
täuscht wurden und werden i s t  evident, 
hat aber zu einer nationalen Isolation und 
der Verkennung der eigentlichen gewerk- 
schaftlichen Probleme geführt. Die kriti- 
sche gewerkschaftliche Lage in den EU- 
Beitrittsländern muss vor diesem Hinter- 
grund erneut bewertet werden, zumal 



sich der Druck auf die meisten Gewerk- 
schaften mit dem EU Beitritt erhöhen und 
verschärfen wird, was nicht ohne negative 
Auswirkungen auch auf die Gewerkschaf- 
ten der alten EU bleiben wird. 
Jede weitere positive Entwicklung in der 
Region wird von der Reformwilligkeit und - 
fähigkeit der gewerkschaftlichen Führung 
abhängen und von der Frage,wie durch die 
Projektarbeit aktive Gewerkschaftsmitglie- 
der und betriebliche Gewerkschaftsvertre- 
ter erreicht werden können. Gleichzeitig 
sind einige strategische und politische Fra- 
gestellungen im Spannungsverhältnis alte 
EU und Osterweiterung zu klären. Dazu ge- 
hört u.a. die Frage, wie der Europäische Be- 
triebsrat (EBR) agieren wird, wenn die Ge- 
werkschaften Mitteleuropas vollberechtigte 
Mitglieder und als mögliche tarifpolitische 
Konkurrenten vom Management ins Spiel 
gebracht werden? Welche funktionsfähigen 
Instrumente sind im Rahmen der EBR-Ar- 
beit vorhanden, um dem konzerninternen 
Wohlstandsgefälle angemessen begegnen 
zu können? 

Von zentraler Bedeutung i s t  die Frage, was 
und wie der soziale Dialog der Europäi- 
schen Union bewirken kann und wie er un- 
ter den realen Bedingungen der Transfor- 
mationsländer ein- und umzusetzen ist. Da 
muss natürlich zuvorderst gefragt werden, 
wie sich die Lage der Sozialparteien, Regie- 
rungen und Arbeitsbeziehungen in diesen 
Ländern darstellen. Oder genauer gefragt: 

Wie funktioniert der soziale Dialog in Staa- 
ten mit unzureichender Arbeitgeberstruk- 
tur, in Ländern, in denen sich Arbeitgeber- 
verbände - wo es sie denn gibt - weigern in 
substantielle Verhandlungen mit den Ge- 
werkschaften einzutreten? 

Wie greift der soziale Dialog in Ländern, 
die nach wie vor eine unterentwickelte Ar- 
beitsgesetzgebung haben, in denen Ar- 
beitsgerichte existieren, welche überlastet, 
ineffizient oder gar parteiisch sind? 
Wie soll der soziale Dialog in Ländern funk- 

tionieren, welche zwar EU-Richtlinien wie 
ILO Übereinkommen ratifizieren, aber nicht 
umsetzen und noch weniger Mechanismen, 
Mittel und den politischen Willen haben, 

um diese Gesetzgebung auch zu überwa- 
chen? 

Und schliesslich, vor welchem sozialpoliti- 
schen Hintergrund Mitteleuropas soll dieser 
Dialog stattfinden. Wie stabil und seriös 
sind die sozialen Sicherungssysteme wie 
Rente, Arbeitslosenversicherung, Gesund- 
heits- und Bildungswesen, berufliche Quali- 
fikation etc.? 
Es wäre höchst naiv und hochgradig gefähr- 
lich, wenn sich die Gewerkschaften in Mitte- 
leuropa in Ermangelung einer nicht mit dem + 
Westen vergleichbaren Genese und Lage der 
industriellen Beziehungen darauf verliessen, 
dass der Dialog es schon richten wird. Be- 
trachtet man den Zustand nicht weniger mit- 
teleuropäischer Gewerkschaften, so droht 
Gefahr für die gesamteuropäische Gewerk- 
schaftsbewegung, wenn es nicht gelingt die 
Konflikt- und Kampffähigkeit der Gewerk- 
schaften in Mitteleuropa zu erhöhen und 
den sozialen Dialog in der Weise zu modifi- 
zieren, dass er den realen Verhältnissen und 
Bedürfnissen der Arbeitnehmer und Ge- 
werkschaften gerecht wird. SPW 312002 

Zimbabwe nach,,den Wahlen" 
Von Meike Scholz 

,,Das habt Ihr gut gemacht,Zimbab- 
wer. Makorokoto. Amhlophe." Fast schon 
überschwänglich versucht der sonst so 
spröde Robert Mugabe seiner Freude Aus- 
druck zu verleihen.,,Wir haben den Imperi- 
alisten einen atemberaubenden Schlag ver- 
setzt." Der Tag seiner Vereidigung sei des- 
halb ein Sieg Afrikas gegen den Kolonialis- 
mus,jubiliert der 78-jährige und fügt hinzu: 
,,Das ist mein Tag. Mein Tag, euer Tag, unser 
Tag." 
Natürlich hätte Mugabe gerne vor einem 
größeren Publikum gesprochen.Aber sogar 
die Mehrzahl seiner afrikanischen Kollegen 
hat sich nicht persönlich blicken lassen. 
Der Südafrikaner Thabo Mbeki und der Ni- 
gerianer Olusegun Obasanjo. Sie fehlten 
nicht nur an Mugabes Ehrentag. Sie haben 
vorher auch für schwer wiedergutzuma- 
chende Verstimmung gesorgt. Gemeinsam 
mit dem australischen Premier haben die 
Präsidenten von Südafrika und Nigeria eine 
alte Forderung in die Tat umgesetzt: Die 
Suspendierung Zimbabwes vom Common- 
wealth. 

Das kümmere ihn gar nicht, ließ Mugabe 
über seinen lnformationsminister Jonathan 
Moyo verkünden. Diese Entscheidung sei 
mies, sie beruhe schließlich auf dem 
schlechten Bericht der Commonwealth- 
Wahlbeobachtermission. Dessen Mitglieder 
hatten sich nach stundenlanger Beratung 
und heftigen internen Grabenkämpfen 
doch zu einer eindeutigen Haltung durch- 
gerungen: Die Wahlen in Zimbabwe seien 
weder frei noch fair gewesen, urteilten die 
nach Zimbabwe entsandten Common- 
wealth-Wahlbeobachter.. 
Die Bilder von dieser Chaos-Wahl sind welt- 
weit zum Aufmacher der Nachrichtensen- 
dungen geworden.Tausende von Wählern 
standen in kilometerlangen Schlangen - 
geduldig und ruhig warteten sie: Zuerst 
Stunden, dann Tage. 
,,Natürlich warten wir hier - solange, bis 
wir unsere Stimme abgegeben haben. Das 
ist doch unser Recht," sagte ein Mann und 
vor sowie hinter ihm nickten die anderen 
mit den Köpfen.,,Wir wollen einen Wandel", 
fügte sein Nachbar hinzu.,,22 Jahre Mugabe 
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sind genug." Wieder nicken die anderen mit 
den Köpfen. Deshalb warten sie. Deshalb 
bleiben sie geduldig, auch wenn es wahn- 
sinnig langsam vorangeht. In einigen Wahl- 
lokalen von Harare schafften es nur zwei 
oder drei Wähler pro Stunde, bis an die Urne 
vor zu kommen.Der Durchschnitt lag bei 50. 
Angesichts der langen Schlangen haben 
sich die meisten schon von vorneherein auf 
sieben oder acht Stunden Wartezeit einge- 
richtet.Viele hatten sich Stühle mitgebracht. 
Mittags packten einige ihre Thermoskan- 
nen und die belegten Brote aus und mach- 
ten Picknick. Stunden vor Öffnung der 
Wahllokale waren sie doch schon gekom- 0 

men, um einen Platz in der vorderen Reihe 
zu bekommen. Am Sonntag, dem zweiten 
Wahltag, war die Situation vielerorts immer + 
noch nicht besser. Selbst bis zum Abend 
hatten die meisten in Harare und Chitung- 
wiza immer noch nicht gewählt. 
Frustrierend sei das schon, erklärten dazu 
einige Frauen.,,Wir sind müde. Das alles dau- 
ert zu lange." Aber weggehen? Nein. Sie 
würden ihr Stehvermögen schon unter Be- 
weis stellen. Etwas wichtigeres als diese Prä- 
sidentschaftswahl hat es schließlich seit 
1980,also seit der Unabhängigkeit des Lan- 
des, nicht gegeben. Jedes Kind weiß das. 
Seit Monaten hat es doch kein anderes Ge- 
sprächsthema mehr gegebemverabredun- 
gen wurden verschoben:Nach den Wahlen, 

ventionen an sozialen Brennpunkten (Rosen- zunehmen und alle Patienten so früh wie unrealistisch,von einer externen staatlichen 
brock 2001). Über Vorüberlegungen sind die möglich oder noch früher zu entlassen Stelle zu erwarten, dass sie die Qualität der 
Kassen dabei bislang nicht hinausgekom- (ohne dass bisher entsprechende Nachsor- Versorgung gegen dauerhaft wirksame ge- 
men. Man muss kein Schelm sein, um dabei gestrukturen aufgebaut werden), würde genläufige ökonomische Anreize kontrollie- 
zu denken,dass dies wohl anders wäre,wenn durch das gleichgerichtete lnteresse der ren, sichern oder gar verbessern kann.Quali- 
damit,gutel und eben nicht,schlechtel Risi- Kassen verdoppelt und sich inverträgen und tätssicherung (einschließlich der Leitlinien- 
ken zu gewinnen wären. Praxis noch stärker niederschlagen.Alle Part- orientierung, der Nutzung und Steigerung 
Auch die gegenwärtigen Versuche, noch in ner hätten ein ökonomisches lnteresse dar- der Betroffenenkompetenz, der Versor- 
diesem Jahr die Qualität der Versorgung für an, langwierige und teure Fälle - und das gungspfad-Gestaltung etc.) funktioniert 
zunächst vier chronische Erkrankungen sind regelmäßig chronisch Kranke und desto besser (und meistens überhaupt nur 
durch,disease managementi-Programme zu darunter überproportional auch sozial be- dann),je mehr (bzw.wenn) die Leistungser- 
steigern, indem für jeden darin eingeschrie- nachteiligte Menschen - abzuschieben, zur bringer die Entwicklung der dazu notwendi- 
benen Patienten zusätzliche Gelder aus dem nächsten Krankenkasse, ins nächste Ärzte- gen Kommunikation und neuen Handlungs- 
RSA überwiesen werden, kranken neben der netzwerk oder ins nächste Krankenhaus. routinen aus eigenem Antrieb (zumindest 
unprofessionel len Diese Patienten, die aber nicht gegen die eigenen bzw. vertrag- 
Hast bei der Einfüh- auf die Funktionsfä- lich definierten Interessen) selbst entwickeln 
rung an den Anreiz- Es ist ein higkeit des Solidar- und pflegen (SVR 2001, Band II, Kap. 1 - 3). 
wirkungen aus der daSS wegweisende Neue- Prinzips besonders Sonst kommt doch nur wieder eine neue 
Kassen kon kurrenz: angewiesen sind,wä- prachtvoll-hilflos-teure Bürokratie heraus. 
gleichgerichtetes Ziel rungen nurwegen der ren in Versicherung Es hilft halt nichts, man muss systemisch 
von Kassen und Leis- Halsstarrigkeit der Anbie- und Versorgung denken, und das heißt die Interessen und 
tungserbringern wird praktisch nur noch Anreize aller beteiligten Akteure einschließ- 
nicht primär die Ver- ter-Kartelle oder zu starrer mit ,Partnern1 kon- lich ihrer erwartbaren Reaktionen und ~ ü c k -  

besserung der VersOr- Vorschriften scheitern. frontiert, die kopplungen in die Analyse einbeziehen.Tut 
gungsqualität sein, zumindest kein öko- man dies, dann führt kein Weg an der Er- 
sondern die Maximie- nomisches Interesse kenntnis vorbei, dass die bisherige GKV- 
rung der Anzahl der in diese Programme ein- an ihrer optimalen Versorgung haben. Die Steuerung durch Verträge zwischen Verbän- 
geschriebenen Patienten. Versorgung würde aus Patientensicht den (oder in Zukunft auch Versorgungsnetz- 
Die Liste der durch die Kassenkonkurrenz darüber hinaus unübersichtlich (schon weil werken etc.) und Kassen so lange keinen Bei- 
bedingten Fehlanreize mit gesundheitspoli- der Hinweis ,alle Kassen' von vielen Ärzte- trag zur Verbesserung der Qualität des Sys- 
tisch perversen Wirkungen ließe sich verlän- schildern verschwinden müsste), für Ärzte tems leisten kann, wie beide Gruppen von 
gern. Anreize und Imperative aus der Kas- ethisch heikel (weil sie U. U. gleiche Krank- Partnern ein gleichgerichtetes lnteresse an 
senkonkurrenzum gute Risiken durchziehen heitsbilder je nach Kassenvertrag unter- ,guten Risiken'bzw.,unkomplizierten Fällen' 
metastasenhaft mittlerweile jedes Hand- schiedlich behandeln müssten),und im übri- haben.Dieses lnteresse aber und damit auch 
lungsfeld bis hin zu Vertragsverhandlungen gen würde der bürokratische Aufwand -wie die aus ihm folgenden Anreize sind durch 
und Prüfgeschäft, und kaum jemals wirken bei nahezu jeder,Deregulierung1- erheblich den Staat gestaltbar. 
diese Anreize in Richtung auf die gesund- ansteigen.Wer das nicht glaubt, werfe einen Jürgen Wasem et al. benennen auch - irritie- 
heitspolitischen Ziele,dieauch die FES-Auto- Blick auf die Versorgungspraxis in den USA. render Weise allerdings nur im Zusammen- 
ren anstreben. Wissenschaftler von dort sind immer wieder hang mit der Finanzierung der GKV - ein 
Jürgen Wasem et al. folgern daraus: ,,Der fassungslos, wenn sie hören, dass deutsche tendenziell richtiges Instrument dazu:,,die 
Wettbewerb ist bisher auf halber Strecke ste- Gesundheitsökonomen in diese Richtung Einführung des morbiditätsorientierten Risi- 
hen geblieben" und sie fordern -,,mehr vom auch nur denken. kostrukturausgleichs". 
Gleichen" - die Konkurrenz auch auf die Leis- Die FES-Autoren erwähnen diese uner- Wenn den Kassen jeder Anreiz zum Rosinen- 
tungserbringer auszudehnen,indem sie den wünschten Wirkungen des Kassenwettbe- picken genommen würde und zugleich - 
Kassen erlauben wollen, mit Ärztegruppen, werbs nicht ausdrücklich,aber sie haben of- wie auch die FES-Autoren fordern -der ein- 
Krankenhäusern etc. selektiv Verträge zu fenbar darüber auch nachgedacht: sie wol- heitliche Leistungskatalog beibehalten wird, 
schließen. Nun ist unbestreitbar, dass die len, dass die ,,Zuständigkeit für die Steue- dann könnten sie ihre jeweilige Position nur 
derzeitige Konstruktion mit den Kassenärzt- rung der Qualität der Versorgung auf 
lichen Vereinigungen als monopolistischem Institutionen außerhalb des Wettbe- 
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F -.,. ,- 
Anbieter ambulanter Versorgung und der werbs" verlagert wird, in anderen Fas- 
Zwang, mit allen Krankenhäusern der von sungen ihres Papiers fordern sie dafür L * "  

P F:.; . 
den Ländern aufgestellten BedarfspläneVer- ein staatliches,,lnstitut für Qualität in 
träge abzuschließen, innovationshemmend der Medizin". Ein solches Institut wäre 
ist und die Qualitätssicherung erschwert. - unabhängig und kompetent be- i ,  ;.' 4 * 
Was aber würde geschehen, wenn den Vor- setzt sowie mit entsprechenden Voll- 
schlägen der FES-Autoren gefolgt würde? Es machten ausgestattet - eine gute Sa- 
würden sich -wohl eher informell,aber des- che. Es könnte neben der lnitiierung 
halb durchaus nicht weniger wirksam - Inte- und Überwachung von Qualitätsma- 
ressenkoalitionen zwischen Kassen,die ihre nagement in der Versorgung auch 
Risikostruktur optimieren wollen, und Leis- über die Aufnahme neuer Arzneimit- 
tungserbringern, die ebenfalls an möglichst tel in die Erstattungspflicht der GKV + 
unkomplizierten,Fällen'interessiert sind, he- entscheiden, es könnte Qualitätsin- 
rausbilden. formationen über Leistungserbringer 
Der durch die geplante flächendeckende veröffentlichen etc. 
Einführung diagnosebezogener Fallpau- Es ist aber nach allen organisations- 

I 
schalen in den Krankenhäusern gegebene wissenschaftlichen und professions- 
Anreiz, möglichst unkomplizierte Fälle auf- soziologischen Erfahrungen absolut * P- 

Foto:Christian Kiel (Berlin) 
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Das GKV-System - mehr Effizienz durch 
noch mehr Wettbewerb? 
Entgegnung au f  Jürgen Wasem und die Autoren des FES-Papiers 

Von Rolf Rosen brock 

Das Papier der Friedrich-Ebert-Stif- 
tung,auf dem der Beitrag von Jürgen Wasem 
beruht, unterscheidet sich in einem wohltu- 
end von der Masse der Programmpapiere im 
Wahljahr: Es belästigt uns nicht mit der übli- 
chen -falschen - Diagnose einer,,Kostenex- 
plosion", und es verschont uns mit der - em- 
pirisch nicht fundierten - Horrorvision,dass 
zunehmende Alterung und technischer 
Fortschritt das GKV-System spätestens 
übermorgen unbezahlbar machen. 
Statt dessen geht es von der zutreffenden 
Diagnose aus, dass,,die bestehenden Struk- 
turen, Institutionen und Instrumente ... zu- 
nehmend ineffizient (werden)", und dass die 
daraus resultierenden ,,Qualitätsprobleme 

gefeilteren Strategien werben sie um Mit- 
glieder,die mehr Beiträgeeinbringen als ihre 
Versorgung kostet (positive Deckungsbei- 
träge, gute Risiken, Rosinenpicken). 
Das ist ökonomisch rational: Für die Versor- 
gung von ca. 90 % aller Versicherten müssen 
insgesamt nur Ca. 20 % der Gesamtkosten 
(für Krankenhaus,Arzneimittel und Kranken- 
haus) ausgegeben werden, für die anderen 
Ca. 10 % werden hingegen ca. 80 % der Res- 
sourcen benötigt. Die ,teuerstenf zwei Pro- 
zent verursachen ca.die Hälfte der Gesamt- 
ausgaben, und das ,teuerste1 Prozent ver- 
braucht ca. 30 % der Ressourcen (Winkelhake 
et al. 2002). Schon geringfügige Ver- 
besserungen in der 

infolgedessen einen Zustrom an Versicher- 
ten mit Diabetes zu verkraften hätten. Denn 
auch ein kostengünstig versorgter Diabeti- 
ker ist immer noch wesentlich ,teurerlals ein 

1 

Durchschnitts-Versicherter. Bei Überlegun- 
gen von Kassen-Managern zu jeder Form 
der Versorgungsinnovation spielt stets die 
Furcht eine Rolle, im Falle des Erfolges 
Attraktivität bei den ,falschen1 (weil chro- 
nisch Kranken, und damit überproportional 
sozial benachteiligten) Zielgruppen zu ge- 
winnen (so z. B. auch Oldiges schon 1999, 
S. 21 6). 
Deutlich wird die Fehlsteuerung durch die 
Kassenkonkurrenz auch bei der Umsetzung 

des,neuenf § 20 SGB V, 
ohne Versagen auch der Selbstverwaltung Risikomischung kön- der die Kassen ver- 
nicht (hätten) entstehen kÖnnenn.Zu Recht nen die Geschäftssi- Das kassenökonomische pflichtet, durch Leis- 
gehen die Autoren davon aus,dass das GKV- 
System mit seinen ehr- und verteidigungs- 
würdigen zivilisatorischen Errungenschaf- 

tuation einer Kasse WetfbewerbSfeld ist die tungen der primären 
deshalb wesentlich Pravention ,,insbeson- 
einschneidender ver- Risikomischung. Die Kassen dere einen Beitrag zur 

ten überleben kann, wenn die im Kern des bessern als mühsa- werben um Mitglieder,die Verminderung sozial 
Problems liegenden Steuerungsprobleme me (und zunächst bedingt ungleicher 
überwunden werden (Rosenbrock 2002). immer kostspielige, mehr Beiträge einbringen Gesundheitschancen" 
Was sie allerdings als Lösung vorschlagen, und oft erst nach ,Is ihre Versorgung kostet. zu erbringen.Tatsäch- 
erinnert an einen Süchtigen,der als Reaktion mehreren Jahren er- lich bieten die Kassen 
darauf, dass ihm sein Suchtmittel nicht be- tragreiche) Versuche auch mehr als zwei 
kommt,vor allem nach,mehr vom Gleichen' der Verbesserung von Qualität,z.B.durch die Jahre nach lnkrafttreten kaum anderes an 
verlangt. gesetzlich gegebenen Möglichkeiten einer als die schon in den Jahren 1989 bis 1996 üb- 
Und das geht so: Seit Anfang der 90er Jahre integrierten Versorgung oder eines Haus- lichen (und gesundheitswissenschaftlich 
wurden die gesetzlichen Krankenkassen arztmodells mit entsprechenden Tarifen. hinlänglich kritisierten) Kursprogramme zu 
vom Gesetzgeber Schritt für Schritt in die Es ist nämlich ein Ammenmärchen,dass die Ernährung, Bewegung, Stressmanagement, 
Rolle miteinander ökonomisch konkurrie- Etablierung dieser vom Konzept her weg- Drogengebrauch etc.. Ob solche Maßnah- 
render Marksubjekte überführt.Trotz Risiko- weisenden Neuerungen nur wegen der men gesundheitlich mittel- und langfristig 
strukturausgleich (RSA) (der nur die Einnah- Halsstarrigkeit der,Anbieter-Kartellel(v.a.der wirksam sind, is t  zum Teil widerlegt,zum Teil 
me-unterschiede, nicht aber die unter- Kassenärztlichen VereinigungenLder unter- umstritten. Unumstritten ist, dass sich V. a. 
schiedlichen Erkrankungshäufigkeiten aus- schiedlichen Rechts- undvergütungsformen gesundheitlich weniger belasteteversicher- 
gleicht) und Abschlusszwang konkurrieren der Leistungsanbieter oder zu starrer Vor- te aus den Mittelschichten von diesen Ange- 
die Kassen nicht primär um mehr Qualität in schriften scheitert: Welchen geschäftlichen boten angesprochen fühlen und dann auch I 

der Versorgung chronisch Kranker, um den Nutzen sollte sich eine Kasse davon verspre- gerne immer wieder kommen. 
Abbau von Unter-, Über- und Fehlversor- chen,wenn sie die gesetzlichen Möglichkei- Das erwiesen wirksame Instrumentarium, 
gung oder einen Beitrag zur Verminderung ten nutzt und z. B.eine gute Diabetiker-Ver- mit dem auch überproportional Menschen 
sozial bedingt ungleicher Gesundheitschan- sorgung aushandelt? Im Erfolgsfalle wäre aus sozial benachteiligten Lebenslagen 
cen.Vielmehr zeigt sich, dass der Satz:,,lnsti- dann zwar dieVersorgung ihrer Zuckerkran- ohne Diskriminierung gesundheitlich wirk- 
tutionen werden nicht von Philosophien, ken qualitativ besser und (zumindest mittel- sam erreicht werden können, sind dagegen 
sondern von Anreizen geformt" auch für fristig) auch kostengünstiger. Aber es könnte partizipativ gestaltete Projekte der Betroffe- 
Krankenkassen gilt: Das kassenpolitisch und zugleich auch ökonomisch höchst uner- nenaktivierung und Organisationsentwick- 
-ökonomisch entscheidende Wettbewerbs- wünschte Folgen haben, wenn sich die Qua- lung in,settings: wie sie v.a.von den AOKen, 
feld ist die Risikomischung. Mit immer aus- lität herumspricht und die Krankenkassen (nicht virtuellen) BKKen und lKKen mit gro- 

ßem Erfolg in der betrieblichen Gesund- 
heitsförderung schon betrieben werden 
(SVR 2001,Band I,Kap.2, Band III,Kap. 1 l).Die 

Prof Dr. rer. pol. Rolf Rosenbrock, leitet am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung Ausdehnung dieses Ansatzes z. Kauf Grund-, 
(WZB) die Arbeitsgruppe Public Health. Er ist stellv. Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirats Haupt-, Sonder- und Berufsschulen in sozial 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, Mitglied des Sachverständigenrates für die benachteiligten Stadtteilen wäre angezeigt 
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sagten die meisten Menschen. Nach den der Regierungspartei waren sie angehalten 
Wahlen machen wir dies oder das. Beim worden.Man hatte sie mit Benzin übergos- 
Gedanken daran glühten die Augen der sen,dann ein Streichholzgeworfen.Sie sind 
Menschen in den Hochburgen der Opposi- bei lebendigem Leibe verbrannt. Sie waren 
tion: Das war in den Städten. Dann wird al- Mitglieder der Oppositionspartei MDC. Je- 
les besser,sagten die Menschen dort. Direkt der wusste das. „Das war das schlimmste 
oder indirekt - je nachdem ob sie Mark- Verbrechen,dass ich mir denken kannn,sagt 
frau, Busfahrer oder Angestellter waren. So Makombe. 
wie bisher könne es doch nicht weiterge- Meistens kamen die Täter von der Regie- 
hen.Jeder dritte in Zimbabwe ist arbeitslos, rung. Sie waren vom Geheimdienst oder 
die lnvestitionsrate Mitglieder der 
liegt bei null Prozent, ZANU-PF-Jugendor- 
die Inflation bei Tausende von Wählern ganisation, sie nann- 
knapp 120 Prozent Standen in kilometerlan- ten sich Kriegsvete- 
und dann sind auch - - .  . - ranen oder Green 
noch die Nahrungs- gell Schlangen - gedul- Bombers, das sind 
mittel knapp.Speiseöl 
i s t  fast nie zu haben, dig und ruhig Warteten sie: die ber erst 2001 im rekrutier- 
genauso wie Zucker, Zuerst Stunden, dann Taqe. ten Milizionäre, das - 
Milch und Seife. Reis waren meist arbeits- 
i s t  viel zu teuer. Den 
kann sich der Normalbürger in Zimbabwe 
nicht leisten. Bei Brot sieht es ähnlich aus. 
Und für das Maismehl - Grundnahrungs- 
mittel Nummer eins in Zimbabwe - müs- 
sen die Menschen stundenlang Schlange 
stehen. Und auch das gibt es nur selten und 
dann nicht überall. So, sagen die Menschen 
deshalb, könne es doch nicht weitergehen. 
Deshalb standen sie selbst kurz vor der 
Schließung der Wahllokale immer noch in 
der langen Schlange - und immer noch 
schien sie sich einfach nicht fortbewegen 
zu wollen. Bis die Polizei gekommen ist. In 
Glen Norah zum Beispiel, einem Stadtteil 
Harares: Die wartenden Wähler hat sie unter 
dem Einsatz von Tränengas auseinanderge- 
trieben. 
Das war am Montag. Da hätten die Wahlen 
längst vorbei sein sollen.Aber die Oppositi- 
onspartei MDC - deren Vorsitzender Mor- 
gan Tsvangirai war der größte Konkurrent 
Robert Mugabes - hatte einen gerichtli- 
chen Antrag eingereicht. Weil so viele Wäh- 
ler ihre Stimme noch nicht abgegeben ha- 
ben, müssten die Wahlen verlängert wer- 
den. So ist es dann auch geschehen - 

zumindest offiziell. Denn tatsächlich haben 
die Wahllokale erst wieder gegen Mittag 
aufgemacht. Und um 18.00 Uhr war dann 
wieder Schicht. Wer nicht gehen wollte, 
wurde eben von der Polizei verjagt. Als hät- 
ten sie nicht schon genug durchgemacht. 
Patrick zum Beispiel hat noch Glückgehabt. 
Er wurde nicht geschlagen,sein Haus wurde 
nicht niedergebrannt, seine Frau nicht ge- 
demütigt. Patrick ist eben hingegangen: Zu 
einer Wahlkampfveranstaltung Robert Mu- 
gabes.,,Sie wollen,dass dort viele Menschen 
sind," sagt er. Deshalb wurde er bedroht 
und gezwungen dorthin zu gehen. „Wir 
mussten unsere Fäuste in die Luft strecken 
und schreien: Nieder mit der MDC. Nieder 
mit Morgan Tsvangirai. Hoch lebe ZANU-PF. 
Hoch lebe Robert Mugabe." 
Sanderson Makombe hat auch Glück ge- 
habt. Seine Freunde nicht. Von Anhängern 

lose Jugendliche, 
nicht älter als 16 oder 17. Bis heute werden 
sie vom Jugendminister angeheuert und 
ausgeschickt um für Chaos zu sorgen und 
Menschen einzuschüchtern, nachdem sie in 
Camps einem militärischen Drill unterzogen 
worden sind. 146 dieser Lager soll es im 
ganzen Land verstreut geben. Inzwischen 
trainieren die Jugendmilizen auch mit der 
Polizei oder sogar mit Armeeeinheiten. Dort 
sollen zwar auch viele Oppositionsanhän- 
ger zu finden sein, aber die gesamte Füh- 
rung besteht aus Hardlinern und ewig lan- 
gen Weggefährten Robert Mugabes. Der 
Luftwaffenchef Perence Shiri ist so einer: 
Der Schlächter von Bhalagwe wird er auch 
genannt. Anfang der 80er Jahre, also kurz 
nach der Unabhängigkeit stand er der 5.Bri- 
gade vor, einer von Nordkoreanern trainier- 
ten Spezialeinheit die direkt dem Komman- 
do Mugabes untergeordnet war. Traurige 
Berühmtheit erlangte diese Truppe in der 
Provinz Matabeleland, der Hochburg der 
damaligen Oppositionspartei ZAPU. Dort 
hat sie Massaker verübt. Mehr als 20.000 
Menschen sollen dabei ums Leben gekom- 
men sein. Das war der sogenannte Gukura- 
hundi. Wer nicht ermordet worden ist, 
musste in Foltercamps leiden, einige Gebie- 
te wurden regelrecht ausgehungert.Gegen 
Dissidenten würde man vorgehen, hatte 
Mugabe damals erklärt.Aber was verstehen 
Kinder von Politik und welcher Dissident ist 
schon im siebten Monat schwanger? 
Wenn heute die marodierenden Banden 
durchs Land ziehen, dann denken viele 
wieder an den Gukurahundi zurück. Und in 
den anderen Provinzen, wo überwiegend 
Shona leben,die von den damaligen Massa- 
kern nicht direkt betroffen waren, haben die 
Menschen angefangen zu verstehen, was 
damals passiert war. Denn inzwischen ge- 
hören auch sie zu den Opfern von Folter, 
Mord und einer strategisch geplanten und 
staatlich organisierten Einschüchterungs- 
kampagne.,,So etwas wie den Gukurahundi 
wird es zwar nie wieder geben," sagt Shari 

Eppel, Mitarbeitern der Menschenrechtsor- 
ganisation Amani Trust.,,Aber die Intention 
der heutigen Gewalttaten ist die gleiche." 
Mehr als 120 Menschen sind in den vergan- 
genen zwei Jahren ums Leben gekommen, 
weil sie sich gegen die Politik Robert Muga- 
bes engagiert haben. MDC- Mitglieder, de- 
ren Anhänger, Farmer, Farmarbeiter, Lehrer 
und Krankenhauspersonal - alle die sus- 
pekt erscheinen, stehen unter Beschuss. 
70.000 Menschen gelten als intern vertrie- 
ben. Bis zu 500.000 Menschen sollen Opfer 
von politischer Gewalt geworden sein. Sie 
wurden gefoltert, vergewaltigt, ihre Häuser 
wurden niedergebrannt, sie wurden ge- 
schlagen, entführt und bedroht. Und den- 
noch hatten sie immer noch genug Kraft. 
Sie hatten ja ihre Hoffnung: Nach den Wah- 
len wird alles besser. 
,,Mugabe kann nicht gewinnenn,sagte Prof. 
Masipula Sithole noch kurz vor den Wahlen. 
Die Umfragen sprächen gegen ihn.,,Muga- 
be kann nicht als Sieger aus den Wahlen 
hervorgehen," erklärte Sithole.,,Auch nicht, 
wenn sie nicht frei und fair sind. Es sei 
denn," schränkte der Politikwissenschaftler 
ein,,,er fälscht die Wahlergebnisse." 
Das hat er getan. Anders lassen sich die Wi- 
dersprüche in den Ergebnissen nicht erklä- 
ren. Während in den städtischen Gebieten 
die Wahlbeteiligung eher als dürftig zu be- 
zeichnen ist, war sie auf dem Land erstaun- 
lich hoch.80 Prozent - das war dort keine 
Seltenheit. Zwar deckt sich das nicht mit 
den Beobachtungen an den Wahltagen. 
Gähnende Leere zeichnete dort die Wahllo- 
kale aus. Aber das ist doch egal. lrgendwie 
bekommt man die Zahlen schon zusam- 
men. Im Wahlkreis Mudzi zum Beispiel sol- 
len knapp 40.000 Wähler ihre Stimme für 
Mugabe abgegeben haben. Dort leben bei 
weitem nicht so viele Menschen - ge- 
schweige denn Wahlberechtigte, kritisiert 
die Opposition. Und wenn man bedenkt, 
dass 1400 MDC-Wahlbeobachter über die 
Wahltage festgenommen und zahlreiche 
weitere mit dem Tode bedroht worden sind, 
wenn sie es wagen sollten,das Wahlbüro zu 
betreten,dann i s t  doch eins deutlich: In den 
ländlich Regionen - diesen für die Oppo- 
sition sogenannten no-go-zones - wur- 
den die Stimmen zugefüttert, die Mugabe 
in den Städten trotz strategisch geplantem 
Chaos verloren hat. 
Am 13. März war alles vorüber: Das Hoffen 
wie das Bangen.Tobaiwa Mudede,der Leiter 
der Registrierungsbehörde, trat vor die Ka- 
meras des von der Regierung kontrollierten 
Fernsehsenders ZBC.,,Kraft meines Amtes 
erkläre ich Robert Gabriel Mugabezum Sie- 
ger der Präsidentschaftswahlen." Amtlich 
besiegelt - die öffentliche Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses: 56 Prozent für Mugabe. 
Nur knapp 42 Prozent für seinen Herausfor- 
derer Morgan Tsvangirai. Um mögliche De- 
monstrationen aufgebrachter Oppositions- 
anhänger zu verhindern, hatte die Armee 



schon am Vortag Straßensperren in den 
dicht besiedelten Vororten der zwei größ- 
ten Städte Harare und Bulawayo errichtet 
und dadurch quasi einen Ausnahmezu- 
stand geschaffen, der durch die schon vor 
den Wahlen verabschiedeten höchst um- 
strittenen Sicherheitsgesetze legitimiert 
worden ist. 
,,Ich fühle mich, als wäre ich auf meiner ei- 
genen Beerdigung," sagte ein MDC-Anhän- 
ger nach der Verkündung der Wahlergeb- 
nisse. Mit einem so niederschmetternden 
Ergebnis hatte niemand gerechnet. Im Ge- 
genteil: Die MDC-Aktivisten haben wirklich 
geglaubt, sie hätten eine Chance. Deshalb 
wollte wohl keiner an den Plan B denken: 
Was machen, wenn Mugabes Wahlsieg er- 
klärt wird?,,Wir erkennen das Wahlergebnis 
nicht an. Mugabes Sieg ist nicht legitim," 
sagte Oppositionsführer Tsvangirai vor der 
Presse. Aber wie er das Wahlergebnis an- 
fechten wolle,verriet er nicht. Bis heute ist 
die Opposition recht st i l l  geblieben.Vor Ge- 
richt hat sie eine Klage eingereicht.Aber zu 
Massendemonstrationen wollte die MDC 
nicht aufrufen. Das sei auch gar nicht ihre 
Aufgabe, sagen Vertreter einiger zivilgesell- 
schaftlicher Organisationen. Das müsste die 
NRO-Gemeinschaft machen - die NCA 
(National Constitutional Assembly) zum Bei- 
spiel, die von der Zivilgesellschaft unter- 
stützte verfassungsgebende Versammlung: 
Für eine Verfassungsreform sollen die Men- 
schen auf die Straße gehen.Denn ohne eine 
demokratische Verfassung, so der NCA-Vor- 
sitzende Lovemore Madhuku, könne es 
doch auch keine demokratischen Wahlen 
geben. Deshalb sei die Opposition auch 
wirklich naiv gewesen. Sie hatte geglaubt, in 
einem diktatorischen Regime mit demokra- 
tischen Mitteln die Wahlen zu gewinnen. 16 
Verfassungsänderungen hat es seit der Un- 
abhängigkeit 1980 gegeben - 16 Verfas- 
sungsänderungen, die den Präsidenten bis 
heute zum unumschränkten Alleinherr- 
scher gemacht haben. 
Ganz oben auf der Agenda steht dabei na- 
türlich der eigene Machterhalt. Dazu wur- 

den in der jüngsten Vergangenheit Gesetze 
verabschiedet, die vornehmlich darauf aus- 
gerichtet sind,oppositionelleTätigkeiten im 
Keim zu ersticken. Nachdem der MDC schon 
kurz nach ihrer Gründung gesetzlich verbo- 
ten wurde, sich mit ausländischen Geldern 
zu finanzieren, droht den NROs nun das 
gleiche Schicksal.ln diesem Lichte sind auch 
die noch vor den Wahlen verabschiedeten 
repressiven Sicherheitsgesetze sowie die 
kürzlich in Kraft getretenen Mediengesetze 
zu sehen. Deren Sinn und Zweck zielt einzig 
und allein auf die Einschränkung der Ver- 
sammlungs- und Meinungsfreiheit ab. 
,,Wenn ich eine Versammlung einberufe", 
erklärt David Hasluk,Vorsitzender des Groß- 
bauernverbandes CFU, ,,dann würde sie 
sowieso verboten." Wenn nicht im Vorfeld, 
dann spätestens nach Beginn der Versamm- 
lung. So war es bei einem Treffen der Füh- 
rungsriege des Gewerkschaftsdachverban- 
des ZCTU.Sie wollten nur wenigeTage nach 
den Wahlen über ihr weiteres Vorgehen be- 
raten.Aber dann stand die Polizei in derTür 
und sagte: Ihr könnt nur weitermachen, 
wenn wir dabei sind. Die Veranstaltung wur- 
de daraufhin abgebrochen. So wie der Bau- 
ernverband unterstützt schließlich auch die 
ZCTU bekanntermaßen die Opposition. 
.Wir müssen von vorne anfangen," sagte 
Lovemore Madhuku kurz nach den Wahlen. 
,,Aber dieses Mal wird es schwieriger", pro- 
phezeite er. Die zweite Demonstration war 
zwar sehr erfolgreich. Die Menschen gingen 
nicht nur in Harare, sondern landesweit in 
vielen Städten auf die Straße. Aber es gab 
wieder einmal Verhaftungen,darunter auch 
die vom NCA-Vorsitzenden Madhuku. Inter- 
ner Druck ist gut. Aber gefährlich. Auch 
nach den Wahlen geht schließlich die Hatz 
auf Oppositionelle weiter. Alles ist so wie 
vorher. 
Ohne externen Druck wird sich deshalb 
nichts ändern.,,Wir wollen nicht von der In- 
ternationalen Gemeinschaft abhängig 
sein," sagen Vertreter der NRO-Gemein- 
schaft zwar. Aber die Regierung könne die 
Internationale Gemeinschaft nicht ins Ge- 
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fängnis werfen. So begründen sie ihre For- 
derung nach mehr Solidarität aus dem Aus- 
land. 
lnzwischen ist Zimbabwe jedoch wieder in  
ziemliche Vergessenheit geraten: Die Sus- 
pendierung vom Commonwealth - eher 
ein symbolischer Akt - hat es gegeben, 
vor den Wahlen wurden schon ein paar so- 
genannte intelligente Sanktionen verhängt. 
Der Westen hat den Verlauf der Wahlen in  
zahlreichen Erklärungen stark kritisiert.Und 
auch die komplette Einstellung der Ent- 
wicklungshilfe ist im Gespräch. Aber ob das 
reicht? 
Dass es der Präsident weiterhin auf hartem 
Kurs steuert zeigen auch die vom Scheitern 
bedrohten Gespräche zwischen der MDC 
und der Regierungspartei ZANU-PF. Über 
nichts anderes als über die Nahrungsmittel- 
knappheit und die Vorbereitung von Neu- 
wahlen wolle man sprechen, hatte der MDC- 
Vorsitzende Morgan Tsvangirai vor Beginn 
der Gespräche angekündigt. Die Idee einer 
Regierung der nationalen Einheit sei abstrus 
und würde nicht in Erwägung gezogen.Süd- 
afrika und Nigeria hatten diesen Vorschlag 
gemacht - zur Konfliktschlichtung sollte er 
beitragen.Aber in einer Regierung,die nicht 
legitim sei,erklärteTsvangirai von Beginn an, 
könne die MDC nicht mitarbeiten. Und mit 
einem Präsidenten dem Korruption, Amts- 
missbrauch und zahlreiche Menschenrechts- 
verletzungen vorgeworfen werden, könne 
man nicht kooperieren. Schon gar nicht, 
wenn dieser Präsident es niemals für nötig 
gehalten hat, mit der Opposition persönlich 
Gespräche zu führen. 
lnzwischen steht Mugabe das Wasser bis 
zum Hals. Nachdem er seinen Landwirt- 
schaftsminister bis kurz vor den Wahlen 
noch verkünden lassen hat, in Zimbabwe 
gebe es genug Mais für alle, hat er nun den 
Katastrophenzustand ausgerufen. 7,8 Mio. 
Zimbabwer von insgesamt 13 Mio. leiden an 
Hunger. 
Die Ausrufung des Katastrophenzustandes 
ist gewiss kein offizielles Eingeständnis ei- 
ner gescheiterten Landpolitik. Mugabe 
steht immer noch zu seinen sogenannten 
Kriegsveteranen, die vor zwei Jahren be- @ 

gonnen haben, meist gewaltsam nicht nur 
die Farmen weißer Landbesitzer zu stür- 
men, sondern auch wirtschaftliche Betriebe 
unterschiedlichster Art sowie die Häuser 
oder Hütten von Oppositionsanhängern. 
Der letzte Schritt ist deshalb eher der Ver- 
s u c h , ~ ~  retten, was noch zu retten ist. Denn 
anerkannte Katastrophen haben einen Vor- 
teil: Massive Hilfslieferungen. Und Mugabe 
scheint darauf zu spekulieren, diese Ge- 
schenke durch seine Kanäle verteilen zu 
können. Dann kann er weiterhin seine seit 
eh und je verfolgte Politik betreiben: 
Den Feind aushungern, den Feind quälen, 
ihn mürbe machen und wenn gar nichtsan- 
deres hilft,dann wird er eben umgebracht. 
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die Einführung des morbiditätsorientierten 
Risikostrukturausgleichs. 

2. Qualität 
Für dieVerbesserung der Qualität derversor- 
gung ist es notwendig,dass die Aufgaben für 
den Verbraucherschutz und die Qualitätssi- 
cherung in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung (GKV) neu verteilt werden. Der 
Wettbewerb muss zukünftig auf die Interes- 
sen der Patienten ausgerichtet werden. 
Dafür ist der Aufbau eines staatlichen Insti- 
tutes für Qualität in der Medizin notwendig, 
das auf der Grundlage wissenschaftlicher Er- 
kenntnisse die Qualitätsstandards für den 
Wettbewerb im Gesundheitswesen defi- 
niert. DieVorgabe von zum Beispiel Mindest- 
mengen oder Leitlinien für wichtige medizi- 
nische Eingriffe gehören zu diesen Stan- 
dards. Die Berechtigung zur Teilnahme am 
Wettbewerb muss an die Erfüllung dieser 
Qualitätsstandards gebunden sein. Spä- 
testens nach einer Übergangszeit müssen 
Einrichtungen, die diesen Qualitätsstan- 
dards nicht genügen können, von der Teil- 
nahme am Wettbewerb ausgeschlossen 
werden. 
Für die Aufnahme neuer Arzneimittel in die 
Erstattungspflicht der Krankenkassen, muss 
ebenfalls eine staatliche Institution,wie zum 
Beispiel das englische,,National Institute of 
Clinical Excellence (NICE)", eingerichtet wer- 
den, die die Erstattungsfähigkeit neuer Arz- 
neimittel für die GKV von deren Kosten-/ 
Nutzenrelationen abhängig macht. Unwirt- 
schaftliche oder unwirksame Arzneimittel 
sollten nicht von der GKV erstattet werden. 
Die Einführung einer Veröffentlichungs- 
pflicht ausgewählter Qualitätsindikatoren 
für die Leistungserbringer trägt ebenfalls zur 
Qualitätssicherung und zur Verbesserung 
der Transparenz der Versorgung bei. Die Ver- 
breitung dieser Informationen zusammen 
mit Patientenversionen der wichtigsten The- 
rapieleitlinien sind notwendige wichtige 
Stärkungen des Verbraucherschutzes in der 
Medizin. 

3. Wettbewerb 
Im Mittelpunkt einer neuen Gesundheitsre- 
form muss der Aufbau einer modernen,soli- 
darischen Wettbewerbsordnung stehen. Die 
bisherigen Möglichkeiten des Wettbewerbs 
werden kaum zur Verbesserung von Qualität 
und Wirtschaftlichkeit in der Krankenversi- 
cherung genutzt. Krankenkassen,aber auch 
Ärzte, Krankenhäuser und die übrigen 
Erbringer von Gesundheitsleistungen sind 
heute zu sehr durch starre Vorschriften ein- 
geschränkt. 
Der Wettbewerb is t  bisher auf halber Strecke 
stehen geblieben. Es fehlen die notwendi- 
gen lnstrumente in den Beziehungen zwi- 
schen Krankenkassen und Leistungserbrin- 
gern,damit sich die wirtschaftliche und qua- 
litätsgesicherte Versorgung im Wettbewerb 
herausbilden kann. Umgekehrt haben auch 

einzelne Leistungserbringer oder Gruppen chen. Heute müssen die Krankenkassen 
von Leistungserbringern kaum Chancen, auch mit denjenigen Einrichtungen Verträge 
sich durch besondere Leistungsfähigkeit schließen,die keinegesicherteversorgungs- 
oder besondere Wirtschaftlichkeit zu profi- qualität bieten. Künftig müssen Krankenkas- 
lieren und so einen größeren Marktanteil in sen und Anbieter freieverträge im Rahmen 
der Versorgung der Versicherten an sich zu der qualitätsorientierten Versorgung schlie- 
binden. ßen können. 
Zu einer solidarischen Wettbewerbsord- Der Wettbewerb führt dann zu mehr Effizi- 
nung gehören: enz, wenn er Anbietern mit hoher Qualität 

Ein einheitlicher Leistungskatalog und einer guten Kosten-Nutzen-Relation 
Ein sinnvoller Wettbewerb muss sich auf die Vorteile ermöglicht. Wenn der Sicherstel- 
Frage konzentrieren, welche Qualität und lungsauftrag durch die Krankenkassen über- 
welche Kosten-Nutzen-Relation eine be- nommen wird, darf es für die Leistungser- 
darfsgerechte Versorgung für alle Versi- bringer keine Pflicht geben,einen Einheits- 
cherten haben muss. Vermieden werden vertrag aller Krankenkassen erfüllen zu müs- 
muss ein Wettbewerb, in dem sich die Ver- sen.Umgekehrt kann es einer Krankenkasse 
sorgung nicht mehr am medizinisch not- und den Patienten nicht zugemutet werden, 
wendigen Bedarf, sondern an der Zah- über den Bedarf hinaus oder in Fällen inak- 
lungsfähigkeit der Versicherten oder ihrer zeptabler Qualität dennoch Verträge ab- 
Attraktivität für die Krankenkassen orien- schließen zu müssen. 
tiert. Nicht die Frage, welche Leistungen 
von den Krankenkassen finanziert werden, 4. Prävention 
sondern von wem und wie die Leistungen Der Ausbau der Prävention ist eine zentrale 
erbracht werden, muss Gegenstand des Aufgabe der Gesundheitspolitik. Durch die 
neuen Wettbewerbs sein. Staatliche Aufga- Einführung und nachhaltige Förderung von 
be ist es, den Rahmen für einen einheitli- nationalen Präventionsprogrammen für die 
chen Leistungskatalog zu bestimmen und großen Volkskrankheiten lässt sich die Ent- 
eine moderne Gesundheitsberichterstat- wicklung des medizinischen Bedarfs in ei- 
tung aufzubauen. ner alternden Gesellschaft maßgeblich be- 

Ein Übergang des Sicherstellungsauf- einflussen. Dafür müssen neue lnstrumente 
trags auf die Krankenkassen geschaffen werden,durch die qualitätsgesi- 
Die Krankenkassen müssen die Verantwor- cherte Präventionsangebote in Schulen,Be- 
tung für die Sicherstellung einer ausrei- trieben und in der breiten Öffentlichkeit im- 
chenden Versorgung übernehmen.Wie in je- plementiert werden können. Diese Pro- 
dem wettbewerblichen System muss die gramme können die Gesund- 
Leistung von demjenigen garantiert werden, heitserwartung insbesondere sozial be- 
der auch die Verantwortung für die Kosten nachteiligter Gruppen verbessern und stel- 
trägt. Eine Kranken- len einen zentralen 
kasse wird vom Versi- Baustein zur langfris- 
cherten mit seinen Nicht welche Leistungen tigen Sicherung der 
Beiträgenverpflichtet, Von den Krankenkassen Finanzierbarkeit der 
eine bedarfsgerechte GKV dar. 
Versorgung ZU garan- finanziert werden, sondern Nach derzeitigem 
tieren. Dieser Verant- von wem und wie sie Stand fehlt auch aus 
wortung entledigt strukturellen Grün- 
sich die Krankenkasse erbracht werden, muss den ein systemati- 
heute durch die pau- (jegenStand des neuen scher Einsatz von Prä- 
schale Weiteraabe ven t i ons~ roa ram-  - . 
dieses Auftraqs an ei- Wettbewerbs sein. men in Schulen, Be- - 
nen Monopolanbie- 
ter. In Zukunft müssen 

trieben und in der Öf- 
fentlichkeit. Die Akti- 

die Krankenkassen ihr Rollenverständnis vitäten der zuständiqen Bundes- und Lan- - 
wandeln: Sie müssen vom,,payerU zum,,play- desbehörden,der Kommunen und der Kran- 
er" im Gesundheitswesen werden. Voraus- kenkassen sind nicht aufeinander abge- 
setzung dafür ist die umfassende Revision stimmt. Es hat sich in der Praxis ein System 
des GKV-Organisationsrahmens. der Komplementärfinanzierung entwickelt, 

Ein Fortfall des Kontrahierungszwangs welches bestimmte Präventionsangebote 
zwischen Leistungserbringern und Kranken- einer Mischfinanzierung durch verschiedene 
kassen 
Kein Wettbewerb kann ohne geeignete 
Wettbewerbsordnung funktionieren. Wett- 
bewerb entsteht nicht, wenn jeder Nachfra- 
ger gesetzlich verpflichtet ist, mit jedem An- 
bieter zu kooperieren. Dies bedeutet für den 
Nachfrager, dass er auch Leistungen einkau- 
fen muss, von denen er weiß, dass sie seinen 
qualitativen Anforderungen nicht entspre- 

Träger unterwirft. 
Um hier zu einer weniger zufallsabhängi- 
gen und langfristig wirksamen Präventi- 
onsarbeit zu gelangen, bedarf es einerver- 
einheitlichung der Verantwortlichkeit für 
die finanziellen Ressourcen der Präventi- 
onsarbeit. Ein Präventionsfonds oder eine 
Präventionsstiftung kann hierbei sehr hilf- 
reich sein. SPW 312002 



GESUNDE REFORMEN? 

Eckpunkte einer neuen 
Gesund heitspolitik 
Von Jürgen Wasem 

.. - ,  ~ 

Das deutsche Gesundheitswesen 
steht vor großen Herausforderungen und 
Reformnotwendigkeiten. Denn die beste- 
henden Strukturen, lnstitutionen und Instru- 
mente werden zunehmend ineffizient, so- 
wohl für die Leistungserbringer,die Beitrags- 
zahler als auch für den einzelnen Patienten. 
Das deutsche Gesundheitssystem hatte im 
internationalen Vergleich über Jahrzehnte 
hinweg eineVorbildfunktion.Zu den Stärken 
im internationalen Vergleich zählen nach 
wie vor 

die vorhandenen modernen medizini- 
schen Einrichtungen, 

eine Versorgung ohne Wartelisten, ein 
schneller und unbürokratischer Zugang zum 
Ara  und Krankenhaus, 

ein umfassender Versicherungsschutzfür 
alle sowie 

ein einheitlicher und vom Einkommen 
unabhängiger Leistungsanspruch, der allein 
durch das medizinisch Notwendige definiert 
wird. 
Dennoch hat Deutschland seine Vorbild- 
funktion im Gesundheitswesen in den letz- 
ten Jahren eingebüßt. Die Lebenserwartung 
in Deutschland liegt unter dem Durchschnitt 
der Länder der Europäischen Union und hat 
sich in den letzten zehn Jahren weniger gut 
entwickelt als die in vielen unserer Nachbar- 
länder. 
Vergleicht man die Sterblichkeit aufgrund ei- 
nes Schlaganfalls, Diabetes mellitus, Darm- 
krebs und Brustkrebs in Deutschland mit der 
Sterblichkeit in Frankreich, Italien, England, 
Finnland, Schweden, den Niederlanden und 
den Vereinigten Staaten, so belegt Deutsch- 
land für jede dieser Erkrankungen einen der 
drei schlechtesten Plätze. Das deutsche Ge- 
sundheitssystem leistet nicht, was es leisten 
könnte. 
Im internationalen Vergleich stehen diesen 
Qualitätsdefiziten deutlich über dem Durch- 
schnitt liegende Ausgaben gegenüber. Nur 
in den Vereinigten Staaten wird ein höherer 
Anteil des Bruttoinlandproduktes für die Ge- 
sundheitsversorgung ausgegeben. Deutsch- 
land hat die höchsten Ausgaben, relativ und 
absolut, für Gesundheit in Europa. Eine der 

zentralen Aufgaben ist es daher, die Kosten- 
Nutzen-Relation des deutschen Gesund- 
heitssystems zu verbessern. 

Aufbruch für eine neue Gesundheits- 
politik 
Eine neue Gesundheitspolitik muss 
insbesondere die Strukturdefizite im deut- 
schen Gesundheitssystem beseitigen: 

Fehlen evidenzbasierter Standards und 
unabhängiger lnstitutionen in der Qualitäts- 
sicherung 
Die aufgezeigten Qualitätsprobleme hätten 
ohne Versagen auch der Selbstverwaltung 
nicht entstehen können. Die eingeleitete 
Öffnung für den Wettbewerb hat nicht zu 
der notwendigen Verlagerung der Zustän- 
digkeit für die Steuerung der Qualität der 
Versorgung auf lnstitutionen außerhalb des 
Wettbewerbs geführt. 

Fehlende sektorenübergreifende Versor- 

gung 
Im deutschen Gesundheitssystem existiert 
eine starke Trennung des ambulanten und 
des stationären Sektors. Beide Sektoren ha- 
ben ein getrenntes Entgeltsystem, welches 
die Leistung und insbesondere die Qualität 
der Versorgung nicht ausreichend berück- 
sichtigt. Durch die Trennung der Budgets, 
Entgeltsysteme und Zuständigkeiten der 
beiden Sektoren kommt es zu einer Diskon- 
tinuität der Versorgung. 
Eine sektorenübergreifende Versorgung, wie 
sie insbesondere in der Krebsbehandlung und 
bei fortgeschrittenen Herz- und Kreislaufer- 
krankungen medizinisch sinnvoll wäre, wird 
daher selten durchgeführt, obwohl vom Ge- 
setzgeber in der Gesundheitsreform 2000 eini- 
ge Möglichkeiten dazu geschaffen wurden. 

Fehlen von Tarifen mit bevorzugten Leis- 
tungserbringern 
Im Bereich der ambulanten Medizin hat sich 
international ein Hausarztmodell bewährt, in 
dem der Hausarzt eine Lotsenfunktion für 
den Patienten übernimmt. In Deutschland 
fehlt z.6. im Vergleich zu den skandinavi- 
schen Ländern und den Niederlanden für 
den Versicherten bislang die Möglichkeit, 
sich in ein wirtschaftlich attraktives Haus- 
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arztmodell einzuschreiben oder sich fürTari- 
fe mit anderen ausgewählten Leistungser- 
bringern zu entscheiden. 

Fehlen von Disease Management Pro- 
grammen für chronisch Kranke 
Mit dem Gesetzzur Novellierung des Risiko- 
strukturausgleichs wird das bislang fehlende 
evidenzbasierte Disease Management erst- 
malig gefördert. Solche Disease Manage- 
ment Programme sind Voraussetzungen in 
unserem differenzierten unübersichtlichen 
Gesundheitssystem, die notwendige Leis- 
tungen zu vernünftigen Kosten und Quali- 
tätsstandards für die Patienten verfügbar 
machen. Durch die Möglichkeit, mit einzel- 
nen Leistungserbringern zu kontrahieren, 
kann sich ein Wettbewerb um Wirtschaft- 
lichkeit und Qualität entwickeln. 
GKV 2010 - Eckpunkte und Instrumente ei- 
ner Strukturreform des Gesundheitssystems 
Wir brauchen eine Neuausrichtung der 
deutschen Gesundheitspolitik. Die Praxis der 
Verständigung auf dem kleinsten gemeinsa- 
men Nenner muss aufgebrochen werden. 
Politik hat dafür die notwendigen neuen 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Eine zu- 
kunftsfähige Gesundheitspolitik muss sich 
an den Grundsätzen von 
1. Solidarität 
2. Qualität 
3. Wettbewerb 
4. und Prävention 
orientieren. 
Eine konsequente Ausrichtung auf diese 
Prinzipien wird notwendigerweise zu einer 
Neudefinition der Rollen, Aufgaben und Ar- 
beitsweisen aller am Gesundheitssystem Be- 
teiligten führen. Politik hat in diesem Zusam- 
menhang die Aufgabe, die Neuorientierung 
der Rolle des Staates einzuleiten. Er muss 
sich aus der bisherigen bürokratischen Steu- 
erung der lnstitutionen zurückziehen und 
sich stattdessen auf den Verbraucherschutz 
und die Sicherung eines qualitätsorientier- 
ten Wettbewerbs konzentrieren. 

1. Solidarität 
Solidarität ist ein Grundprinzip der sozial- 
staatlichenTradition in Europa.Zentrales Ele- 
ment ist der gleiche Zugang zu solidarisch 
finanzierten Gesundheitsleistungen. Damit 
wird Versorgungsgerechtigkeit gewährleis- 
tet. 
Sowohl das Prinzip der solidarischen und pa- 
ritätischen Finanzierung der GKV als auch 
der einheitliche und gemeinsame Leistungs- 
katalog müssen erhalten bleiben. Die Finan- 
zierung des Systems kann weiterentwickelt 
werden durch 

die Berücksichtigung anderer Einkom- 
mensarten, 
die Neuregelung der Versicherungspflicht- 

grenze und der Beitragsbemessungs- 
grundlagen, 

die Umfinanzierung von versicherungs- 
fremden Leistungen, z.6. aus dem Bereich 
der Familienpolitik, 

Marx und Demokratie 
Von Diether Dehm 

musste antifaschistisch durchaus gegen die 
,,offene Diktatur" (Dimitroff) verteidigt wer- 
den. 
Wo die Linke sich fast nur noch mit Parla- 
ment und Staatsverwaltung identifizierte 
und dies als einzige „Machtu ausgab, ver- 
kümmerte allerdings Parlamentsarbeit zum 

Marx Diktaturbegriff war zunächst gleichzeitig auch eine dichotomische Apa- Parlamentarismus - die Serie der Niederla- 
und primär ausschließlich aus der uneinge- thie, die zu der rechtspopulistischen Sicht gen führte jüngst von Österreich über Itali- 
schränkten Verfügung über ökonomische führt, im Parlament würde sowieso nur ge- en, Spanien bis Portugal - und Sachsen-An- 
Ressourcen gefolgert. Die,,Diktatur des Pro- schwätzt und nichts entschieden. Nicht halt! Wo die Wirkung der herrschenden 
letariats" war der qualitativ de- einmal die von Lenin gebotene Hilfskonst- Klasse hinterdemStaat überführt und dann 
mokratischere Gegenentwurf zur Diktatur ruktion,das Parlament sei,,Tribüne des Klas- als endlich gezeigt werden kann- wie dies in 
der Bourgeoisie über die strategisch ent- senkampfs" wurde (zum Beispiel von der Ansätzen in Schweden bei wechselnden 
scheidenden Produktionsmittel. Später - Westlinken) als eine echte Handlungsopti- Mehrheiten und außerparlamentarischen 
mit dem,,l8. Brumaire des Louis Bonaparte" on akzeptiert verinnerlicht. Kämpfen geschieht, öffnet dies neue politi- 
gesellte sich auch jene Beschreibung von Erst mit der Gramsci-Rezeption bzw.mit der sche Optionen nach links. 
politischer Diktatur hinzu,auf die sich Geor- Erkenntnis auch in der westdeutschen Lin- Schon Ende der 60er Jahre begann die Ab- 
gi Dimitroff bezog, als er vom Faschismus ken,die sich nicht mehr auf den Leninismus, lösung des Marxismus von den Revolutio- 
als,,offene Diktatur des ... am meisten impe- (wenn auch nicht unbedingt gegen Lenin) naristen und der Apathie, die der Leninis- 
rialistischenTeils des Finanzkapitals" sprach. orientierte mit dem Ausweiten der Marbur- mus der Komintern im Westen ausgelöst 
Wer mit Marx philosophische Formen der ger Abendroth-Schule auf den euromarxis- hatte. In einem kühnen Vorgriff der Debatte 
ökonomisch bedingten Klassenherrschaft tischen Gramsci-Dis- der 70er Jahre be- 
durchforscht bzw. dagegen ,,mehr Demo- kurs (im Wesentlichen gründete der ehema- 
kratie" reklamiert, wird sich zunächst mit markiert durch Detlev WO die Linke sich fast nur lige 
dem Parlamentarismus befassen müssen. Albers, Kurt Neu- noch mit Parlament und zende des Sozialisti- 
Im Marxismus-Leninismus erscheint das mann, Sabine Kebir, schen (sozialdemo- 
bürgerliche Parlament nur als eine die wah- Wolfgang Fritz Haug) Staatsverwaltung identifi- kratischen) Hoch. 
re Klassenherrschaft verhullende Show-Ver- wurde neben dem zierte und dies als einziae schulbundes Kurt 
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anstaltung des ,,Demokratismus", die im abstrakten Begriff der Neumann 1968 die 
Wahlkampfwettbewerb stets frisch ausge Diktatur (der allzu oft flMacht" ausgab/ verküm- Teilnahme an der 
siebte Tuis und Silberzungen vor die wah- bilderbuchhaft Wort- merte allerdings B u n d e s t a g s w a h l  
ren Akteure der Kapitalverwertung schiebt, wörtlich genommen 1969, dass der ,,fort- 
um entsprechende Ablenkung bei Krisen- war) der Begriff der zum währenden reformis- 
betroffenen auszulösen, die nach mehrfach Hegemonie bzw. der Parlamentarismus tischen Praxis" die 
vergeblichen Versuchen mittels Wahlschein ,,kulturellen Hegemo- ,,abstrakten Revoluti- 
etwas zu verbessern, dann in Wahlmüdig- nie" eingeführt. Nun onsphrasen nicht wi- 
keit und Apathie absinken sollen. So würde konnten auch bei eindeutig bürgerlicher derstehen konnten" und folgert:,,Vorausset- 
Parlamentsarbeit automatisch zu ,,Paria- Klassenherrschaft Überbau zu umkämpften zung für die den Kapitalismus sichernde 
mentarismus" als Megaplan des,,geschäfts- Plätzen erklärt werden.Während,,Staat und Funktion des Parlamentarismus in der BRD 
führenden Ausschusses der Bourgeoisie". Kultur" im Marxismus-Leninismus erst nach i s t  eine systemtragende Politikder SPD. Eine 
Sicher: System hat System. Und die bürger- der Revolution demokratisiert werden durf- solche Politik der Parteiführung ist jedoch ... 
lich demokratische Parlamentsgeschichte ten, war nun Demokratisierung vor dem durch die Mitgliedschaft ständig potentiell 
ist reich an Beispielen,die diese marxistisch- Bruch mit der kapitalistischen Herrschaft bedroht. Die Bedrohung nimmt aber in dem 
leninistische Lesart vordergründig begüns- zur Grundbedingung geworden. Dimitroffs Maße ab, in dem die Mitgliedschaft von den 
tigen könnte. Zumal, wenn die Entnazifizie- Faschismusdefinition erschien in einem an- politischen Entscheidungen ausgeschlos- 
rung in Deutschland sich nahezu aus- deren Licht: Die,,offene und terroristische sen wird:Für die SPD ist gleichzeitig mit der 
schließlich an politischen (vorgeschobe- Diktatur" musste antifaschistisch verhindert Aufgabe sozialistischer Perspektiven in der 
nen) Akteuren der,,offenen terroristischen werden (auch wenn es möglicherweise offiziellen Politik eine zunehmende Entde- 
Diktatur des Finanzkapitals" abreagiert hat, dadurch eine nicht offene, nicht terroristi- mokratisierung und Entpolitisierung zu 
ohne deren Profiteure, die Kruppse und sche Diktatur zu erkämpfen galt, in der es konstatieren." (S. 5) 
Abse,aus dem gesellschaftspolitischen Ver- noch Kapitalismus gab - wie esTogliattti als Neumann nennt verschiedene, damals ak- 
kehr zu ziehen. Aber aus dieser statischen Vorgabe seiner,,Wende von Salerno" formu- tuelle Hauptforderungen der Linken (quali 
Sicht der Parlamente entwickelte sich im lierte). Die ,,am meisten imperialistischen fizierte Mitbestimmung, Kampf gegen die 
Marxismus-Leninismus nicht nur eine revo- Teile des Finanzkapitals" mussten von der Notstandsgesetze, lnvestitionskontrollege- 
lutionaristische Perspektive, mit der nach Herrschaft fern gehalten werden, auch setz, Aussöhnung mit dem Osten), mit de- 
1918 - statt auf die Nationalversammlung wenn es dadurch weniger imperialistische nen parlamentarischer Streit und Wahl- 
- auf,,Sowjetdeutschland" orientiert wurde Bourgeoisie-Teile an der Macht zu halten kampf von links verschärft werden können, 
(was in Katastrophen mündete), sondern galt. Die ,,offene Gesellschaft" (Popper) anstatt sie in reformistischer Formbe- 

stimmtheit technokratisch einzupassen und 
zu entschärfen: „Aus der Interdependenz 
zwischen der Teilnahme der SPD am Parla- 

Dr. Diether Dehm, stellvertretender Vorsitzender der PDS. mentarismus und ihrer Anpassung an den 
Kapitalismus könnte gefolgert werden, dass 

Mit diesem Aufsatz dokumentieren wir einen weiteren Beitrag aus der Diskussionsreihe, die schon die Teilnahme selbst zwangsläufig 
anlässlich der Inszenierung von,,Marxin SohoJ'(HowardZinn) am Kasseler Staatstheaterstatt- zur Anpassung führen müsse, dass deshalb 
gefunden hat (vgl. spw 124,s. 50/5 1). die Wahlen zu boykottieren seien. Diese Po- 
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sition aber begnügt sich mit der Beschrei- 
bung der festzustellenden Entwicklung und 
berücksichtigt nicht die Analyse der histori- 
schen Bedingungen der Anpassung, vor al- 
lem die Unfähigkeit,eine sozialistische Stra- 
tegie zu entwickeln, in der der Kampf für 
den Sozialismus und der Kampf um Tages- 
forderungen nicht auseinander fallen, eine 
Strategie, in der aktualisierbare,Zwischen- 
ziele' (Gorz), die auch als solche begriffen 
werden,Voraussetzungen für eine sozialisti- 
sche Umgestaltung der Gesellschaft be- 
zeichnen." (58) 
Mitentscheidend also für eine anti-parla- 
mentaristische und dafür demokratisch par- 
lamentarische Strategie bleiben in Deutsch- 
land die gesellschaftliche Mobilisierung von 
Gewerkschaften und Sozialdemokratie, 
besonders der den Essentials des Berliner 
SPD-Programms geschuldeten geistigen 
Potentiale in Mitglied- und Wählerschaft. 
Die dazu nötige Entkräftung der soziallibe- 
ral-demagogischen Einpassungsmechani- 
ken geschieht nicht kontemplativ, sondern 
ausschließlich praktisch in Bewegung. In 
dem Maß, in dem eine linkssozialistische 
Partei heute für höhere Reallöhne, die Ein- 
führung der Wertschöpfungsabgabe, der 
Wiedereinführung derVermögenssteuer,für 
die Tobin-Tax, die Wiederbelebung einer 
Mitbestimmungsdiskussion, das grundge- 
setzliche Angriffskriegsverbot streitet etc. 
und dafür mit Teilen der Sozialdemokratie 
und Gewerkschaften in praktische Kämpfe 
parlamentarisch und auf der Strasse mobi- 
lisiert, wäre der entdemokratisierenden und 
integrationistischen Politikvon Parlamenta- 

rismus und SPD-Führung beizukommen. Es 
waren ja durchaus auch sozialreformistisch 
reklamierte und keine linksradikalen Forde- 
rungen, mit denen die Bewegungen des 
Oktober 191 7 begannen: Frieden, Brot und 
Land für kleine Bauern! 
In einer dauerhaften Perspektive muss dabei 
die grundgesetzliche Option einer demokra- 
tischen Enteignung (Artikel 15 GG) als spren- 
gende Forderung des bürgerlichen Parla- 
mentarismus in Parlament und NGOszu neu- 
em gesellschaftlichem Leben entfaltet wer- 
den. Immerhin: das transnational agierende 
Monopolkapital hat in den letzten zwei Jahr- 
zehnten mehr Kleinunternehmer und Privat- 
besitz enteignet, als sämtliche kommunisti- 
sche Parteien der Weltgeschichte zusam- 
mengenommen.Wenn aber Enteignung und 
Umstellung von Großbanken und Konzer- 
nen auf öffentlich-rechtliche Körperschaften 
von links gefordert werden, dann demokra- 
tisch und nach Recht und Gesetz. 
Die gemeinsame Geschichte der Linken in 
der Frage der,,Demokratisierung des Eigen- 
tums" (von Oertzen), der von der SPD ins 
Grundgesetz gekämpfte Artikel 15, von 
dem das Bundesverfassungsgericht 1954 
bis heute gültig bestätigt hat, dass damit 
eine grundsätzlich andere Wirtschafts- und 
Sozialordnung in Deutschland möglich sei, 
gibt in einer gemeinsamen Geschichte nach 
vorne und hinten genügend Interpretati- 
onsspielraum, damit antikapitalistische Ge- 
meinsamkeiten praktisch erlebbar werden. 
Eine PDS unter fünf Prozent wäre hingegen 
die Garantie für eine Stoibersche Kanzler- 
mehrheit. Eine erstarkte PDS kann nicht nur 

die Berlusconisierung Europas in Deutsch- 
land stoppen, sondern auch jener Sozialde- 
mokratie,die sich auf ihr Berliner Programm 
beruft, mit ,,Zwischenzielen"(Gorz), eine 
neue streitbare Praxis abgewinnen. Aber 
auch die PDS selbst hat Optimierungsbe- 
darf:die Enteignungsperspektive hat längst 
noch nicht Wahlkampffuhrung und Iänger- 
fristige Perspektive als antikapitalistisches 
,,Zwischenziel" durchdrungen. 
Kurt Neumanns weitsichtigem Beitrag von 
1968 verdanken wir auch das Augenmerk 
fur den Widerspruch zwischen Sicherung 
und potentieller Aufhebung der kapitalisti- 
schen Verhältnisse durch den Staat aufklä- 
rendes Zitat, in dem der Klassiker die franzö- 
sische Verfassung von 1848 würdigt:,,Der 
umfassende Widerspruch dieser Konstituti- 
on besteht darin: Die Klassen, deren gesell- 
schaftliche Sklaverei sie verewigen soll, Pro- 
letarier, Bauern, Kleinbürger, setzt sie durch 
das allgemeine Stimmrecht in  den Besitz 
der politischen Macht. Der Klasse,deren alte 
gesellschaftliche Macht sie sanktioniert,der 
Bourgeoisie, entzieht sie die politischen Ga- 
rantien dieser Macht.Sie zwangt diese Herr- 
schaft in demokratische Bedingungen, die 
jeden Augenblick den feindlichen Klassen 
zum Sieg verhelfen und die Grundlagen der 
bürgerlichen Gesellschaft selbst in Frage 
stellen können.Von den einen verlangt sie, 
dass sie von der politischen Emanzipation 
nicht zur sozialen fort --,von den anderen, 
dass sie nicht von der sozialen Restauration 
zur politischen zurückgehen." (Karl Marx, 
Die Klassenkämpfe in Frankreich, MEW, Bd. 7, 
5.43) spw 3/2M)2 

sollen weiter Finanzierungsströme im RSA 
umlenken, wodurch sich wiederum eine an- 
dere Front durch die Kassenlandschaft zie- 
hen würde, denn je nach Konkretisierung 
der DMP-Regelung profitieren jeweils ande- 
re Kassenarten von zusätzlichen Finanzmit- 
teln.Schließlich sind die DMPeein Einstieg in 
integrierte, d.h. Leistungssektoren übergrei- 
fende, aber von den Krankenkassen gema- 
nagteVersorgungsformen,die geeignet sind 
den monopolistischen Sicherstellungsauf- 
trag der Kassenärztlichen Vereinigungen 
aufzuweichen. So würde es nicht verwun- 
dern, wenn die Umsetzung der DMP-Rege- 
lung am Zank zwischen allen Beteiligten 
scheitert. 
Im Ergebnis zeigt sich das Konzept der Wett- 
bewerbsöffnung des Krankenkassen,,mark- 
tes" als gescheitert 
und wohl nicht mehr 

Krankenversicherung in dem für Definition 
von Kassenleistungen zuständige Bundes- 
ausschuss der Ärzte und Krankenkassen. 
Scheinbar paradoxerweise plädierten die 
Ärztevertreter einerseits gegen die Aufnah- 
me der Akupunktur in den GKV-Leistungska- 
talog mit dem Hinweis auf Hunderte von 
Studien, teilweise auf höchstem Evidenzni- 
veau, die keinen Beleg für eine Wirksamkeit 
der Akupunktur (vgl. Haustein, et. alt., 1998; 
95: A-800-805 Heft 14.) über einen reinen 
Placebo-Effekt haben liefern können. 
Andererseits wird diese Therapie aber von 
Tausenden von Ärzten praktiziert - nicht sel- 
ten gegen deren eigene fachliche Überzeu- 

gung. 
Die Kassenvertreter wiederum stimmten für 
die Akupunktur als Kassenleistung und da- 

mit für zusätzliche 
Ausaaben, weil sie 

entfallen. Schließlich würde eine Legalisie- 
rung der Erstattungen auch den Kopf der 
Kassengeschäftsführer retten, die sonst mit 
ihrem eigenen Vermögen für illegale Erstat- 
tungsleistungen haften müssten. 
Im Ergebnis wurde ein Kompromiss gefun- 
den, demzufolge die Krankenkassen Aku- 
punktur als befristetes Modellvorhaben zur 
Erprobung neuer Leistungen unter wissen- 
schaftlicher Begleitung anbieten dürfen. 
Ohne an dieser Stelle eine Entscheidung 
über den Nutzen der Akupunktur treffen zu 
wollen, scheinen in dem geschilderten Fall 
Marketingaspekte und Einkommensansprü- 
che als Determinanten des Kassenleistungs- 
spektrums medizinisch-wissenschaftliche 
Kriterien dominiert zu haben. 

Gesundheitsökonomie zwischen Effizienz 
und Rendite 

reparierbar. Mit ge- Sinnvolle Versorqunq ist im die hohe~erbre i tun~ Die Ökonomisierung des Gesundheitswe- 
sens bietet also beides,die Chance einer effi- 
zienteren Deckung des Bedarfs an therapeu- 
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scheitert ist damit der und Akzeptanz die- 
Versuch. Solidaritats- Kassenwettbewerb heute ser Behandlunas- 
prinzip und Wettbe- eher kontraproduktiv, weil form unter den ~e;si- tischen und diagnostischen Leistungen oder 
werb im Gesundheits- cherten (vgl.Kahrs,et. 
wesen ZU versöhnen sie möglicherweise teure alt., 2ooo, „-„, als 

die Gefahr der Reduktion der Versorgung auf 
das nicht medizinisch sondern ökonomisch 
Erwünschte, wobei letzteres aus dem Gebot oder wenigstens kom- Patienten an die Kasse h i n r e i C h e n d e n 

patibel zu machen. An 
bindet. 

Grund nehmen. Sie 
eine Rückkehr zum haben sie in der Ver- 
ständisch organisier- gangenheit meist 

der Lohnnebenkostenreduzierung und dem 
Erfolg von Marketingstrategien ergibt.Geht 
man von dem Ziel aus, den Menschen den 

ten,,gegliederten Kas- auch bezahlt - am Zugang zu einer solidarisch finanzierte,effi- 
sensystem" mit kaum durchlässiger Mitglie- Rande der Legalität und zum Teil auch noch, 
derzuweisung ist aber auch nicht zu denken. nachdem das Bundesversicherungssamt die 
Da drängt sich der Gedanke an die Einfüh- Erstattung ausdrücklich verboten hatte. 

zienten medizinischen Versorgung auf dem 
jeweiligen Stand der medizinischen Kunst zu 
sichern, definieren sich vor diesem Hinter- 

rung einer Einheitsversicherung für allever- Das Rätsel löst sich, wenn man die Interes- grund die Aufgaben einer sinnvollen Ge- 
sicherungspflichtigen oder auch für alle Ar- senlagen der Beteiligten betrachtet: 
beitnehmer auf. Staaten mit Einheitsversi- . ~ i e  Ärzte müssen Akupunktur wegen der 

sundheitsökonomie, nämlich 
Mobilisierung von Wirtschaftlichkeitsre- 

cherungen oder - damit vergleichbar - steu- großen Nachfrage anbieten, um angesichts serven u.a.anhand geeigneter Kosten-Wirk- 

Derlev von Lorcher (Hrrgl 

Jobs,  Jobs ,  J o b s i  

w i e  weiter auf dem Arbeitsmarkt' 

Festschrift zum 65 Geburtstag 
von Horst Peter 

J e n s e i t s  d e s  S p a r Z w a n g s  

Perspektiven fur  eine gerechte 
F~nanz-  und  Steuerpol i t ik 

erfinanzierten Gesundheitssystemen stehen der wegen Überkapazitäten scharfen Kon- 
im internationalen Vergleich nicht schlech- kurrenz ein Abwandern der Patienten zu an- 
ter,sondern besser da als wettbewerbsorien- deren Ärzten, aber insbesondere auch zu 

samkeits-Analysen, effizienterer Organisati- 
onsstrukturen und Verfahren der Qualitätssi- 
cherung, 

tierte. Einen Wettbewerb um bessere Versor- Heilpraktikern zu verhindern. Eine Aufnah- Entwicklung von Rahmenbedingungen 
gungskonzepte - wenn er denn sein soll - me der Akupunktur in den Leistungskatalog 
ließe sich auch regional auf der Leistungser- würde jedoch bedeuten,dass sie nicht mehr 
bringerebene organisieren, wie das Beispiel neben, sondern innerhalb des gedeckelten 

und Regulierungsformen für den Wettbe- 
werb im Gesundheitswesen, die den unzu- 
reichenden Wettbewerbsvoraussetzungen 

UKzeigt. Honorarvolumen für dievertragsärzte abge- 
Wer den Krankenkassenwettbewerb aber rechnet werden müsste, so dass wichtige 
gewissermaßen sich selbst überlässt, also Nebenerlöse verloren gingen. Außerdem 

auf Gesundheitsmärkten Rechnung tragen 
Anpassung der Finanzierung der GKV an 

künftige demographische Bedingungen, an 
darauf verzichtet,einen nicht nur fairen,son- wären die Gebührensätze dann niedriger als Veränderungen der Einkommensstrukturen 
dern einen auch im Sinn des Solidaritäts- bei Privatabrechnung. 
prinzips funktionsfähigen Wettbewerb . Die Krankenkassen müssen ebenfalls auf 
durch einen klaren rechtlichen Rahmen ab- die hohe Akzeptanz der Akupunktur reagie- 

und an eine vernunftige Aufgabenverteilung 
zwischen Staat und Versicherungen. 

spw 312002 

zusichern,folgt einem naiven Wettbewerbs- ren, weil deren Erstattung - zusammen mit 
verständnis. Weicht man der schwierigen der anderer unkonventioneller Heilmetho- 
Aufgabe aus, einen für sozialpolitische Zwe- den - ein wichtiges Motiv für die Kassen- 
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Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion in- Ge- 

cke instrumentalisierten Wettbewerb zu in- wahl der Versicherten ist.Mehr noch: Es wer- 
stallieren, so hat man nur die Wahl, ob man den damit vor allem junge, gebildete, ge- 
auf den Wettbewerb oder auf das Solidari- sundheitsbewusste Menschen, mithin,,gute 
tätsprinzip verzichtet, genauer: Der Markt Risiken" angesprochen, so dass die Erstat- 
wird sich dann gegen das Solidaritätsprinzip tung von Akupunkturbehandlung ein wich- 
entscheiden. tiges Instrument des Marketing und der Risi- 

koselektion ist. Hinzu kommt, dass sich die 
Das Beispiel Akupunktur Kassen Kosteneinsparungen davon verspre- 
Die Dominanz der Okonomik über die Medi- chen könnten, dass Patienten sich mit die- 
zin zeigte sich auch beim Streit um die Auf- sem ungesicherten Heilverfahren zufrieden 

sundheitswesen (1 996). Sondergutachten 1996,Ge- 
sundheitswesen in Deutschland: Kostenfaktor und 
Zukunftsbranche, Band 1, Demographie, Morbidität, 
Wirtschaftlichkeitsreserven und Beschäftigung, Ba- 
den-Baden, 242 

nahme der Akupunkturbehandlung in den geben und damit die Kosten für eine wissen- 
Regelleistungskatalog der Gesetzlichen schaftlich gesicherte, teurere Behandlung 



Die Entwicklung des medizinischen Wissens te Risiken dar,je nachdem,ob ihr individuel- 
ist längst nicht mehr medizin- oder wissen- ler Beitrag das jeweilige gesundheitliche Ri- 
schaftsimmanent determiniert, sondern zu siko ausreichend deckt. Die finanzielle Lage 
wesentlichen Teilen Ergebnis von Marke- einer Kasse ist dadurch umso besser,je mehr 
tingstrategien der Leistungsanbieter und gesunde und zahlungskräftige Mitglieder 
der Versicherungen. Die Festlegung von sie hat und dies führt unter Wettbewerb 
Grenzwerten,die über die Behandlungsbe- dazu, dass die Kassen ständig darum be- 
dürftigkeit entscheiden,von Prioritäten der müht sein müssen, die,,guten Risiken", d.h. 
Forschung oder von Behandlungsleitlinien die Zahlungskräftigen und die Gesunden,an 
werden vielfach durch die Medizinindustrie, sich zu binden bzw.von anderen Kassen ab- 
durch Versicherungskonzerne und deren Ka- zuwerben. Der rechtliche Rahmen verbietet 
pitalgeber bestimmt. Am Beispiel der Prä- eine solche Risikoselektion eigentlich, 
vention koronarer Erkrankungen durch Sen- gleichwohl lassen sich zahlreiche subtile Me- 
kung des Serumcholesterins wird deutlich, thoden hierfür im Marketing von einzelnen 
wie die medizinischen Handlungsfelder so Kassen nachweisen.Andererseits ist eine sol- 
selbst auf die Behandlung gesunder, symp- che aktive Risikoselektion gar nicht notwen- 
tomfreier Menschen ausgeweitet werden dig. Denn es sind überwiegend die gesun- 
können: Würde man die ursprünglich v.a. den, gut gebildeten Versicherten, die eine 
von der Industrie in zahllosen Artikeln, Kon- hohe Wechselbereitschaft zeigen und von 
ferenzen, Studien und Schulungen verbrei- den teueren zu den billigeren Kassen ab- 
teten Eingriffsschwellen für überhöhte Cho- wandern. 
lesterinspiegel zugrundelegen, wäre etwa Damit setzen sie aber einen Teufelskreis in 
die Hälfte der Bevölkerung medikamentös Gang: Je mehr gesunde Versicherte abwan- 
behandlungsbedürftig. (Kühn 1993,6 ff) dern, desto schlechter wird die finanzielle 
Die ökonomische Professionalisierung der Lage der abgebenden Kassen und desto 
Medizin verändert die Rolle der Patientln: besser die der aufnehmenden. Folglich wer- 
Aus einem Objekt eines paternalistischen den die ersteren die Beiträge erhöhen müs- 
Medizinbetriebes wird ein Objekt professio- sen und die letzteren können sie senken,was 
neller Marketingstrategen. Aus dem Ge- wiederum die Abwanderung beschleunigt. 
sundheitsziel einereffizienten Befriedigung Am Ende dieses Prozesses bleiben teuere 
des tatsächlichen Bedarfs wird das einer ge- Kassen für die Kranken und Armen und billi- 
winnoptimalen Vermarktung von Gesund- ge für die Gesunden und Reichen übrig. Das 
heitsgütern und Dienstleistungen. Solidaritätsprinzip, demzufolge die Gesun- 

den für die Kranken, die Reichen für die Ar- 
Das Beispiel Krankenkassenwettbewerb men und die Jungen für die Alten einzuste- 
Alle drei Ebenen der zunehmenden Ökono- hen haben, würde außer Kraft gesetzt. 
misierung des Gesundheitswesens prägen Einen schlagenden Beweis für diesen Me- 
auch den Kranken- chanismus bietet die 
kassenwettbewerb, Entwicklung auf dem 
der im Rahmen des Ein erheblicher Teil der Arzneimittelmarkt in 
Gesundheitsstruktur- diagnostischen und 2001. Während etwa 
gesetzes 1993 durch die Ausgabensteige- 
die sukzessive Zuias- therapeutischen Verfahren runqen proversicher- 
sung der Kassen- ist ineffizient ten für Arzneimittel 
wahlfreiheit für die im Durchschnitt 10% 
Versicherten ab 1996 oder überflüssig. betrugen, lagen sie 
in Gang gesetzt wur- 
de.Ziel dieser Reform 
war es, die Kassen über das Wahlverhalten 
der Versicherten zur effizienten, d.h. vor al- 
lem beitragssatzdämpfenden Versorgung 
ihrer Klientel zu zwingen. DieVerantwortung 
wurde gewissermaßen von der Politikan die 
Kassen, bzw.an den Marktmechanismus de- 
legiert - mit im wesentlichen voraussehba- 
ren gefährlichen Folgen für die Stabilität der 
G KV. 
Unter unregulierten Marktbedingungen 
würde der Wettbewerb sofort - wie in der 
privaten Krankenversicherung - zu risiko- 
äquivalenten Beitragssätzen führen, d.h.von 
gesundheitlich Belasteten würde ein höhe- 
rer Beitragssatz gefordert. In der gesetzli- 
chen Krankenversicherung werden die Bei- 
träge hingegen nach dem Einkommen ge- 
staffelt. Die einzelnen Versicherten stellen 
daher aus Sicht der Kasse gute oder schlech- 

bei den Betriebskran- 
kenkassen bei ca. +O, 

bei den großen Ersatzkassen hingegen bei 
nahezu 20%. Die Ursache für diese Unter- 
schiede liegt auf der Hand. Zwar steigen 
auch für die Betriebskrankenkassen die Arz- 
neimittelkosten absolut. Da aber im großen 
Sti l  gesunde Versicherte zu ihnen abwan- 
dern, die keine Arzneimittel brauchen, blei- 
ben die Ausgaben pro Kopf in etwa kon- 
stant. Die Ersatzkassen verlieren im Gegen- 
satz dazu gesunde Versicherte, daher steigt 
neben den absoluten Arzneimittelkosten re- 
lativ auch die Anzahl derer, die Arzneimittel 
brauchen. Folglich steigen die Arzneimittel- 
ausgaben dort überproportional. Dies hat 
nun alles nichts mit effizienter oder weniger 
effizienter Versorgung der Patienten zu tun. 
Die geringeren Kosten der Betriebskranken- 
kassen sind allein darauf zurück zu führen, 
dass sich bei ihnen die gesünderen Versi- 

cherten und bei den anderen Kassen die ge- 
sundheitlich belasteten Versicherten sam- 
meln. 
Nicht zuletzt versuchen Arbeitgeber ganz 
massiv, ihre Beschäftigten zum Wechsel in 
die Billigkassen zu drängen. So wurden die 
Beschäftigten von McDonalds in einer Mitar- 
beiterinformation aufgefordert, zur BKK 
Mann+Hummel zu wechseln. Hinzu kamen 
Tipps wie: ,,Sollten Sie jedoch chronisch 
krank sein (Asthma, Rückenleiden, Krebs 
etc.), wechseln Sie bitte auf keinen Fall die 
Krankenkasse (...)Wechseln Sie auch auf kei- 
nen Fall,wenn kranke Familienmitglieder bei 
Ihnen mitversichert sind (..J Sollten sie 
bereits 45 Jahre alt sein -würde ich an Ihrer 
Stelle auch nicht mehr wechseln). 
Zwar ist bereits mit dem Gesundheitsstruk- 
turgesetz von 1993 der Kassenwettbewerb 
mit einem Finanzausgleich (Risikostruktur- 
ausgleich) ausgestattet. Dieser Ausgleich 
kann die beschriebenen Mechanismen nur 
mildern, aber nicht beseitigen, da als Merk- 
male der Risikostruktur nur Alter und Ein- 
kommen der Versicherten berücksichtigt 
werden, nicht aber die Morbidität, d.h. der 
Anteil an versorgungsbedürftigen Patienten 
unter den Versicherten. 
Daher bleibt die Anwerbung gesunderversi- 
cherter das erfolgversprechendste Wettbe- 
werbsinstrument für die Kassen, medizinisch 
sinnvolle Versorgungsansätze hingegen 
sind eher kontraproduktiv, weil sie Kosten 
verursachen und möglicherweise teuere Pa- 
tienten an die Kasse binden. 
Vor diesem Hintergrund verstärken die Kran- 
kenkassen ihre betriebswirtschaftliche Kom- 
petenz.Marketing- und Controllingabteilun- 
gen werden aufgewertet, die Organisatio- 
nen werden von Unternehmensberatungen 
durchleuchtet, der Mitgliederservice konse- 
quent einem selektiven Vertrieb, d.h. der Ak- 
quisition von solchen Versicherten unterge- 
ordnet, die positive Deckungsbeiträge er- 
bringen, also mehr an Beiträgen zahlen als 
sie an Ausgaben verursachen. Die Kranken- 
kassen wandeln sich von behäbigen sozial- 
politisch motivierten Versorgungsinstitutio- 
nen zu windschnittigen erfolgsorientierten 
Unternehmen mit Marktpositionierung,Cor- 
porate Identity, emotionalisierender Wer- 
bung und allem was dazu gehört. 
Die jüngste Reformrunde des Finanzaus- 
gleichs hat wenig Entlastung gebracht.Zwar 
werden künftig Kassen,diefür ihrechronisch 
Kranken sog. Disease Management Pro- 
gramme (DMP), effiziente integrierte Versor- 
gungsformen, auflegen durch Extrazuwei- 
sungen aus dem Risikostrukturausgleich be- 
lohnt. Die Erfolgsaussichten für diese Pro- 
gramme müssen aber zurückhaltend beur- 
teilt werden,schon deswegen,weil zuviel auf 
einmal damit gewollt wird und damit zu vie- 
le Fronten zugleich mit zu vielen Gegner er- 
öffnet werden. Diese Programme sollen mit 
Hilfe einer strafferen Patientenführung de- 
ren medizinische Versorgung verbessern. Sie 
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Auch in diesem Heft setzen wir unsere Debatte über den Generationenaufbau in der Linken fort. Juso-Bundesvorsitzender Niels Annen kommen- 
tiert, was bislang aus den vollmundigen Ankündigungen zum Netzwerk 20 10 geworden ist. Was von den Jusos im Wahljahr zu erwarten ist, be- 
richten Björn Böhning und Tobias Gombert. Als neuen Organisationsversuch in der lnteressenvertretungsarbeit stellen uns Ole Erdmann und Ma- 
thias Körner scudag als parteienübergreifendes Netzwerk von Studierenden vor. 
Im Kontext des Generationsaufbau der Linken zu sehen ist auch der Beitrag von Mathias Brodkorb, ist seine Kernthese doch, dass eine erneuerte 
sozialdemokratische Linke noch eine Durchstrecke von zehn biszwanzig Jahren zu durchschreiten habe. Man muss diese skeptische Haltung nicht 
teilen, aber klar wird hier - die jetzt in der SPD dominierenden Personen werden dann durch Jüngere abgelöst sein müssen, so oder so. 
Reinhold Rünker, spw-Redaktion 

Der Generationenaufbau in der SPD 
Von Niels A nnen 

- - :"- -..= Folgt man den jüngsten Auslassun- 
gen der Berliner Journalisten, dann hat die 
Diskussion um den Generationenaufbau in 
der SPD gerade den Schritt von der drögen 
theoretischen Diskussion zur tagesaktuel- 
len Thema vollzogen. Je schlechter die Um- 
fragen für die SPD, desto häufiger wird die 
Frage gestellt: Wer führt die SPD, wenn 
Schröder am 22. September verliert? 
Die Dramatik dieser Frage reduziert sich 
auch dann nicht,wenn man wie ich optimis- 
tisch davon ausgeht, dass die Wahl noch 
gewonnen werden wird.So richtig die Kritik 
an der dürftigen programmatischen Grund- 
lage des Gründungsaufrufs für das Netz- 
werk 201 0, so wenig relevant hat sich diese 
Debatte in der täglichen Verortung der Un- 
terstützer des Aufrufs in der politischen Ar- 
beit erwiesen. Der systematisch vorbereite- 
te, durch Protektion,,von oben'' abgesicher- 
te Versuch, die Nachwuchskräfte der Partei 
zu organisieren und ideologisch neu auszu- 
richten, ist ausgeblieben. In gewisser Weise 
ist dies sogar ärgerlich, weil die dringend 
notwendige Debatte um eine zukunftsfeste 
sozialdemokratische Politik für die nächsten 
Jahrzehnte entgegen allen Verlautbarun- 
gen bisher in der Partei nicht geführt wor- 
den ist. 
In der konzeptionellen Arbeit der Parteistra- 
tegen und im anlaufenden Wahlkampf spie- 
len die inhaltlichen Aufschläge des groß an- 
gekündigten,,Netzwerk Kongresses" keine 
Rolle. Die Beiträge etwa zum Regierungs- 
Programm sind schnell zusammengefasst 
und erschöpfen sich in meist unstrittigen 
Ergänzungen zur Mittelstands und Indus- 
triepolitik sowie dem Hinweis, sich stärker 
mit den kulturellen Trends in der Populär- 
kultur zu befassen. 
Die Debatte um den notwendigen Genera- 
tionenaufbau der Partei wurde von vielen in 
der Linken, auch vielen Jusos mit einer 
grundsätzlichen Skepsis gegenüber jeder 
organisatorischer Verdichtung aufgenom- 
men. Die Gründung des Netzwerk 2010 
wurde wie das Eintreffen einer düsteren 

Prophezeiung aufgenommen, anstatt sich 
selbstbewusst in die Debatte einzuschrei- 
ben, wartete man auf die vermeintlichen 
Sauereien der Parteiführung. 
Inzwischen ist auf der einen Seite Erleich- 
terung, auf der anderen Seite Ernüchte- 
rung eingetreten. Das Netzwerk hat bisher 
keine inhaltlichen Akzente setzen können. 
In die Debatte um die Wiedererlangung 
politischer Handlungsfähigkeit in der Glo- 
balisierung, haben sich die Jungen in der 
SPD nicht eingeschrieben. Stattdessen 
wirbt der Bundeskanzler in gut  platzierten 
Reden um die anwachsende Schar der Glo- 
balisierungskritiker und stütz seiner Mini- 
sterin für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
gegenüber Hans Eichel den Rücken. Einige 
der Jusos der späten siebziger haben wohl 
doch noch etwas von ihren Bündnisstrate- 
gien aus alten Zeiten in Erinnerung behal- 
ten. 
Auch in der zentralen Debatte um die Zu- 
kunft des deutschen Sozialstaats gibt es 
kaum maßgebliche Debattenbeiträge der 
Netzwerker. Solidarische Reform des Ge- 
sundheitswesens? Funkstille. Neue Ideen 
zur Reform der Bundesanstalt für Arbeit? 
Fehlanzeige. 
Das sich diese Zurückhaltung nicht mit dem 
mangelnden Interesse in der Partei und den 
Medien begründen lässt, zeigt das Beispiel 
des Aufrufs zur Abschaffung der Wehr- 
pflicht, der, initiiert von den Jusos, gemein- 
sam mit einigen prominenten ,,Netzwerk- 
ern" der Öffentlichkeit vorgestellt wurde 
und inzwischen in der SPD auf breite Unter- 
stützung zählen kann . Das Beispiel zeigt, 
dass es richtig und wichtig ist, sich dort wo 
es Übereinstimmungen zwischen Jusos und 
Netzwerkern gibt, diese auch zu artikulie- 
ren. Eine Schwalbe macht noch keinen 
Sommer, aber für den tief sitzenden Pessi- 
mismus, der die Selbsteinschätzung vieler 
Jusos und ihrer Eingriffsmöglichkeiten in 
Partei und Gesellschaft prägt,gibt es keinen 
Grund. Die Jusos werden nur dann erfolg- 
reich sein, wenn sie aus der richtigen Kritik 

Niels Annen, Juso-Bundesvorsitzender, lebt in Hamburg 

an der mangelnden inhaltlich-strategischen 
Stoßrichtung der Partei die Konsequenz zie- 
hen, eigene Konzepte auch offensiv zu ver- 
treten. Mit der gerade erst begonnenen 
Debatte um eine Arbeitsversicherung und 
den Erfolgen bei der Weiterentwicklung des 
Jump-Programms zu einem Jump plus ha- 
ben Jusos Akzente gesetzt und die Politik 
der SPD mitgestaltet. 
Natürlich lässt sich weder an einer einzel- 
nen Debatte noch den genannten Erfolgen 
beim Regierungsprogramm die Relevanz 
der Jusos in der gesellschaftlichen Debatte 
ablesen. Generationenaufbau kann nicht 
nur bedeuten, die eigene Generation in der 
Partei gut zu vernetzen und für höhere Wei- 
hen in Stellung zu bringen. Politisch erfolg- 
reich wird dieser Versuch nur dann sein, 
wenn wir die inhaltliche und strategische 
Herausforderung annehmen.Gerade die Ju- 
sos haben durch häufig schmerzhafte De- 
batten in den letzten Jahren erfahren, dass 
der Abschied vom Massenverband der sieb- 
ziger Jahre und die politisch-organisatori- 
schen Konsequenzen daraus noch nicht 
verarbeitet sind. 
Die Spielräume für eine breit gefächerte 
Debatte über die sozialdemokratische Zu- 
kunftsstrategie sind dabei durchaus vor- 
handen. Und die Erfahrungen aus den ers- 
ten Wochen des Bundestagswahlkampfes 
habe es deutlich gemacht: Die Rolle der 
Partei in der Auseinandersetzung ist von 
entscheidender Bedeutung für den ge- 
meinsamen Erfolg. Dies darf aber gerade 
fur die Linke kein Lippenbekenntnis sein, 
wie es umgekehrt auch nicht den Schluss 
zulassen darf, nun alles beim alten zu be- 
lassen. 
Der Hamburger Landesvorsitzende Olaf Sc- 
holz, der gerne genannt wird, wenn es um 
das Nachwuchspersonal auf Bundesebene 
geht, hat auf dem Netzwerkkongress die Sa- 
kularisierung der Sozialdemokratie gefor- 
dert. Die gewollte Assoziation war wohl 
Pragmatismus als Religionsersatz. Diese Ein- 
schatzung ist aber weder geeignet, eine 
Grundlage fur den Generationsaufbau der 
SPD zu bilden, noch ist sie eine hinreichen- 
de Antwort auf die Frage nach der Zukunft 
des Politischen. SPW 32002 



Recht auf Zukunftschancen umsetzen 
Die An fo rde rungen  der Jusos a n  die künftige ro t -grüne Reg ierung 
s ind  fo rmu l ie r t  

Von Björn Böhning und Tobius Gombert 

Vom 12. -14. April fand in Potsdam 
der Juso-Bundeskongress statt. Dieser hat 
die inhaltliche lebenspolitische Initiative 
,,Recht auf Zukunftschancen" fortgesetzt 
und die Ansprüche der Jusos für eine nächs- 
te Legislaturperiode der rot-grünen Bun- 
desregierung formuliert. 
,,Schröder, Schröder und noch mal Schrö- 
der!" Das ist die ausgegebene Parole für den 
anstehenden Bundestagswahlkampf. Die- 
ses verkürzte Wahlprogramm soll die besse- 
ren Umfragewerte des Kanzlers umsetzen 
und die schlechteren seiner Partei kaschie- 
ren, eine Analyse ganz im Geschmack der 
Demoskopie und der Parteistrategen, die 
befürchten,es könne sich noch vor der Bun- 
destagswahl eine Diskussion um Inhalte er- 
geben: Schröder als Fixpunkt einer Ge- 
schlossenheit der Sozialdemokratlnnen. 
Damit sind die Sozialdemokratlnnen auch 
im Wahlkampf bei den Problemen einer Re- 
gierungspartei gelandet: Staatsmännisch 
muss da der Kanzlerbonus genutzt werden, 
Erfolge müssen verkauft werden, Wahlver- 
sprechen sind blumig,aber möglichst nicht 
bezifferbar zu halten. Dies ist auch ein ent- 
scheidendes Problem der SPD-Wahlkampf- 
zentrale: Auf der Suche nach seinem eige- 
nen Mythos wird die Kampa auf den Boden 
der Regierungsrealität zurückgeholt. Denn 
so wichtig auch Inszenierung und Personifi- 
zierung sein mögen, verankerbar in der Be- 
völkerung sind letztlich nur politische Inhal- 
te, Symbole und Leitbilder. 
Logische Fortsetzung dieser Wahlkampf- 
strategie bei den Jusos wäre also ein,,Youth 
for Schröder II" gewesen. Der Juso-Bundes- 
kongress hat hier ein deutlich anderes Sig- 
nal gesetzt:Mit der Fortsetzung der eigenen 
Jugendinitiative,,Recht auf Zukunftschan- 
cen" haben wir unsere Ansprüche an eine 
rot-grüne Bundesregierung formuliert und 
wesentliche Reformleitlinien für das Wahl- 
Programm festgelegt. 
Sozialdemokratie im flexiblen Kapitalismus 
Ausgehend von den Bedingungen eines 
zunehmend flexibleren Kapitalismus, der 
als neues Akkumulationsregime eine,,neue 
Unsicherheit" gerade für Jugendliche und 
junge Erwachsene mit sich bringt, ist die 
Frage dringender geworden, wie wir uns 

den Wohlfahrtsstaat und eine Politik,,ein- 
greifenden Denkens" (Brecht) und Han- 
delns vorstellen können, die Flexibilität 
nicht als Bringschuld der Arbeitnehmerln- 
nen, sondern als größere Freiheit der und 
des Einzelnen versteht und umsetzt.,,Recht 
auf Zukunftschancen" versucht somit ei- 
nen Einstieg zu finden in eine solidarische 
Absicherung von Lebenslagen und in eine 
neue Strukturpolitik. Neben dieser Grund- 
orientierung kam es für den Juso-Bundes- 
kongress darauf an, die Regierungspolitik 
der letzten dreieinhalb Jahre zu beurteilen. 
Die Bilanz fiel an dieser Stelle wohltuend 
ehrlich aus:So ist die Handschrift sozialde- 
mokratische Reformpolitik durchaus in ei- 
nigen vereinzelten Politikfeldern erkenn- 
bar (z.B. JUMP). Was indes fehlt ist eine Ge- 
staltungslinie für die Regierungspolitik,ein 
roter Faden, der die Ansprüche, mit denen 
die SPD 1998 angetreten ist (Umbau des 
Sozialstaats, Bekämpfung der Massenar- 
beitslosigkeit), hätte Wirklichkeit werden 
lassen.Vielmehr wurde die Sparpolitik als 
Allheilmittel zum Fetisch erhoben und ak- 
tives staatliches Handeln im Bereich Arbeit, 
Strukturpolitik und Bildung vernachlässigt. 
Insbesondere bei den generationsmobili- 
sierenden Themen (Verbot von Studienge- 
bühren, Umlagefinanzierung, Abschaf- 
fung der Wehrpflicht) besteht Nachholbe- 
darf. 

Die Ansprüche der jungen Generation in 
die Mitte! 
Der Juso-Bundeskongress hat jeweils mit 
breiter Mehrheit drei Leitanträge des Bun- 
desvorstandes angenommen, die die ge- 
meinsame inhaltliche Leitlinie für die kom- 
menden Auseinandersetzungen vorgeben. 
Alle drei Anträge (Arbeitsmarkt-, Bildungs- 
und Gesundheitspolitik) orientieren sich 
dabei an dem Leitbild einer selbstbestimm- 
ten und solidarischen Flexibilität der und 
des Einzelnen auf der einen Seite und ei- 
nem gesellschaftlichen Umbau nach sozia- 
len und ökologischen Gesichtspunkten in 
mittelfristiger Perspektive auf der anderen. 
Mittelfristig schon deshalb, weil keiner der 
Anträge behauptet, einen Generalfahrplan 
für ein sozialistisches Gesamtprojekt zu sein. 

Björn Böhning, Student, stellv. Juso-Bundesvorsitzender, Mitglied der spw-Redaktion, Berlin und 
Tobias Gombert, Student, Mitglied des Juso-Landesvorstandes NRW, Münster 

Die strategische Ausrichtung bezieht sich 
vielmehr mittelfristig darauf, den aufgekün- 
digten Klassenkompromiss des Fordismus 
durch einen neuen zu ersetzen, der sich an 
dem Einzelnen und am Umbau wirtschaftli- 
cher Wertschöpfung und Schaffung neuer 
zivilgesellschaftlich organisierter Wert- 
schöpfungsmodelle im sozialen und ökolo- 
gischen Bereich orientiert. Diese Perspekti- 
ve setzen die Anträge um. Unumstritten war 
und i s t  diese Strategie und inhaltliche Aus- 
richtung nicht:Zwei Richtungen im Verband 
unterscheiden sich davon. Einerseits wird in 
der Analyse nach wie vor das Normalar- 
beitsverhältnis im Mittelpunkt gesehen und 
analog dazu lediglich einen Ausbau staatli- 
cher (finanzieller) Interventionen gefordert, 
die sich dann in Teilen mit den Forderungen 
der Anträge decken. Zentraler Streitpunkt 
ist hier vor allem der Begriff der,,Flexibilität", 
nicht nur in der Analyse der Arbeitsform, 
sondern auch in der Zielrichtung, den Indi- 
viduen mehr selbstbestimmte Flexibilität 
einzuräumen. Der Hauptkritikpunkt dabei 
ist wohl,dass man damit lediglich die Anfor- 
derungen des Kapitals in das staatliche 
Handeln übersetze.Ganzdavon abgesehen, 
dass es sich bei,,FlexibilitätU durchaus nicht 
-wie teilweise unterstellt - um eine Quali- 
tät a priori handelt, sondern als ambivalen- 
tes Leitbild einer ,,neuen Klassenbildung" 
mit (selbst)ausbeuterischen Zügen (vgl. 
RünkerIRünker, spw 123) bezeichnet wer- 
den muss, bleibt im Zeichen einer marxisti- 
schen Analyse doch zu fragen, wie sozialis- 
tische Strategien einer neuen Ausformung 
der Produktionsverhältnisse aussehen kön- 
nen.Das bedeutet nicht,das Normalarbeits- 
verhältnis und auch die klassischen Produk- 
tionszusammenhänge als gänzlich ver- 
schwunden zu bezeichnen wären. Die Frage 
stellt sich aber anders: Wie können wir das 
neue Leitbild beeinflussen,das zunehmend 
auch auf die traditionellen Produktionsver- 
hältnisse durchschlägt? Zudem ist die Ein- 
schätzung, das tradierte Normalarbeitsver- 
hältnis geradezu als ,,sozialistisches Kon- 
zept" misszuverstehen, äußerst fragwürdig. 
Vielmehr kommt es wohl darauf an die ge- 
sellschaftlich notwendige Arbeit besser zu 
verteilen. Es wird in Zukunft darauf ankom- 
men, neue soziale Sicherungsmodelle zu 
etablieren, die über dass fordistische NAV 
hinausweisen und Umverteilungen bzw.die 
Absicherung von Lebensansprüchen errei- 
chen können. 

Veränderung der Altersstruktur der Bevölke- 
rung bedeutet nämlich auch, dass die Er- 
werbsbevölkerung und damit das Einkom- 
mensvolumen, aus dem die Kassenbeiträge 
finanziert werden, relativ schrumpft und da- 
her die Beitragssätze steigen. Diese zusätzli- 
chen Lasten sind jedoch demographisch un- 
vermeidlich und können durch andere Fi- 
nanzierungsformen lediglich anders verteilt 
werden. Eine stärkere Einbeziehung einkom- 
mensstärkerer Bevölkerungskreise durch 
Anhebung der Pflichtversicherungsgrenze 
und die Berücksichtigung weiterer Einkom- 
mensarten,eine Entlastung der gesetzlichen 
Krankenversicherung von Leistungen z.B. 
der Familienpolitik, die eigentlich aus den 
Steuerhaushalten zu finanzieren sind und 
vor allem eine deutliche Rückführung der 
Arbeitslosigkeit würden das Finanzierungs- 
problems entschärfen. 

Forcierte Marktorientierung 
Mit dem Kassenwahlrecht für die gesetzli- 
chen Krankenversicherungen, der Umstel- 
lung der Krankenhausfinanzierung auf Prei- 
se (Fallpauschalen),der Festbetragsregelung 
für Arzneimittel und zahlreichen weiteren 
Gesetzesänderungen, darunter die Locke- 
rung von Werbebeschränkungen für Ärzte, 
Apotheker, Arzneimittel und andere Ge- 
sundheitsbranchen wurden in den letzten 
25 Jahren die Spielräume für eine Steuerung 
des Leistungsgeschehens durch Marktkräfte 
deutlich erweitert. Weitere Liberalisierun- 
gen, auch aufgrund europäischen Entwick- 
lungen, stehen an oder werden von Interes- 
sengruppen vernehmlich gefordert. Zum 
Teil mit absurder Konsequenz: 1996 forderte 
des Sachverständigenrat für die allgemeine 
Wirtschaftsentwicklung, die Marktzulassung 
von Arzneimitteln nicht mehr von einer be- 
hördlichen Überprüfung von Unbedenklich- 
keit und Wirksamkeit abhängig zu machen, 
sondern dem Markt, d.h. den Erfahrungen, 
den die Ärzte mit den Medikamenten ma- 
chen, zu überlassen. 
Als Grund wird meist auf die überlegene 
Steuerungseffizienz von Märkten verwiesen, 
auf denen zum einen Angebot und Nachfra- 
ge im Ergebnis die vorhandenen Ressourcen 
in diejenigen Verwendungen lenken,die den 
Menschen den höchsten Nutzen bringen 
und auf denen zum anderen die Jagd nach 
individuellen Vorteilen zu Innovationen,d.h. 
neuen und besseren Produkten und effizien- 
teren Produktionstechniken führt. 
Allerdings sind diese Segnungen der Markt- 
wirtschaft nicht voraussetzungslos zu ha- 
ben.Gerade im Gesundheitswesen fehlen im 
allgemeinen wenigstens zwei dieser Voraus- 
setzungen, nämlich die hinreichende Ver- 
fügbarkeit von lnformationen und die Ab- 
wesenheit von Marktmacht. lnformationen 
sind vor allem asymmetrisch verteilt, d.h. 
dem Kunden,,Patientn fehlen Kenntnisse, mit 
denen er die Leistungsfähigkeit des Ange- 
bots etwa von Ärzten und Arzneimittelher- 
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stellern angemessen beurteilen kann. Die setzen, nämlich zur Mobilisierung von Wirt- 
Ratsuche beim Arzt ist geradezu Ausdruck schaftlichkeitsreserven und zu einer besse- 
von Informationsmängeln gegenüber dem ren Berücksichtigung der persönlichen An- 
vorhandenen Angebot an verfügbaren The- sprüchevon Patienten. 
rapien, beseitigt diese Mängel aber nicht, 
sondern verlagert sie nur auf die Unsicher- Die ökonomische Professionalisierung 
heit über die Qualität der ärztlichen Bera- der Medizin 
tung. In dem Maß,in dem die Akteure des Gesund- 
Diese lnformationsasymmetrien schwächen heitswesens den Marktkräften ausgesetzt 
die Position des Patienten als Nachfrager, in- werden, sind sie gezwungen, sich professio- 
dem sie den Anbietern erlauben, ihre eige- nellen ökonomischen Sachverstandes zu be- 
nen Einkommensinteressen durchzusetzen. dienen. Folgerichtig weiten etwa die Ärzte- 
Schon aus diesem Grund können Gesund- verbände ihr betriebswirtschaftliches Bera- 
heitsmärkte nur unvollkommen funktionie- tungsangebot aus, Krankenkassen und vor 
ren. allem Krankenhäuser verstärken ihre kauf- 
Hinzu kommt, dass z.B. in bestimmten Teil- männischen Abteilungen, kaum eine große 
märkten der Arzneimittelversorgung, in Re- Unternehmensberatungsfirma verzichtet 
gionen mit geringer Angebotsdichte und auf den Aufbau gesundheitspolitischer 
allgemein durch das Wirken monopolistisch Schwerpunkte. Selbsthilfegruppen werden 
organisierter Leistungsanbieterverbände in als Marketingfaktor instrumentalisiert, die 
zahlreichen Sektoren ausgeprägte Markt- Patientenberatung über Call-Center und In- 
macht vorliegt, die die Möglichkeit für die ternet ist fest in den Händen spezialisierter 
Patienten,zwischen verschiedenen Alterna- Portalbetreiber. Selbst in der Politikberatung 
tiven frei zu wählen, deutlich einschränkt. formulieren Unternehmensberater zuneh- 
Nicht selten setzen sich beispielsweise allein mend die Zukunft des deutschen Gesund- 
aus Gründen des Marketing und der Markt- heitswesens. 
macht neue Medikamente auch dann durch, Diese Entwicklung ist ambivalent zu beurtei- 
wenn sie weniger wirksam sind als die vor- len. Einerseits besteht angesichts der schon 
handenen. erwähnten erheblichen Wirtschaftlichkeits- 
Der Markt rationiert schließlich, indem er reserven im Gesundheitswesen ein Nach- 
Leistungen nur für diejenigen bereit stellt, holbedarf bei der Umsetzung des sozial- 
deren Zahlungsbereitschaft und -fähigkeit rechtlichen Wirtschaftlichkeitsgebots. Die 
ausreicht. In manchen Zulassunq oder die - 
Entwicklungsländern Kassenerstat tung 
stirbt an banalen In- Die Kostenex~losion hat es etwa von Arzneimit- 
fektionen, wer sich nie gegeben. Die Beitrags- tel von überlegenen 
keine Antibiotika kau- Kosten-Wirksam-  
fen kann. Die Versor- säfze sind gestiegen, weil keits-Relation abhän- 
gung mit AIDS-Medi- die Einkommen der gig zu machen ist in 
kamenten zu bezahl- vielen OECD-Staaten 
baren Preisen konnte abhängig Beschäftigten längst gängige Praxis. 
jüngst in der Republik 
Südafrika nur durch 

relativ sanken. Hier zu Lande gibt es 
z.Zt. lediglich ent- 

die staatliche Dro- sprechende Vorschlä- 
hung durchgesetzt werden, die patentge- ge, die allerdings erfreulicherweise von der 
schützten Medikamente unter Missachtung derzeitigen Gesundheitsministerin unter- 
internationaler Patentschutzabkommen von stützt werden. Die Gesundheitsökonomie 
nationalen Nachahmern produzieren zu las- kann hier noch manches zur Aufdeckung 
sen.Auf der anderen Seite gehört es zu den von Wirtschaftlichkeitsreserven beitragen. 
fundamentalen Normen fast jeder Gesell- Auf der anderen Seite droht die Gefahr,dass 
schaft, die Krankenbehandlung solidarisch die Betriebswirtschaftslehre die Medizin 
zu finanzieren, um gerade Rationierung so- auch bei der Bestimmung des therapeuti- 
weit wie möglich auszuschließen. Eine kon- schen Bedarfs dominiert. Dass diese Gefahr 
sequente Marktorientierung des Gesund- real ist,zeigt die Situation an den in den USA 
heitswesens würde diesem Solidaritätsprin- weit verbreiteten integrierten Gesundheits- 
zip entgegenlaufen. versicherungs- und -versorgungsunterneh- 
Die Gesundheitsökonomie hat viel dazu bei- men,den Health Maintenance Organizations 
getragen, eine naive Sicht von der Steue- (HMO). HMOs müssen sich auf dem Kapital- 
rungseffizienz von Marktprozessen und die markt bewähren, wie andere Unternehmen 
Illusion einer problemlosen Übertragbarkeit auch. Folglich werden deren Behandlungs- 
von Marktprinzipien aus das Gesundheits- leitlinien zunehmend von vom Manage- 
Wesen zu verbreiten. Es kommt aber darauf ment oder von spezialisierten externern Un- 
an, die Grenzen der Marktsteuerung im Ge- ternehmensberatungen erarbeitet und ent- 
sundheitswesen herauszuarbeiten und erst halten nicht selten auch Regeln, mit denen 
vor diesem Hintergrund nach Möglichkeiten Ärzten etwa untersagt wird, den Patienten 
zu suchen, Markt und Wettbewerb im Ge- allzu aufwendige Therapiekonzepte auch 
sundheitswesen als Mittel zum Zweck einzu- nur vorzuschlagen. 
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Auf der anderen Seite ist die medizinische 
Versorgung ein bedeutender Kostenfaktor 
für dieWirtschaft,d.h.für die Arbeitgeber,die 
annähernd hälftig an der Finanzierung der 
Krankenversicherungsbeiträge beteiligt 
sind. 
Diese doppelte Rolle des Gesundheitswe- 
sens als Wachstums- und als Kostenfaktor 
definiert das eigentliche Dilemma der aktu- 
ellen Gesundheitspolitik: Eine Entlastung der 
Lohnnebenkosten durch Dämpfung der 
Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung (GKV) würde immer zugleich die 
Wachstums- und Einkommenschancen in 
diesem personal- und innovationsintensiven 
Gesundheitssektor beeinträchtigen. Lösbar 
scheint dieses Dilemma auf den ersten Blick 
nur durch Umfinanzierung der GKV-Ausga- 
ben zu Lasten der Versicherten und der Pati- 
enten zu sein. Ein Großteil der gesundheits- 
politischen Diskussionen dreht sich um 
nichts anderes. Aufteilung des GKV-Leis- 
tungsspektrums in Grund- und Wahlleistun- 
gen, Selbstbeteiligungen und Kostenerstat- 
tungsverfahren oder die Einbeziehung von 
Miet- und Zinseinkommen bei der Beitrags- 
bemessung sollen letztlich keinem anderen 
Ziel dienen als der Entlastung der Arbeitge- 
ber. 
Dabei ist deren paritätische Beteiligung an 
der Krankheitskosten nicht allein ein Gebot 
der Solidarität und Gerechtigkeit.Vielmehr 
ist die Arbeitswelt selbst eine wesentliche 
Determinante gesundheitlicher Belastun- 
gen. Insofern is t  es konsequent,das Interesse 
der Arbeitgeber an einer Minderung der Ge- 
sundheitsgefahren am Arbeitsplatz über 
eine Beteiligung an den Kosten der Kranken- 
Versorgung wach zu halten. 
Es ist auch gar nicht die Ausgabenentwick- 
lung, welche die permanenten Finanzie- 
rungsprobleme der Krankenversorgung ver- 
ursacht. Seit etwa 1980 ist in Deutschland 
der Anteil der Gesundheitsausgaben bzw. 

der GKV-Ausgaben am Bruttoinlandspro- können und sind insofern eher die Folge 
dukt nahezu konstant geblieben - wie mangelhafter Wettbewerbs- und Regulie- 
übrigens in den meisten OECD-Staaten rungspolitik.Zum anderen bestehen im Ge- 
auch. Die vielbeschworene Kostenexplosion sundheitswesen bislang noch kaum Anreize 
hat es nie gegeben.Vielmehr ist der fühlbare für Rationalisierungsinnovationen, mit de- 
Anstieg der Beitragssätze in der GKV darauf nen Kosten gesenkt werden könnten. 
zurückzuführen, dass deren Finanzierungs- Schließlich kann auch die angebliche An- 
basis,die Einkommen der abhängig Beschäf- spruchsinflation der Versicherten nicht als 
tigten, wegen der hohen Arbeitslosigkeit Begründung für künftige Kostenexplosio- 
und der zurückhaltenden Lohnpolitik derTa- nen herhalten. DieVorstellung,die Patienten 
rifparteien stagnierte bzw. relativ zum würden die lnanspruchnahme versiche- 
Bruttoinlandsprodukt sank. rungsfinanzierter medizinischer Leistungen 
Es ist wohl auch künftig keine dramatische infolge einer Null-Kosten-Mentalität über 
Kostensteigerung im Gesundheitswesen zu das notwendige Maß ausdehnen, ist für die 
erwarten. Alle Argu- meisten Versorgungs- 
mente hierfür lassen bereiche geradezu ha- 
sich relativieren. Der Die doppelte Rolle des nebüchen, wenn man 
demographische Ef- bedenkt, dass diese 
fekt,d.h. die Alterung 

Gesundheitswesens als 
Leistungen in aller Re- 

der Bevölkerung, Wachstums- und a l ~  gel neben den mone- 
wird die Kosten nur tären auch immateri- 
unwesentlich stei- Kostenfaktor definiert das „„ Ko„en in Form di- 

gern, da medizini- eiaentliche Dilemma der verser physischer und 
d 

scher Fortschritt und psychischer Belastun- 
qesündere Lebens- aktuellen Gesundheits- gen Die - 
weise nicht nur Ursa- politik. schmerzgrenze für die 
chen für eine höhere Inanspruchnahme ei- 
Lebenserwartung nes zahnärztlichen 
sind, sondern auch dafür, dass Krankheiten Bohrgeräts dürfte durch das Ausmaß der ei- 
später einsetzen. Zudem fällt der weitaus genen finanziellen Beteiligung auch nicht im 
größte Teil der Kosten für medizinische Be- geringsten verschoben werden. 
handlung statistisch ohnehin in den letzten Von einer bedrohlichen Kostenexplosion 
Lebensjahren an, unabhängig davon, in wel- kann also keine Rede sein, von einem über- 
chem Lebensalter der Tod eintritt. höhten Kostenniveau schon. Nach wie vor 
Der Einfluss des medizinisch-technischen leistet sich Deutschland ein gemessen am 
Fortschritts auf die Kostenentwicklung ist Versorgungsniveau zu teures Gesundheits- 
uneindeutig.Dass neueTherapien und Diag- System, wie mehrere internationale Ver- 
noseverfahren oftmals wesentlich teurer gleichstudien belegt haben.DieVersorgung 
sind als ältere ist kein Naturgesetz. Zum ei- ist nicht effizient,es bestehen Wirtschaftlich- 
nen folgen die höheren Ausgaben meist keitsreserven,deren Umfang auf mindestens 
nicht aus höherem Produktions- oder For- 20 Mrd.€ allein für die GKV geschätzt wird. 
schungsaufwand, sondern aus der Markt- Ein erheblicherTeil der diagnostischen und 
macht, die sich die Anbieter - patentge- therapeutischen Verfahren ist schlichtweg 
schützter - Innovationen zunutze machen ineffizient oder überflüssig. Die Gesund- 

heitsökonomie hat in den letzten zwanzig 
Jahren beachtliche Fortschritte gemacht, 
Analyseinstrumente zu entwickeln, mit de- 
nen man die Spreu vom Weizen trennen 
kann. Anders als etwa Großbritannien hinkt 
Deutschland aber beim Einsatz solcher In- 
strumente weit hinterher. 
Sofern es gelingt,diese Wirtschaftlichkeitsre- 
serven auszuschöpfen, ist gegen einen mä- 
ßigen Anstieg des Anteils der Gesundheits- 
ausgaben am Bruttoinlandprodukt nichts 
einzuwenden, da dieser eine bessere und 
bedarfsgerechte gesundheitliche Versor- 
gung der Bevölkerung repräsentiert. Da der 
Gesundheitssektor überdurchschnittlich 
personalintensiv ist, würde überdies jede 
Mark, die für Gesundheitsgüter statt für an- 
dere Waren ausgegeben wird, die Beschäfti- 
gung eher steigern (Sachverständigenrat 
1996,242), und zwar selbst wenn man unter- 
stellt,dass die damit verbundene Steigerung 
der Lohnnebenkosten hier dämpfend wirkt. 
Verbleibt das Finanzierungsproblem: Die 

Foto:Christian Kiel (Berlin) 

Eine andere Richtung hat sich auf dem Bun- 
deskongress weniger durch eigene Analy- 
sen und inhaltliche und strategische Forde- 
rungen hervorgetan, dafür aber ihre Über- 
einstimmung mit der Politik der Bundesre- 
gierung deutlich gemacht,vor allem mit de- 
ren finanzpolitischen Zielen. Auf dem Tritt- 
brett des innerverbindlichen Integrations- 
bedarfs wird so jeglicher Gestaltungsan- 
Spruch für einen solidarischen Verband auf- 
gegeben. 

Verbesserte Debattenkultur 
Als inhaltlich kontrovers aber politisch ziel- 
führend lassen sich die beiden Debatten zur 
Bildungs- und Gesundheitspolitik beschrei- 
ben: 
Im Bereich Bildung geht es vor allem darum, 
das Spannungsfeld von Emanzipation und 
gesellschaftlicher Reproduktion und Trans- 
formation demokratisch, sozial und nach- 
haltig zu gestalten. Dabei ließ sich an den 
Anträgen der zurückliegenden Jahren häu- 
fig eine Abwehrhaltung erkennen, die dazu 
führte, lediglich Dammbrüche zu bekämp- 
fen. So wichtig und zum Teil erfolgreich die 
Kämpfe gegen Studiengebühren und für 
eine strukturelle BAFÖG-Reform innerpar- 
teilich gewesen sind und von den meisten 
Debattenrednern auch auf diesem Bundes- 
kongress hervorgehoben wurden, haben 
diese Debatten doch die fehlende Arbeit an 
einem integrierten Bildungskonzept, das 
den neuen gesellschaftlichen Ansprüchen 
von Kindern und Jugendlichen gerecht 
wird, nicht verdecken können. Der be- 
schlossene Antrag bietet hier einen Einstieg 
in eine Bildungsreform auf allen Ebenen, 
ohne schon abschließendes Konzept zu 
sein: 
1. Für den Ausbau von Kindertagesstätten, 
die ein verbessertes pädagogisches Ange- 
bot mit stärkerer stadtteilbezogener Orien- 
tierung darstellen. 
2. Für eine integrierte Gesamtschule als al- 
leinige Regelschule mit Integration durch 
Regionale Bildungszentren. Die regionalen 
Bildungszentren sollen dabei die Zusam- 
menarbeit mit anderen Berufsgruppen 
(Psychologlnnen, Mediatorlnnen, Volks- 
hoch-, Kunst- und Musikschulen, Sportverei- 
nen sicherstellen) und öffentlich zugängli- 
che Knotenpunkte und Anlaufpunkte dar- 
stellen. 
3. Für eine Duale Ausbildung, die sichere 
Perspektiven über individuelle Lebensfahr- 
pläne ermöglicht. 
4. Für eine Hochschule mit durchlässigen 
Strukturen,Vernetzung von Arbeit und Bil- 
dung, eigenständiger Projektarbeit und de- 
mokratischen Strukturen. 
Im Bereich der Gesundheitspolitik befür- 
worten die Jusos einen Umbau der Kran- 
kenversicherung in eine Gesundheitsversi- 
cherung, in der Prävention und Gesund- 
heitsförderung im Mittelpunkt des Umbaus 
stehen. Leitbild einer modernen Gesund- 

heitspolitik sind die Zusammenfassung der 
Kostenträger in regionalen Einheitskassen, 
die auch den regionalen Gesundheitsbe- 
darf berücksichtigen können. Gleichzeitig 
gilt es, die Solidarität im System zu stärken 
und die Lebensqualität aller Milieus zu stei- 
gern.Einig war man sich mit Ulla Schmidt in 
der Ablehnung weiterer Privatisierung im 
Gesundheitssystem. Nun müssen die von 
ihr formulierten wichtigen Anknüpfungs- 
punkte nach der Wahl für eine solidarische 
Reform aufgegriffen werden. 
Bundeskongress als alternative Tankstelle? 
Wer die von allen Seiten konservierten Po- 
sitionen von Juso-Bundeskongressen kennt, 
wird viele der persönlichen Einschätzungen, 
die man hören konnte, schon kennen:Vom 
hoffnungslos zerstrittenen Verband, ab- 
schreckenden und kaum nachvollziehbaren 
Diskussionen, aufreibenden Lagerkämpfen, 
veralteten theoretischen Ausrichtungen 
war da die Rede. Ganz davon abgesehen, 
dass man sicherlich das ein oder andere 
aufgreifen kann, stehen für uns drei Eindrü- 
cke am Schluss: 
Viele der,,alten" Akteure,die über Jahre hin- 
weg die Diskussionen geprägt haben, sind 
auf diesem Bundeskongress nicht mehr an- 
wesend gewesen. Das hat den Verlauf beru- 
higt und zugleich in Teilen auch die analyti- 
sche Schärfe gen0mmen.E~ wird nach dem 
Wahlkampf deswegen verstärkt um eine 
theoretische Auseinandersetzung gehen 
müssen, die dann auch verhindern sollte, 
lediglich alten Wein in neue Schläuche zu 
füllen. Auch die Qualifizierungsarbeit im 
Verband ist diesbezüglich zu reformieren. 
Zweitens: Mit den zentralen Verbandspro- 
jekten JumP Plus, Job-Garantie und Ab- 
schaffung der Wehrpflicht haben es die Ju- 
sos geschafft bis weit in die Positionsfin- 

gramm zu verankern und auch im Wahl- 
kampf deutlich zu machen, was sich für die 
Jusos mit der Fortsetzung von rot-grün ver- 
bindet. 
Drittens: Der Bundeskongress 2002 war eine 
erfolgreiche Tankstelle zum Aufladen des 
Wahlkampf-Akkus. Auf der Basis der gefass- 
ten inhaltlichen Gestaltungslinie und moder- 
nen campaigning-Formen (Juso-Aktions- 
teams etc.) ist es nun erforderlich, in der eige- 
nen Generation für eine rot-grüne Option 
und gegen einen rückwärtsgewandten kon- 
servativen Kulturumbau zu kämpfen. Der 
Bundeskongress hat den Auftakt gegeben 
für den Kampf um eine Mehrheitjenseits von 
FDP und CSDU. Und nach dem 22.Septem- 
ber geht's drum: Die Ansprüche der jungen 
Generation an eine solidarische Alternative 
in den Mittelpunkt zu stellen! „, 3/2002 
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I /  we will grow!" 
Über die Arbeit von scudag, dem gewerkschaftlichen Netzwerk für 
Schülerlnnen und Studierende 

von Ole Erdmann und Matthias Körner 

Am 4. März 2002 tagte im Gewerk- 
schaftshaus in Frankfurt/Main die 3. Konfe- 
renz des Projektes für den Aufbau einer ge- 
werkschaftlichen lnteressenvertretung für 
Schülerlnnen und Studierende kurz scudag. 
Im Folgenden sind die Entwicklungen bis zu 
dieser Konferenz und die derzeitigen Dis- 
kussionen in den Gewerkschaften,an Schu- 
len und Hochschulen dargestellt. 

1. Die Vorgeschichte 
Seit Mitte der neunziger Jahre diskutieren 
Schülerlnnen und Studierende immer 
wieder die Frage, ob und wenn ja wie sie 
sich gewerkschaftlich organisieren sollen. 
Nach den fast drei Monate andauernden 
Protesten an Schulen und vor allem Univer- 
sitäten vom November 1997 bis Januar 
1998 gewann diese Diskussion an Fahrt. 
Spätestens nach dem Regierungswechsel 
und den vielerorts enttäuschten Hoffnun- 
gen (Stichwort: BAFÖG-Reform, Studienge- 
bührenverbot etc.) wurde jedoch vielen en- 
gagierten Schülerlnnen und Studierenden 
klar, dass eine Lösung ihrer Probleme über 
die klassisch parlamentarisch-parteilichen 
Wege immer schwieriger geworden ist. 
Gleichzeitig waren sich viele in ASTen, SV'en 
und Jugendorganisationen durchaus der 
eigenen Schwächen und Probleme be- 
wusst: verkrustete Strukturen geprägt 
durch Massenorganisationen der 70iger 
Jahre und inhaltlich abstrakte Debatten 
weitab der sozialen Realität kamen und 
kommen bei Jugendlichen schlicht nicht an. 
Ähnliches gilt für die Gewerkschaften, wo- 
bei ihre Rolle sich nicht zuletzt von den vor- 
genannten unterscheidet, als dass sie 
immer noch ein deutlich höheresvertrauen 
genießen als Parteien (Shell 2000, S. 71). 

2. Das jugendpolitische Dilemma der Ge- 
werkschaften 
Das Verschwinden klassischer sozialer Mili- 
eus und der immer spätere Eintritt junger 
Menschen in den Betrieb - einhergehend 
mit zunehmender lndividualisierung - tra- 
gen zur geringen Lust Jugendlicher bei, sich 

zu organisieren. Dabei sollte eines nicht ver- 
gessen werden: lndividualisierung und Iän- 
gere Schulausbildung,gehören zu den Frei- 
räumen, die die Gewerkschaften neben der 
Durchsetzung von mehr Freizeit, höheren 
Einkommen und sozialer Absicherung er- 
stritten haben, und unter denen sie - wie 
alle anderen,,klassischen" Großorganisatio- 
nen auch - nun zu leiden haben. Insofern 
kann die Lösung nicht im ewigen Klagen 
über eine anders gewordene Gesellschaft 
bestehen. 
Das Projekt ,,Scudag - Netzwerk für eine 
Schülerlnnen und Studierendengewerk- 
schaft" will dort ansetzen, wo die länger 
gewordenen Bildungsgänge in den Fokus 
gesellschaftlicher Auseinandersetzungen 
geraten sind, die gewerkschaftliches Han- 
deln geradezu herausfordern. Wenn bei 
gleichzeitigem Vordringen privaten Kapitals 
in die Schulen und Hochschulen die Gestal- 
tungsspielräume der Gremien der bildungs- 
politischen lnteressenvertretung immer 
weiter eingeengt und dadurch mehr und 
mehr Werteerziehung im Interesse der pri- 
vaten Wirtschaft betrieben wird, ist klar, 
dass die Handlungsfelder Schule und Hoch- 
schule nicht mehr nur noch ein Bereich des 
,,gewerkschaftlichen Vorfelds" sind, sondern 
in den Fokus der Gewerkschaften rücken 
müssen,wollen sie den,,Kampf um die Köp- 
fe" nicht schon vor Eintritt der jungen Men- 
schen in die Arbeitswelt verlieren. 

3. Die Situation von Schülerlnnen und 
Studierenden 
Die Lebenssituation von Schülerlnnen und 
Studierenden hat sich seit den 60/ 70er Jah- 
ren grundlegend gewandelt. Die Verlänge- 
rung der Bildungszeiten, der Bedeutungs- 
verlust familiärer Sozialisation und eine re- 
lative soziale Sicherheit etablierte Jugend 
als eigenständige Lebens- und Experimen- 
tierphase. Dieser Raum für eigene Erfahrun- 
gen und Entfaltung wird in den letzten Jah- 
ren zunehmend enger (Jobelius/Lenz, 1999, 
5.188) 
Mittlerweile arbeiten nach Erhebungen des 
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Deutschen Studentenwerkes über 213 der 
Studierenden neben ihrem Studium (DSW 
2001),davon geben etwa die Hälfte an,dass 
dies,,zur Bestreitung des Lebensunterhalts 
unbedingt notwendig" sei.Ähnliches gilt für 
ältere Schülerlnnen (z.B: Berg/Haggenstein 
2001 ).Ganze Bereiche wie z.5. die Gastrono- 
mie, Call-Center, Aushilfen in der industriel- 
len Fertigung, Tankstellen etc. sparen mit 
der Arbeit der lernenden jungen Leute 
enorme Summen ein. Das geht einher mit 
der Abnahme staatlicher Förderung wie 
dem BAFÖG, das 1997 lediglich noch 18,6 % 
der Studierenden bezogen, gegenüber 
26,8% im Jahre 1994. Anderweitige Ent- 
wicklungen wie die Erhöhung des Kinder- 
geldes entlasten zunächst die Kasse der El- 
tern, die allerdings ihrerseits aufgrund an- 
derer sozialer Einschnitte die Aufwendun- 
gen oft nicht weitergeben (können). 
Neben dieser,,Schließung des sozialen Rau- 
mes" gehen auch die Angst vor Arbeitslo- 
sigkeit und die gleichzeitig gestiegenen 
Ansprüche der Gesellschaft an Jugendli- 
chen nicht spurlos vorüber. 
Dabei stimmen wir Jan Kellermann und Ra- 
oul Machalet zu, die den Grund für ein Teil- 
zeitstudium in den gewachsenen Ansprü- 
chen der Studierenden sehen, Arbeit und 
Bildung enger miteinander zu verzahnen 
(spw 5/01) um so angesichts der sozialen 
Perspektiven ihre Chancen auf dem Arbeits- 
markt zu verbessern. Diesem Anspruch jun- 
ger Menschen steht nun jedoch die soziale 
Wirklichkeit aus prekären Beschäftigungs- 
verhältnissen, eingeschränkten Lern- und 
Freizeitkapazitäten sowie Ungleichvertei- 
lung von Bildungschancen generell ent- 
gegen. Gewerkschaftliche Gegenwehr tut 
hier offensichtlich Not. 

4. Bildung und Wissen als Ware? 
Die wachsende Bedeutung der durch den 
Bildungsbetrieb vermittelten Inhalte wird 
aktuell gerne unter dem Begriff,,Wissensge- 
sellschaft" subsumiert. Die bildungspoliti- 
schen Debatten deuten darauf hin, dass es 
meist nur noch um relativ technokratische 
Vorgänge der Wissensverteilung geht - von 
einem emanzipatorischen Ideal von Wis- 
sensgesellschaft ist das alles weit entfernt. 
Der Begriff der Wissensgesellschaft bedeu- 
tet nichts anderes, als dass nun ein neuer 
Aspekt menschlichen Handelns zum Mittel- 
punkt des Produktionsprozesses geworden 
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lich sind) könnte an breiter angelegte Versi- 
cherungslösungen gedacht werden. Damit 
entsprechende Finanzierungswege nicht 
nur auf einen kleinen Kreis von sehr einkom- 
mensstarken Menschen beschränkt bleiben, 
sollten neue Wege beschritten werden, um 
auch Durchschnittsverdiener zu Investitio- 
nen in mehr Lebensqualität zu aktivieren. 
Ansätze könnten in betriebs- oder bran- 
chenbezogenen Versicherungslösungen lie- 
gen. Denkbar sind Versicherungen,die paral- 
lel zu Mietverträgen abgeschlossen werden 
können, um dann im Falle von Krankheit 
oder altersbedingten Beeinträchtigungen 
Unterstützungsdienste zu finanzieren. Eine 

den Verbraucherschutz heraus. Bislang ist 
das Gesundheitswesen im Hinblick auf die 
Produkt- und Angebotspalette sehr stark 
politisch geführt, d.h. die überwältigende 
Mehrheit der zur Verfügung stehenden An- 
gebote muss zugelassen werden und ist bei 
der Anwendung auf die Aktivität von pro- 
fessionell Qualifizierten beschränkt. Im Bil- 
dungsbereich sind dagegen Unterricht 
oder Wissensvermittlung nicht notwendi- 
gerweise an eine professionelle (didak- 
tisch-methodische) Qualifikation gekop- 
pelt. Starke politische Regulierung und pro- 
fessionelle Dominanz werden auch in Zu- 
kunft die Kernbereiche des Gesundheits- 
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Ökonomisierung der Gesundheit 
Über die Rolle der Gesundheitsökonomie 

Von Holger Paetow 

Gesundheitspolitik scheint mittler- 
weile ein Teil der Wirtschaftswissenschaften 
geworden zu sein.Äußeres Anzeichen ist die 
Flut an Gutachten, Berichten und Program- 
men zu gesundheitspolitischen Grundsatz- 
und Detailfragen, die von Unternehmensbe- 
ratungen, Instituten und Fachökonomen in 
jüngster Zeit in die Debatte gebracht wor- 
den sind. Auch die Gutachten des Sachver- 
ständigenrates für die Konzertierte Aktion 
im Gesundheitswesen sind vorwiegend öko- 
nomischen Inhalts; ,,Bedarfsgerechtigkeit 
und Wirtschaftlichkeit" der Titel der letzten 
Ausgabe. 
Gesundheit und Krankheitsbehandlung sind 
seit jeher untrennbar mit ökonomischen Fra- 
gen verbunden, wie der Honorierung medi- 
zinischer Professionals, der Führung eines 
freiberuflichen Gewerbebetriebes Arztpra- 
xis oder der effizienten Produktion und Ver- 
wendung medizinischer Sachgüter.Ob und 
in welchem Sinn kann überhaupt von eine 
Ökonomisierung des Gesundheitswesens 
als einem relevanten aktuellen Trend ge- 
sprochen werden? Welche Folgerungen sind 
daraus für die Disziplin der Gesundheitsöko- 
nomie zu ziehen? Es lassen sich mindestens 
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drei Trends zeigen, die das Verhältnis von 
Ökonomie und Medizin in jüngster Zeit 
nachhaltig zu verändern begonnen haben. 
Konkret handelt es sich um 

die steigende makroökonomische Rele- 
vanz, also die Bedeutung des Gesundheits- 
wesens und seiner Finanzierung für Wachs- 
tum und Beschäftigung der Wirtschaft im 
allgemeinen, 

die forcierte Marktorientierung, d.h. die 
stärkere Steuerung des Leistungsgesche- 
hens durch Marktkräfte,also durch autono- 
me individuelle Entscheidungen von Nach- 
fragern, also Patienten und versicherten 
einerseits und Leistungsanbietern bzw.Ver- 
sicherern andrerseits 

die zunehmende ökonomische Professi- 
onalisierung der Medizin,d.h.die wachsende 
Anwendung betriebs- und volkswirtschaftli- 
cher Analyse- und Entscheidungsverfahren 
und -kriterien auf die Produktion gesund- 
heitsbezogener Güter und Dienstleistungen. 

Makroökonomische Relevanz 
Das Gesundheitswesen ist ein bedeutender 
ökonomischer Wachstums-, Beschäftigungs- 
, Export- und Standortfaktor. Der Anteil der 

?hre an der Hamburger Universität für Wirtschaft 

Erwerbstätigen im Gesundheitswesen an 
den Erwerbstätigen insgesamt ist von rd. 
3,9% (1,03 Mio.) im Jahre 1970 auf 7,4% (2,l 
Mio.) im Jahre 1999 gestiegen.Zählt man die 
Beschäftigten anderer Branchen hinzu, die 
indirekt für das Gesundheitswesen arbeiten, 
bringt der Sektor Ca. 4,5 Mio. Menschen in 
Lohn und Brot. Der Anteil des Gesundheits- 
sektors am Bruttoinlandsprodukt liegt mit 
knapp zehn Prozent (250 Mrd. £ Umsatz) 
deutlich über dem der Kraftfahrzeugindus- 
trie. Die Nachfrage nach Gesundheitsgütern 
ist zudem ausgesprochen stetig, so dass sie 
zur Stabilität der Wirtschaft beiträgt. 
Arzneimittel- und Medizinprodukt-Herstel- 
ler exportieren mehr als die Hälfte ihrer Pro- 
duktion. Zunehmende Globalisierung und 
Europäisierung finden sich auch in anderen 
Versorgungsbereichen. Zwar sind die meis- 
ten Gesundheitsmärkte überwiegend lokal, 
aber die Grenzen werden auch außerhalb 
des sog. kleinen Grenzverkehrs durchlässi- 
ger, z.5. für telemedizinische diagnostische 
Leistungen,für Rehabilitationsmaßnahmen 
und zunehmend für Versicherungen. Groß- 
britannien,,importiert" Krankenhausleistun- 
gen aus Deutschland,indem es,um Wartelis- 
ten zu verkürzen, Patienten in Deutschland 
versorgen lässt. Die Europäische Kommissi- 
on drängt auf eine Vereinheitlichung und 
europaweite Marktöffnung auch für Kran- 
kenversicherungen. 



helfen, das Lernen gemäß dem eigenen 
Lerntempo und den ausgewählten Inhalten 
zu organisieren. Neben der allgemeinen Bil- 
dung kann auch die berufliche Bildung am 
Arbeitsplatz von der modernen luK-Techno- 
logie profitieren. Vor allem größere Unter- 
nehmen versuchen,in der betrieblichen Wei- 
terbildung die Potenziale des ,,e-learnings" 
zu erschließen (vgl. Fels u.a.2001:24 ff). 

Lebensqualitätsbranchen sind zukunfts- 
gestaltende Beschäftigungsfelder 
Im Hinblick auf die Arbeitsmarkt-Effekte 
auch in den anderen Lebensqualitätsbran- 
chen des Dienstleistungssektors kann man 
sich an den Projektionen zur Arbeitsland- 
schaft der Zukunft vom Institut für Arbeits- 
markt und Berufsforschung der Bundesan- 
stalt für Arbeit orientieren. Danach sind bis 
zum Jahre 2010 auf mehr als 1,5 Mio.Arbeits- 
plätze in den Bereichen Gesundheit, Bildung, 
Kultur zu hoffen. 
Da auch in Beratung, Planung und Werbung 
zunehmend Leistungen mit Blick auf Privat- 
kunden angeboten werden, kann der zu er- 
wartende Arbeitsmarkteffekt sogar mit rund 

in wirtschaftlich schwierigen Zeiten gibt es Verbesserungspotenziale identifizieren. In 
kräftigen Druck zur Kostenreduzierung. Bes- den Kern-, Rand- und Nachbarbranchen des 
ser wäre es, wenn zwar darauf hingearbeitet Bildungssektors sollten durch das Zusam- 
würde,dass die Lebensqualitätsangebote so menspiel von öffentlichen und privaten Bil- 
kostengünstig wie möglich erstellt werden. dungsanbietern kundenorientierte Angebo- 
Gleichzeitig muss aber deutlich werden,dass te ergänzend zu den bisherigen Leistungen 
in ihnen nicht Belastungen für die Wirtschaft entwickelt werden (2.B. Bildungswegbera- 
liegen, sondern große Chancen. Hierzu soll- tung). Die derzeitige Kostendiskussion ist zu 
ten sich die sozialen Dienstleister nicht mehr eingleisig. In Zukunft mussen wir überall 
als Kostgänger der Wirtschaft, sondern als gleichzeitig ansetzen: Produktivitätssteige- 
Wachstums- und Beschäftigungsmotoren rungen, Ausweitung der öffentlichen Finan- 
begreifen und darstellen. zierung sowie die Aktivierung zusätzlicher 
Sowohl öffentliche als auch private Finanz- privater Mittel für Gesundheit und Bildung. 
grundlagen ausbauen: Bei der Diskussion um lnnovationsoffensive für neue Angebote im 
die Zukunft der Lebensqualitätsbranchen do- Gesundheitswesen: Dies trifft zunächst für 
minieren Finanzierungsfragen.Am deutlichs- den engeren, medizinisch geprägten Kern- 
ten wird dies im Gesundheitsbereich. CDUI bereich zu.Wichtige Impulse werden zuneh- 
CSU plädieren dafür,die öffentliche und soli- mend auch aus Nachbarbranchen kommen. 
darische Finanzie- G e s u n d h e i t s w i r t -  
rung durch neue pri- schaftspolitik sollte in- 
vate Finanzierungs- Bis Zum Jahr 201 0 ist auf novationswillige Ak- 
formen zu ergänzen, teure ermutigen und 
um so die obliaatori mehr als l5 Mio-Arbeits- unterstützen und dar- - 
sehen Abgaben zu ~ lätze in den Bereichen auf hinwirken, dass 
dämpfen. Die SPD 

' auch Einrichtungen 
setzt darauf, durch Gesundheit, Bildung, Kultur aus den Kernberei- 

2 Mio.veranschlagt werden.Wie es allerdings mehr Effizienz und ZU hoffen. chen des Gesund- 
um die Qualität der Arbeitsplätze bestellt ist Qualität - bewirkt heitswesens in diese 
und wie die Qualifizierungskonzepte ausse- durch die Fallpau- Märkte hineindiversifi- 
hen sollen, darüber wird sowohl in der Wis- schalen oder andere Produktivitätsanreize - zieren. Unterstützung sollte allerdings nicht 
senschaft wie auch in der Wirtschaft intensiv die Kosten in den Griff zu bekommen. Realis- mit Subvention oder gar mit der Aufnahme 
und zum Teil äußerst kontrovers diskutiert. tisch scheint jedoch, dass es beides geben solcher Angebote in den Leistungskatalog 
Klar ist aber,dass sowohl in der Gesundheits- muss. Prognosen zufolge (vgl. DIW 2001) wer- der Gesetzlichen Krankenversicherungen 
wirtschaft als auch im Bildungssektor in den den selbstdann,wenn die erhofften Produkti- verwechselt werden. Nötig sind Studien 
nächsten Jahren Personalengpässe drohen. vitätsfortschritte gelingen, der soziodemo- über Marktpotenziale, Marktstrategien und 
Deutlich wird dies z.B. im Bereich der Alten- graphische Wandel und der medizinische über gelungene Beispiele.Zudem ist für vie- 
betreuung; dort wird an eine Greencard für und gesundheitswissenschaftliche Fortschritt le innovative Produkte und Dienstleistungen 
Pflegekräfte gedacht. Aber auch die Lehrer- die Anforderungen an öffentliche und halböf- ein Zusammenspiel von Akteuren notwen- 
arbeitslosigkeit wird bald der Vergangenheit fentliche Finanzwege deutlich steigen lassen. dig,die heute noch zumeist getrennt operie- 
angehören. Die Konsequenz kann nur in der Parallel dazu werden gewandelte Interessen ren. Um solche lnnovationsallianzen zu er- 
Qualifizierung und einer parallelen Verbes- und Präferenzen in der Bevölkerung auch zu- möglichen, sind öffentliche Impulse erfor- 
serung der Arbeitsbedingungen liegen, da- sätzliche private Kaufkraft aktivieren. derlich. lm Bildungswesen zielen Förderpro- 
mit die Beschäftigten gerne und lange in Die derzeitige Diskussion im Bildungswesen gramme wie dieltlernenden Regionen" des 
diesen Branchen weiterarbeiten. i s t  stark gekoppelt an die Fragen der Finan- Bundesministeriums für Bildung und For- 

zierung (z.B.Studiengebühren, Bildungsgut- schung (BMBF) auf Netzwerke von allge- 
Dienstleistungspolitikfür Lebensqualität scheine) und der Effizienz und (output-ori- meinbildenden und berufsbildenden Schu- 
Diese Aussichten zeigen, dass sich hier für entierte) Effektivität unseres Bildungssys- len,Volkshochschulen, Betriebe oder Multi- 
die Wirtschaft ein wichtiges und zukunfts- tems,vor allem im internationalen Vergleich. media-Unternehmen. Dies ermöglicht nicht 
trächtiges Gestaltungsfeld eröffnet. Aber Die Zukunftsfähigkeit des Bildungswesens nur die Abstimmung des Handelns auf die 
auch die Herausfor- hängt dabei von meh- regionalen Bedürfnisse, sondern auch ange- 
derungen sind vielfäl- reren Faktoren ab: Die bots- und kundenorientierte Synergien und 
tig. Der Gesamtkanon Die sozialen Dienstleister Lern- und Lehrsituati- Innovationen. 
der Anforderungen sollten sich nicht als Kost- on darf sich nicht ver- Zusätzliche (Privat ) Versicherungslösungen 
zur Aktivierung lässt schlechtern, weil öf- für Produkte aus den Randbereichen des Ge- 
sich mit den folgen- ganger der Wirtschaft, fentliche Mittel in sundheitswesens: Produktivitätssteigerun- 
den Stichworten be- sondern als Wachstums- wichtigen Bildungsin- gen können helfen, im Rahmen der solida- 
schreiben: stitutionen und bil- risch finanzierten Krankenversicherungen 
Meinungswechsel: MOtOren begreifen und d U n g  s re  ieva n t e n  ein Optimum an obligatorischen universel- 
,,Nicht Kostenfaktor, darstellen. Nach barbranc hen len Gesundheitssicherungsleistungen auf- 
sondern Zukunfts- (kulturelle Veranstal- rechtzuerhalten. Darüber hinaus sind viele 
branchei': Am Anfang tungen, Bibliotheken, Menschen bereit, zusätzliche private Mittel 
muss ein Wechsel in der öffentlichen Mei- soziokulturelle Zentren u.ä.) fehlen.Vielmehr für weitergehende Angebote auszugeben. 
nung stehen. Bildung, Soziales und Gesund- ist die öffentliche Förderung und Finanzie- In vielen Fällen (etwa für einen Wellness-Ge- 
heit gelten heute zwar als unverzichtbare rung sicherzustellen.Zudem können Quali- sundheitsurlaub) reicht eine rein private Fi- 
Voraussetzungen für die wirtschaftliche und tätssicherung und -entwicklung zu einem nanzierung. In anderen Fällen (etwa inte- 
soziale Entwicklung, gleichwohl werden sie besseren Ressourceneinsatz beitragen. grierten Notruf- und Kommunikationssyste- 
als Kostenfaktoren &hrgenommen.~erade Durch Benchmarkingverbünde ließen sich men, so weit sie nicht medizinisch erforder- 

ist. Eine fortschrittliche Gesellschaft muss 
diese zentrale Ressource gerecht verteilen. 
Zielgröße ist der Abbau öffentlicher Bildung 
durch verschiedene Formen der Privatisie- 
rung und Kommerzialisierung, mit welchen 
Bildungsprozesse in Eigentumsoperationen 
mit Wissen als Ware umgewandelt werden 
(Lohmann, 2000). Und damit bestimmen 
mehr denn je die materiellen und sozialen 
Lebensbedingungen der Menschen über 
den Zugang zu Bildung. Die Patentierbar- 
keit von Lebewesen, die schleichende Wan- 
derung ehemals hochschulischer For- 
schung in die Labors von privatisierten Ins- 
tituten oder direkt in die Labors der Indus- 
trie deuten darauf hin, dass sich auch der 
Sockel des bereits vorhandenen Wissens in 
der Gefahr einer Enteignung der Gesell- 
schaft zugunsten der Großkonzerne befin- 
det. 

5. Education is not for sale! 
Die 0.g. Entwicklungen finden zudem in ei- 
nem Kontext globalisierter Wirtschaftsbe- 
Ziehungen statt. So ist seit 1994 mit  der 
Unterzeichnung des GATS (General Agree- 
ment on Trades in Services), dem internati- 
onalen Abkommen über den Handel mit 
Dienstleistungen, der Bildungsbereich 
durch weitere Expansion privatwirtschaft- 
lichem Profitinteresse bedroht.,,Too often 
the education process i s  entrusted to peo- 
ple who appear to have no dialogue with, 
nor understandig of, industry and the path 
of Progress ... The provision of education is 
a market opportunity and should be trea- 
ted as such." (European Roundtable of In- 
dustrialists, Quelle: www.aatswatch.org), so 
argumentiert die mächtige Lobbyorgani- 
sation der Europäischen Industrie in Brüs- 
sel. 
Mit der Unterstützung der europaweiten 
Studierenden- und Schülerproteste im 
Herbst 2001, die in einer Demonstration 
gegen den EU Gipfel am 14.12.01 in Brüssel 
mündete, hat scudag bewiesen, das es als 
Netzwerk ein wichtiges Bindeglied zwi- 
schen Schülerlnnen- und Studierenden und 
gewerkschaftlichen Zusammenhängen sein 
kann. Die damals als breites Bündnis ins Le- 
ben gerufene Kampagne,,Education is not 
for sale" ist eines der zentralen Projekte des 
Netzwerkes, deren weitere Aktivitäten sich 
gegen Privatisierung von Bildungseinrich- 
tungen, Einführung von Studiengebühren 
und globaler Konkurrenz im Bildungswesen 
richtet. Jan Hoby, Vorsitzender der däni- 
schen Studierendengewerkschaft PLS, die 
auf der 3. scudag Konferenz in Frankfurt 
über die Zusammenhänge von Globalisie- 
rung von Bildung diskutiert haben, bringt 
es auf den Punkt: The movement against 
neoliberal globalisation has to fight on a 
european level, because most of the educa- 
tion policy is already fixed by treaties like 
Bologna and GATS on the international le- 
vel. But when we see all the activities 

around the,,Education is not for saleU-cam- 
paign you can be sure: we will grow!" 
weitere infos: 
www.eduaction-is-not-forsale.org 

6. scudag - die Konferenz in Frankfurt, 
Zwischenbilanz eines ehrgeizigen Pro- 
jektes 
Im dritten Jahr seiner Existenz steht das 
,,scudag Netzwerk für eine Schülerlnnen 
und Studierendengewerkschaft" an einem 
Wendepunkt. Unterstützt durch die DGB 
Jugend Hessen, Aktive aus den Landes- 
Schülerlnnenvertretungen NRW und Hes- 
sen,Vertretern der ver.di-Studierenden und 
linker Hochschulgruppen aus Kassel und 
Köln ist es gelungen,das Netzwerk an vielen 
Stellen bekannt zu machen. Erste bisher 
,,unorganisierte0 Interessierte steigen ein,so 
eine Gruppe Design-Studierender der FH 
Aachen, die für scudag den Internetauftritt 
(www.scudaq.org) sowie das gesamte Er- 
scheinungsbild erarbeiten. 
Es gibt im gewerkschaftlichen Bereich auch 
kaum jemanden, der dem prinzipiellen Ge- 
danken der scudag - gewerkschaftliche 
Methoden in sozialen Konflikten, unter de- 
nen Schülerlnnen und Studierende leiden, 
anzuwenden - nichts abgewinnen könnte. 
Die Notwendigkeit stärkeren gewerkschaft- 
lichen Engagements in Schule und Hoch- 
schule wird von niemanden bestritten. 
Die Frage ist, ob es gelingt, für den Ansatz 
von scudag innerhalb der Gewerkschaften 
weitere Unterstützung zu organisieren, da- 
mit gewerkschaftliche Angebote aus einer 
Hand an Schulen und Hochschulen durch 
die Betroffenen selbst verbreiten werden 
können, und dabei ein politisches wie kultu- 
relles Bindeglied zwischen Interessenvertre- 
tung in Schule, Uni und Arbeitswelt ent- 
steht. 
Die Weiterentwicklung von der abstrakten 
Diskussion um Positionspapiere zum konkre- 
ten Handeln ist die große Herausforderung, 
vor der scudag nun steht. Nur dann, wenn 
der Grundgedanke des Organisationsprin- 
zips in einer Praxis abgeglichen wird,die sich 
an der Lösung von Problemen von Schüle- 
rlnnen und Studierenden - sei es im Job oder 
in der Bildungspolitik - orientiert, Iässt sich 
seine Tragfähigkeit unter Beweis stellen. 
Oder um es fußballerisch auszudrücken:,,Was 
zählt, ist auf dem Platz". SPW 312002 
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Vive la gauche? 
Über die Rekonstruktionsbedingungen einer sozialdemokratischen 
Linken 

Von Mathias Brodkorb 

Glaubt man den Ausführungen 
Benjamin Mikfelds in seiner Einschätzung 
des letzten SPD-Bundesparteitages (spw 
123), so hat sich die Linke offenbar nichts 
vorzuwerfen. Zwar sind die Bedingungen 
von Politik in einer Mediendemokratie für 
eine politisch subalterne Linke denkbar 
schlecht, aber gerade weil es sich um einen 
gesellschaftlichen Trend handelt, der in einer 
Erlahmung und Auflösung der politischen 
Flügel der SPD mündet, war offenbar mehr 
gar nicht möglich: Jedenfalls findet man bei 
Mikfeld weder irgendeinen Vorschlag, um 
der Marginalität der Linken in der SPD ent- 
gegenzuwirken noch irgendeine konkrete 
(Se1bst)Kritik der sozialdemokratischen Lin- 
ken. Die Verantwortung für eigene Fehler, 
für den eigenen Mangel an Kreativität und 
Willen den ,,objektiven Mächten" der Ge- 
schichte zuzuschreiben, i s t  mir persönlich 
etwas zu ,,marxistisch". Eine solche Vorge- 
hensweise verfehlt außerdem den Kern des- 
sen, was Politik ist, nämlich der Versuch, un- 
ter den Bedingungen der geschichtlichen 
Situation, der Spontaneität und der politi- 
schen Führung selbst neue Realitäten zu 
schaffen, und nicht, sich als Transmissions- 
riemen einer Apparatur,,Geschichte" zu ver- 
stehen. 

Zur Rolle von Parteitagen 
Wohl wahr, Parteitage sind zu Orten der me- 
dialen Inszenierung geworden:,,Parteitage 
haben somit einen Funktionswandel hinter 
sichSie dienen kaum noch dem nach innen 
gerichteten Sortierungsprozess einer Partei 
und statt dessen immer mehr der Erzeu- 
gung eines Außenbildes." (spw 123/5) Nur 
muss man sich vielleicht trotzdem die Frage 
stellen, ob a) dieses Erwartungsbild von 
Medien und Öffentlichkeit durch die Partei- 
en nicht selbst bedient und daher verstärkt 
wird und ob b) nicht die Tatsache,dass die 
Medien die Geschlossenheit des Parteitages 
der SPD nicht goutiert haben, sondern ihr 
vielmehr den Vorwurf des faden und saftlo- 
sen ,,Kanzlerwahlvereins" machten, eher 
dafür spricht, dass Parteitage durchaus 
mehr sein können und müssen als regie- 
rungskonforme Inszenierungen. Und inso- 

fern könnten auch engagierte und niveau- 
volle Auseinandersetzungen und/oder 
Kampfabstimmungen auf Parteitagen eine 
gewisse positive Wirkung auf Medien und 
Gesellschaft hinterlassen. 
Benjamin Mikfeld hat außerdem hervorge- 
hoben,dass der Parteitag der Umwandlung 
der Arbeitslosenversicherung in eine Er- 
werbstätigenversicherung zugestimmt hat 
und bedauert,dass unter dem Eindruck des 
11. September dieser Beschluss von den 
Medien kaum zur Kenntnis genommen 
wurde (spw 123/4. Ich glaube kaum, dass 
dies ohne den 1 1. September anders gewe- 
sen wäre, aber selbst wenn: Was nützt ein 
Parteitagsbeschluss, der unter den Bedin- 
gungen der Hegemonie eines rechten Flü- 
gels zustande kommt (wenn man hier die 
Begriffe,,rechtsU und,,linksU mal substanziell 
und nicht relational versteht)? Was nützt 
das Projekt ,,Arbeitsversicherung", an des- 
sen Zustandekommen Mikfeld großen An- 
teil hat, unter der Definitionsmacht von 
Riester und Schröder, zumal Mikfeld selbst 
feststellt: .Das Machtverhältnis zwischen 
Führung und Basis ist asymmetrisch, denn 
die Führung kann den medialen Druck,dem 
sie unterliegt,als Machtressource einsetzen 
und an die Basis weitergeben - nach dem 
Motto: ,Ihr könnt ja beschließen, was ihr 
wollt, aber ich kann und werde es nicht 
umsetzen."' (spw 123/5)? Benjamin Mikfelds 
Fokussierung auf Parteitagsbeschlüsse 
steht daher in großer Spannung zu seiner 
Analyse der Bedeutungslosigkeit von Par- 
teitagen. Das eigentliche Problem ist nicht 
der 11. September, sondern dass nur eine 
Handvoll SPD-Mitglieder überhaupt den 
Beschluss bemerkt, geschweige denn be- 
griffen hat, was die ,,Arbeitsversicherung" 
überhaupt ist.Das Problem is t  also,dass die 
Linke politische Prozesse nicht von unten 
nach oben organisiert,sondern auf ohne für 
die Basis nachvollziehbare Weise,,im politi- 
schen Vorlauf [...I Kompromisse vereinbart" 
(spw 123/4) - mit anderen Worten: Hinterz- 
immerpolitik. Es is t  ein Unterschied,ob infol- 
ge eines hegemonialen Prozesses der Lin- 
ken Kompromisse mit dem Mehrheitsflügel 
erwirkt werden oder ob man sich ohne ei- 
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nen solchen Vorgang über den grünen 
Tisch ziehen lässt. 
Aber, die Parteitage sind gar nicht das ei- 
gentliche Problem. Insofern ließe sich auch 
allen,die mit großem Gestus den Verfall der 
politischen Bedeutung von Parteitagen her- 
vorheben, umgekehrt entgegnen, dass sie 
selbst die Bedeutung der Parteitage über- 
schätzen. Parteitage sind höchstens der 
Ausdruck eines gewissen Kräfteverhältnis- 
Ses und bieten daher einen Rahmen der Ori- 
entierung. Parteitage waren in der Sozialde- 
mokratie nie die eigentlichen Höhepunkte 
der Flügelauseinandersetzungen. Sie fun- 
gierten immer nur, und für eine marginali- 
sierte Linke gilt das allemal, als Seismogra- 
phen, die Auskunft über den momentanen 
Zustand der Partei geben. Parteitage müs- 
sen vielmehr wieder als Abschlüsse hege- 
monialer Prozesse verstanden werden. Das 
Problem der Linken sind nicht die Parteita- 
ge, sondern das Fehlen dieser hegemonia- 
len Prozesse auf Seiten der Linken zwischen 
den Parteitagen. 

Die Bedingungen linker Politik in der 
SPD 
Die eigentlichen Probleme der Linken sind 
daher nicht die Medien als solche oder die 
Parteitage, sondern völlig andere: 
1. Der Wandel in der Sozialstruktur der 
SPD-Mitgliedschaft: Die SPD ist ohne 
Zweifel seit Jahren,wenn nicht Jahrzehnten 
die Partei der,,neuen Mitte". Rechtsanwälte, 
Lehrer, Beamte, Angestellte zählen zu den 
größten Mitgliedergruppen. Der Alltagsver- 
stand normaler SPD-Mitglieder entspricht 
diesem kleinbürgerlichen Milieu und Werte- 
horizont inzwischen. Die Ungleichzeitigkeit 
zwischen Sozialstruktur der SPD-Mitglieder 
und ihrem politischen Horizont, die in den 
70er und 80er Jahren noch bestand, ist 
inzwischen aufgelöst. Linke Politik ist in der 
SPD damit heute nur noch gegen das alltäg- 
liche Selbstverständnis bzw.den Alltagsver- 
stand ihrer Mitglieder möglich.Zahlreiche 
Linkssozialisten sehen dies - und durchaus 
nicht zu Unrecht - als den schwerwiegends- 
ten Einwand gegen die Mitarbeit in der SPD. 
2. Die Zerstörung eines einheitlichen 
Kommunikationsraumes: Politische Mas- 
senbewegungen wurden erst im Zuge der 
kapitalistischen Produktivkraftentwicklung 
möglich. Erst moderne Kommunikations- 
und Reisemittel schufen die Bedingungen 
für das Entstehen politischer Massenorgani- 

Die Bandbreite möglicher, zum Teil heute Mit zunehmendem materiellem Wohlstand natlich bereits 688,- DM.Haushalte mit nied- 
schon bestehender Angebote reicht von und mit fortschreitender Individualisierung rigen Einkommen geben monatlich nur 119 
einzelnen Bildungskursen (2.B. Computer- steigt auch das Bedürfnis der Menschen DM,-für Bildung,Unterhaltung und Freizeit 
kurse oder Fremdsprachenkurse, Bildungs- nach gesundheitlichem Wohlbefinden und aus. Die Anteile der privaten Ausgaben für 
möglichkeiten rund um dasThema Gesund- individueller Lebensqualität, so dass in Zu- Bildung, Unterhaltung und Freizeit in Haus- 
heit) über die Bereitstellung integrierter, kunft entsprechende Dienstleistungsange- halten mit mittleren Einkommen am Kon- 
branchenübergreifender Bildungsangebote bote in der Bedürfnis- und Wertehierarchie sum haben sich gegenüber 1965 von 6,5% 
(z.B. Bildungsreisen für Senioren) bis hin zur der Bevölkerung oben stehen werden (vgl. auf 11,9 % im Jahre 1997 fast verdoppelt. 
vermehrten Einrichtung von Bildungsinsti- Wasem 1999). 
tutionen (z.B. Universitäten des dritten Le- Die Palette der Produkte und Dienstleistun- Technischer Forschritt ermöglicht kun- 
bensalters). Ein weiterer Faktor i s t  die be- gen i s t  sehr umfangreich.Sie reicht von der denorientierte Innovationen 
triebliche Nachfrage nach Bildungs- bzw. Schönheitschirurgie, über Lifestyle Drugs Der technische Fortschritt ist eine maßgebli- 
Weiterbildungsangeboten speziell für ältere und medizinische Nahrungsmittel bis zu Ori- che Triebfeder der Gesundheitswirtschaft 
Beschäftigte. Weiterbildung und Qualifikati- entierungshilfen im Gesundheitswesen. Es und der bildungsbezogenen Dienstleistun- 
on für ältere Arbeitnehmer werden zukünf- wird geschätzt, dass sich im Jahr 2000 in gen. Bei zahlreichen Krankheitsbildern wer- 
tig aus betrieblicher und individueller Sicht Deutschland 150.000 - 200.000 Menschen den die Heilungschancen größer. In der Re- 
wichtiger. einer Schönheitsoperation unterzogen ha- habilitation öffnen sich durch den techni- 

ben. Diese Zahlen fallen zwar gegenüber schen und medizinischen Fortschritt neue 
Die Menschen investieren in die Lebens- den USA (5,7 Mio.) noch vergleichsweise ge- Perspektiven. 
qualität ring aus, verweisen dennoch auf die hohe Neben besseren medizintechnischen Mög- 
Ein steigendes Gesundheitsbewusstsein Bedeutung dieses aus (vorwiegend) priva- lichkeiten werden auch Gesundheitsförde- 
und das wachsende Interesse an Bildung un- ten Mitteln finanzierten Geschäftsfelds (vgl. rung und Prävention wichtiger. Dies Iässt 
terstützen als weitere Faktoren die Nachfra- Bartens 2001). sich am Beispiel desTele-Health-Monitoring 
ge nach lebensqualitätsorientierten Dienst- Auch Bildung gewinnt als zusätzlich privatfi- illustrieren.ZurVorbeugung und verlaufsori- 
leistungen. Für den Bereich der Gesundheit nanziertes Konsumgut an Bedeutung. Sie entierten Diagnose kann dieses Verfahren in 
zeigt sich, dass mehr entwickelt und för- einer integrierten Versorgungsstruktur (Kli- 
Menschen z.B. eine 
sportlich aktive Frei- 
zeitgestaltung mit 
dem Bedürfnis, einen 
eigenen Beitrag zur 
Gesundheitsvorsorge 
zu leisten, verbinden. 
Die steigende Nach- 
frage nach gesund- 
h e i t s b e z o g e n e n  

dert berufliche Quali- niken, niedergelassene Arzte, Rehabilitati- 
Der technische Fortschritt fikationen und Kom- onseinrichtungen, Technikanbieter etc.) 

ist  eine Triebfeder der petenzen, ermöglicht dazu beitragen, über Ferndiagnosen schnel- 
die soziale und kultu- le und problemadaquate Hilfe im Krisenfall 

Gesund heitswirtschaft und reIIe Teilhabe und (Infarkt) zu organisieren.Zudem besteht die 

der Bildungs-Dienst- schafft Orientierung MögIichkeit,fruhzeitig auf die kritische Ent- 
in der Informations- wicklung von Vitalparametern (Herzfre- 

leistungen. und Wissensgesell- quenz, Blutdruck, Puls) aufmerksam zu ma- 
schaft. Die privaten chen und so gesundheitliche Schäden zu 
Konsuma usga ben  vermeiden.Die Entwicklung und der Ausbau 

Dienstleistungen spiegelt sich unter ande- für Bildung, Unterhaltung und Freizeit je integrierter Versorgungsangebote im Ge- 
rem in dem starken Wachstum der Fitness- Haushalt und Monat ergeben ein ähnliches sundheitsbereich werden der Nachfrage zu- 
wirtschaft wider (vgl. Kamberovic/Schwarze Bild wie im Gesundheitsbereich.Mit steigen- sätzliche Impulse verleihen. 
1 999). dem Einkommensniveau wachsen auch die Auch im Bildungsbereich ermöglicht der 
Auch wenn im internationalen Vergleich Ausgaben für die genannten Bereiche: Etwa technische Fortschritt neue Produkte und 
derzeit private Mittel zur Finanzierung von 11 bis 12% der privaten Konsumausgaben Dienstleistungen. Das multimediale und dis- 
gesundheitsbezogenen Dienstleistungen entfallen in den Haushalten mit höherem tant-learning kann das Lernen zu Hause 
noch eine geringe Rolle spielen,steigt ihr Auf- und mittlerem Einkommen auf Ausgaben oder am Arbeitsplatz fördern. Bildungsakti- 
kommen:Während Anfang der90erJahreder für Bildung, Unterhaltung und Freizeit, ein vitäten in der Freizeit stehen nicht zuletzt 
Anteil der privaten Ausgaben für Güter und Großteil davon für Unterricht (2,3 bzw. 2,O auch in Zeitkonkurrenz zu anderen mögli- 
Dienstleistungen zur Gesundheitspflege nur %).In den Haushalten mit mittlerem Einkom- chen Aktivitäten. Unterschiedliche Bildungs- 
3,2% der gesamten Konsumausgaben der men werden monatlich etwa 460,- DM für angebote auch von zu Hause aus und nach 
Haushalte betrug, lag dieser Anteil im Jahre Bildung und Freizeit ausgegeben, in Haus- den eigenen zeitlichen Präferenzen können 
2000 bereits bei 4,1% - dies entspricht einer halten mit höherem Einkommen sind es mo- diese Zeitkonkurrenzen abschwächen und 
Steigerung von knapp einem Drittel inner- 
halb einer Dekade (vgl. DIW 2001 : 29ff). Wer- 

AufWendungen für die Gesundheispflege I Gesundheits-, Veterinärswesen 1 +250.000 1 

den die privaten Ausgaben der Haushalte für 
Gesundheitsdienstleistungen zudem aufge- 
schlüsselt nach der Höhe des monatlichen 
Haushaltseinkommens so zeigt sich, dass mit 
steiaendem Einkommen auch die Drivaten 

Beratung, Planung, Werbung etc. 1 +950.000 
Orqanisationen ohne Erwerbscharakter, private Haushalte 1 +420.000 - 
Medien, Kunst, Unterhaltung, Verlage, Fotogewerbe etc. 

Beherbergungsgewerbe 

insgesamt steigen.Während 1998 Haushalte 
mit einem niedrigen Haushaltseinkommen 

+420.000 

+250.000 

Einzelhandel 1 +150.000 

B i ldun~,  Wissenschaft, Kultur, Verlaae (fast ausschließlich 1 +150.000 
von 2500,- bis unter 3000,- DM monatlich 
76,- DM bzw.2,93 % ihrer Konsumausgaben 

- - 
unternehmen und freie ~e ru fe )  

Großhandel, Handelsvermittlunq 1 +120.000 
für die Gesundheitspflege verwendeten, be- 
trugen diese Ausgaben in Haushalten mit hö- 
heren Einkommen (10.000,- bis unter 
15.000,- DM) 423,- DM oder 5,5% der Kon- 
sumausgaben (ebd.:31ff). 

- 
wäscherei, ~ ~ i ~ i ~ ~ ~ ~ ,  ~ ~ b ~ ~ d ~ ~ ~ i ~ i ~ ~ ~ ~  

Friseur-, Körperpflegegewerbe 
+40.000 

+40.000 
Ausbaugewerbe +30.000 

Quelle: IAB Kurzbericht Nr. 911 999; Beschäftigungswachstum 1995-201 0 
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die Unterstützung bei der individuellen den Kernsektoren der ambulanten und stati- 
Lebensführung bzw. bei der Bewältigung onären Versorgung arbeiten ca. 3,8 Mio. 
des Alltags; Menschen, in den Vorleistungs- und Zuliefer- 

die Ausrichtung des Leistungsangebotes industrien rund 260.000. Für die Randberei- 
an den spezifischen ~ebenslagen der Kun- che und Nachbarbranchen des Gesund- 
den. heitswesens liegen keine verlässlichen An- 
Dienstleistungen für mehr Lebensqualität gaben vor.Dennoch folgt aus den vorliegen- 
sind Ausdruck der wachsenden und sich den Daten und Statistiken:DieGesundheits- 
wandelnden Ansprüche an die Bewältigung branche zählt zu den personal- und beschäf- 
des Alltags und die Gestaltung von Freizeit. tigungsintensivsten Dienstleistungsbran- 
Da sie sich auch unabhängig vom sozialpoli- chen der Bundesrepublik. Eine für das Minis- 
tisch definierten ~edarfsf~l lkonzi~ieren las- terium für Frauen, Jugend, Familie und Ge- 
sen,steht ihr Ausbau nicht in Konkurrenz zu sundheit des Landes Nordrhein-Westfalen 
den solidarisch getragenen Sicherungssys- (MFJFG) erstellte Studie bestätigt dies: 1998 
temen, sondern in einem komplementären waren Ca. 957.000 Menschen in der nor- 
bzw. synergiebestimmten Verhältnis. Der ge- drhein-westfälischen Gesundheitswirtschaft 
zielte Auf- und Ausbau der Zukunftsbranche beschäftigt, wobei 39% auf die ambulante 
Lebensqualität dient der individuellen Wohl- und 37,9 % auf die stationäre und teilstatio- 
fahrtsteigerung und verbessert die Lebens- näre Versorgung entfielen. In den Vorleis- 
verhältnisse durch positive Beschäftigungs- tungs- und Zulieferindustrien waren Ca. 
effekte auf der Basis flächendeckender kun- 1 13.000 (1 1,8 %) Personen beschäftigt und 
den- und bedarfsorientierter Angebote. in den Randbereichen und Nachbarbran- 
Ausgehend von einem erweiterten System- chen ca.27.000 Personen (2,8%) (vgl.FfG/IAT/ 
begriff, welcher neben der traditionellen MHH 2001 : 3).Vergleicht man die Beschäfti- 
Gliederung des Gesundheits- (ambulante gung in der Gesundheitswirtschaft in NRW 
und stationäre~esundheitsversor~un~) und mit anderen ausgewählten Wirtschaftsbe- 
Bildungswesens (Primär-,Sekundär- undTer- reichen (Kultur, luK, Automobil, Energie, 
tiärbereich; Bereich der Weiterbildung und Bergbau oder Baugewerbe),zeigt sich deut- 
ihrer Träger) auch die Verflechtungen zu an- lich ihre Spitzenposition. 
deren Wirtschaftssektoren berücksichtigt, 
lassen sich neben den Kernbereichen der Der soziodemographische Wandel als 
personenorientierten Leistungserstellung wirtschaftliche Chance 
noch wirtschafts- und beschäftigungsrele- Mit dem Begriff des soziodemographischen 
vante Zulieferindustrien und Nachbarbran- Wandels werden Entwicklungen bezeichnet, 
chen identifizieren. Neben den personalin- die mit Menge und Zusammensetzung der 
tensiven Dienstleistungen in den Kernberei- Bevölkerung,aber auch mit der spezifischen 
chen der ambulanten 
und stationären Ge- 

Art des Zusammenle- 
bens der Menschen 

sundheitsversorgung Eine Strategie für die ZU tun haben. Die Be- 
und den direkten deutung des soziode- 
Lehrtätiqkeiten im Zukunft~branche Lebens- mographischen Wan- - 
Bildungswesen exis- qualität muss dem Sozial- delsfürdiezukünftige 
tieren in beiden Bran- Entwicklung der Le- 
chen auch kapital- abbau entgegentreten und bensqualitätsbran- 
und technologiein- Zugleich 9 s  ir?+7l;rhn nl 

tensive Vorleistungs- 
und Zulieferindustri- Kaut~ran ai<tiv 

und technologiein- private chen ~ 0 1 1  anhand 
tensive Vorleistungs- zweier Teilaspekte 
und Zulieferindustri- Kaufkraft aktivieren. darqestellt werden, 
en: Medizin- und Ge- 
rontotechnik und die 
pharmazeutische Industrie im Gesundheits- 
wesen,die Lehrmittelindustrie,der Buchhan- 
del, das Verlagswesen oder die medienher- 
stellenden und -vertreibenden Unterneh- 
men im Bildungsbereich. In den Randberei- 
chen befinden sich z.B. Sportvereine und 
Wellnesseinrichtungen, alters- und bedarfs- 
gerechte Wohnkonzepte im Gesundheitsbe- 
reich und Kulturveranstaltungen, Museen, 
Ausstellungen und Tourismus im Bildungs- 
bereich. 
Im Gegensatz zur Bildungswirtschaft liegen 
für die Gesundheitswirtschaft genauere Da- 
ten zur Beschäftigung vor. So waren in der 
Bundesrepublik Mitte der 90er Jahre Ca. 4 
Mio.Menschen in der Gesundheitswirtschaft 
beschäftigt. Dies entspricht einem Anteil 
von 11,2% an der Gesamtbeschäftigung. In 

- 
zum einen am Prozess 
des ,,Alterns der Ge- 

sellschaft",zum anderen an der zunehmen- 
den lndividualisierung und Pluralisierung 
der Lebensführung. 
Das,,dreifache Altern" der Gesellschaft wird 
durch folgende Prozesse bestimmt: 
1. die absolute Zahl der älteren Menschen 
wird deutlich zunehmen; 
2. der relative Anteil älterer Menschen an 
der Gesamtbevölkerung wird erheblich zu- 
nehmen; 
3. die absolute Zahl der Hochbetagten (80 
Jahre und älter) wird zunehmen. 
Es ist zu erwarten,dass im Jahre 2040 die ab- 
solute Anzahl älterer Menschen auf gut 21 
Mio. ansteigen wird, bei einem gleichzeiti- 
gen Rückgang auf insgesamt ca.75 Mio. Ein- 
wohnerinnen und Einwohner. Der relative 
Anteil dieser Alterskohorte steigt damit auf 

28% an der Gesamtbevölkerung. In absolu- 
ten Zahlen: Die Altersgruppe der Menschen 
ab 65 Jahren und älter wird um knapp 8,2 
Mio.ansteigen (vgl.Statistisches Bundesamt 
2000: 14). Mit dem demographischen Wan- 
del wird ein Mehrbedarf an professionellen 
Hilfs- und Pflegeangeboten einhergehen, 
der nur durch Ausbau der Unterstützungs- 
und Pflegekapazitäten gedeckt werden 
kann. Quantitative Zukunftsszenarien zur 
Nachfrage nach Gesundheitsleistungen 
wurden in diesem Zusammenhang vom 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) vorgelegt. Demnach wird bei der 
Krankenhausversorgung mit einer Steige- 
rung der demographisch bedingten Kran- 
kenhausfälle bis zum Jahr 2020 auf ca. 18,5 
Mio. (15%) gerechnet, und anschließend - 
bis zum Jahre 2050 - ist mit einem weiteren 
Anstieg von 4% auf dann knapp 19,3 Mio. 
Fälle zu rechnen. Zudem wird sich die Zahl 
der Pflegebedürftigen von rund 1,93 Mio. 
(1 999) auf 2,94 Mio. (2020) erhöhen, was ei- 
nem Zuwachs von 52% entspricht. Für den 
Zeitraum zwischen 1999 und 2050 wird 
sogar mit einer Steigerung der Zahl der Pfle- 
gebedürftigen auf 4,7 Mio. gerechnet, was 
einer Zuwachsrate von 145,l % gegenüber 
1999 entspricht (vgl. DIW 2001). 
Verstärkt wird dieser Trend noch dadurch, 
dass in den westlichen lndustrienationen 
demographische Alterung in gesellschaftli- 
che lndividualisierung und Pluralisierung 
eingebettet ist,die zu einer Schwächung in- 
formeller Unterstützungsleistungen führen. 
Wurden Pflege- und Betreuung ursprünglich 
informell erbracht, so werden diese Dienst- 
leistungen zunehmend aus dem häuslichen 
bzw.familiären Bereich ausgelagert.Von be- 
sonderer Bedeutung is t  sind dabei die wach- 
sende Erwerbstätigkeit von Frauen und die 
steigende Zahl von Single-Haushalten. Po- 
tenziell verfügbare familiäre Pflegekapazitä- 
ten können die Pflege- und Betreuungsleis- 
tungen aufgrund von Zeitkonkurrenzen 
nicht erbringen.Oft besteht gar nicht mehr 
die Möglichkeit,direkt auf familiäre Hilfe zu- 
rückzugreifen zu können. 
Daneben lassen auch bildungsbezogene 
Dienstleistungen, gerade auch für ältere 
Menschen,eine steigende Nachfrage erhof- 
fen. Entgegen einer defizitären Auffassung 
des Alters und vor dem Hintergrund der De- 
batte zum ,,lebenslangen Lernen" können 
Wünsche nach aktiver Freizeitgestaltung 
jenseits der Erwerbsarbeit Schubkräfte für 
die Lebensqualitätsdienstleistungen freiset- 
zen.Die steigende Nachfrage nach bildungs- 
bezogenen Dienstleistungen begründet 
sich dadurch,dass auch ältere Menschen zu- 
sätzliche Kompetenzen erlangen möchten 
und darüber hinaus dadurch, dass die kon- 
kreten Anwendungsmöglichkeiten bil- 
dungsbezogener Dienstleistungen einen 
klar definierten Zusatznutzen für sie darstel- 
len können (z.B. Senioren-online Dienste als 
zusätzliche Informations- und Kontaktforen). 

sationen und den Aufstieg der Sozialdemo- 
kratie: Insbesondere Massenblätter, Flug- 
schriften Anfang des 20. Jahrhunderts so- 
wie Radio bzw. Fernsehen in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts ermöglichten 
der sozialistischen Bewegung über die Kon- 
stituierung eines einheitlichen Kommunika- 
tionsraumes einen mächtigen Zugriff auf 
die Gestaltung des Alltagsverstandes. Als 
sich die Produktivkräfte in den 80er und 
90er Jahren in Verbindung mit einer Politik 
der Liberalisierung so weit entwickelten, 
dass zahlreiche alternative Medienangebo- 
te die Märkte eroberten (z.B. private Fern- 
sehanstalten), zerfiel dieser einheitliche 
Kommunikationsraum. Hiermit wurde au- 
ßerdem eine der Existenzbedingungen so- 
zialer Bewegungen zerstört.Ohne einheitli- 
chen Kommunikationsraum lassen sich so- 
ziale Bewegungen des alten Typs nicht 
mehr organisieren.Wenn,,soziale Bewegun- 
gen" überhaupt noch eine Zukunft haben 
sollen, müssen sie völlig neu gedacht wer- 
den. Man kann also den mangelnden Kon- 
takt der SPD zu ,,sozialen Bewegungen" 
nicht bedauern, bevor man sich nicht den 
neuen Bedingungen von sozialen Bewe- 
gungen analytisch gestellt hat. 
3. Die programmatische Krise der sozia- 
listischen Linken: Die Linke hat sich stets 
als der ,,bessere Kapitalist" verstanden. Es 
war der Anspruch der sozialistischen Bewe- 
gung seit Marx, nur insofern einen völlig 
neuen Typus der Zivilisation hervorzubrin- 
gen, als der implizite Selbstanspruch der 
bürgerlichen Gesellschaft und Aufklärung 
vollstreckt werden sollte - mit all den Kon- 
sequenzen,die das haben musste: produkti- 
vistische Ideologien, gespaltenes Verhältnis 
zur Ökologiebewegung, Reduzierung des 
Menschen auf den Konsumismus. Die heu- 
tige Krise der Linken hat unter anderem da- 
mit zu tun, dass sie an diesem Anspruch 
gnadenlos gescheitert ist: Die Linke selbst 
war und ist zu ,,kapitalistisch". Ein Beispiel 
hierfür lässt sich in der Krisenphase des For- 
dismus ausmachen: Die sozialistische Bewe- 
gung erkämpfte in der Blütezeit des Fordis- 
mus hohe Einkommen und eine hohe sozi- 
ale Absicherung, mit dem Ergebnis,dass die 
sozialistische Kultur und Hegemonie wenig 
später zerfiel. Die sozialistische Bewegung 
hat sich so gesehen selbst abgeschafft. Sie 
hat nämlich ihre Stärke immer daraus bezo- 
gen, dass sie der aus der bürgerlichen Ge- 
sellschaft ausgegrenzten Arbeiterklasse 
eine eigene Kultur, eine eigene politische 
,,Heimato und eigene Hilfsorganisationen 
entgegensetzte. Es war immer eine Gemein- 
schaft der Not. Als diese,,NotU auf dem Hö- 
hepunkt des Fordismus nicht mehr bestand, 
als es sich die ,,Arbeitern leisten konnten, 
sich schrittweise in die bürgerliche Kulturin- 
dustrie einzukaufen, und die Arbeiterbewe- 
gung den Kampf um Teilhabe am gesell- 
schaftlichen Reichtum nicht mit dem Kampf 
um eine alternative Kultur und ein alterna- 

tives Zivilisationsmodell verband, sondern 
nach wie vor auf den Fundamenten des Ka- 
pitalismus (insbesondere Konsumismus 
und Produktivismus) stehen blieb, zerfiel 
die Arbeiterkultur und gerieten die Organi- 
sationen der Arbeiterbewegung in die Krise 
- verschärft durch einen kollabierenden 
Fordismus. Die arrivierte Arbeiterklasse hat- 
te diesen Sozialismus dank der sozialisti- 
schen Bewegung einfach nicht mehr nötig. 
4. Die Erschöpfung der Symbole der Ar- 
beiterbewegung (Kulturkrise): Eine un- 
mittelbare Folge der programmatischen 
Krise der sozialistischen Bewegung ist ihr 
kultureller Niedergang. Gerade weil sie un- 
fähig zur Herausbildung einer organischen 
Kulturkonzeption war, bestand und besteht 
ihre kulturelle Identität in der Rehabilitie- 
rung symbolischer Anachronismen. Noch 
immer wird der,,Ästhetik des Widerstandes" 
der 1920er Jahre und damit der,,alten sozi- 
alen Bewegung" gehuldigt: Noch immer 
wird die,,lnternationaleU gesungen, wird der 
Versuch unternommen, Massenaufmärsche 
mit ,,Roten Fahnen" zu inszenieren etc. 
Wenn dies als Kabarett gemeint wäre, wäre 
es vielleicht lustig. Da es ernst gemeint ist, 
verdeutlichtet es nur, wie sehr sich die Lin- 
ke von der Realität entfernt und es nicht 
geschafft hat, sich selbst zu modernisieren, 
eine organische Kulturkonzeption und zeit- 
gemäße,,Ästhetik des Widerstands" zu kon- 
zipieren. 

Für einen realistischen Zeithorizont! 
Es gibt keinen Universalschlüssel, mit des- 
sen Hilfe entschieden werden könnte, wie 
und in welchen Organisationen Sozialistln- 
nen sich organisieren sollten:,,Sich auf den 
Standpunkt einer,einzigeni Linie fortschritt- 
licher Bewegung zu stellen, für die jede Er- 
rungenschaft akkumuliert und zur Voraus- 
setzung neuer Errungenschaften wird, ist 
ein schwerer Irrtum: die Linien sind nicht 
nur vielfältig, sondern es kommt auch auf 
der ,mehri fortschrittlichen Linie zu Rück- 
schritten." (Gramsci 1991ff: 1777; Heft 15, § 

58) Die einen halten die PDS für reform- 
und modernisierungsfähig und unter sol- 
chen Umständen auch die Westausdeh- 
nung für möglich, die anderen sehen dies 
eher skeptisch und ihre politische Heimat 
daher eher in der SPD. Vielleicht sind Re- 
form sowie Westausdehnung der PDS und 
Linkswende der SPD gleich unwahrschein- 
lich. Festzustehen scheint daher: Die Linke 
muss von vorne anfangen - auf höherem 
gesellschaftlichen Niveau. Dazu gehört 
auch, dass sie zahlreiche Stufen ihrer Ent- 
wicklung erneut durchmachen muss. Das 
kollektive Gedächtnis ist erodiert und muss 
neu angeeignet werden. Besserwisserische 
Hinweise aus der akademischen Linken dar- 
auf, dass die ,,Genua-Linke" ja überhaupt 
keine richtige Linke sei, weil sie nur die Ver- 
teilungsfrage und nicht die Frage der Eigen- 
tums- und Produktionsverhältnisse stelle, 

sind daher politisch naiv. DieseTäler müssen 
neu durchschritten werden. 
Die politische Linke ist nach einer Phase his- 
torischer Erfolge so dermaßen an den Rand 
gedrängt, dass sie über einen aufrechten 
Gang erst in mittelfristiger Perspektive 
wieder nachdenken kann: Wenn die SPD- 
Linke überhaupt noch eine Chance hat, 
dann erst in 10-15 Jahren. Und dies aus 
mehreren Gründen: 
1. Ist die SPD-Linke zu schwach (und 
teilweise nicht einmal vorhanden), um kurz- 
fristig aus eigener Kraft wieder eine bedeu- 
tende Rolle zu spielen. Ab 2010 wird es 
allerdings allein aus demografischen Grün- 
den zu einer deutlichen Entlastung des Ar- 
beitsmarktes kommen. Diese Entwicklung 
wird, wenn sie sich denn bewahrheitet, 
günstigeVoraussetzungen für die politische 
Linke und die Gewerkschaften wiederher- 
stellen. Ob diese veränderte Ausgangsbe- 
dingung genutzt wird, entscheiden die po- 
litischen Akteure selbst. Einen Automatis- 
mus gibt es nicht. Zwar ist es peinlich, dass 
sich die sozialistische Linke nicht aus eige- 
ner Kraft aus ihrer desolaten Lage befreien 
kann und sie ,,gezwungenn ist, die histori- 
sche ,,Segnungu einer wenig gebärfreudi- 
gen Gesellschaft in ihr strategisches Kalkül 
miteinzubeziehen,aber dies entspricht dem 
derzeitigen Zustand und der Verzweiflung 
der sozialistischen Linken. Im übrigen soll 
dies nicht bedeuten, dass sich die SPD-Lin- 
ke für die nächsten Jahre grundsätzlich von 
dem Versuch verabschieden sollte, Politik zu 
gestalten. Aber sie sollte anerkennen, dass 
sie dazu nur sporadisch in der Lage sein 
wird und sie ihre Hauptkräfte in Abwehr- 
kämpfe und die Rekonstruktion ihrer eige- 
nen Basis stecken muss. 
2. Die Rekonstruktion einer Linken wird ge- 
rade aufgrund des erodierten kollektiven 
Gedächtnisses lange Zeiträume in An- 
spruch nehmen müssen. Es wäre eine Illusi- 
on zu glauben, den Verfall der Linken, der 
sich in den letzten 30 Jahren vollzogen hat, 
in kurzer Zeit wieder aufholen zu können. 
Ein politisches Projekt so großer Tragweite, 
wie es die Linke verfolgt, braucht histori- 
sche Kontinuität:,,Da man im Kampf immer 
die Niederlage in Betracht ziehen muss, ist 
die Vorbereitung der eigenen Nachfolger 
ein ebenso wichtiges Element wie der Ein- 
satz für den Sieg." (Gramsci 1991ff: 1697; 
Heft 14,§ 70). Die heutige politische Rand- 
lage der Linken erklärt sich daher nicht 
zuletzt aus der Tatsache, dass es die 68er- 
Linke versäumt hat, ihre eigenen Nachfolger 
heranzubilden. 
3. Die historische Kontinuität hat aber 
wiederum eine organisationspolitische zur 
notwendigen Voraussetzung. Nur wenn 
der Parteiapparat mehr oder weniger kon- 
tinuierlich mit linken,organisierten Kräften 
durchzogen ist, kann er auch periodisch 
sein Potenzial ausbauen und halten. Die 
Rekonstruktion einer Parteilinken muss da- 
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her organisch sein, also von unten nach 
oben verlaufen. Dass dies nichts mit einem 
,,naivenM Festhalten am Politikmodell aus 
Vorzeiten der Mediendemokratie zu tun 
hat, sondern eine grundlegende strategi- 
sche Voraussetzung darstellt, hat der Fall 
Lafontaine gezeigt. Aus seinem Rücktritt 
müssen vier Schlussfolgerungen gezogen 
werden: 1. dass die sozialdemokratische 
Linke (fast) tot ist, 2. dass die marxistische 
Unterstellung, die Strukturen würden die 
Geschichte machen und nicht die Perso- 
nen, Unsinn ist, 3. dass nur er bereit war, 
den Versuch zu wagen, die konservative 
Hegemonie zu brechen und dies 4. ohne 
politischen Rückhalt in Partei und Gesell- 
schaft nicht möglich ist. Lafontaines Rück- 
tritt und anschließende (!) Wahlniederla- 
gen der SPD haben daher nicht, wie Mik- 
feld meint, gezeigt, wie fatal mangelnde 
Geschlossenheit ist, sondern wie wichtig 
der Bruch mit der konservativen Hegemo- 
nie ist, die in 16 Jahren Kohl im Alltagsver- 
stand verankert wurde, und wie aussichts- 
los dieser Kampf ist, wenn er nicht syste- 
matisch vorbereitet wurde. 

Die Aufgaben einer Parteilinken 
Bei der Skizzierung der Aufgaben einer neu- 
en Parteilinken muss ich mich leider vorerst 
auf ein paar allgemeinere Bemerkungen be- 
schränken (konkrete Projektvorschläge sol- 
len später nachgereicht werden) Da vor 
dem 22.September 2002 ohnehin nicht mit 
einer intensiveren Debatte über die Zukunft 
der SPD-Linken zu rechnen ist, mag dieses 
Defizit vorerst erträglich sein. Der größte 
Mangel der nachfolgenden Äußerungen 
besteht darin, dass sie sich vorwiegend auf 
parteiinterne Probleme beschränken und 
die Frage der außerparlamentarischen oder 
Bewegungsarbeit vorerst ausklammern. 
Analyse des Alltagsverstandes und Pro- 
grammatische Debatte 
Das größte Hindernis bei der Rekonstrukti- 
on einer SPD-Linken ist ohne Zweifel die 
soziale Basis der SPD. Noch einmal: Linke 
Politik ist in der SPD momentan und in den 
nächsten Jahren nur gegen den zu erwar- 
tenden Alltagsverstand des entsprechen- 
den Milieus durchsetzbar. Gerade deshalb 
halten viele Linkssozialisten eine Arbeit in 
der SPD inzwischen für aussichtslos. 
Allerdings ist mir diese Sichtweise zu fatalis- 
tisch bzw. marxistisch, weil sie die Men- 
schen nicht als politische Akteure, sondern 
als Transmissionsriemen des Automaten 
Geschichte versteht. Wäre der Automatis- 
mus, der im Rückschluss vom sozialen Mili- 
eu auf die Struktur des spezifischen Alltags- 
verstandes unterstellt wird, wahr, hätte es 
Marx, Engels, Luxemburg, Gramsci ... Bour- 
dieu nicht geben dürfen.Sie alle haben,was 
allerdings eine etwas ungenaue Formulie- 
rung ist, als Intellektuelle gegen ihr Milieu, 
gegen ihre,,objektiven Interessen" gehan- 
delt.Offenbar is t  es also möglich,von seinen 

Lebensbedingungen zur abstrahieren und 
durch eine,,Katharsisn (Gramsci) den Status 
der reinen lnteressenvertretung zu verlas- 
sen und zur Politik zu gelangen. Bedingung 
einer solchen Entwicklung ist allerdings 
eine intensive, langfristig angelegte Bil- 
dungsarbeit:,,Die theoretische Schwäche, 
das Fehlen von Schichtenbildung und histo- 
rischer Kontinuität [!!! ,M.B.] der linken Rich- 
tung haben einen der Gründe der Katastro- 
phe ausgemacht [...I Wenn eine Bildungstä- 
tigkeit der Partei fehlt, erwerben sich die 
Einzelnen eine Bildung, wie sie können [...I" 
(Gramsci, Antonio: Gefängnishefte, Heft 3, 
Berlin 1991,s. 365) Und das Ergebnis eines 
solchen Prozesses ist der Zerfall der Linken, 
weil so dem individuellen Alltagsverstand 
kein einheitliches Bewusstsein entgegenge- 
setzt werden kann. 
Eine der vornehmsten und wichtigsten Auf- 
gaben - übrigens der gesamten sozialisti- 
schen Linken - stellt daher eine konzise 
Analyse des modernen Alltagsverstandes 
dar. Wenn es richtig ist, dass der Alltagsver- 
stand ein widersprüchliches Ensemble mo- 
derner und anachronistischer Elemente 
und Hegemonie nur dann erreichbar ist, 
wenn politische Kräfte intellektuell führend 
werden, also diesem widersprüchlichen En- 
semble ein gewisses Maß an Kohärenz ver- 
leihen, indem sie die fortschrittlichen Ele- 
mente des Alltagsverstandes synthetisieren 
und ausbauen, kommt es entscheidend dar- 
auf an, sich überhaupt Klarheit darüber zu 
verschaffen, welche Elemente des moder- 
nen Alltagsverstandes Anknüpfungspunkte 
für eine fortschrittliche Linke darstellen. 
Dieses Wissen ist deshalb unumgänglich, 
weil eine Linke dem bestehenden Alltags- 
verstand nicht mechanisch einen neuen 
entgegensetzen kann, sondern aus dem 
bestehenden einen neuen, fortschrittliche- 
ren generieren muss. Dieses Problem stellt 
sich für die Parteilinke daher gleich auf drei 
Ebenen: 
1. Auf der Ebene des Alltagsverstandes der 
SPD-Mitglieder: Wenn weiter oben gesagt 
worden ist, dass ein linker Flügel sich nur 
gegen den Alltagsverstand der meisten 
SPD-Mitglieder durchsetzen kann, war da- 
mit nicht gemeint, dass die Partei-Linke 
dem bestehenden Alltagsverstand einen 
völlig neuen, grundsätzlich verschiedenen 
entgegensetzen soll, sondern dass sich die 
SPD-Linke der Aufgabe widmen muss, die 
Dominanz der rückschrittlichen Elemente 
zugunsten der fortschrittlichen zu verschie- 
ben. Dies heißt konkret, dass es wenig Sinn 
macht, das Konzept des ,,Dritten Weges" 
pauschal zu verwerfen. Wer dies tut, kata- 
pultiert sich selbst aus dem politischen Dis- 
kurs.Vielmehr gilt auch hier,dass fortschritt- 
liche Elemente des,,Dritten Weges" in eine 
modernisierte linkssozialistische Konzepti- 
on zu integrieren sind. 
2. auf der Ebene der ,,Ästhetik des Wider- 
stands" (Kulturkonzeption): Auch hier geht 

es darum, den Begriff der Gegenkultur prä- 
gnant zu verstehen. Gemeint war und ist 
also nicht eine mechanische Negation des 
Bestehenden, sondern das organische Ent- 
wickeln neuer Formen des Protestes mit 
den Mitteln und der kulturellen Traditionen 
der modernen Welt. 
3. auf der Ebene der sozialistischen Pro- 
grammatik: Auch für die Programmatik 
gilt, dass wir die progressiven Wünsche 
und Vorurteile (Volksglauben) der Bevöl- 
kerung mobilisieren müssen. Aber: Was 
sind die progressiven Elemente in dieser 
Hinsicht im modernen Alltagsverstand 
und warum? Die entscheidenden Stich- 
worte sind hier: Pluralisierung der Lebens- 
stile, Individualismus/Kollektivismus, Rech- 
te/Pflichten. Ebenso notwendig wie eine 
Analyse des modernen Alltagsverstandes 
ist daher eine intensive programmatische 
Debatte der Linken. Nur vor dem Hinter- 
grund einer programmatischen Zielbe- 
stimmung kann der moderne Alltagsver- 
stand überhaupt im Hinblick auf seine 
fortschrittlichen und reaktionären Ele- 
mente analysiert werden. 

Organisationspolitische Konzeption 
Die Linke gefällt sich sehr im Selbstbild 
der programmatischen Speerspitze der 
Partei. Zwar politisch kraftlos, habe man 
dennoch letztlich die besseren Konzepte. 
Das Missliche ist nur, dass sich dafür nie- 
mand interessiert, weil eine machtpoliti- 
sche Basis fehlt, um diese Programme, de- 
ren Existenz man übrigens auch bezwei- 
feln darf, überhaupt durchzusetzen. Merk- 
würdig ambivalent ist daher die Haltung 
der Linken zur Organisationspolitik: Zwar 
ist auch bei ihr der Satz,,Satzungsfragen 
sind Machtfragen" Allgemeingut, aber or- 
ganisationspolitisch ist sie völlig kopflos: 
Anstatt selbst die Initiative zu ergreifen, 
wird sie immer wieder von organisations- 
politischen Vorschlägen der derzeitigen 
Parteiführung,,überrollt". Eine Parteilinke, 
die langfristig wieder die Machtfrage in  
der Partei stellen will, braucht aber nicht 
nur eine eigene Strategie, sondern auch 
eine organisationspolitische Konzeption 
für die Partei. Sie muss eine eigene Vor- 
stellung darüber entwickeln, wie aktive 
Parteiarbeit vor Ort zu organisieren ist 
und wie demnach die Parteistrukturen 
beschaffen sein müssen. Dies ist langfris- 
t ig nicht nur eine wichtige machtpoliti- 
sche Fragestellung, sondern auch ein 
günstiger Anknüpfungspunkt für die Zu- 
sammenarbeit mit Parteimitgliedern, de- 
ren Ausrichtung nicht vorwiegend ideolo- 
gisch, sondern,,pragmatisch" i s t  und den- 
noch ein Interesse an der organisations- 
politischen Entwicklung der Partei haben. 
Und hierzu gehört auch das intensive Be- 
mühen darum, linke politische Kräfte für 
die SPD zu gewinnen. Der Kampf um die 
SPD wird nie nur innerhalb der SPD ent- 

Gerlinger, spw 123). Die Beiträge in diesem 
Heft können so die notwendigeTiefe für ein- 
zelne Fragestellungen bekommen. Michaela 
Evans und Josef Hilbert ordnen das Gesund- 
heitswesen in den Wandel wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Strukturen ein. Holger 
Paetow beleuchtet gesundheitsökonomi- 
sche Fragestellungen. Jürgen Wasem und 
RolfRosenbrock befassen sich kontrovers mit 
den Vorschlägen für das sozialdemokrati- 
sche Programm zur Gesundheitspolitik 
(dazu auch Mielck, spw 122, und Pfae spw 
124). Kar1 Lauterbach spricht hierzu insbe- 
sondere die Frage an, was aus den Erfahrun- 
gen gesteuerter Gesundheitsversorgung in 
den USA zu lernen ist. Heinz Lohmann stellt 
die Umbrüche im Krankenhaussektor vor. 
Diese Kontroversen um Steuerung und 
Wettbewerb muss verstehen und bewerten, 
wer auf die Umsetzung des insoweit vagen 
SPD-Programms in der nächsten Wahlperio- 

de Einfluss nehmen will. Es wird deutlich, 
dass Wettbewerb,,an sich" weder sozial noch 
unsozial, weder effizient noch ineffizient ist, 
sondern es entscheidend auf die politische 
Rahmenordnung ankommt. Wettbewerb 
zwischen wem und wozu? Christoph Then 
und Rene Röspel (in der Rubrik DL21, 5.1 1) 
sprechen schließlich Grundsatzfragen der 

medizinischen Forschung an (vgl. dazu Wo- 
darg, spw 1 14 und 1 15). 
Wenn wir mit diesem Schwerpunkt dazu bei- 
tragen können, die notwendigen Diskussio- 
nen anzuregen und zu vertiefen und damit zu 
politischem Handeln zu ermutigen, ist unser 
Ziel erreicht. Uber Repliken, Widersprüche 
und Ergänzungen freuen wir uns. spw 3Em2 

Gesundheitspolitische Artikelaus den letzten zwei Jahrgängen von spw: 

Wolfgang Wodarg, Recht und Ethik der modernen Medizin, spw 1 14 (4/2000), S. 51 -53 
Wolfgang Wodarg, Patentierung von Erbgut, spw 11 5 (5/2000), S. 14-1 5 
Horst Peter/ Rene Röspel/ Rolf Rosenbrock, Zukunft der Gesundheitspolitik, spw 11 7 (I/  
2001) 5.38-42 
Andreas Mielck,Verringerung der gesundheitlichen Ungleichheit, spw 122 (6/2001), 5.8-1 2 
Thomas Gerlinger, Gesundheitspolitik im Umbruch, spw 123 (1/2002), 5.47-49 
Martin Pfaff, Perspektive sozialdemokratischer Gesundheitspolitik,spw 124 (2/2002), S. 12-14 
Die Artikel können bei der Redaktion als Dateien oder in Kopie angefordert werden. Bei der 
Anforderung von Kopien bitte Rückporto beilegen. 

Zukunftsbranche Lebensqualität: 
Ökonomische und soziale 
Herausforderungen 
Von Michaela Evans und Josef Hilbert 

Zu den Hauptträgern des Beschäfti- 
gungswachstums haben in den letzen Jah- 
ren Branchen wie Gesundheit, Bildung und 
Erziehung, Sport oder Freizeit und Kultur ge- 
hört. Die Analyse des sozialen Wandels und 
die Auseinandersetzung mit dem Innovati- 
onsgeschehen in diesen auf die Lebensqua- 
lität bezogenen Bereichen lassen die Prog- 
nose zu, dass sich die Wachstumstrends fort- 
setzen werden. Der Bedarf an Produkten und 
Dienstleistungen aus den genannten Ange- 
botsfeldern wird steigen. Die Anbieter kön- 
nen mit organisatorischen und technischen 
Innovationen auf wachsende Aufmerksam- 
keit stoßen. 
Skeptische Analysen gehen davon aus,dass 
die Grundlagen für den Ausbau dieser 
Branchen äußerst problematisch seien, da 
mit wachsendem Druckauf die öffentlichen 
Mittel insbesondere für die ,,staatsnahenn 
Lebensqualitätsbranchen (V. a. Gesundheit, 

Bildung, Kultur) zu rechnen sei. Es ist aber 
auch erkennbar, dass zunehmend mehr 
Menschen bereit sind, für ,,mehr Lebens- 
qlralität'' private Mittel auszugeben, um da- 
mit Dienstleistungen zu beziehen, die über 
ihre durch den Staat oder die Sozialversi- 
cherungen getragenen Ansprüche hinaus- 
gehen. Eine Wachstumsstrategie für die Zu- 
kunftsbranche Lebensqualität tut  deshalb 
gut daran, dem Sozialabbau entgegenzu- 
treten und zugleich zusätzliche private 
Kaufkraft für diesen Wirtschaftsbereich zu 
aktivieren. Für die Linke ist die Zukunfts- 
branche Lebensqualität daher eine große 
Herausforderung. Es gibt gute Chancen, 
den Lebensstandard breit anzuheben, aber 
auch die Gefahr, dass mehr private Mittel 
für Lebensqualität die Ungleichheit stei- 
gern -zwischen denen,die sich nur auf ihre 
öffentlich verbrieften Ansprüche verlassen 
und denen, die zusätzliche private Mittel 

Michaela Evans studiert Sozialwissenschaften an der Ruhr-Universität Bochum und ist Mitarbei- 
terin in der Abteilung Dienstleistungssysteme des Instituts Arbeit und Technik (IAT) in Gelsenkir- 
chen, Dr. Josef Hilbert ist Leiter der Abteilung. Der Beitrag gehtzurück aufeinen Vortrag bei ProMS 
Nord und ver.di Lübeck/Osrholstein am 17.1 1.2001 in Lübeck. 

ausgeben wollen und können. Die Linke ist 
also gefordert, ihre Politik zur Verbesserung 
der Lebensqualität zu überdenken. Bislang 
hieß diese, ausschließlich auf öffentliche 
oder solidarisch getragene Finanzquellen 
zu setzen. Für die Zukunft ist ein produkti- 
ves Zusammenspiel von öffentlichen und 
privaten Quellen gefordert. Darüber hinaus 
sind anspruchsvolle Mindeststandards zu 
definieren und gesetzlich zu verankern.Ge- 
lingt dies, könnte am Ende nicht nur mehr 
(bezahlbare) Lebensqualität,sondern auch 
mehr Beschäftigung stehen. Die Bewälti- 
gung ökonomischer und sozialer Heraus- 
forderungen erscheint so als komplemen- 
täre Gestaltungsaufgabe. 

Lebensqualität als Beschäftigungsmotor 
Unter dem Label,,Dienstleistungen für mehr 
Lebensqualität" lässt sich ein ganzes Bündel 
von Service-Angeboten zusammenfassen, 
das sich überwiegend aus personenbezoge- 
nen Dienstleistungen zusammensetzt. Sie 
zeichnen sich durch folgende Merkmale aus: 

die Orientierung an Endkunden bzw. 
Kundengruppen (Einzelpersonen, Personen- 
gruppen, Familien oder Paare, Ein- und 
Mehrpersonen-Haushalte); 



1 2 lspw 3 I2002 

Gesunde 
Foto:Christian Kiel (Berlin) 
1. 
--m 

f 
- -  . 

Reformen? 
E i n l e i t u n g  zum S c h w e r p u n k t  

Von Björn Böhning/ Horst Peter/ Felix Welti 

Reformen im Gesundheitswesen Leitbranche des 21. 
sind ein ständigesThema der Sozial- und Ge- Jahrhunderts wer- 
sellschaftspolitik. Nach der Bundestagswahl 
2002 sind bei jeder Konstellation Konflikte 
und Neuregelungen zu erwarten.Ob es der 
gesellschaftlichen Linken gelingt,Vorschlä- 
ge zu entwickeln, um das sozialstaatliche Ge- 
sundheitswesen zu bewahren und zu erneu- 
ern, sie mehrheitsfähig zu machen und 
durchzusetzen, ist eine entscheidende Probe 
auf die Politikfähigkeit der Linken im Gan- 
zen. Dafür sind drei Dimensionen zu nennen. 
Die Soziale Dimension: Das System einer soli- 
darischen und grundsätzlich am Bedarf ori- 
entierten Gesundheitsversorgung steht im 
Kern des Sozialstaates. Das soziale Prinzip 
,,Jeder nach seinen Fähigkeiten,jedem nach 
seinen Bedürfnissen" hat in diesem Bereich 
zumindest im Ansatz Geltung und findet 
nach wie vor breite Zustimmung in der Be- 
völkerung. Jede Gesundheitsreform ist eine 
Frage der Verteilung von Ressourcen und Ri- 
siken. Der Verzicht auf soziale Umverteilung 
im Gesundheitswesen würde nicht nur zu 
ethisch unvertretbaren Ergebnissen führen, 
sondern auch die gesamte Gesellschaft mit 
hohen Kosten der Unsicherheit belasten und 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt ge- 
fährden. 
Die Ökonomisch-ökologische Dimension: 
Das sozialstaatliche Gesundheitswesen i s t  
nicht nur ein Mechanismus der Risikosteue- 
rung und der Umverteilung zwischen Ein- 
kommensgruppen und zwischen Gesunden 
und Kranken, sondern auch ein Steuerungs- 
element für eine der bedeutendsten Wirt- 
schaftsbranchen. Dort wird mehr als ein 
Zehntel des Sozialprodukts bewegt und ist 
ein noch deutlicher höherer Anteil der Er- 
werbstätigen beschäftigt. Für die Zukunft ist 
zu erwarten, dass die gesamtwirtschaftliche 
Bedeutung dieses beschäftigungsintensiven 
Bereichs weiter ansteigt. Dieser Sektor ist 
zumindest nicht alleine an Profit und Markt 
ausgerichtet, sondern muss auch nach dem 
Bedarf gesteuert werden. Ob es gelingt, dies 
so zu gestalten,dass sozialstaatlicher Bedarf 
effektiv und effizient befriedigt werden 
kann, i s t  eine Herausforderung, an der sich 
die Gestaltungskraft der Linken insgesamt 
beweist. Das Gesundheitswesen kann die 
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den. Wird es das un- 
ter sozialstaatlichen 
Vorzeichen, kann 
dies Politik und Wirt- 
schaft im Ganzen 
verändern. 
Die kulturelle Dimension: Grundentschei- 
dungen der Gesundheitspolitik sind auch 
ethische Entscheidungen, welche das Be- 
wusstsein einer Gesellschaft von sich und ihr 
Bild von Menschen,Natur und deren Verhalt- 
nis pragen. Dies betrifft den gleichen und 
gerechten Zugang zu Gesundheitsleistun- 
gen, aber auch das Bild von ,,gesundn und 
,,krank. Mit enorm überzeichneten Heilsvor- 
stellungen wird diese Debatte zur Zeit um 
Ressourcen und Beschränkungen der Bio- 
und Gentechnologie geführt. Dies ist 
wiederum ver- 
schränkt mit den Pa- 

nisch Kranker, der Aufgabenverteilung zwi- 
schen niedergelassenen Ärzten und Klini- 
ken und mit Kriterien von Qualität im Ge- 
sundheitswesen zu beschäftigen. Eine sol- 
che Debatte darf nicht spezialistisch ge- 
führt werden, sondern kann und muss die 
Gesellschaft breit erfassen. 
Kluge Analysen und Konzepte sind zwar eine 
Voraussetzung für Reformpolitik. Hinrei- 
chend sind sie aber nicht. Das komplex orga- 
nisierte Gesundheitswesen erfordert viel- 
mehr auch eine Strategie, um politische Zie- 

le durchzusetzen. 
Auch hier ist die Linke 

radigmen von Medi- Das Gesundheitswesen gefordert, um das In- 
zin und Gesellschaft, teresse der breiten 
mit den Vorstellun- kann die Leitbranche des an universel- 
gen von technischer 21. Jahrhunderts werden. lem Zugang zu Ge- 
Machbarkeit und sundheitsleistungen 
menschlichem Maß. Unter sozialstaatlichen bei vertretbaren Kos. 
Die Frage der Ge- Vorzeichen kann dies ten, das besondere In- 
s u n d h e i t s r e f o r m  teresse der chronisch 
muss im laufenden Politik und Wirtschaft im  Kranken und behin- 
Wahlkampf in die Ganzen verändern. derten Menschen an 
Mitte der Auseinan- einer Verbesserung 
dersetzung rücken. der Versorgung und 
Linke Wahlerfolge sind auch heute nur mit die Interessen verschiedener Gruppen von 
Antworten auf die Lebensfragen der Men- Leistungserbringern des Gesundheitswe- 
schen zu erreichen und nicht durch kurzfris- sens zusammenzuführen und zu bündeln. 
tige Emotionalisierungen und Inszenierun- Eine Reform wird nur durchsetzbar sein, 
gen. wenn zumindest einTeil der Ärzte und nicht- 
Die gesundheitspolitische Diskussion darf ärztlichen Heilberufe von ihrem Nutzen 
dabei keine reine Kosten- und Verteilungs- überzeugt ist. Die Seite der Arbeit ist im Ge- 
diskussion sein. Die Qualität der Gesund- sundheitswesen unübersichtlich.Gerade die 
heitsversorgung und die Verteilung von prekären Arbeitsbedingungen in Teilen der 
Gesundheitschancen im System müssen Pflege sind beachtenswert. Die Linke - und 
thematisiert werden. Die Diskussion darf gerade ver.di - muss hier zeigen, dass sie 
nicht bei Beitragssätzen und Versiche- auch diejenigen anzusprechen vermag, die 
rungspflicht stehen bleiben, sondern muss selbstständig und in kleinen Einheiten arbei- 
konkret beantworten, welches Gesund- ten -gerade dann, wenn ihnen ein Struktur- 
heitswesen finanziert werden soll. Darum wandel zu neuen und größeren Organisati- 
i s t  es nötig, sich mit Fragen der Prävention onsformen bevorsteht. 
und Rehabilitation, der Versorgung chro- spw hat in den letzten Jahren bereits eine 

Reihe von Beiträgen zu gesundheitspoliti- 
schen Fragen gebracht (siehe Kasten). Dar- 
auf aufbauend, kann in diesem Schwerpunkt 
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schieden, sondern auch von der Frage ab- 
hängig sein, ob es gelingt, eine nennens- 
werte Anzahl linker politischer Kräfte für 
die Arbeit in der SPD oder ihrem Umfeld 
zu gewinnen.Warum z.b. nicht im Rahmen 
eines attraktiven politischen Projektes (!) 
eine Mitgliederwerbekampagne auf die 
Beine stellen nach dem Motto:,,Die Linke 
in der SPD stärken - Mitglied werden!"? 

Langfristiges Rekonstruktionsprojekt 
Wenn ich recht habe mit der Behauptung, 
dass die Analyse und Veränderung des mo- 
dernen Alltagsverstandes als das vielleicht 
wichtigste Projekt der Linken angesehen 
werden muss, dann sollte diese Erkenntnis 
auch im Zentrum der Reorganisation einer 
Parteilinken stehen. Es muss uns also gelin- 
gen, langfristige hegemoniale Prozesse 
zwischen den Parteitagen (!) einzuleiten, 
die Fragen der politischen Bildung (z.B.Ta- 
gungen, Seminare, Diskussionsrunden, 
Zeitschriften etc.) mi t  solchen der politi- 
schen lnitiative (z.B. Schreiben und Durch- 
setzen politischer Anträge in Parteigremi- 
en) angemessen verknüpfen. Ein solcher 
Prozess kann realistischerweise frühestens 
nach der Bundestagswahl in Angriff ge- 
nommen werden. Hierzu ist zu analysieren, 
welche Bestandteile der Partei am ehesten 
einer intensiven programmatischen und 
politischen Arbeit zugänglich sind (z.B.:Ar- 
beitsgemeinschaften oder vereinzelte Par- 
teigliederungen) Nach einer solchen Ab- 
schätzung sind dann konkrete Formen der 
politischen Arbeit zu konzipieren, die fol- 
gende Fragen berücksichtigen müssen: 
1. Welche Themen/Projekte sind für die Lin- 
ke wichtig? 
2.WelcheThemenlProjekte sind mittel- und 
langfristig objektiv von Belang? 
3. Welche dieser objektiv bedeutenden The- 
men/Projekte eignen sich besonders, um 
eine sachlich begründete Emanzipation be- 
stimmter Kreise der Partei von der derzeiti- 
gen Parteiführung herbeizuführen (z.B. die 
Themen Rente, Gesundheit, Arbeit)? 
Eine Parteilinke kann aber nicht nur pro- 
grammatisch, sondern muss auch organisa- 
tions- und personalpolitisch agieren.So wie 
die Partei als eine Vorwegnahme des Staa- 
tes interpretiert werden kann, muss die Par- 
teilinke als Vorwegnahme einer linken Par- 
tei verstanden werden. Es kommt also nicht 
nur darauf an,eine einheitliche Ideologie zu 
entwickeln, sondern ebenso darauf, eine 
einheitliche Organisation und eine ausrei- 
chende Anzahl entwickelter politischer 
Funktionäre hervorzubringen. Bestandteil 
einer Rekonstruktion der Parteilinken muss 
daher auch eine personalpolitische Konzep- 
tion sein. Die ostdeutschen Landesverbän- 
de bieten in dieser Hinsicht besonders 
günstige Voraussetzungen: Sie sind organi- 
sationspolitisch besonders schwach und 
stellen daher für die Linke ein günstigesTer- 
rain dar. Ob diese historische Chance von 
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der Linken genutzt wird, hängt nicht zuletzt 
von den Jusos ab. 

Tetralog einer neuen Parteilinken 
Eine Parteilinke, die erfolgreich sein und 
ihre weitere Mitgliedschaft in der SPD noch 
politisch rechtfertigen will, muss daher m.E. 
folgende Grundsätze beachten. 
1. Sie muss geduldig sein: Unter einem 
Zeitraum von 10-20 Jahren wird nichts zu 
machen sein. Die SPD-Linke ist innerhalb 
der Partei seit Jahrzehnten unterlegen und 
wird es vorerst bleiben. Wir brauchen den 
Mut zu einer Kultur der Subalternität und 
Niederlage. Erst im Anschluss an eine lang- 
fristige Rekonstruktionsphase kann die Lin- 
ke überhaupt erst wieder dauerhaft erfolg- 
reich sein:,,Man muss nüchterne, geduldige 
Leute schaffen, die nicht verzweifeln ange- 
sichts der schlimmsten Schrecken und sich 
nicht an jeder Dummheit begeistern. Pessi- 
mismus des Verstandes, Optimismus des 
Willens." (Gramsci 1991ff: 2232; Heft 28, 5 
11) 
2. Sie muss gebildet sein: Wenn die Poli- 
tik die Mittlerin zwischen Alltagsverstand 
und Wissenschaft ist, kommt ihr demnach 
eine doppelte Aufgabe zu: Sie muss so- 
wohl eine genaue Kenntnis über die aktu- 
ellen wissenschaftlichen Fakten als auch 
über die Geschichte und den momentanen 
Zustand des Alltagsverstandes besitzen. 
Hinzu kommt,dass die Wiederbelebung ei- 
ner SPD-Linken zwar machtpolitische As- 
pekte nicht außer Acht lassen kann, 
letztlich ihre langfristige Basis aber in einer 
überzeugenden inhaltlichen Alternative 
finden muss. 
3. Sie muss selbstkritisch sein: Wie sagte 
Rudolf Scharping einst so schön? ,,Es gibt 
eine Sache,die ist wichtiger als wir." Gerade 
weil das so ist, i s t  Fähigkeit zur Selbstkritik 
eine der wichtigsten Eigenschaften. Man 
muss sich daher auch nichts vormachen 
und sich ständig damit selbst betrügen, 
dass man sogar die kleinsten Kompromisse, 
die man der Parteiführung abnötigt, als,,Er- 

folge" feiert und folglich notwendige Ab- 
wehrkämpfe mit Momenten der politischen 
lnitiative verwechselt. Wer Kritik nicht er- 
trägt und nicht selbstkritisch ist, stellt nicht 
die Sache, sondern sich selbst in den Mittel- 
punkt. 
4. Sie muss (neo)sozialistisch sein: Ohne 
eine Revision ihrer Kultur und Programma- 
tik wird die sozialistische Linke nicht die 
Ausstrahlungsfähigkeit, die sie benötigt, 
erlangen können.Dies heißt m.E.vor allem, 
dass sie sich die Frage gefallen lassen und 
stellen muss, ob sie in ihrer bisherigen Ge- 
schichte wirklich oder ausreichend sozia- 
listisch gewesen ist.Damit meine ich nicht, 
dass die sozialistische Linke einen refor- 
mistischen Zerfallsprozess rückgängig ma- 
chen und wieder bei den Klassikern (z.B. 
Marx) ankommen müsste, sondern damit 
meine ich, dass sie sich die Frage stellen 
muss, ob ihre grundsätzlichen Orientierun- 
gen und damit auch die ihrer,,Gründungs- 
väter" nicht vielmehr noch so sehr mit der 
bürgerlichen Gesellschaft verwoben, noch 
so sehr in ihr verhaftet gewesen sind, dass 
sie langfristig gar keine attraktive gesell- 
schaftspolitische Alternative generieren 
konnte, weil sie eigentlich nicht den Kapi- 
talismus überwinden, sondern ihn über- 
treffen,also zu seinem eigentlichen Begriff 
bringen wollte. Mit anderen Worten: Die 
herkömmliche Linke war hyperkapitalis- 
tisch und ist auch deshalb heute in der 
Defensive, denn den Kapitalismus können 
Kapitalisten besser organisieren als Sozia- 
listen. Zum Projekt einer programmati- 
schen Erneuerung der sozialistischen Lin- 
ken gehört zuerst und vor allem eine poli- 
tische Ethik:,,Es kann keine dauerhafte und 
entwicklungsfähige Vereinigung geben, 
wenn sie nicht von bestimmten ethischen 
Prinzipien getragen ist, welche die Vereini- 
gung selbst ihren einzelnen Bestandteilen 
auferlegt, um der inneren Festigkeit und 
Homogenität willen, die notwendig sind, 
um das Ziel zu erreichen." (Gramsci 1991ff: 
770f; Heft 6,§ 79) SPW 3i200z 
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Das neue Dogma 
Repl i kau f  Mat th ias  Machn ig :  Pol i t ische K o m m u n i k a t i o n  2002 - 
Herausforderungen für Parteien 

Von Björn Wiele 

Vorbemerkung dass Kommunikationswahrnehmung an die 
Die Diskussion um Politische Kom- Stelle der Weltwahrnehmung tritt." Weiter 

munikation ist von unbestrittener Bedeu- führt er aus:,,Medien setzen die Themen, über 
tung für die SPD. Insofern ist der Beitrag von die Wähler reden, reflektieren und diskutie- 
Matthias Machnig (Machnig 2002,spw 124, ren" (Machnig, 2002, 5) Dass dies schlicht 
S. 5-7) zu begrüßen. Leider - oder soll ich falsch ist, erkennt man bereits beim Nach- 
zynisch sagen: zum Glück - macht genau denken über diese Thesen. Hier einige Bei- 
dieser Beitrag deutlich,dass die Defizite der spiele: 
,,modernenM Sozialdemokratie nicht nur im 1. Dass die Studienbedingungen an deut- 
Bereich der Politischen Kommunikation lie- schen Universitäten schlecht sind, erfährt 
gen. jeder Student und jede Studentin, wenn er 
Bereits seine Eingangsthese macht dies in oder sie in überfüllten Seminaren und Vor- 
doppelter Weise deutlich: Die von ihm vor- lesungen sitzen. Dies ist eine persönliche Er- 
angestellten Thesen der Medienwissen- fahrung,die nichts damit zu tun hat,ob oder 
schaftler Kocks und Bolz sind nämlich nur wie die Medien sie thematisieren. 
eine Ausformung dessen, was unter Medi- 2. Wer dieser Tage mit Gewerkschaftsfunkti- 
enwissenschaftlern diskutiert wird. Auch onären oder besser noch mit normalen Ar- 
wenn diese Thesen beitnehmern in Be- 
populär sind und die trieben redet, weiß, 
Hegemonie im wis- Doch SO sehr sich die dass die Arbeitneh- 
senschaftlichen Dis- mer in der Bundesre- 
kurs über Politische Medien auch weiterent- publik reale 

Kommunikation ha- wickelten, persönliche kensverluste hinneh- . . 
ben, gibt es doch men mussten. Es i s t  
dem widersprechen- Erfahrungen machten die vollkommen eaal, ob 

J 

de Forschungsergeb- Menschen weiterhin. und wie die Medien 
nisse. Dies wird mit dies thematisieren 
keinem Wort er- oder nicht. Die Appel- 
wähnt. Ein gegeneinander Abwägen unter- le zur Mäßigung bei den Lohnforderungen 
schiedlicher Forschungsergebnisse,eine Be- verhallen aufgrund dieser individuellen 
gründung warum man sich gerade diesen Wahrnehmung ungehört. 
Thesen anschließt, findet nicht statt. Nicht 3.Matthias Machnig spricht von einer Euro- 
einmal erwähnt ist z. B. das neue Buch von Euphorie, die es wohl bei einigen Bürgern, 
Thomas Meyer:,,Mediokratie. Die Kolonisie- insbesondere bei den wirtschaftlichen Füh- 
rung der Politik durch die Medien". rungskräften, gegeben hat. Dieser Euphorie 
Es geht Machnig nicht darum, ob die ge- stand aber eine große Skepsis, besonders 
nannten Thesen richtig sind oder nicht,son- bei älteren Bürgern, gegenüber. Mediale 
dern sie werden als absolutes Dogma ge- Aufklärung hat hier nicht geholfen, die 
setzt. Ängste zu nehmen. 
Genau diese Krankheit, die gerade in der Natürlich ist die individuelle Wahrnehmung 
öffentlichen Debatte hegemonialenThesen der Bürger (die eben nicht nur Wähler sind) 
unreflektiert als Dogma zu setzen,die Unfä- auch medial geprägt. Alles was außerhalb 
higkeit kritisch zu denken und eigene seines persönlichen Wahrnehmungsberei- 
Schlüsse zu ziehen ist es aber, welche das ches liegt KANN nur über Medien,also Mitt- 
Führungspersonal der,,modernenn Sozial- ler, wahrgenommen werden. Dies war aber 
demokratie befallen hat. Deshalb sollen in schon immer so. Lange bevor es die Mas- 
diesen Beitrag einige kritische Anmerkun- senmedien gab, waren es Reisende, die 
gen und Gegenthesen aufgezeigt werden. Neuigkeiten von Geschehnissen aus ande- 
Kommunikationswahrnehmung vs.der Per- ren Ländern verbreiteten. Dies blieb so bis 
sönlichen Wahrnehmung zur Erfindung des Buchdruckes. Doch es 
Der Autor schließt sich der These an, die waren nicht die Bücher, die Medien zu ei- 
Medien,, ... berichten nicht die Geschehnisse, nem politischen Faktor machten, sondern 
sie entscheiden was geschehen ist" und „... die Flugschriften ohne die sich die Gedan- 
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ken der Reformation nicht in Europa hätten 
verbreiten können. Die Reformation ist das 
erste geschichtliche Ereignis, welches ganz 
wesentlich durch Medien beeinflusst wur- 
de. 
Nach den Flugschriften kamen Zeitungen 
dazu, Plakate und schließlich die elektroni- 
schen Medien: Radio, Fernsehen, Internet. 
Doch so sehr sich die Medien auch weiter- 
entwickelten, persönliche Erfahrungen 
machten die Menschen weiterhin. 

Individualisierung und Wechselwähler 
Auch Machnig geht davon aus,dass sich die 
traditionellen sozialen Milieus auflösen und 
die Bindung zu den Parteien dadurch zu- 
rückgeht:,,Die gesellschaftlichen Umbrüche 
in der Arbeitswelt und der Lebensstile, verän- 
dern sozialdemokratische und konservative 
Milieus und ihre Integrationskraft. Das hat für 
die Parteien weitreichende Folgen: Mehrhei- 
ten werden heute auf Zeit, zu eher lose ver- 
koppelten lnteressensgemeinschaften, die es 
durch politische Kommunikation zu organi- 
sieren und mobilisieren gilt." (Machnig, 2002, 
5) 
Richtig ist die Annahme,dass sich diese tra- 
ditionellen Milieus in einem Prozess der 
Auflösung befinden. So ist zum Beispiel 
,,...die traditionelle Variante des Arbeiterbe- 
wußtseins ... auf etwa 5 % geschrumpft, wäh- 
rend sie sich in Ostdeutschland noch bei ei- 
nem Viertel der Menschen findet." (Vester, 
1994, 108) Entsprechend dieser Entwick- 
lung trat seit den 1980er Jahren die,,lndivi- 
dualisierungstheorie" ihren Siegeszug in 
der politischen und sozialwissenschaftli- 
chen Diskussion an.Sie behauptet eine Ent- 
strukturierung bzw. Auflösung der histo- 
risch entwickelten Zusammenhänge und 
Abgrenzungen (vgl.: Beck, 1986,140). Nach- 
weisen lassen sich die Annahmen der,,lndi- 
vidualisierungstheorie" besonders in drei 
Bereichen. Erstens als,,Kompetenzerweite- 
rung", zweitens als,,partizipatorische Revo- 
lution", drittens als,,Selbstverwirklichung" 
(vgl.:Vester, 1997, S. 23). 
Aus den Auswirkungen der Grundannah- 
men der ,,lndividualisierungstheorie" wird 
als Folge für die Parteien die Annahme ab- 
geleitet, es entstünden flexible,,,frei florie- 
rende" (so Thomas Hermann) Wählermas- 
sen. Machnig schließt sich dieser These an, 
indem er formuliert:,,Geht man davon aus, 
dass Wähler nach einer Art kommunikativen 
Maximalprinzip handeln, also versuchen, mit 
einem gegeben Einsatz das beste Ergebnis zu 

Autor diese Position nicht als Kompromiss 
im Sinne eines,,Nein, aber ..." ansieht, son- 
dern als ersten Schritt in Richtung der Zu- 
lassung von Forschung an Embryonen im 
Sinne eines verklausulierten .Ja, aber spä- 
ter ...", fand der Kompromiss-Antrag mit 339 
Stimmen (von 618 abgegebenen) eine 
Mehrheit.Viele der Abgeordneten hielten 
offenbar die Argumentation für stichhaltig, 
mit dem beschränkten Import von,,Stamm- 
zelllinien, die an einem noch zu bestim- 
menden Stichtag etabliert wurden", die 
Zerstörung weiterer Embryonen zu For- 
schungszwecken zu verhindern. 

Warum eine Neuregelung? 
Anlass der seit Monaten geführten Debat- 
te ist die rechtliche Grauzone des Embryo- 
nenschutzgesetzes von 1990, das in 
Deutschland zwar die ,,Herstellung von 
Embryonen außer zur Herbeiführung einer 
Schwangerschaft" - somit also die Herstel- 
lung von Embryonen zu Forschungszwe- 
cken - verbietet, nicht aber den lmport 
embryonaler Stammzellen aus dem Aus- 
land regelt. Zum Zeitpunkt derverabschie- 
dung des Embryonenschutzgesetzes war 
nicht abzusehen, dass die Forschung 
Stammzellen aus Embryonen gewinnen 
würde, insofern bestand kein Anlass zu ei- 
ner Regelung. Nach überwiegender heuti- 
ger Rechtsauffassung aber ist der lmport 
zulässig. In diese Grauzone stieß der Antrag 
des Bonner Neurologen Oliver Brüstle an 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft, 
den lmport solcher Zellen aus Israel im 
Rahmen eines Forschungsprojektes zu fi- 
nanzieren. Das Jahr 2001 über entwickelte 
sich eine lebhafte Diskussion über die wis- 
senschaftliche und wirtschaftliche Bedeu- 
tung solcher Forschung und die möglichen 
ethischen Konsequenzen für unsere Gesell- 
schaft. Die Debatte am 30. Januar wurde 
von vielen - zumindest im politischen 
Raum - als vorläufiger Abschluss dieser 
Diskussion angesehen. Bereits im März leg- 
ten Catenhusen, von Renesse und Böhmer 
einen ersten Entwurf eines,,Gesetzes zur 
Sicherstellung des Embryonenschutzes im 
Zusammenhang mit Einfuhr und Verwen- 
dung menschlicher embryonaler Stamm- 
zellen (Stammzellgesetz - StZG)" vor. Nach 
zum Teil heftiger Kritik wurde zu diesem 
Entwurf auch eine Sachverständigenanhö- 
rung des Bundestages abgehalten. 

Widersprüche zwischen Richtungsbe- 
schluss und Gesetz 
Im Verlauf der weiteren Diskussion wurde 
der Vorwurf, mit dem Gesetzentwurf nicht 
den Beschluss vom 30.Januar umzusetzen, 
immer lauter. In derTat wird nicht mehr von 
den,,zu einem bestimmten Stichtag etab- 
lierten Stammzelllinien" gesprochen, son- 
dern von,,embryonalen Stammzellen,die in 
Kultur gehalten werden". Der auf den ers- 
ten Blick akademisch anmutende Unter- 

schied ist gravierend.Während bei der Ab- 
stimmung am 30.Januar in den Köpfen vie- 
ler Abgeordneter als Beispiel die Regelung 
des US-Präsidenten existierte,nach der nur 
die zum 9.August 2001 vorhandenen Zell- 
linien (etwa 80 weltweit) zu Forschungs- 
zwecken benutzt werden dürfen, weitet die 
jetzige Regelung im 5 3 StZG den lmport 
auf alle embryonalen Stammzellen aus, die 
zum 01 .01.2002 existierten - vermutlich 
mehrere Hundert bis Tausend. Zwar kann 
man hoffen, dass auch über diese Formu- 
lierung die Zerstörung neuer Embryonen 
vermieden werden kann. Das große Manko 
besteht aber in der Kontrollierbarkeit die- 
ser Regelung.Während es sich bei etablier- 
ten Stammzelllinien üblicherweise um Zel- 
len handelt, die über längere Zeiträume 
stabil in Nährmedien in Kultur gehalten 
werden können, ohne wesentliche Eigen- 
schaften zu verlieren, und deshalb in La- 
borprotokollbüchern oder sogarveröffent- 
lichungen bereits Erwähnung finden, ist 
die Kontrollmöglichkeit der vorhandenen 
Stammzellen erheblich geringer: Grund- 
sätzlich muss jede aus einem Organ oder 
Embryo entnommene Zelle in Kultur ge- 
nommen werden. Deshalb führt die vorlie- 
gende Definition dazu, dass bereits jede 
einem Embryo entnommene Zelle impor- 
tierbar wird. Der Zeitpunkt dieser Entnah- 
me kann aber nicht zweifelsfrei nachge- 
wiesen werden. 
Eine weitereVeränderung findet sich z. B.in 
Bezug auf die sog. Zustimmungsregelung. 
Im Bundestagsbeschluss vom 30. Januar 
wurde die informierte Einwilligung der,,El- 
tern" als Grundlage für eine Genehmigung 
gefordert (die für sich genommen nicht un- 
problematisch ist, da der 5 218 StGB z. B. 
richtigerweise nur auf die Schwangere ab- 
stellt). Im beschlossenen Gesetz wird der 
Anspruch aufgegeben, Anforderungen an 
die informierte Zustimmung zu stellen,wie 
sie für das deutsche Recht in anderen FäI- 
len diskutiert werdemstattdessen wird nur 
noch die ,,Übereinstimmung mit der 
Rechtslage im Herkunftsland" gefordert. 
Da es allerdings eine Reihe von Staaten 
gänzlich ohne oder mit einer Regelung,die 
nicht unserer Auffassung von Zustim- 
mungsrechten entspricht, gibt, ist hier ein 
großes Tor für Missbrauch aufgemacht 
worden. 
Trotz dieser Vorbehalte stimmten am 25. 
April 360 Abgeordnete (von 559 abgege- 
benen Stimmen) für und 190 gegen das 
Gesetz (bei 9 Enthaltungen). Eine ganze 
Reihe von Abgeordneten, die grundsätz- 
lich gegen den lmport von embryonalen 
Stammzellen sind,stimmten für das Gesetz, 
um Schlimmeres zu verhindern (dieses 
Verhalten wird nach der Präsidentschafts- 
wahl in Frankreich vielleicht nachvollzieh- 
barer: Wer Le Pen nicht wollte, musste Chi- 
rac wählen.).Eine Reihe von DL 21-Mitglie- 
dern ging diesen Weg (siehe persönliche 

Erklärung zur Abstimmung unter 
www.roespel.de) in der Erwartung, damit 
wenigstens den gefundenen Kompromiss 
durch eine breite Unterstützung für einen 
längeren Zeitraum zu stabilisieren. Bereits 
vor der Abstimmung war deutlich, dass ei- 
nige Bundestagsabgeordnete gegen die 
jetzige Regelung stimmen würden,weil sie 
nicht weit genug geht (wie das auch bei 
den über 30 Ja-Stimmen der FDP zu erwar- 
ten ist). In seiner persönlichen Erklärung 
zur Abstimmung schreibt z. B. der ehema- 
lige Verteidigungsminister Rupert Scholz 
(CDU), dass er mit Nein gestimmt habe, da 
.die von ihm (dem Gesetz, R.R.) für die Em- 
bryonenforschung errichteten rechtlichen 
Schranken zu rigide" seien. 

Wie geht es weiter? 
Aus dem Bereich der Forschung wird nicht 
einmal eine Schonfrist abgewartet, um ge- 
gen den Kompromiss anzugehen:Während 
die Entwicklungsbiologin und Nobelpreis- 
trägerin Christiane Nüsslein-Volhard am 
24.01.02 auf einer öffentlichen Veranstal- 
tung des Nationalen Ethikrates noch ihr 
Unverständnis über die lange Diskussion 
ausdrückte, da doch sowieso nur einige 
wenige Forschergruppen in Deutschland 
an embryonalen Stammzellen arbeiten 
wollten und andere Länder bereits einen 
großen Vorsprung besäßen, kritisiert sie 
das neue Gesetz bereits vier Tage nach 
dem Beschluss:,,ln fünf Jahren werden wir 
wieder debattieren. ... Das Gesetz stellt die 
deutschen Forscher international total ins 
Aus" (Interview in der Mitteldeutschen Zei- 
tung vom 29.04.02). 
Der Autor erwartet von der Sozialdemo- 
kratie, dass neue Technologien in  einen 
gesellschaftlichen Gesamtzusammen- 
hang gestellt werden und ethische Maß- 
stäbe Vorrang vor ökonomischen Interes- 
sen haben. Mit der getroffenen Entschei- 
dung wird ein weiterer Schritt weg von 
einem solchen Vorgehen gemacht. Es ist 
zu befürchten,dass künftig in vielen Berei- 
chen bisher gültige Grenzen verschoben 
werden können, wenn nur der,,spekulati- 
ve Gewinn" für das Individuum, die Gesell- 
schaft oder die Wirtschaft massiv genug 
vertreten wird. Für die Gentechnik werden 
die Felder schon abgesteckt: Präimplanta- 
tionsdiagnostik, gentechnisch veränderte 
Pflanzen, die als Arzneimittel Krankheiten 
oder eben den Hunger der Welt bekämp- 
fen sollen. 
Wenngleich die rotgrüne Bundesregie- 
rung mit der Unterstützung des Stamm- 
zellimportes einen schweren Fehler be- 
gangen hat, gilt es nun, die weiteren An- 
griffe auf das Embryonenschutzgesetz 
abzuwehren und wieder zu einerTechnik- 
folgenabschätzung zu kommen, die sich 
an gesellschaftspolitischen Maßstäben 
orientiert und ökonomische Interessen 
nicht überbewertet. ~ o m m  ~ ~ 2 1  



Also hat man versucht die Vereinten Natio- 
nen zu marginalisieren,genauso wie man es 
mit der OSZE gemacht hat. Und es wäre ge- 
lungen, wenn denn Milosevic sich der Dro- 
hung der NATO gebeugt hätte, also das ge- 
tan hätte, was, die Politiker unter uns, auch 
mir immer wieder gesagt haben: Milosevic 
gibt nach,es kommt zu keinem Krieg.ln die- 
sem Fall wäre der Beweis erbracht gewesen, 
dass eigentlich die NATO das entscheiden- 
de Instrument der zukünftigen Politik ist - 
auch ohne Mandat der Vereinten Nationen. 
Als diese Erwartung sich nicht erfüllt hat, 
war die Hoffnung, dass Milosevic nach zwei 
oder drei Tagen einknickt, dass der Krieg 
nicht länger als zwei oder drei Tage dauert. 
Auch dann noch wäre die UNO desavouiert 
gewesen. Immerhin aber hat Milosevic 78 
Tage durchgehalten. Es barmt mich das zu 
sagen: Weil dieser Diktator 78 Tage lang 
durchgehalten hat und weil die NATO den 
Karren insofern an die Wand gefahren hat, 
ist es vermutlich Milosevic zu verdanken, 
dass die Vereinten Nationen heute wenig- 
stens noch formal bestehen. Weil Milosevic 
nicht sofort eingeknickt ist, konnte in Folge 
dann eben auch all das geschehen ist, was 
man Fischer und Schröder schlussendlich 
doch positiv anrechnen kann, nämlich die 
Russen wieder ins Boot zu holen und die 
Vereinten Nationen wieder ins Spiel zu brin- 
gen. Dennoch:Die UNO hat großen Schaden 
genommen. 

Was die USA aus dem Kosovo-Fall im übri- 
gen gelernt haben, ist, dass sie Krieg auch 
ohne die Europäer führen können - und 
vielleicht sogar besser ohne die NATO als 
mit ihr. Wir erleben es gegenwärtig im Zu- 
sammenhang mit Afghanistan. Die USA 
brauchen den Rest der Welt nicht. Nicht die 
Europäer, nicht die NATO, nicht dievereinten 
Nationen. 
Die Vereinten Nationen haben mit  Blick 

auf die Terroranschläge in New York und 
Washington zwei Sicherheitsratsbeschlüs- 
se gefasst und einen Beschluss der Gene- 
ralversammlung. Danach besitzen die USA 
ein militärisches Selbstverteidigungsrecht, 
was ich übrigens teile. Und ich teile auch, 
dass man auch mit militärischen Mitteln 
kontrolliert, nachprüfbar und mit dem ei- 
nen Ziel, Bin Laden zu fassen, vorgehen 
kann. 
Aber, wenn man die Resolutionen der Ver- 
einten Nationen genau durchliest,wird man 
feststellen, dass die eigentlichen operatio- 
nellen Beschlüsse davon nichts mehr sagen. 
Sie legen vielmehr fest,dass man mit finan- 
ziellen und rechtlichen Mitteln etwas ma- 
chen soll,aber sie sagen nichts von militäri- 
schen Mitteln. Und dennoch akzeptiert die 
Weltgemeinschaft den Einsatz der Streit- 
kräfte. Darunter sind auch die großen Staa- 
ten, die man ja braucht, um Völkergewohn- 
heitsrecht zu schaffen. Was wir jetzt in Af- 
ghanistan erleben ist das Entstehen eines 

Neues vom Spagat 
Stammzellforschung in Deutschland künftig 
möglich 

Von Rene Röspel, MdB 

* Am 25. April 2002 wurde im Bun- 
destag das sog. Stammzellgesetz mehrheit- 
lich verabschiedet. Das Gesetz regelt den 
Import menschlicher embryonaler Stamm- 
Zellen. Diese Entscheidung ist der vorläufig 
letzte Punkt einer lange andauernden Dis- 
kussion über das Für und Wider der Embry- 
onenforschung. 

Die Entscheidung des Bundestages 
Am 30.Januar 2002 hat der Deutsche Bun- 
destag nach über fünf Stunden Debatte 

auf hohem Niveau die grundsätzliche Ent- 
scheidung getroffen, den Import embryo- 
naler Stammzellen nach Deutschland zu 
erlauben und gesetzlich zu regeln. Zur Ab- 
stimmung standen die beiden konse- 
quenten Positionen ,,Ja zur embryonalen 
Stammzellforschung" in Form eines von 
der FDP und CDU-Abgeordneten um Peter 
Hintze initiierten Antrags und dem ,,Neinn, 
das im wesentlichen von Wolfgang Wodarg 
(und dem Autor) formuliert wurde und 
dem sich Abgeordnete aus allen Fraktio- 

Rene Röspel, MdB, Hagen (Westfalen), ist Mitherausgeber der spw und Mitglied der Enquete- 
Kommission,,Recht und Ethik der modernen Medizinl'des Bundestages. 

neuen Völkergewohnheitsrechts. Warum? 
Weil die Völkergemeinschaft jetzt akzep- 
tiert,dass nicht die Stärke des Rechts in den 
Vordergrund gestellt wird, sondern das 
Recht des Stärkeren. Wir werden erleben, 
dass die Amerikaner diese Politikfortsetzen, 
und dass sich die anderen Großen anschlie- 
ßen werden. Zu den ersten Konsequenzen 
werden gewaltige Rüstungsschübe gehö- 
ren - und zwar weltweit. 
Abschließend noch eine Anmerkung zur 
NATO und zu Mazedonien: Die NATO - so 
wurde gesagt - habe ihr Sache gutge- 
macht auf dem Balkan, in Mazedonien. Das 
ist nicht,zumindest nicht uneingeschränkt 
richtig.Selbst wenn man beiseite Iässt,dass 
vorbeugend mit zivilen, nicht-militärischen 
Mitteln vieles hätte auch ohne Militär er- 
reicht werden können, wenn man all diese 
Instrumente rechtzeitig genutzt hätte. 
Richtig i s t  doch: Der Anlass, warum deut- 
sche Truppen überhaupt in  Mazedonien 
stehen m~issen, ist das Versagen aus dem 
Kosovo-Konflikt. Die NATO als Garantie- 
macht hätte die Aktivitäten der UCK aus 
dem Kosovo heraus nach Mazedonien hin- 
ein frühzeitig und vollständig unterbinden 
müssen. 
,,Krieg folgt eigenen Gesetzen". Bis zum Ko- 
sovo-Krieg habe ich diese Aussage für falsch 
gehalten.Bis heute entsetzt es mich,dass sie 
so offensichtlich auch auf Demokratien zu- 
trifft. b n i m  DL21 

Rene R ö s ~ e l  

nen anschlossen.Augenscheinlich als Kom- 
promiss in der Mitte zwischen diesen Posi- 
tionen angesiedelt fanden sich die Befür- 
worter eines beschränkten Importes um 
die SPD-Abgeordneten Margot von Renes- 
se und Wolf-Michael Catenhusen und der 
CDU-MdB Maria Böhmer. Wenngleich der 

erreichen, so müssen sie thematisch selektie- 
ren, sich also entscheiden, welches Thema für 
sie Priorität besitzen." Leider übersieht er 
dabei, dass immer mehr Menschen den ge- 
gebenen Einsatz bei Null (Wahlenthaltung) 
setzen, was in seinem Beitrag vollkommen 
ausgeblendet wird. 
Insofern is t  es vielleicht auch nicht verwun- 
derlich, dass Thomas Hermann in einer Un- 
tersuchung über die Kommunalwahlen in 
Hannover zu der gegenteiligen Aussage 
kommt:,,Die These vom zunehmend mobilen, 
flexiblen, frei florierenden Wähler, ... Iäßt sich 
nicht bestätigen." (Hermann, 1997, 138) 
Wenn ,,... in den alten 

ben. Exemplarisch können an dieser Stelle 
die Kommunalwahlergebnisse zur Stadt- 
ratswahl in Bonn 1999 betrachtet werden. 
Während die SPD 7,7% einbüßte, konnte die 
CDU 9,9% hinzugewinnen. Werden jedoch 
die absoluten Zahlen betrachtet, ergeben 
sich für die SPD Verluste von 26.916 Stim- 
men, für die CDU Verluste von 8.442 Stim- 
men (Weitere Ergebnisse: Grüne: - 10.766 
Stimmen, F.D.P.: -838 Stimmen.). Beide gro- 
ßen Parteien haben also Stimmen verloren. 
Der prozentuale Zugewinn der CDU basiert 
demzufolge auf den überproportionalen 
Verlusten der SPD. Die SPD erhielt nur noch 

55,42% ihrer Wähler- 
Bundesländern 83,5% stimmen im Ver- 
der CDU/CSU Anhän- Insgesamt kann davon „,ich zur vorheri- > 

ger und knapp 76% ausgegangen werden, gen Kommunalwahl 
der SPD Sympathisan- (33.454 Stimmen 
ten Stamm- oder dass die Hälfte der Schill- lggg zu 60.370 
Wiederwähler ... waren Wähler ehemalige sozial- men 1994). Die Wahl- 
und unzufriedene An- beteiligung ging um 
hänger weit eher gar demokratische Wähler Stimmen zu- 
nicht wählen gehen als sir 
kurzfristig die Partei 
oder gar das politische 
Lager ... zu wechseln, dann deutet dies nicht 
nur auf die große Begrenztheit des Wechsel- 
wählermarktes, sondern gleichzeitig auch auf 
starke und immer noch vorhandene Partei- 
Affinitäten und Milieubindungen." (Hermann, 
1997,s. 138f) Noch einen Schritt weiter geht 
Karl-Heinz Naßmacher mit dem Hinweis, 
dass es sich bei der Kategorie,,Wechselwäh- 
lern überhaupt um einen Artefakt der Wahl- 
soziologie handeln würde. (vgl. Naßmacher, 
1981,s. 176) 
Soweit wie Naßmacher muss man natürlich 
nicht gehen. Selbst wenn eine, vielleicht 
auch in den 1980ern und 1990ern größer 
gewordenen Gruppe von Wechselwählern 
existiert, darf nicht der Fehler gemacht wer- 
den, diese Gruppe als absolut zu sehen. Die 
Gruppe der Wechselwähler ist eben doch 
nur eine Wählergruppe und auch nicht die 
dominierende. Statt dessen existieren 
immer noch feste Bindungen bestimmter 
Wählergruppen an bestimmte Parteien. Da- 
ran hat auch die Erosion traditioneller sozi- 
alkultureller Milieus nichts geändert. Inso- 
fern kann es nicht verwundern, wenn sich 
statt einer Auflösung sozialer Milieus das 
Herausbilden neuer sozialer Milieus feststel- 
len lässt. (vgl. u.a.:Vester 1994, Vester 1997, 
Vester 2000, Hermann 1997) 
Bei einer genaueren Betrachtung wird 
MachnigsThese auch von anderen Wahler- 
gebnissen nicht bestätig. Die relative Stabi- 
lität der CDU bei den Landtagswahlen in 
Schleswig-Holstein trotz Spendenaffäre 
spricht genauso dagegen wie die starken 
Verluste der SPD bei den Wahlen im Wahl- 
jahr 1999. Gerade die SPD, die sich von ih- 
rem traditionellen Wählerklientel zuguns- 
ten einer nicht existenten,,Neuen Mitte" ori- 
entiert,muss sich nicht wundern,wenn ihre 
traditionellen Wähler einfach zu Hause blei- 

1d. rück. Damit machen 
die Verluste der SPD 
in absoluten Stim- 

men 52,64% der Wählerstimmen aus, die 
sich an der Wahl nicht beteiligt haben (vgl.: 
SPD, 1999, - Ohne Berücksichtigung der 
Wählerwanderungen zwischen den Partei- 
en.). 
Die eigentliche Gefahr für die SPD liegt aber 
nicht darin, dass ihre traditionellen Wähler 
einmal zu Hause bleiben, sondern dass dies 
der Beginn eines Entfremdungsprozesses 
ist. Der kann dazu führen, dass sich die tra- 
ditionellen Wählermilieus von der Sozialde- 
mokratie abwenden und ihre politische In- 
teressenvertretung bei anderen Parteien 
suchen. Diese sind dann aber keine frei flo- 
rierenden Wechselwähler, die durch einen 
guten Wahlkampf oder eine gute Inszenie- 
rung von Politik zurückgewonnen werden 
können, sondern es handelt sich um eine 
(kurzfristig) nicht wieder umzukehrende 
Entwicklung, welche die Mehrheitsfähigkeit 
der SPD auf Dauer ausschließt. 
In diesem Zusammenhang sei an das Phä- 
nomen erinnert, dass besonders in den 
Großstädten die Wahlerfolge von Republi- 
kanern (REP) und Deutscher Volksunion 
(DVU) gerade in den klassischen sozialde- 
mokratischen Hochburgen stattfanden.,,Es 
wird kaum ein Zufall sein, dass sich Wähler 
rechtsextremer Parteien und Nichtwähler 
Summa summarum in ihrem Meinungs- 
und Sozialprofil recht stark ähneln" (Poer- 
schke, 1997,9).Während bei der Hamburger 
Bürgerschaftswahl von 1991 die REP mit 
1,2% noch eine zu vernachlässigende Grö- 
ße waren,änderte sich dies 1993 als die REP 
4,8% erhielten. Gleichzeitig stieg die Wahl- 
beteiligung von 66,1% (1991) um 3,5% auf 
69,3% (1 993). Das gemeinsame Wählerpo- 
tential von REP und DVU bei der Bürger- 
schaftswahl1993 und 1997 lag konstant um 
die 8%. Bei den Bürgerschaftswahlen 2001 
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gingen diese Wähler fast geschlossen zu 
Schill. Insgesamt kann davon ausgegangen 
werden, dass die Hälfte der Schill-Wähler 
ehemalige sozialdemokratische Wähler 
sind. (vgl.:Wiele, 2001,S.4) Insofern stellt der 
Entfremdungsprozess zwischen der Sozial- 
demokratie und ihren klassischen Wähler- 
klientel nicht nur eine Gefahr für die SPD 
selbst,sondern auch für die Demokratie dar. 
Rolle der Medien 
Wenn sich aber die These von der Auflö- 
sung sozialer Milieus nicht bestätigen Iässt, 
muss auch die Annahme, die Bedeutung 
der Medien für die Politische Kommunikati- 
on nehme zu, hinterfragt werden. Zuerst 
einmal kann ein Wandel der Medien selber 
festgestellt werden. Der Konkurrenz des 
Freien Marktes ausgesetzt, werden die Me- 
dien auf ihre ökonomische Verwertbarkeit 
reduziert (vgl.: Dohmen, 84f). Der Informa- 
tionsanteil wird zugunsten von Unterhal- 
tungsanteilen verringert. Die verbleibende 
Information wird zum ,,Infotainment", also 
zur unterhaltsamen Information. Nachrich- 
ten werden auf das ,,Wesentlichen verkürzt. 
Für die Entwicklung im Fernsehen lassen 
sich vier Tendenzen feststellen. Erstens die 
Tendenz zu Sensationalismus, zweitens die 
Tendenz zum Negativismus, drittens die 
Tendenz der Skandalisierung und viertens 
die Tendenz zur ritualisierten Politikdarstel- 
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lung (vgl.: Hamm, 1995, S. 71ff). Für das Ra- 
dio lässt sich feststellen, dass es sich zu ei- 
nem,,Hintergrundmedium" entwickelt. Ra- 
dio wird nebenbei gehört, ob beim Auto- 
fahren oder während der Arbeit. Immer 
mehr Programme werden auf ,,Durchhör- 
barkeit" formatiert. Die ,,Klangfarbeu der 
Musik steht im Vordergrund, Nachrichten 
und Reportagen werden möglichst kurz 
gehalten. Bei den öffentlich-rechtlichen 
Sendern werden längere Informationssen- 
dungen in extra dafür eingerichtete Pro- 
gramme ,,abgeschobenu. Einschaltquoten 
und Reichweitenanalysen belegen, dass 
diese Programme nur von einer Minderheit 
der Zuhörer genutzt werden. 
Die Parteien und Politiker reagieren darauf, 
indem sie sich dieser Entwicklung unterord- 
nen.,,Dennoch wächst das Interesse der Poli- 
tiker an der Präsenz in den Medien, vor allem 
im Fernsehen, weilsie ihrer Meinung nach nur 
auf diese Weise eine Öffentlichkeit erreichen 
können. Dafür passen sie sich den Eigenge- 
setzlichkeiten des Mediums an. >Media Fit- 
ness< ist ein wichtiges Ziel. Politische Leistun- 
gen drohen hinter darstellerische Qualitäten 
zurückzufallen. In der Konkurrenz um Öffent- 
lichkeit haben Politiker Professionalität in der 
Platzierung und lnszenierung von Ereignissen 
entwickelt. So werden Entscheidungen mit 
Fernsehzeiten abgestimmt, der Anforderung 
des Mediums nach Personalisierung wird 
durch Stilisierung der eigenen Person entspro- 
chen. Politik gerät so zu einem ausschließlich 
von Personen getragenen Prozess." (Hamm, 
1995,s. 17) So soll ein Bild des einheitlichen, 
geschlossenen Handelns transportiert wer- 
den. Politik wird auf Slogans und Schlag- 
wörter reduziert, um Inhalte in die Öffent- 
lichkeit zu transportieren. 
Diese Entwicklung i s t  nicht unproblema- 
tisch. ,,Dies erscheint wie eine Rückkehr der 
höfischen Öffentlichkeit, weil sich die Reprä- 
sentation von der Vertretung Anderer zur Dar- 
stellung des Amtes entwickelt. Der Preis für 
Politik und Journalismus heißt Verlust an 

Glaubwürdigkeit, für die politische Kultur 
heißt er Entfremdung von der Sachdiskussi- 
on." (Hamm, 1995,S.17) Der so entstandene 
Verlust an Glaubwürdigkeit und die Ent- 
fremdung von der Sachdiskussion muss 
zwangsläufig auch zu einer Entfremdung 
von Politik und Wähler, von Parteien und 
der mit ihnen verbundenen sozialen Milieus 
führen. Verstärkt wird diese Entwicklung 
durch einen Abbau 

tuellen Niveau, warum die gesamte Partei 
auf >Media Fitness< getrimmt werden 
muss. Doch die theoretischen und empiri- 
schen Grundlagen dafür sind äußerst dünn 
und halten einer kritischen Überprüfung 
eben nicht stand. 
Nicht in Machnigs Ausgangsthesen, son- 
dern in diesen beschriebenen Zusammen- 
hängen ist die Erklärung für die abnehmen- 

de Bindungskraft und 
der innerparteilichen die schlechten 
Demokratie. Wenn Durch Inszenierung von Stimmeraebnisse der 
Parteitage nicht Politik (.,,) wird nicht der SPD zu sichen. ~ u r c h  . , 
mehr der offenen gute Inszenierung 
Diskussion um Inhal- Von denuModernisierernU von Politik und deren 
te und Positionen gewünschte Effekt eintre- mediengerechte Dar- 
dienen, sondern der stellung wird nicht 
lnszenierung eines ten.Vielmehr liegt darin der von den ,,Moder- 
Medienereignisses, der Grund für die Integrati- nisierern" gewünsch- 
führt dies Zwangs- te Effekt eintreten. 
läufig zu einer AUS- Ons- und Mobilisierungs- Vielmehr liegt darin - 
grenzung von Inter- probleme der SPD. der Grund fürdie Inte- 
essen, Probleme und arations- und Mobili- - 
Wünsche der sozia- sierungsprobleme der 
len Basis. Keine Parteifuhrung kann so wei- SPD. Damit sägen die,,ModernisiererU selbst 
se sein,dass sie alle Interessen ihrer sozialen an dem Ast, auf dem sie sitzen. „, 3m2 
Basis kennt.Ohne die Möglichkeit einer au- 
thentischen lnteressensartikulation gibt es Literatur: 
für viele Menschen keinen Grund mehr sich Dohmen.Florian Medien und Macht, Hamburg 1998 

in ,,lhrer,, partei zu engagieren, ~ ~ ~ ~ ~ l l ~  ei- ~ürr,~obias:~nachronistische wunder.Zur Zukunft der 
Volksparteien nach dem Zerfall ihrer Voraussetzun- ner Mitgliederstruktur,die der sozialen Basis 
gen, In: Blätter für Deutsche und Po- 

in etwa entspricht, erreichen die Parteien litik 1999, s, 595 - 603, 
nur noch jene Menschen, die sich über die 
Partei eine Karriere,auch eine berufliche,er- 
hoffen. Das ehrenamtliche Parteimitglied, 
das aus politischer Überzeugung oder Inte- 
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dem ,,Regierungsprogramm" 
zu befassen. Diese Zeit i s t  zu 
kurz um eine wirkliche Diskus- 
sion darum zu führen. Dies ist 
gewollt, denn das Programm 
ist auf den Kanzlerkandidaten 
und nicht auf die Partei zuge- 
schnitten. Doch durch dieses 
Vorgehen, dem faktischen un- 
terbinden von politischen Dis- 
kussionen in der Partei, wer- 
den die engagierten Mitglie- 
der frustriert. Es löst die Bin- 
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Der Krieg folgt eigenen Gesetzen 
Rede von Prof. Dieter S. Lutz a u f  der  DL2 1 -Ja hrestagung 

,,.*.-,.s ". Menschen sind friedensfähig, wenn 
auch nicht immer friedlich. Wir können sie 
zwar nicht sehr viel friedlicher, aber eben 
doch friedensfähiger machen. Meine Vision 
vor diesem Hintergrund war, dass wir 
zumindest fähig sind,eine Friedensordnung 
auf Dauer zu schaffen und zivilisatorisch das 
Rad nach vorne zu drehen. Das galt 
insbesondere für die Politik der SPD. Inso- 
fern war Egon Bahr,der in diesen Tagen sei- 
nen 80. Geburtstag feierte, für mich immer 
ein großartiges Beispiel, besser gesagt:Vor- 
bild.Wenn eine Person es wirklich will,dann 
schafft sie es auch, das Rad nach vorne zu 
drehen. Heute allerdings, bin ich mir nicht 
sicher, ob mein Glaube, Frieden auf Dauer 
schaffen zu können, nicht doch nur ein Irr- 
glaube ist. Nach den Erfahrungen der ver- 
gangenen Jahre, insbesondere auch der ver- 
gangenen Wochen und Monate halte ich 
eine Zukunft,geprägt von einervielzahl von 
gewaltsamen und kriegerischen Konflikten 
für nicht unwahrscheinlich. 
Nehmen wir das Beispiel der Mini-Atomwaf- 
fen,das Andrea Nahles gerade angesprochen 
hat: In Zukunft wird wahrscheinlich Krieg 
geführt werden um die Frage der Proliferati- 
on, also der Verbreitung bzw. Nicht-Verbrei- 
tung von Massenvernichtungsmitteln. Gera- 
de aber diejenigen, die, wie die USA, am 
stärksten vor der Gefahr der (horizontalen) 
Proliferation warnen, scheinen vergessen zu 
haben, dass sie selbst sich im Proliferations- 
vertrag verpflichtet haben,auch ihreeigenen 
Atomwaffen abzuschaffen (vertikale Prolife- 
ration),zumindest aber streng zu minimieren. 
Staaten wie die USA oder Russland behalten 
aber nach wie vor viele tausend Atomwaffen 
im eigenen Bestand und modernisieren sie 
überdies. Auch auf diese Weise gerät das 
Wort von Egon Bahr, dass Sicherheit nicht 
mehr gegeneinander, sondern nur gemein- 
sam geschaffen werden kann,immer mehr in 
Vergessenheit. Das sollten wir nicht zulassen. 
Egon Bahr steht für eine Kultur des Dialogs 
während des Ost-West-Konfliktes. Meine 
Hoffnung war, dass nach dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes die Kultur des Dialogs 
nicht nur fortgesetzt wird, sondern auch in 
einen Dialog der Kulturen einmünden wür- 
de (,,Von der Kultur des Dialogs zum Dialog 
der Kulturen"). Ich habe aber heute nicht 
den Eindruck, dass das wirklich auf den 
Weg gebracht wird -auch nicht in der SPD. 
Weil wir nicht die Personen haben,weil wir 
nicht die Konzepte haben, weil wir nicht 
den Willen haben, und weil wir eine Groß- 
macht, eine Supermacht haben, die USA 
heißt. 

Bis 1999 haben die SPD und ihre Politiker und 
Politikerinnen grundsätzlich gesagt, wenn 
wir an der Regierung sind, werden wir breit 
verankert eine neue friedenspolitische Dis- 
kussion führen und gemeinsam ein neues 
friedenspolitisches Konzept entwickeln und 
eine neue Friedenspolitik, in Folge von Willy 
Brandt und Egon Bahr zum Beispiel eine 
neue,,Ostpolitik gestalten. Das alles ist nicht 
geschehen. Deutsche Außenpolitik soll laut 
Koalitionsvertrag Friedenspolitik sein. Doch 
in Wahrheit steht sie nackt da. 
Dies gilt selbst für die Reform der Bundes- 
wehr. Es wurde eine Kommission unter Vor- 
sitz von Weizsäckers eingesetzt, ohne dass 
wir gemeinsam über ihre Aufgaben und Zie- 
le diskutiert haben. Aber selbst der Bericht 
dieser Kommission wurde nicht beachtet, 
geschweige denn - wie versprochen - dis- 
kutiert. Der Bericht wurde einfach zur Seite 
geschoben worden. Seitdem wir an der Re- 
gierung sind, diskutieren wir nicht mehr! Es 
gibt zwar Parteitage, gar Sonderparteitage, 
aber mit vorgefertigten Rednerlisten und 
ohne konzeptionelle und strategische Inhal- 
te. 
Am schlimmsten aber empfinde ich, dass 
wir über den Kosovo-Krieg,diesem Sünden- 
fall auch Deutschlands, bis heute nicht 
miteinander gesprochen haben. War er 
wirklich unvermeidbar? Ich meine nach- 
drücklich nein! Gleichwohl - oder gerade 
deshalb - wäre ich zutiefst dankbar, wenn 
mir im Zuge gemeinsamer Beratungen das 
Gegenteil bewiesen würde, wenn mir zum 
Beispiel belegt werden würde,dass es einen 
,,HufeisenplanU gab, wenn ich wegkommen 
würde davon, zu meinen, dass meine eige- 
ne sozialdemokratische Bundesregierung 
etwas getan hat,was ich nicht billigen kann. 
Um unseres Landes und um der Demokra- 
tie willen, wäre ich erstmals froh, wenn ich 
als Wissenschaftler widerlegt würde. Aber 
ich bekomme zum Beispiel den ,,Hufeisen- 
plan" nicht zur Einsicht.Warum nicht? Habe 
ich Unrecht,wenn ich und viele andere auch 
und gerade in der SPD meinen, es sei einer 
Demokratie und einer sozialdemokrati- 
schen Partei unwürdig,Behauptungen nicht 
transparent zu machen, Belege nicht nach- 
prüfen zu lassen. 
Was ich für den Kosovo-Krieg anmahne, gilt 
auch und erst Recht für den Afghanistan- 
Krieg. Ich bin nicht derjenige der nicht zuge- 
steht,dass unter Umständen auch mit mili- 
tärischen Mitteln Beistand geleistet werden 
muss. lm GegenteiLWir haben selber Solda- 
ten im Institut,wir bilden auch Soldaten aus. 
Aber um die Entscheidung für den Einsatz 

von Streitkräften seriös treffen zu können, 
muss ich doch Belege auf dem Tisch haben. 
Zum Beispiel muss ich überprüfbar nach- 
weisen können, ob Bin Laden wirklich der 
Täter ist oder nicht,und ob die Maßnahmen 
,die ergriffen werden,verhältnismäßig sind. 
Wer von Euch kann mir zum Beispiel sagen, 
wie viel Kollateralschaden es in Afghanistan 
gab? Ich spreche dabei noch gar nicht über 
die teilweise barbarisch umgebrachten Ta- 
liban, ich spreche nur über die Zivilisten. 
Während des Kosovo-Krieges hatte ich 
immerhin noch Informationen, die ich be- 
werten konnte und ich bin zu dem Ergebnis 
gekommen, dieser Krieg war weder unver- 
meidbar, noch war er gerechtfertigt. Beim 
Afghanistan-Krieg stehe ich, der ich als Wis- 
senschaftler aufgefordert bin, der Bevölke- 
rung,der Politik oder wem auch immer Rat- 
schläge zu geben, mit leeren Händen da. Es 
gibt keine Daten, Materialien, Informatio- 
nen. Nirgendwo kann man entsprechendes 
abfragen oder nachlesen. Nahezu alle 
schweigen. Immerhin wurde mir unter der 
Hand gesagt, in Nato-Kreisen spreche man 
von 25-30.000 Ziviltoten. Was kann ich mit 
dieser Zahl - vertraulich zugeflüstert - an- 
fangen? Ich kann damit nicht an die Öffent- 
lichkeit gehen. Es wäre Spekulation. Es kön- 
nen genau so gut 5.000 sein oder 10.000 
oder 100.000 sein. Aber müssen wir nicht 
gerade diese Zahl hinreichend genau ken- 
nen, um Politik zu beurteilen, sie weiterzu- 
führen, oder sie einzustellen. Eine Zahl von 
30.000 toten oder verwundeten Zivilisten 
ginge weit über das hinaus was als gerecht- 
fertigt angesehen werden könnte - zumal in 
einem Fall, bei dem ich sowieso der Mei- 
nung bin,das er eher ein Fall für die Gerich- 
te ist, denn für das Militär. 
Ich komme zu dem,was Andrea Nahles in ih- 
rer Einführung gefragt hat: Was für eine Be- 
deutung haben die UN für die Außenpolitik? 
Ich glaube sie haben gegenwärtig keine 
wirklich entscheidende mehr, und das ist 
spätestens seit dem Kosovo-Krieg so ange- 
legt.Was war der Grund des Kosovo-Krieges 
der NATO? Ich sehe ihn prioritär darin, dass 
die Macht zur NATO wandern sollte, weg 
von den Vereinten Nationen. Nach 1989/90 
haben die USA in Form der von ihnen domi- 
nierten NATO die OSZE weggebissen und 
darüber hinaus versucht, die Vereinten Na- 
tionen an den Rand zu drängen. Aber 
immerhin die Vereinten Nationen haben 
existiert und wir alle haben gesagt, wir be- 
teiligen uns ohne Mandat der Vereinten Na- 
tionen an keinem militärischen Einsatz ,,out 
of area". 



es irgendwo einen Aufstand gegeben hat, 
auch nicht in Deutschland. 
Im Augenblick, als sie sich von dem Schock 
erholt haben, haben sie A) ABM gekündigt, 
B) dieses Programm der,,Großen Abschre- 
ckung" in Form eines Budgets eingebracht. 
Aber auch jetzt diskutieren wir das nicht. 
Auch jetzt beschränken wir uns darauf, die 
Amerikaner zu kritisieren. Da kann ich nur 
sagen: Das ist absolut unzureichend und es 
ist sogar töricht, völlig sinnlos. 
Die Amerikaner haben ihre Militärtechnolo- 
gie entwickelt unter dem Gesichtspunkt der 
Globalität und ihrer globalen Interessen. 
Dieses heißt, sie sind gar nicht entwickelt 
worden für Europa. Und die Europäer könn- 
ten ja zu der Meinung kommen: wir brau- 
chen sie nicht. Wir brauchen Streitkräfte, 
schnell einsetzbar, für Europa. Für eine aus- 
reichende Abschreckung um jeden konven- 
tionellen Gegner davon abzuhaIten,uns an- 
zugreifen. Mit anderen Worten, wir werden 
vor der Frage stehen, ob wir bereit sind un- 
sere Streitkräfte zu modernisieren, wie jede 
Armee modernisiert werden muss, oder ob 
wir sie ausrüsten sollen um neben den 
Streitkräften der Amerikaner global einsetz- 
bar zu sein. Das ist die Frage. Es ist eine rei- 
ne Illusion zu glauben,dass wir mit amerika- 
nischerTechnologie,die wir kaufen können, 
mehr Mitsprache kriegen können. Die Ame- 
rikaner denken keine Sekunde daran, uns 
die stärksteTechnologie zu verkaufen. Rake- 
tenabwehr, Tarnkappen, Vakuumbomben, 
steht nicht zu Verkauf. Weil die Amerikaner 
natürlich gar nicht daran denken, dieTech- 
nologie, die sie an die Spitze der Welt ge- 
bracht hat, zu teilen mit irgendjemandem. 
Konzentrieren wir uns nun auf die Fragen, 
die demnächst auf uns zukommen. Das ist 
zunächst einmal eine neue Atomdoktrin der 
Amerikaner, mit der Miniaturisierung der 
Atomwaffen. Die Frage ist, werden diese 

Waffen eigentlich auch in Deutschland ein- 
geführt? Wir werden in den nächsten zwei 
Jahren spätestens die F1 6 außer Dienst stel- 
len. Das ist das letzte Flugzeug bei uns, das 
atomwaffenfähig ist. Bekommen wir neue 
atomwaffenfähige Flugzeuge für die Bun- 
deswehr? Meine Position wäre,wir sind stolz 
darauf, dass die taktischen Waffen abge- 
schafft sind und wir fangen nicht von neu- 
em damit an, uns atomar bewaffnen zu las- 
sen. Wir sind nämlich souverän und vertre- 
ten unsere Interessen ganz normal wie an- 
dere. Und dieses heißt, wir lassen uns nicht 
atomar bewaffnen. 
Dann kommt noch eine viel schwierigere 
Frage auf uns zu, nämlich die Raketenab- 
wehr.Wenn ich die militärischeTechnologie 
der Raketenabwehr in Europa stationiere, 
dann natürlich genauso und vergleichbar 
wie die Atomwaffen, nur unter amerikani- 
scher Führung,und nur mit amerikanischem 
Drücker. Dann habe ich eine Raketenab- 
wehrglocke mit dem Ergebnis, dass es völ- 
lig egal ist,ob Paris und Bonn sich verstehen 
oder nicht verstehen, gemeinsam handeln 
oder nicht handeln,gemeinsam 20.000 oder 
60.000 konventionelle Soldaten haben oder 
nicht haben:die Dominanz Amerikas in Eu- 
ropa ist für ganz lange Zeit etabliert. Das 
heißt die Raketenabwehr ist eine neue Form 
zur Verewigung des europäischen Protekto- 
rats für Amerika. 
Die Amerikaner haben gesagt, wir werden 
euch dieseTechnologie anbieten, macht das 
doch bitte mit.Die Bundesregierung hat ge- 
sagt, völlig korrekt: das ist nicht entschei- 
dungsfähig. Nun stellen wir uns einmal vor, 
die Amerikaner testen weiter, alles geht 
glatt, und eines Tages, wie reagieren dann 
eigentlich die europäischen Länder? Ich 
gehe einmal davon aus, die Engländer sa- 
gen ja, Berlusconi sagt ja, die Türken sagen 
ja, die Polen vielleicht auch. Was sagen die 

Franzosen? Was die Deutschen? Wenn in 
dieser Frage die Europäer auseinanderfal- 
len, dann heißt das, die europäische Selbst- 
bestimmung fällt auseinander. 
Ich sage jetzt noch mal unter Bezug auf 
Amerika:Diese Raketenabwehr stellt sich für 
die Europäer dar als ein Anschlag Amerikas 
auf die Selbstbestimmung Europas. Aber 
das wollen die nicht, das meinen die nicht 
böse, nein, das ist die normale natürliche 
Fortsetzung ihres militärischen Denkens 
und ihres militärischen Komplexes. Dass das 
für Europa andere Dimensionen hat,das in- 
teressiert sie nicht, das sehen sie vielleicht 
nicht einmal. Aber wenn sie es sehen, ma- 
chen sie es trotzdem. 
Wie sollte Europa sich entscheiden? Ich sage 
euch,es ist kein Zweifel,wenn Berlin und Pa- 
ris in dieser Frage auseinanderfallen, ist es 
für die nächsten 15-20 Jahre das Ende der 
europäischen Selbstbestimmung. Und zwar 
deshalb, weil wenn dieses Zeug einmal in- 
stalliert ist, es in den nächsten 15-20 Jahren 
nicht mehr weggeschafft werden kann, und 
die militärische Dominanz der Amerikaner 
dann viel stärker ist als alles was die Europä- 
er dann darunter noch können. 
In diesem Zusammenhang gibt es einen 
weiteren Punkt. Das ist: Natürlich gilt die 
Glocke nur dort, wohin sie reicht, also jen- 
seits der Glocke ist außerhalb der Glocke. 
Dann gibt es die sicherheitspolitische Tei- 
lung Europas für die nächsten 15-20 Jahre 
durch die Glocke.Aber wir sind ja der Auffas- 
sung, dass die europäische Stabilität oder 
die gesamteuropäische Stabilität mit Ruß- 
land, mit Amerika,aberjedenfalls nicht ohne 
Rußland erreicht werden soll. Das ist doch 
beschlossene Politik dieser Regierung, un- 
geteilt. 
Es gibt einen russischen Vorschlag für eine 
Raketenabwehr, die Notwendigkeit bestrei- 
ten auch die Russen nicht,und sie bieten an, 
daraus ein gesamteuropäisches Abwehr- 
Programm zu machen,auch nicht entschei- 
dungsreif,genau so wenig wie das der Ame- 
rikaner,aber sie sagen,wir wollen unser Wis- 
sen mit einbringen, das gesamte europäi- 
schewissen mit einbringen, und wir würden 
uns freuen, wenn die Amerikaner mit dabei 
sind. 
Das heißt, wir stehen vor der Frage, gibt es 
eine gesamteuropäische Raketenabwehr, 
mit Rußland und Amerika, oder gibt es die 
Dominierung durch Amerika für einen Teil 
Europas, und das führt mich dann zu dem 
Schluss zu sagen, Europa sollte darauf beste- 
hen, dass das russische Angebot ernsthaft 
geprüft wird, bevor wir über das amerikani- 
sche entscheiden. Das will ich jetzt nicht vor- 
wegnehmen,es könnte ja sein,dass sich das 
russische Angebot als unzureichend er- 
weist, es könnte aber auch ein fabelhafter 
Lackmustest sein,ob die Amerikaner eigent- 
lich nur Dominanz haben wollen,oder Rake- 
tenschutzfür Europa. Das käme dann dabei 
heraus. Forum ~ ~ 2 1  
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Einkommensdifferenzen von Frauen und 
Männern aus der Arbeitsmarkt- 
perspektive 
Von Dr. Astrid Ziegler 

Obwohl der Grundsatz der Lohn- 
gleichheit schon lange im europäischen 
und auch im deutschen Gesetz verankert 
ist, bestehen nach wie vor erhebliche Un- 
gleichbehandlungen im Entgeltbereich bei 
Frauen und Männern. Hierbei geht es weni- 
ger um direkte Lohndiskriminierungen von 
Frauen, sondern um viele Ursachen, die 
schwierig zu belegen sind, da sie oft ver- 
steckt sind. [Dass es geschlechtsspezifische 
Differenzen zwischen Frauen und Männern 
am Arbeitsmarkt und bei den Einkommen 
gibt und dass diese auf vielfältige Ursachen 
zurückzuführen sind, hat das WS1 zusam- 
men mit anderen Forschungseinrichtungen 
in dem kürzlich erschienenen ,,Bericht zur 
Berufs- und Einkommenssituation von Frau- 
en und Männern" für die Bundesregierung 
im Detail erarbeitet. (WS1 u.a. 2001) Der vor- 
liegende Beitrag gibt Teilergebnisse dieser 
Untersuchung wieder.] 
Die bis heute bestehenden geschlechtsspe- 
zifischen Einkommensunterschiede können 
nicht allein durch den unterschiedlichen 
Umfang der Erwerbstätigkeit, wie Vollzeit 
und Teilzeit, erklärt werden, sondern u.a. 
auch durch Unterschiede in bezug auf die 
Erwerbsorientierungen und die Karrierever- 
Iäufe von Frauen und Männern. (WS1 u.a. 
2001) 
Bei der Diskussion um den Einkommensab- 
stand zwischen Frauen und Männern wer- 
den gewöhnlich zwei Komponenten unter- 
schieden. Die eine Komponente ist die Ein- 
kommensdifferenzierung aufgrund von ver- 
schiedenen Merkmalen, wie z.B. Unterschie- 
de in Ausbildung, Beruf,Tätigkeiten oder in 
den Branchenlohnhierarchien; die andere 
Komponente ist die Einkommensdiskrimi- 
nierung aufgrund des Geschlechts. Dabei 
lässt sich die Einkommensdifferenzierung 
nach Strukturmerkmalen empirisch leichter 
nachweisen als die Einkommensdiskrimi- 
nierung. Die folgenden Ausführungen zur 
Einkommenssituation von Frauen und Män- 
nern in Deutschland setzen bei der ersten 
Komponente - der Einkommensdifferen- 
zierung - an. 
Die Strukturanalyse basiert auf einer bisher 
zu diesemThema wenig beachteten Daten- 
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quelle - nämlich auf der IAB-Beschäftig- 
tenstichprobe. (für ausführliche Dokumen- 
tationen der IAB-Beschäftigtenstichprobe 
siehe Bender u.a. 1996,1999,2000) Die IAB- 
Beschäftigtenstichprobe ist die zur Zeit 
wohl größte und gleichzeitig nach Merkma- 
len differenzierteste Stichprobe in Deutsch- 
land. Die erhobenen Daten beruhen auf den 
Meldungen der Arbeitgeber an die Sozial- 
versicherungsträger über jede einzelne so- 
zialversicherungspflichtig beschäftigte Per- 
son in den Betrieben. Der Vorteil der IAB-Be- 
schäftigtenstichpro- 
be ist z.B.gegenüber 
der Gehalts- und 
Lohnstrukturerhe- 
bung, die sonst übli- 
cherweise herange- 
zogen wird, dass sie 
alle Größenklassen 
(also auch die Klein- 
betriebe mit weniger 
als 20 Beschäftigten) 
und alle Wirtschafts- 
bereiche berücksich- 
tigt (also auch den 
für die Frauener- 
werbstätigkeit wich- 
tigen öffentlichen 
Dienst). Die Beschäf- 
tigtenstichprobe enthält zuverlässige Anga- 
ben über den effektiven Verdienst und wei- 
tere individuelle sowie betriebliche Merk- 
male. Allerdings hat auch sie Nachteile: sie 
liefert gesicherte Informationen nur über 
das Einkommen von Vollzeit beschäftigten 
Frauen und Männern und wie jede Statistik 
stellt die IAB-Beschäftigtenstichprobe Da- 
ten erst mit einem gewissen Zeitverzug zur 
Verfügung. So liegen gesicherte Daten für 
Westdeutschland von 1977 bis 1997 und für 
Ostdeutschland von 1993 bis 1997 vor. 
Nach dieser IAB-Beschäftigtenstichprobe 
(vgl. Grafik 1) betrug der durchschnittliche 
Bruttojahresverdienst einer vollzeitbeschäf- 
tigten Frau in Westdeutschland im Jahr 
1997 46.268 DM, ein vollzeitbeschäftigter 
Mann erzielte im selben Jahr ein durch- 
schnittliches Bruttojahreseinkommen in 
Höhe von 61.874 DM. Auch in Ostdeutsch- 

land verdient eine Frau im Durchschnitt we- 
niger als ein Mann. Eine ostdeutsche vollzeit 
beschäftigte Frau kam 1997 im Durch- 
schnitt auf ein Bruttojahreseinkommen in 
Höhe von 38.856 DM und ein Mann auf 
41.374 DM. Im Westen erreichen Frauen 
durchschnittlich 75 %des Einkommens von 
Männern, im Osten knapp 94 %. Der Ein- 
kommensabstand zwischen Frauen und 
Männern verringerte sich in den letzten 
Jahrzehnten kaum. Westdeutsche Frauen 
konnten im Zeitraum von 20 Jahren (1 977 
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)nschaftlichen Institut (WS/) in der Hans-Böck- 

bis 1997) noch nicht einmal 3 Prozentpunk- 
te aufholen, für Ostdeutsche verringerte 
sich der Abstand in den 90er Jahren um fast 
2 Prozentpunkte. Wenn sich dieses Tempo 
nicht grundlegend ändert, dann ist im Wes- 
ten Lohngleichheit erst in 152 Jahren und 
im Osten in etwas mehr als 12 Jahren er- 
reicht. 
Diese Zahlen machen darüber hinaus große 
Einkommensunterschiede zwischen Ost- 
und Westdeutschland deutlich. Die durch- 
schnittlichen Bruttojahreseinkommen lie- 
gen - absolut gesehen - im Westen 
deutlich über den ostdeutschen Verdiens- 
ten, dies gilt sowohl für Frauen wie auch für 
Männer. Gleichzeitig liegen in Ostdeutsch- 
land die Verdienste zwischen Frauen und 
Männern deutlich näher beieinander als in 
Westdeutschland. 
Dieses von Frauen und Männern erzielte 
Arbeitseinkommen i s t  von vielen Faktoren 
abhängig. Für die Höhe des Einkommens ist 
es nicht unerheblich, in welcher Branche die 
Beschäftigten arbeiten und welche Berufe 
sie ausüben. Auf dem geschlechtsspezifisch 
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gespaltenen Arbeitsmarkt unterscheiden 
sich die Beschäftigungsschwerpunkte von 
Frauen und Männern erheblich.Frauen sind 
bei ihrem Berufseinstieg mittlerweile 
genauso gut wenn nicht sogar besser aus- 
gebildet als die gleichaltrigen Männer, 
gleichwohl arbeiten Frauen vielfach in an- 
deren Branchen als Männer, üben andere 
Berufe sowie Tätigkeiten aus. Wie diese so- 
genannten Strukturmerkmale die Höhe des 
Verdienstes von sozialversicherungspflich- 
tig beschäftigten Frauen und Männern be- 
einflussen, wird im nachfolgenden disku- 
tiert. 

Einkommen nach Wirtschaftsbereichen 
Frauen konzentrieren sich vorwiegend auf 
Branchen am unteren Ende der Verdienst- 
skala, wie das Textil- und Bekleidungsge- 
werbe, den Handel oder bestimmte Dienst- 
leistungsbereiche; Wirtschaftszweige mit 
einem hohen Verdienstniveau, wie z.B. die 
Chemische Industrie,die Energie- und Was- 
serversorgung, der Fahrzeug- und Maschi- 
nenbau, weisen traditionell einen aerinaen - - 
Frauen- aber einen hohen Männeranteil auf. 
(vgl. Klammer u.a. 2000) 
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
werden aber auch innerhalb der einzelnen 
Wirtschaftsbereiche unterschiedlich be- 
zahlt.Wie die Grafik 2 für die Wirtschaftsbe- 
reiche Land- und Forstwirtschaft, Produzie- 
rendes Gewerbe und Dienstleistungen für 

ten ~ r ö ß e n  heißt 
das, dass selbst 
Frauen mit Universi- 
tätsabschluss im 
Durchschnitt kaum 
mehr verdienen als 
Männer mit Abitur. 
Ihr durchschnittli- 

männlichen Kollegen. In den alten Bundesländern erreichten 
Dagegen erreichte Frauen mit  Fachhochschulabschluss 1997 
eine Frau in den sel- gerade einmal 69 %des durchschnittlichen 
ben westdeutschen Männereinkommens; 1977 waren es 62 %. 
Wirtschaftsbereichen In fast allen Qualifikationsstufen haben sich 
nur drei Viertel des seit 1977 die Einkommen leicht angenähert. 
durchschnittl ichen Eine gegenläufige Entwicklung ist jedoch 
Br U t t  o j  a h re  sve r -  bei der höchsten hier ausgewiesenen Qua- 
dienstes eines männ- lifikation, dem Hochschulabschluss, auszu- 
lichen Beschäftigten. machen. Frauen mit Hochschulabschluss 
Einkommen nach erreichten 1997 knapp 72 % des Einkom- 
dem Bildungsniveau mens der Männer mit Universitätsabschluss; 
EineGrundvorausset- 1977 lag die geschlechtsspezifische Ein- 
zung, um ein hohes kommensrelation noch bei fast 77 %. Das 
Einkommen zu erzie- heißt,dass gerade Frauen mit hoher Ausbil- 
len, ist das Bildungs- dung bisher ihre Qualifikation nicht adä- 
niveau.Obwohl Mäd- quat in ein entsprechend hohes Erwerbs- 

chen bei der schulischen und bei der beruf- einkommen haben umsetzen können. 
lichen Ausbildung aufgeholt und in man- In Ostdeutschland sind die Einkommensun- 
chen Bereichen die Jungen sogar überholt terschiede nach der Qualifikation geringer 
haben (vgl.WSI 2001), hat sich ihre höhere als in Westdeutschland. Bei den unteren 
Qualifikation bisher nicht in einem ver- Abschlüssen erreichen Frauen fast das Ein- 
gleichbaren Aufholprozess bei den Einkom- kommen der Männer. In den 90er Jahren ist 
men niedergeschlagen. Die durchschnittli- ihre Differenz kleiner, bei allen anderen je- 
chen Einkommen von Frauen spiegeln doch größer geworden. Bildung ist insofern 
immer noch nicht den Anstieg ihrer Qualifi- eine notwendige,aber bei Frauen noch kei- 
kationen wider. ne hinreichende Bedingung für ein höheres 
Ein Vergleich der Verdienstrelationen von Einkommen und für die Beseitigung der 
Frauen und Männern nach ihrem tatsächli- geschlechtsspezifischen Einkommensun- 
chen Schul- und Ausbildungsabschluss terschiede. Oder anders ausgedrückt: Eine 
zeigt,dass auf allen Qualifikationsniveaus in gute Ausbildung zahlt sich für Frauen weni- 
West- und Ostdeutschland die Einkommen ger aus als für Männer. 
der Frauen unter de- 
nen der Männer lie- 

Ost- und Westdeutschland zeigt, erzielten cher Bruttojahres- 
1997 vollzeitbeschäftigte Männer im West- verdienst (70.1 30 
deutschen Produzierenden Gewerbe mit DM) lieat zwischen 

gen. Die Relationen 
liegen alle unter 100 
%.In den alten Bun- 
desländern waren 
sie 1997 im Durch- 
schnitt zwischen 113 
und 1/5 niedriger 
(Grafik 3). In absolu- 

. - 
fast 63.000 DM das höchste Bruttojahres- dem Einkommen ei- I 1 - 1941121 - l l  
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einkommen. Im Vergleich dazu erreichten 
vollzeitbeschäftigte Frauen ein durch- 
schnittliches Bruttojahreseinkommen in 
Höhe von fast 47.270 DM. Die geringsten 
Durchschnittsverdienste hatten vollzeitbe- 
schäftigte Frauen in den ostdeutschen Bun- 
desländern. In der Land- und Forstwirt- 
schaft kamen sie gerade mal auf einen 
durchschnittlichen Bruttojahresverdienst 
von 27.21 0 DM. Gleichzeitig verdienten sie 
im Dienstleistungsbereich mehr als 91 % 

nes Mannes mit Abi- 
tur aber ohne Aus- 
bildung (64.984 DM) 
und dem Einkom- 
men eines Mannes 
mit Abitur und mit  
Ausbildung (75.616 
DM). Der Einkom- 
mensabstand ist 
zwischen Frauen 
und Männern mit 

ohne BA,  
ohne Abi 

sch 
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und im Produzierenden Gewerbe mehr als Fachhochschulab- 
88 % des Bruttojahresverdienstes ihrer schluss am größten. BA~Beru'sa""b"d"g~Ab'bAbitur 

Juni herausgeben.Darin soll Bilanzgezogen 
werden und eine mögliche Perspektive für 
eine rot-grüne Regierung im Vorfeld des 
22.9. aufgezeigt werden. 
2001 hat sich in Schleswig-Holstein die Lin- 
ke neu gegründet unter dem Namen DL 21 
Schleswig-Holstein. In Sachsen-Anhalt hat 
es eine konstituierende Versammlung un- 
mittelbar nach der Landtagswahl gegeben. 
Weitere Regionalgründungen in Rheinland- 
Pfalz und Bayern stehen nach der Bundes- 
tagswahl konkret bevor. 
Es ist insbesondere in NRW, Baden- 
Württemberg und Niedersachen notwen- 
dig,unserenVerein in die Partei hineinzutra- 
gen. 

Ausblick 
Programmatisch wollen wir uns auf fünf 
Schwerpunkte konzentrieren: 

1. Ziel der Vollbeschäftigung, 2. Bildungs- 
und Qualifizierungsoffensive, 3. Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf 4. Gesundheits- 
politik 5. Soziale Gestaltungsfähigkeit der 
öffentlichen Hand, wozu auch die internati- 
onale Dimension z.B. der Investitions- und 
Steuerpolitik zählen. 
Wir werden wissenschaftliche Zuarbeit für 

komplexere Themenstellungen organisie- 
ren. Joachim Schuster hat sich diesem Pro- 
jekt angenommen. Kontakte zu gewerk- 
schaftsnahen Instituten sind gemacht. 
Wir werden auf regionalen und landeswei- 

ten Parteitagen mit DL 21 Ständen präsent 
sein. Wir werden die Aktivitäten der Regio- 
nalverbände stärker unterstützen. 
W i r  werden die eigenständige Profilierung 
von DL21 in Berlin,neben der PL und PVLin- 
ken,durch eineveranstaltungsreihe verbes- 
sern. 

Wir werden einen Flyer zur Mitgliederwer- 
bung herstellen. 
Wir haben das Forum Demokratische Lin- 
ke 21 stabilisiert.Wir brauchen aber Eure 
aktive Beteiligung. Einzelkämpfertum ist 
o f t  das Schicksal der Linken in ihrer Ar- 
beit vor Ort, wenn wir es dabei belassen, 
gibt es keine Linke in der SPD, die stark 
genug ist, den Kurs der Partei mitzube- 
stimmen. Das die SPD eine starke Linke 
braucht, beweist sie sich gerade in  diesen 
Tagen wieder selber.Mit Mitte ohne Orts- 
bestimmung in  dieser Gesellschaft, las- 
sen sich Mehrheiten nicht gewinnen. 
Bleibt die Mobilisierung schwach. Wartet 
daher nicht ab,was wir hier in Berlin,,vor- 
turnen" und mit  eingeschränktem Perso- 
nal- und Zeitbudget machen können. 
Geht auf uns zu, beteiligt Euch in  den Re- 
gionen. ~0r-m 0~21 

Deutschland, der Kosovo-Krieg und die 
Linke 
Rede von Dr. Egon Bahr au f  der DL21 -Jahrestagung 

Ich möchte mich auf den einleiten- 
den Beitrag von Andrea Nahles beziehen. 
Erstens: Du möchtest eine Definition haben, 
was,,Erwachsen-Sein" ist. Mit dem Friedens- 
vertrag,der aus gutem Grunde 2+4-Abkom- 
men genannt worden ist, und am 15. März 
1991 in Kraft trat, begann dies. Damit sind 
wir wieder souverän geworden. Sich daran 
zu gewöhnen ist sehr schwer, weil wir zwar 
souverän geworden sind völkerrechtlich 
aber nicht souverän geworden sind im Den- 
ken. Das muss noch geschehen. Diese Sou- 
veränität, hier komme ich zu Deinem zwei- 
ten Punkt, ist die Normalität. Ein Staat, der 
seine eigenen Interessen vertritt wie jeder 
andere Staat in Europa auch, wohlwissend 
was er kann und nicht kann, der aber 
zunächst einmal anfangen muss,seine eige- 
nen Interessen zu definieren,und dem dann 
folgt. Das ist Normalität. 
Zu den UN. Natürlich hat Dieter Recht, dass 
die Amerikaner die UN an die Seite rücken. 
Das ist aber nichts Neues. Unser Punkt aber 
ist: sollen wir uns von den Amerikanern ab- 
hängig machen, und es genauso machen, 
oder sollen wir sagen,egal was die Amerika- 
ner sagen,wir sind der Meinung,dass die UN 
gestärkt werden müssen. Das würde 
beispielsweise die Folge haben,dass wir sa- 
gen,wir sind nicht bereit,die Beteiligung an 
einer internationalen Aktion auch nur zu 
diskutieren, solange kein gültiges Mandat 
der Vereinten Nationen vorliegt. Das wäre 

doch schon eine fabelhafte profilierte Posi- 
tion dieser Regierung. 
Der Fall Kosovo war ein einmaliger Schritt 
vom Wege. Wir waren nicht verantwortlich 
dafür,das muss man auch einmal sagen.Das 
hat diese in jedem Sinne des Wortes grüne 
Regierung eindeutig geerbt.Ja natürlich,sie 
haben auch schnell gelernt, ich komme 
gleich darauf. Wir haben ein ganz prakti- 
sches Beispiel für das, was Deutschland 
kann, und das was es nicht kann. Es hängt 
auch mit dem nicht erklärten Jugoslawien- 
Krieg zusammen: Da hat es eine Drohkulis- 
se gegeben, die aufgebaut worden ist, näm- 
lich auch einen Bodenkrieg zu führen. Die- 
se Drohkulisse war von einem auf den ande- 
ren Tag weg, als nämlich der Kanzler Präsi- 
dent Clinton gesagt hat,es gibt keine deut- 
schen Bodentruppen. Aus, Schluss. Das 
heißt, Deutschland ist so stark, dass eine 
wichtige Frage in Europa nicht ohne oder 
gegen unseren Willen entschieden werden 
kann. Das ist die eine Seite der Sache. Wir 
haben, wenn man so will, in europäischen 
Fragen, nicht in globalen Fragen, eine Veto- 
ähnliche Position, um etwas zu verhindern. 
Was ist noch damals passiert? Deutschland 
war die einzige Macht im Bündnis,die es ge- 
wagt hat gegen die Strategie des Bündnis- 
ses, nämlich Bomben bis zur bedingungslo- 
sen Kapitulation, einen eigenen 5-Punkte- 
Plan vorzulegen,die Russen wieder ins Boot 
zu holen, die Akzeptanz der Chinesen zu 

kriegen,ein Mandat der Vereinten Nationen 
dafür,Amerika zu gewinnen,durch Verhand- 
lungen den Krieg zu beenden. Die Lehre 
davon heißt, wenn wir etwas Positives errei- 
chen wollen, nicht nur etwas verhindern, 
brauchen wir die Unterstützung von Part- 
nern,das kann Deutschland nicht allein.Das 
sind die Grenzen,in denen sich die deutsche 
Außen- und Sicherheitspolitik bewegen 
kann. Ich finde sie fabelhaft, weil in diesen 
Grenzen klar ist,Andrea,dass die Normalität 
nicht missbraucht werden kann im nationa- 
listischen Interesse. 
Und jetzt will ich auf den Punkt kommen der 
Frage eines neuen Völkerrechts und das,was 
die Amerikaner gemacht haben. Zunächst 
muss man einmal sagen, der 11. September 
war für die Amerikaner ein tiefer Schock.Sie 
haben sich von dem Schock bis heute nicht 
erholt. Sie haben schnell umgeschaltet und 
haben gesagt: Wir brauchen die Vereinten 
Nationen. Das war das Gegenteil von dem 
was sie jahrelang gesagt, getan, gehandelt 
haben.Aber das war auch nur eine kurze Pe- 
riode, das war unter dem Schock. Ich habe 
mit Entsetzen gelesen, was der stellvertre- 
tende Amerikanische AußenministerVolko- 
wicz im Juli vergangenen Jahres dem ame- 
rikanischen Verteidigungsausschuss des Se- 
nats als großes neues Konzept seiner Regie- 
rung vorgelegt hat,ein gigantisches Aufrüs- 
tungsprogramm, genannt die große Ab- 
schreckung, und ich habe nicht erlebt,dass 



Forum Demokratische Linke 2002 
Bericht über die MitgIiederversammIung und die Außenpolitische 
Tagung vom 22./.23 März in Berlin 

Von Andrea Nahles 
--,"C;.'- Die außenpolitischeTagung im Zu- 
sammenhang mit dem Jahrestreffen von 
DL21 hätte keinen geeigneterenTermin fin- 
den können. Es war DIE Bahr-Woche! 
Egon Bahr wurde 80 und war trotzvieler Eh- 
rungen und Veranstaltungen anlässlich sei- 
nes Geburtstages zu uns gekommen. Dafür 
danken wir ihm sehr herzlich. Seine interes- 
santen Diskussionsbeiträge haben wir zu- 
sammen mit den Ausführungen von Dieter 
Lutz in dieser Newsletter-Ausgabe ausführ- 
lich dokumentiert. 

Wahlprogramm 
Die weiteren Schwerpunkte derTagung wa- 
ren die Diskussion zum Wahlprogramm der 
SPD mit Bundesgeschäftsführer Matthias 
Machnig und die Mitgliederversammlung 
mit der Aktivitätenplanung für das kom- 
mende Jahr. 
Öffentlich wurde von der programmati- 
schen Diskussion -bis hin zur Meldung in 
derTagesschau -vor allem unsere Kritik da- 
ran,dass sich die Prioritäten in der Politikder 
SPD-geführten Bundesregierung deutlich 
verschoben haben. Während im Koalitions- 
vertrag die Politikfür Beschäftigung und so- 
ziale Gerechtigkeit oberste Priorität hatte, 
nahm die Haushaltskonsolidierung seit 
1999 eindeutig den Spitzenrang ein. Das 
starre Festhalten an der Konsolidierungspo- 
litik angesichts der rezessiven Wirtschafts- 
entwicklung hat negative Beschäftigungs- 
effekte zur Folge. Unter dem Aspekt der Be- 
schäftigungsförderung haben wir daher an- 
gemahnt,die Konsolidierungsprozesse zeit- 
lich zu strecken und damit eine neue Balan- 
ce in der Prioritätensetzung der Politik ein- 
zuleiten. Besonders das Brüssel gegenüber 
versprochene Ziel 2004 (!) nahezu auf jede 
Neuverschuldung zu verzichten, stand im 
Zentrum unserer Kritik. Ein zweites, Milliar- 
den schweres Sparpaket wäre die Folge. 
Statt dessen haben wir u.a. die Erhöhung 
der öffentlichen Investitionen auf europäi- 
sches Niveau gefordert. Ein umfangreicher 
Anforderungskatalog an das Wahlpro- 
gramm der SPD ,,Für mehr Beschäftigung 
und soziale Gerechtigkeit" wurde diskutiert 
und der Presse vorgestellt. 
Dieses Papier und eine umfangreiche Ant- 
wort von Hans Eichel,die er uns hat zukom- 
men lassen,findet sich auf unserer Internet- 
seite. Untergegangen i s t  in den Medien 
allerdings leider unsere klare Positionsbe- 
stimmung zum Thema ,,Irak-Politik. Hierzu 
hatten wir festgestellt:,,Die Parteilinke lehnt 
einen Angriffskrieg gegen den Irak und eine 

deutsche Beteiligung daran ab." Die Nahost- 
Krise hat dieses Problem in den Hintergrund 
treten lassen.Von der Tagesordnung ist es 
deswegen noch lange nicht. 

Forum Demokratische Linke 21 - Mitglie- 
derversammlung 
Rückblick auf das Jahr 2001: Unmittelbar 
nach der letzten Mitgliederversammlung im 
Mai 2001 hat DL 21 im Zusammenhang mit 
der Veröffentlichung des Armuts- und 
Reichtumsberichtes der Bundesregierung 
einen Kongress zur sozialen Lage veranstal- 
tet. Wir hatten alle Sozialverbände eingela- 
den und mit Barbara Stoltefoth eine kompe- 
tente Ansprechpartnerin gefunden. Aber 
wir haben nicht nur national sozialpolitische 
Fragen diskutiert, sondern mit Heidemarie 
~ ieczo rek -~eu l  und Vertretern der attac-Be- 
wegung die internationale Dimension her- 
ausgestrichen. Mängel gab es auf zwei Ebe- 
nen: Es waren alle da -außer unsere Mitglie- 
der. Die Beteiligung war unzureichend. Der 
zweite Mangel folgte daraus: Obwohl eine 
ganze Reihe von Medienvertretern anwe- 
send waren,wurde kaum berichtet.Begrün- 
dung: Das war ja wohl ein unbedeutendes 
Ereignis,wenn nicht mal die DLer anwesend 
sind ( O-Ton). 
Nach der Sommerpauseereigneten sich der 
11.9. Die Linke war in dieser Debatte sehr 
präsent. Es gab unterschiedliche Grundhal- 
tungen und Positionierungen. Die Vertrau- 
ensabstimmung führte zu einer Aufspal- 
tung in 'Zustimmung' und 'Zu- 
stimmuna weaen dervertrauens- a a 

frage'. Zähneknirschende Unter- 
stützung der Regierung - das war 
es auf beiden Seiten. Der Vorwurf 
des Machtopportunismus dem 
die Regierung ausgesetzt war, 
wurde nicht selten auf alle proji- 
ziert, die mitgegangen worden 
waren. Die Dynamik der Ereignis- 
se und die engen Spielräume 
auch für die handelnden Akteure 
in der Regierung wurden dabei 
oft übersehen. Eindeutige Gren- 
zen für die Unterstützung der mi- 
litärischen Interventionen, wie 
zum Beispiel der Zustimmungs- 
vorbehalt der jeweiligen Regie- 
rung bei möglichen Einsätzen au- 
ßerhalb Afghanistans, haben wir 
zusammen mit den linken Grünen 
durchgesetzt. Vor dem Hinter- 
grund der Irak-Politikder USA kei- 

Die innenpolitischen Gesetzesverschärfun- 
gen nach dem 11.9., der sog. Otto-Katalog, 
wurdevon uns im Rahmen einer Pressekon- 
ferenz in Berlin mit Klaus Hahnzog und Rü- 
digerveit attackiert. Das war gut terminiert, 
weil Hera Däubler-Gmelin noch am selben 
Tag ins selbe Horn blies und wir einige Här- 
ten beseitigen konnten. Die Dynamik der 
damaligen Gesamtsituation war aber so, 
dass es nicht im geringsten realistisch war, 
dass Gesetz insgesamt zu kippen. Die Regel- 
anfrage desVerfassungsschutzes,die wir he- 
rausnehmen wollten,ist mittlerweile ja auch 
öffentlich diskreditiert. 
Der Nürnberger Parteitag bescherte uns in- 
haltlich einige Erfolge, die Umfeld der Af- 
ghanistan-Entscheidung etwas unterge- 
gangen sind. So konnten wir die Forderung 
nach einer stetigen Erhöhung des Entwick- 
lungshaushaltes,derjetzt auch im Wahlpro- 
gramm bestätigt wurde, gegen den erklär- 
ten Widerstand von Eichel durchsetzen. Den 
Umbau der Arbeitslosenversicherung in 
eine Arbeitsversicherung (dazu findet ihr 
auf unserer Internet-Seite ein gemeinsames 
Papier von Benny Mikfeld und Andrea Nah- 
les) erstmalig programmatisch verankern. 
Deutlich verbessern konnten wir die Kon- 
takte zu den Gewerkschaften, der ,,Demo- 
kratie Jetzt" Gruppe um Klaus Staeck und 
Johano Strasser und nicht zuletzt Attac. Die 
Zusammenarbeit mit der SPW verläuft posi- 
tiv.Wir werden zusammen mit der SPW eine 
Reihe von kleineren Büchern noch im Mai/ 

ne Kleinigkeit. \ 
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Einkommen nach Ausbildung und Alter 
Diese Aussage wird untermauert, wenn zu- 
sätzlich zu dem Ausbildungsstand das Alter 
herangezogen wird. Die Einkommen diffe- 
rieren stark in Abhängigkeit vom Alter der 
Beschäftigten. Das Alter stellt auf indirekte 
Weise einen Maßstab für Berufserfahrung 
und erlangte Fähigkeiten und Kenntnisse 
dar. Daneben wird bei der Betrachtung von 
Ausbildung und Alter der Tatsache Rech- 
nung getragen, dass jüngere Frauen im 
Durchschnitt heute besser ausgebildet sind 
als ältere Frauen. 
Wie sich diese bessere Ausbildung auf das 
Einkommen der Frauen und vor allem auf 
den Einkommensabstand zu den Männern 
auswirkt, zeigt die folgende Grafik 4. In der 
Grafik ist der durchschnittliche Bruttojah- 
resverdienst von vollzeitbeschäftigten Frau- 
en und Männern nach ihrem Ausbildungs- 
niveau exemplarisch für zwei Altersgruppen 
abgebildet -zum einen für die Altersgrup- 
pe der 25- bis 29-Jährigen,zum anderen für 
die 50- bis 54-Jährigen. l.d.R.steigen die Ein- 
kommen mit höherer Bildung und zuneh- 
mendem Alter an. Diese Aussage gilt für 
Frauen und Männer gleichermaßen, wie für 
die Einkommen in West- und Ostdeutsch- 
land - obwohl in dieser Grafik nur West- 
deutschland dargestellt ist. Gleichzeitig sind 
die Einkommensunterschiede zwischen 
Frauen und Männern mit besserer Ausbil- 
dung und mit steigendem Alter größer, die 
Einkommensrelationen sind ungünstiger. 
Trotzdem heute im Durchschnitt Mädchen 
mit gleichem oder sogar besserem Ausbil- 
dungsniveau ihren Berufsweg starten, ver- 
dienen sie auch in jüngeren Jahren nicht so 
viel wie ihre Alterskollegen mit gleichem 
Bildungsstand.So erreichten 1997 im frühe- 
ren Bundesgebiet zwar die 25- bis 29-jähri- 
gen Vollzeit beschäftigten Frauen mit einer 
Berufsausbildung und mit Abitur ein Durch- 
schnittseinkommen von fast 51.600 DM 
und damit etwa 93 % des Einkommens der 
gleichaltrigen männlichen Beschäftigten 
mit gleicher Ausbildung (61.550 DM). Bei 
den Frauen mit Hochschulabschluss belief 
sich die entsprechende Relation dagegen 

auf lediglich 87 % 
(54.650 DM zu 
62.860 DM). Die Ein- 
kommen zwischen 
Frauen und Män- 
nern liegen nach 
dem Ausbildungs- 
grad bei den 50- bis 
54-Jährigen weiter 
auseinander und 
zwar je höher das 
Ausbildungsniveau 
ist. Die Linien äh- 
neln einer Schwere, 
die sich nach oben 
hin öffnet. Eine 50- 

chprobe I bis 54-jährige Voll- 
zeit beschäftigte 
Frau mit einem 

Fachhochschulabschluss erzielte 1997 ei- 
nen durchschnittlichen Bruttojahresver- 
dienst von 73.305 DM; ein gleichaltriger 
Mann mit der gleichen Ausbildung 108.969 
DM; damit kommt diese Frau auf 67 % des 
Einkommens ihres Alterskollegen. 
Unabhängig von der Bildung liegen die Ein- 
kommen in den jüngeren Lebensjahren nä- 
her beieinander, während bei den älteren 
Frauen der Abstand zu dem Einkommen 
der gleichaltrigen Männer größer ist. Der 
schon beim Berufseinstieg vorliegende Ein- 
kommensunterschied zwischen Frauen und 
Männern verstärkt sich während der ersten 
Berufsjahre und nimmt - im Westen mehr 
als im Osten - mit dem Alter weiter zu. 
Die Grafik verdeutlicht noch einen weiteren 
Effekt: Mit höherer Ausbildung und zuneh- 
mendem Alter ist die Einkommensdifferen- 
zierung innerhalb der Geschlechtergrup- 
pen größer. Vergleicht man die jüngeren 
Frauen (Männer) mit den älteren Frauen 
(Männer) so stellt man fest,dass die Einkom- 
mensunterschiede bei den Männern deut- 
lich über den bei den Frauen liegen. Ein 25- 
bis 29-jähriger Vollzeit beschäftigter Mann 
mit einem Hochschulabschluss kommt ge- 
rade mal auf 56 % des Durchschnittsver- 
dienstes eines 50- bis 54-jährigen, bei den 
Frauen lag diese Relation bei 63 %. 

sieht die Einkommensdifferenzierung von 
Frauen und Männern in Abhängigkeit von 
ihrem Bildungsniveau und ihrer beruflichen 
Position aus? 
Dazu sind in der vorliegenden Grafik 5 nach 
dem Bildungsstand differenziert zwei Tätig- 
keitsgruppen jeweils eine aus dem tech- 
nisch-gewerblichen und aus dem tertiären 
Bereich gegenüber gestellt worden. Mit hö- 
herem Bildungsstand steigen die Einkom- 
men sowohl bei der technischen wie auch 
bei der tertiären Tätigkeit von Frauen und 
Männern an. Vollzeit beschäftigte Frauen 
erzielen alsTechnikerinnen einen Bruttojah- 
resverdienst, der in etwa dem Einkommen 
in aualifizierten Dienstleistunasberufen - 
entspricht. Etwas anders sieht es bei den 
Männern aus. Als Techniker verdienen sie 
unabhängig des Ausbildungsstandes deut- 
lich mehr als wenn sie einen qualifizierten 
Dienstleistungsberuf ausüben würden. Für 
Männer lohnt es sich daher eher einen Ar- 
beitsplatz im technisch-gewerblichen Be- 
reich anzunehmen, für Frauen spielt die 
Wahl des Arbeitsplatzes - was die Höhe des 
Einkommens betrifft - keine Rolle. 
Gleichzeitig liegen die Einkommensdiffe- 
renzen zwischen Technikerinnen und Tech- 
niker weiter auseinander als bei Frauen und 
Männern in den qualifizierten Dienstleis- 
tungsberufen. So erreichte 1997 eine Voll- 
zeit beschäftigte Technikerin ohne Berufs- 
ausbildung und mit Abitur nur 63 % des Ein- 
kommens ihres Kollegen ohne Ausbildung 
und mit Abitur. Im Vergleich dazu kam eine 
Vollzeit beschäftigte Frau in dieser Katego- 
rie in einem qualifizierten Dienstleistungs- 
beruf auf annähernd 78 % des Einkommens 
ihres gleich ausgebildeten Kollegen. 
Nach den Ergebnissen der IAB-Beschäftig- 
tenstichprobe ist also festzuhaken: 
Nach wie vor existieren erhebliche Einkom- 
mensunterschiede zwischen den Ge- 
schlechtern. Dabei liegen die Einkommen 
zwischen Frauen und Männern in Ost- 
deutschland näher beieinander als in West- 
deutschland. Der Abstand verringerte sich 
insbesondere im Westen in den letzten 20 
Jahren kaum. 

Einkommen nach Grafik 

Ausbildung und Tä- 
tigkeit Bruttojahresverdienste in DM nach der Ausbildung (Vollzeit) 1997 

Tätigkeiten: Technikerlin (Säule) und Qualifizierte Dienstleistung (Linie) 
Der Ausbildungs- 120Wo 

bestimmte Berufe 
und Tätigkeiten aus- 
üben zu können. Ein 
höheres Bildungsni- 
veau eröffnet häufig 
erst den Zugang zu 
höheren beruflichen 

stand ist darüber hi- 
naus eine wichtige 
Voraussetzuna um 

Westdeutschland 

100000 

Positionen und da- 
mit zu einem höhe- 
ren Einkommen. Wie 
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Frauen und Männer weisen mit vergleich- 
baren Merkmalen Einkommensunterschie- 
de auf. Im Durchschnitt liegt der Verdienst 
der Frauen unterhalb dem der Männer. In 
den unteren Kategorien liegen die Einkom- 
men näher beieinander als in den höheren 
Kategorien. Mit ansteigendem Einkommen 
sind die Einkommensdifferenzen zwischen 
Frauen und Männern in vielen Bereichen 
am größten und diese sind z.T. in den letz- 
ten Jahrzehnten noch größer geworden. 
Auch kommt es häufig zu einer Kumulation 
verschiedener Kriterien, die die Verdienst- 
position der Frauen schwächen. 

In jedem Fall muss aber konstatiert werden, 
dass sich auch die Einkommensdifferenzie- 
rung innerhalb der Gruppe der Frauen ver- 
größert hat: Gut verdienende Frauen stehen 
einer wachsenden Zahl gering verdienen- 
der erwerbstätiger Frauen gegenüber.Auch 
unter den Frauen gibt es somit,,Gewinner- 
innen" und,,VerliererinnenU. spw 312002 
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A-TTAC ist  A-TTAC 
Von Wolfgang Schmidt 

' Selten wohl hat ein einziger Artikel 
eine derartig mobilisierende Wirkung ge- 
habt. lm Dezember 1997 veröffentlichte der 
Chefredakteur von ,,Le Monde Diploma- 
tique", lgnacio Ramonet, seinen Aufruf mit 
dem Titel „Die Märkte entschärfen". Darin 
stellte er in verständlicher Sprache die neo- 
liberalen Entwicklungen der Weltwirtschaft 
und des internationalen Finanzsystems an 
den Pranger. Seine Analyse mündete in der 
damals eher rhetorisch gemeinten Frage: 
,,Warum nicht eine weltweite regierungsun- 
abhängige Organisation namens,,Aktion für 
eine Tobin-Steuer als Bürgerhilfe (Action 
pour Une taxe Tobin d'aide aux citoyens - 
Attac)" ins Leben rufen? 

Die Geschichte Attacs 
Attac wurde am 3. Juni 1998 in Paris ge- 
gründet. Innerhalb kürzester Zeit wuchs sie 
in Frankreich auf über 30.000 Mitglieder in 
mehr als 230 Lokalgruppen an. Hinzu kom- 
men die sympathisierenden Mitglieder der 
Gewerkschaften und NGOs, die kollektiv 
eingetreten sind. 
Aber das intellektuelle Leitorgan der undog- 
matischen Linken in Frankreich, Le Monde 
Diplomatique, wird nicht nur in jenem Land 
gelesen. Über die internationalen Ausgaben 
der Zeitschrift und den lnformationsfluss 
durch das lnternet gelangte die Idee einer 
neuen zivilgesellschaftlichen Organisation in 
viele andere Länder,auch außerhalb Europas. 
Inzwischen sind es über 40 Länder,in denen 
sich Attac-Gruppen gegründet haben. 
Am 1 1. Dezember 1998, dem fünfzigsten 
Jahrestag der UN-Erklärung der Menschen- 

rechte,gründeten Delegierte aus zehn Län- 
dern nach zweitägiger Diskussion die,,lnter- 
nationale Attac-Bewegung" und verab- 
schiedeten die Charta von Attac Internatio- 
nal. 
Die ersten Schritte zur Gründung von Attac 
Deutschland wurden auf einer Konferenz 
am 22. Januar 2000 in Frankfurt gemacht. 
Eingeladen durch verschiedene entwick- 
lungs- und handelsbezogene NGOs wurde 
dort ein bundesweites Treffen unter dem 
Motto,,Für eine politische Regulierung der 
internationalen Finanzmärkte" abgehalten. 
Die Teilnehmerlnnen kamen aus dem ge- 
nannten NGO-Bereich, aus Kirchengruppen, 
Dritte-Welt-Initiativen und Stiftungen.Auch 
die Jusos waren vertreten. Die eingelade- 
nen Vertreterlnnen von Attac Frankreich 
berichteten vom großen Zuspruch und 
schnell war man sich einig, dass es auch in 
Deutschland eines entsprechenden Netz- 
werkes bedurfte. Im April 2000 wurde dann 
in Hannover bereits der erste ,,Ratschlagn, 
eineVersammlung aller an Attac interessier- 
ten Menschen und Gruppen, abgehalten 
und Attac Deutschland damit aus der Taufe 
gehoben. 

Strukturen und Akteure 
Der Versuch, Attac in die üblichen Muster 
von Verein, Netzwerk, Bewegung oder NGO 
einzuordnen, fällt schwer. Im Selbstver- 
ständnis heißt es dann auch zutreffen, dass 
Attac ein innovativer Organisationstyp sei. 
Attac sei ein Projekt, das Schnittstellen zu 
allen Organisationstypen enthalte und ver- 
suche,ihreVorteile miteinander zu verknüp- 
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fen und die Nachteile zu vermeiden. Dabei 
sollen die Flexibilität und Offenheit der 
Netzwerkstrukturen ohne deren Unverbind- 
lichkeit kombiniert werden mit dem macht- 
politischen Gewicht von sozialen Bewegun- 
gen,jedoch ohne deren Instabilität und der 
Kompetenz, Stabilität und Verbindlichkeit 
von NGOs und Verbänden ohne deren Ab- 
hängigkeiten und Bürokratisierungsten- 
denzen. 
Nach dem eigenen Verständnis soll Attac 
ein Ort sein, wo politische Lern- und Erfah- 
rungsprozesse ermöglicht werden, in dem 
unterschiedliche Strömungen emanzipato- 
rische Politik miteinander diskutieren und 
zu gemeinsamer Handlungs- und Aktions- 
fähigkeit zusammenfinden. 
Die Mitgliedervon Attac sind sowohl Einzel- 
Personen als auch Verbände, regionale Par- 
teigliederungen, NGOs und Gewerkschaf- 
ten. Aus dieser - auch in  Hinblick auf ihre 
ideologische Ausrichtung - sehr hetero- 
genen Zusammensetzung ergeben sich He- 
rausforderungen für die Koordination der 
Arbeit von Attac. 
Nach dem eigenen Verständnis wird diese 
Arbeit vor allem in den über 70 Lokalgrup- 
pen vor Ort geleistet. Daneben bestehen 
auf Bundesebene Arbeits- und Aktions- 
gruppen. 
Die Lokalgruppentreffen haben häufig den 
Charakter klischeehafter Juso-Ortsgruppen- 
sitzungen. Die Mitglieder erarbeiten sich 
gemeinsam die Attac-Themen, referieren 
über die verschiedenen Aspekte der Welt- 
handels- oder Finanzordnung und planen 
auch regionale Aktionen und Informations- 
veranstaltungen, beispielsweise zur Welt- 
handelsrunde der WTO oder vor der Filiale 
eines in Steueroasengeschäfte verwickelten 
Konzerns. Sie sind gleichzeitig Orte des Ler- 
nens und der Aktion. Die Zusammenset- 
zung der Mitglieder ist dabei eher zufällig 
und jedenfalls heterogen. Einige Ortsgrup- 
pen wurden unter tätiger Mithilfe der loka- 
len Jusos aufgebaut, andere unterstehen 
dem Einfluss des Linksruck. 
Noch aus der Gründungszeit von Attac als 
Netzwerk einiger NGOs zu dem Thema 

che befürchten, dass die FDP mit Wirt- 
schaft/Arbeit, Finanzen und Gesundheit/ 
Soziales außer Bau/Verkehr alle ökonomi- 
schen Machtministerien erhält. 
Die SPD hat die erste Etappe eines Neube- 
ginns abgeschlossen. Der bisherige Innen- 
minister Manfred Püchel hat den Fraktions- 
und Parteivorsitz übernommen. Er hat da- 
mit die schwierige Aufgabe, als bisheriger 
Flügelmann der,,Neuen ~ i t te " ,der  stets ge- 
gen eine Koalition mit der PDS eintrat,jetzt 
die Einigung der zerstrittenen Partei zu ver- 
suchen und von der Fixierung auf die Koa- 

litionsfrage abzubringen. Ein Sonderpartei- 
tag hat ihn darin unterstützt und Versuche 
des Nachtretens gegen die bisherigen 
Führungspersönlichkeiten Reinhard Höpp- 
ner und Rüdiger Fikentscher deutlich ab- 
gewiesen, die zum Mandatsverzicht im 
Landtag aufgefordert werden sollten. Der 
neue Landesvorstand ist, bei einer deutli- 
chen Akzentverschiebung,weiterhin plural 
zusammengesetzt. 
Die bislang ohne besonderen Grund in 
zwei getrennten Gesprächskreisen organi- 
sierte Linke will sich im Juni neu formieren 

Berliner Weckruf! 
Von Andrea Nahles 

" ". Die SPD-Parteiführung hat ge- 
schaltet. Mehr Lust zur Auseinanderset- 
zung und das mi t  den richtigen Schwer- 
punkten demonstrierten Franz Müntefe- 
ring und Gerhard Schröder auf einer Kon- 
ferenz aller Bundestagsabgeordneten. 
Eine Polarisierung in der Sache gegenüber 
FDP und CDU/CSU ist auch die einzige 
Chance. Seit Wochen verschlechtern sich 
die SPD-Werte in den Sonntagsfragen. Der 
Parteibasis sind die Füße eingeschlafen, 
weil sie im Kopf nicht mehr klar haben,wo 
es hingehen soll. Ein plattes ICH oder ER ist 
da fehl am Platz. In dieser Woche wurde 
ein moderater Strategiewechsel eingelei- 
tet. Und das wurde auch Zeit: Wer Stoiber 
wählt, wählt Abbau der Arbeitnehmer- 
rechte. Wer Stoiber wählt, wählt Studien- 
gebühren.Wer Stoiber wählt, wählt Medi- 
enpleiten. Wer Stoiber wählt, wählt Ver- 
schuldung ..... Es gibt also doch einen Rich- 
tungswahlkampf. Den hatten wir als Par- 
teilinke seit Wochen im Parteivorstand 
und der Antragskommission eingefordert. 
Dazu zählen: Die Einordnung der Bundes- 
tagswahl am 22.9.2002 in einen gesamt- 
europäischen Kontext, d.h. die Verhinde- 
rung eines weiteren Rechtsrucks im Zen- 
trum Europas - was Schröder betont. Die 
Alternativen in der Frauen- und Familien- 
politik: Kopfgeld für's ,Zuhause bleiben' 
oder Ganztagsbetreuung zur besseren 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie - was 
immerhin mit  4 Mrd. Euro im Wahlpro- 
gramm unterfüttert wurde. Die klare Aus- 
sage, dass kein Schulabganger in Zukunft 

ohne Ausbildung und Arbeit bleiben soll, 
was die Jusos mit  uns im Parteivorstand 
durchgesetzt haben und was von Münte- 
fering aktiv unterstützt wird. 
Die FDP-Kanzlerkandidatur muss im Hin- 
blick auf die Jungwähler ernst genommen 
werden. Sie verschafft aber auch neue 
Möglichkeiten:So kann sich Schröder zwi- 
schen Prinz Karneval aus Bonn und Mister 
Humorlos aus Bayern als professioneller 
Medienpolitiker mi t  programmstarker 
SPD positionieren. Eine massive Auseinan- 
dersetzung mit  der FDP als neoliberaler 
Rotarier-Club für Besserverdienende ver- 
schafft uns vielleicht die Profilierung und 
Mobilisierung, die wir nötig haben. 
Hauptkritikder Linken bleibt jedoch:Wäh- 
rend im Koalitionsvertrag 1998 die Politik 
für Beschäftigung und soziale Gerechtig- 
keit oberste Priorität genießt, nimmt in 
der Politik der Bundesregierung die Haus- 
haltskonsolidierung immer noch eine do- 
minante Stellung ein. 
Dies Kritik findet sich auch in der Befra- 
gung wieder, die zum Jahreswechsel in 
der SPD-Mitgliederzeitung ,,Vorwärtsn 
durchgeführt worden war. Nach den Zie- 
len Sicherung und Schaffung von Arbeits- 
plätzen, mehr Ausbildungsplätze, langfris- 
tige Sicherung der Altersversorgung, Re- 
formen für ein leistungsfähiges Gesund- 
heitswesen und verstärkte Förderung von 
Bildung und Forschung wird das Ziel der 
Haushaltskonsolidierung erst an 6. Stelle 
der sehr wichtigen Ziele der Regierungs- 
arbeit genannt. 

Andrea Nahles, MdB, Vorsitzende des Forum DL21 e. V. und spw-Mitherausgeberin 

Die Politik der Parteispitze ignoriert dies 
aber und so bringt ein Satz im Wahlpro- 
gramm die Kluft zwischen Parteispitze 
und den Erwartungen der Basis auf den 
Punkt:,,Wir haben ... die Politik der Haus- 
haltskonsolidierung zu unserem Marken- 
zeichen gemacht". 
Ob Bildung und Qualifikation, Stärkung 
der Infrastruktur in Ostdeutschland oder 
Reform der Arbeitslosen- und Sozialhilfe, 
alles wird unter finanz- und haushaltpoli- 
tischen Gesichtspunkten diskutiert und 
vom erhobenen oder gesenkten Daumen 
von Hans Eichel abhängig gemacht. 
Mittlerweile muss Stoiber herhalten, um 
das zu rechtfertigen. Weil der nur vage 
bleibt, wenn es um den Nachweis der Fi- 
nanzierung seiner vollmundigen Verspre- 
chungen geht, müssen wir konkret blei- 
ben. Das ist zwar kurz gesprungen richtig, 
die Gesamtanlage bleibt Selbstlähmung. 
Illusionen macht man sich besser auch 
nicht über die Auseinandersetzungen, die 
nach dem 22.9. In der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitikauf uns warten: Es ist der Par- 
teilinken bei den Diskussionen im Partei- 
vorstand zwar gelungen, ausdrücklich ein 
Absenken der Arbeitslosenhilfe auf das 
Niveau der Sozialhilfe auszuschließen. 
Diese und einige Verbesserungen bei den 
Formulierungen zur Energie-,zur Gesund- 
heits- oder Familienpolitik führten dann 
auch dazu, dass die Linke dem Wahlpro- 
gramm im Parteivorstand zugestimmt hat. 
Mut fehlte jedoch auch einmal scheinbar 
unpopuläre, weil in den Medien negativ 
diskutierte, Maßnahmen aufzunehmen, 
wie z.B. die Einführung der Vermögens- 
steuer zur Finanzierung von notwendiger 
Maßnahmen in  der Bildungspolitik. Die 
Konflikte darum und um andere Fragen 
gehen nach dem 22.9. weiter. Innerhalb ei- 
ner SPD-geführten Regierung haben wir 
Parteilinke die Chance, unsere Vorstellun- 
gen mehrheitsfähig zu machen. Dafür 
lohnt es zu streiten. Stoiber bleibt in Bay- 
ern,Gerhard Schröder bleibt Bundeskanz- 
ler und wir bleiben wach. Forum ~1.21 
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und als Landesverband der Demokrati- 
schen Linken 21 zusammenschließen. Sie 
vor allem hat jetzt die Aufgabe, ihren eige- 
nen inhaltlichen Anspruch einzulösen.Jah- 
relang hat sie die Tolerierungszusammen- 
arbeit mit der PDS verteidigt und dabei 
Formelkompromisse gewahrt, ohne die 
Diskussion über die Zukunftsperspektiven 
des Landes und der Sozialdemokratie zu 
führen. Wenn sie in der SPD Sachsen-An- 
halt weiterhin eine starke Rolle einnehmen 
will, kann sie das nur Kraft ihrer Argumen- 
te tun. Forum D121 
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Ende  eines Mode l l s  
Sachsen-Anhalt hat  gewählt 

Von Martin Krems 

Die sachsen-anhaltische SPD hat 
den tiefsten Einschnitt seit ihrer Wiederbe- 
gründung 1989190 erlebt. Bei der Land- 
tagswahl am 21 .April stürzte die Partei von 
35,9 auf 20,O Prozent der Wählerstimmen 
ab und wurde nur noch drittstärkste Partei. 
Von 537.000 Wählerinnen und Wählern im 
Jahr 1998 blieben der SPD jetzt gerade mal 
noch 232.000, von 47 Direktmandaten 
konnte nur eins gehalten werden. Die 
größten Verluste gingen in Richtung Nicht- 
wähler.Bei den unter 25-Jährigen und bei 
den unter 35-Jährigen kam die SPD mit 
Anteilen von 14 und 12 Prozent jeweils auf 
den vierten Platz. 
Der klare Sieg von CDU und FDP mit zu- 
sammen 50,6 Prozent der Stimmen war in 
dieser Höhe von niemandem erwartet wor- 
denSelbst angesichts einer sich stetig ver- 
schlechternden Stimmung vor der Wahl 
wurde allgemein damit gerechnet, dass es 
ohne die Schill-Partei keine bürgerliche 
Mehrheit geben könne.SchiII scheiterte je- 
doch mit 4,s Prozent -vor allem deswegen, 
weil sein Landesvorsitzender Ulrich Mar- 
seille unter dem Verdacht stand, die Regie- 
rungsmacht nur zum Zweck der nachträg- 
lichen Subventionierung seiner Senioren- 
wohnheime anzustreben. 
Aus der Konkursmasse der DVU,die vor vier 
Jahren 12,9 Prozent erzielte und damit für 
bundesweites Aufsehen sorgte, blieb ein- 
zig ihre Absplitterung FDVP (Freiheitliche 
Deutsche Volkspartei) übrig. Trotz einer er- 
neuten Materialschlacht erreichte sie nur 
0,8 Prozent. Protest äußerte sich diesmal 
schwerpunktmäßig in Wahlenthaltung - 
die Wahlbeteiligung stürzte von 71,5 auf 
56,5 Prozent ab - und konnte zudem von 
den bürgerlichen Parteien integriert wer- 
den, die anders als 1998 keine Regierungs- 
verantwortung im Bund trugen. 
Eine erste Auswertung des Wahlkampfs, 
der Medienberichterstattung und der de- 
moskopischen Analysen Iässt mehrere Ur- 
sachen für die SPD-Niederlage erkennen: 
9 Im Zentrum des Angriffs auf die Landes- 
regierung, sowohl in der Wahlkampagne 
von CDU und FDP als auch in der kampag- 
nenartigen Berichterstattung der beiden 

Monopolzeitungen (Mitteldeutsche Zei- 
tung und Volksstimme), stand die ökono- 
mische Lage Sachsen-Anhalts im Vergleich 
der ostdeutschen Länder. Obgleich alle 
Länder - bei unterschiedlicher Reihung der 
verschiedenen Indikatoren - nahezu gleich- 
auf liegen und Sachsen-Anhalt in mehre- 
ren Kategorien Spitzenplätze einnimmt, i s t  
es mit dieser abgestimmten Kampagne ge- 
lungen, das Land generell zum Träger der 
,,roten Laterne" abzustempeln, monatlich 
symbolhaft belegt durch die höchste Ar- 
beitslosenrate. (Dass auch diese seit Mona- 
ten im Vorjahresvergleich rückläufig ist, 
spielte weiter keine Rolle.) 
CDU und FDP ist es im Ergebnis gelungen, 
mit der Penetrierung des ,,Rote-Laternen- 
Bildes einerseits die schwach ausgeprägte 
Landesidentität und das Selbstwertgefühl 
der Sachsen-Anhalter weiter herunterzu- 
drücken, andererseits ihren Selbstbehaup- 
tungswillen für sich zu nutzen (,,Kopf hoch, 
Sachsen-Anhalt"). Die SPD konterte mit ei- 
ner demonstrativen Betonung der erziel- 
ten Erfolge (,,Unser Land hat die beste Kin- 
derbetreuung.",,Unser Land liegt bei Inves- 
titionen vorn." usw.). Diese Kampagne war 
alternativlos, blieb jedoch in der Luft hän- 
gen und wurde als realitätsfremde Recht- 
fertigungslinie interpretiert,weil sie an kei- 
nerlei medial vermittelte Erfahrungen der 
Wählerinnen und Wähler anknüpfte. Dabei 
rächte es sich, dass die Landesregierung 
sich nie zu einer lmagekampagnefür Sach- 
sen-Anhalt hatte durchringen können, die 
verbindend wirken und über den adminis- 
trativen Alltag hinaus ein Leitbild für ein le- 
benswertes Land hätte prägen können. 
Die Unzufriedenheit mit der SPD-Landes- 

regierung angesichts ausbleibender kurz- 
fristiger wirtschaftlicher Erfolge korrespon- 
diert - in ganz Ostdeutschland - mit einer 
Enttäuschung über geringe Erfolge der 
SPD-geführten Bundesregierung, insbeson- 
dere ebenfalls bei den Arbeitslosenzahlen. 
Dieser Aspekt eines ansonsten landespoli- 
tisch geprägten Wahlergebnisses wirft auch 
ein Problem für die Bundestagswahl auf. 
Die Popularität von Reinhard Höppner hat 

seit Sommer 2001 dramatisch abgenom- 
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men. Facetten seiner Persönlichkeit, die 
noch vor vier Jahren zu seiner Beliebtheit 
beitrugen und als Ausweis von ,,Authenti- 
zität" galten - kein,,typischern Politiker, kein 
Machtmensch, unangepasst an die Medi- 
engesellschaft und an den westdeutsch 
geprägten Politikbetrieb - wurden jetzt als 
Beleg für Unfähigkeit herangezogen. Die 
durchaus widersprüchliche Bewertung der 
gewünschten Eigenschaften eines Politi- 
kers setzt sich dabei auch in der neuen po- 
litischen Konstellation fort: Der künftige 
Ministerpräsident Wolfgang Böhmer ver- 
körpert ebenfalls einen bescheidenen,,,de- 
mütigen" Politikertyp, während die FDP- 
Landeschefin Cornelia Pieper vor Selbst- 
überschätzung schier platzt. 

Die Wahlanalysen bieten keinen Beleg 
dafür, dass das Wahlergebnis eine Grund- 
satzentscheidung gegen eine Zusammen- 
arbeit von SPD und PDS war.Als hinderlich, 
und zwar über die gesamt Legislaturperio- 
de hinweg, hat sich aber die Form der Zu- 
sammenarbeit erwiesen. Die Entscheidung 
für eine Fortführung des Tolerierungsmo- 
dells auch ohne Grüne 1998 war insbeson- 
dere der bevorstehenden Bundestagswahl 
geschuldet. Danach, insbesondere aber 
nach der Regierungsbildung in Mecklen- 
burg-Vorpommern, gab es für eine halb- 
herzige, verschämte Zusammenarbeit kei- 
nen Grund mehr. Es hat der SPD innerpar- 
teilich geschadet,dass eine Richtungsent- 
scheidung für die eine oder für die andere 
mögliche Koalition vermieden wurde,denn 
es entstand ein Klima, in dem sich die An- 
hänger beider Varianten vier Jahre lang ge- 
genseitig belauerten und verdächtigten. 
Die Tolerierungszusammenarbeit wurde 
deshalb auch nicht offensiv politisch be- 
gründet und vertreten, sie war intranspa- 
rent organisiert und hangelte sich von ei- 
nem technokratischen Kompromiss zum 
nächsten. 
So groß die Bedeutung der Wirtschaftspo- 
litik im Wahlkampf war, so gering wird sie 
für die kommende Regierung sein.Sie wird 
sich mangels strategischer Optionen wei- 
ter auf Standortmarketing und Ansied- 
lungspolitik beschränken.Akzente,das las- 
sen die Koalitionsgespräche ahnen, wer- 
den CDU und FDP vor allem auf anderen 
Feldern setzen: In der Schulpolitik sollen 
fortschrittliche Modelle wie die Grund- 
schule mit festen Öffnungszeiten - eben 
vom Bundesverfassungsgericht bestätigt - 
abgeschafft werden. Die Kinderbetreuung, 
flächendeckend die beste in Deutschland, 
i s t  in dieser Form bedroht, ebenso wie die 
im Osten überlebenswichtigen ABM. In der 
Verkehrspolitik sind drastische Einschnitte 
ins regionale Schienennetz und eine Kana- 
lisierung der unteren Saale zu erwarten. 
Das Personal der künftigen Regierung wird 
in seiner großen Mehrheit aus den drei ge- 
scheiterten Kabinetten der Jahre 1990 bis 
1994 rekrutiert. Schlimmes Iässt die Tatsa- 

Weltfinanzwerke resultiert der große Ein- 
fluss entwicklungs- und handelsbezogener 
Verbände, wie beispielsweise WEED aus 
Bonn oder der Redaktionsgruppe der Zeit- 
schrift ila. Der intellektuelle Input, die For- 
mulierung der Forderungen und die strate- 
gische Ausrichtung wird bislang weitge- 
hend von den Mitgliedern dieser Gruppen 
dominiert. Daneben agieren die Menschen 
aus dem bisher in Verden an der Aller in Nie- 
dersachsen gelegenen Büro, das nunmehr 
nach Frankfurt verlegt werden soll. 
Die Organe von Attac sind bislang nicht in 
einer Satzung oder in Statuten festgehal- 
ten. Mit dem Erfolg der Bewegung hat sich 
jedoch auch aus der Sicht von Attac die 
Notwendigkeit ergeben, die eigene Struk- 
tur klarer zu fassen und demokratisch zu 
gestalten. In Zukunft wird es neben dem 
Ratschlag, der zweimal jährlich tagen soll, 
einen Attac-Rat und den Koordinierungs- 
kreis geben. Formale Abstimmungen sol- 
len so weit wie möglich vermieden und 
das Konsensprinzip soll eingehalten wer- 
den. Während im Ratschlag Delegierte aus 
allen Lokalgruppen,den NGOs und den Ar- 
beitsgruppen diskutieren und abstimmen 
sollen, werden dem Koordinationskreis 
und Attac-Rat nach dem Delegationsprin- 
zip zahlenmäßig genau festgelegte Vertre- 
terlnnen der einzelnen Mitgliederformen 
angehören. 

Attac - überall gleich? 
Auch wenn Attac international existiert und 
jeweils unter diesem Namen firmiert, unter- 
scheidet sich die tatsächliche Arbeitsweise 
und Zusammensetzung erheblich.Gleich ist 
ihnen lediglich die grundsätzliche themati- 
sche und globalisierungskritische Ausrich- 
tung. Wie bunt die Welt von Attac ist, Iässt 
sich besonders gut am Weltsozialforum ab- 
lesen, bei dem die europäischen Attac- 
Gruppen den Großteil der Teilnehmerlnnen 
aus Europa stellten (vgl. den Bericht von 
Detlev von Larcher in der letzten spw).Über 
das Internet, insbesondere die internationa- 
le Homepage www.attac.org und den 
Newsletter,,Sand im Getriebe", besteht ein 
reger Erfahrungs- und Meinungsaustausch 
zwischen den einzelnen Ländergruppen. 
Von besonderer Bedeutung is t  dabei Attac 
Frankreich. Nicht nur fand Attac hier seinen 
Ursprung, auch intellektuell prägen die Le 
monde diplomatique und ihr intellektuelles 
Umfeld nach wie vor den globalisierungsk- 
ritischen Diskurs.Und anders als in Deutsch- 
land kann bei Attac Frankreich auch von ei- 
ner wirklichen sozialen Bewegung gespro- 
chen werden. Das mag nicht nur an den 
über 30.000 Mitgliedern liegen, eine Zahl, 
neben der sich die deutschen 5.000 Mitglie- 
der bescheiden ausnehmen.Vor allem ist es 
das intellektuelle Gewicht und sind es die 
Köpfe, die Attac in Frankreich so einfluss- 
reich machen. Aufgrund der starken öffent- 
lichen Wirkung,für die Le monde diploma- 

tique ein wichtiges Werkzeug ist, konnte 
beispielsweise in der französischen Natio- 
nalversammlung ein Beschluss über dieTo- 
bin-Tax herbeigeführt werden. Anders als in 
Deutschland existiert in Frankreich eine lin- 
ke intellektuelle Szene mit Interesse an po- 
litischer Einmischung. Diese Szene hat sich 
dem Engagement bei Attac verschrieben. 
In Deutschland versucht Attac nunmehr, 
durch die Gründung eines wissenschaftli- 
chen Beirates, dem Beispiel Frankreichs 
nachzufolgen und einen stärkeren inhaltli- 
chen Input zu gewährleisten. 

Über die Tobin-Tax hinaus 
Bislang wird die inhaltliche Arbeit zum ei- 
nen in den Lokalgruppen, zum anderen 
aber vor allem in bundesweiten Arbeits- 
gruppen vorangetrieben. Die Namen der 
Arbeitsgruppen geben einen guten Einblick 
in das Themenspektrum von Attac. Neben 
den zu erwartenden Bereichen wie ,,Welt- 
handel und WTO", ,,Tobin-Steuer", ,,Stoppt 
Steuerflucht", ,,Globalisierung und Ökolo- 
gie" findet sich auch das Thema,,Soziale Si- 
cherungssysteme". 
Das zunächst grundlegende und namens- 
gebende Anliegen von Attac is t  die Einfüh- 
rung einer Devisenumsatz- oder Tobin- 
Steuer. Diese Forderung kann als Muster- 
beispiel für erfolgreiche Öffentlichkeitsar- 
beit herangezogen werden. War die vom 
US-Ökonomen James Tobin Ende der sieb- 
ziger Jahre aufgebrachte Idee, auf Devisen- 
transaktionen einen Steuersatz von einem 
Prozent zu erheben, um ,,etwas Sand ins 
Getriebe unserer übermäßig effizienten in- 
ternationalen Geldmärkte zu streuen", 
zunächst nur einem kleinen Kreis von Ein- 
geweihten bekannt, so zählt sie nunmehr 
zum common sense der Linken. Gewerk- 
schaften, Parlamentarier in aller Welt und 
auch große Teile der Sozialdemokratie for- 
dern inzwischen die Einführung einer To- 
bin-Tax. 
Eng mit dieser Forderung verbunden is t  die 
Kampagne ,,Stoppt Steuerflucht", die sich 
gegen Steueroasen und Offshore-Bankzen- 
tren richtet. Dabei wird zum einen auf die 
immensen Summen abgestellt, die jährlich 
am Fiskus und den Aufsichtsbehörden 
vorbei transferiert werden. Andererseits 
lenkt Attac das Augenmerk auch auf die mit 
der Kapitalflucht verbundenen Auswirkun- 
gen auf die inländischen Politiken: Steuer- 
Senkungen für die Kapitaleinkünfte und - 
vermögen sowie fehlende Mittel für Investi- 
tionen in Bildung,Gesundheit und Soziales. 
Und auch im Rahmen der WTO-Kampagne 
wird nicht nur auf die Liberalisierung des 
Welthandels mit seinen negativen Auswir- 
kungen auf die ärmeren Länder Bezug ge- 
nommen. Attac prangert vielmehr ebenfalls 
die, z.B. infolge der Liberalisierung des 
Dienstleistungssektors, auch in den Indus- 
trieländern drohenden Gefahren an.Neben 
den Auswirkungen auf die Gesundheits- 

und Wasserversorgung in den Entwick- 
lungsländern ist daher einer der Schwer- 
punkte von Attac Deutschland nunmehr 
auch die Situation der Sozialsysteme. Dabei 
wendet sich Attac gegen die marktförmige 
Umgestaltung des Gesundheitswesens, 
eine Spaltung in Wahl- und Pflichtleistun- 
gen der Krankenkassen sowie gegen umfas- 
sende Privatisierungen. 
Dieser kurze Überblick zeigt, dass Attac 
nicht mehr nur eine Ein-Punkt-Bewegung 
ist. Ausgehend von der Tobin-Steuer sind 
vielmehr weitere Fragen der ökonomi- 
schen Globalisierung Gegenstand von At- 
tac-Initiativen. Die damit einhergehende 
Gefahr des thematischen Supermarktes 
wird auch bei Attac gesehen. Als Lösung 
des Dilemmas wird im Selbstverständnis 
von Attac eine Konzentration auf die öko- 
nomischen, international wirksamen Di- 
mensionen der Globalisierung vorgeschla- 
gen. Bei den mit den Fragen der ökonomi- 
schen Globalisierung verbundenen innen- 
politischen oder nicht-ökonomischen Pro- 
blemen (wie Krieg und Frieden, demokrati- 
sche Rechte) soll sich Attac darauf be- 
schränken, die Perspektive der ökonomi- 
schen Globalisierung einzubringen. Die 
Zuspitzung der ausufernden Themen im 
Zusammenhang mit Globalisierung auf 
einfache und hegemoniefähige Botschaf- 
ten soll die politische Durchschlagskraft 
von Attac sicherstellen. 

Fix it or nix it? 
Doch bereits bei den derzeitigen Themen 
von Attac ergeben sich bei den Mitgliedern 
erhebliche Unterschiede im politischen An- 
satz und hinsichtlich der zu wählenden 
Strategie. Die heterogene Zusammenset- 
zung von Attac spiegelt sich in dem Um- 
gang mit den Forderungen wieder. So fin- 
den sich bereits im nur zweiseitigen Ent- 
wurf des neuen Selbstverständnisses meh- 
rere Passagen, in denen ein vom Ratschlag 
zu entscheidender Dissens vermerkt ist. Sol- 
len WTO, Weltbank und IWF nur demokrati- 
siert und grundlegend umgestaltet werden 
oder gehören diese Institutionen gänzlich 
abgeschafft. So11 die Europäische Union zu 
einer demokratischen, sozialen und den In- 
teressen auch der Menschen in den ande- 
ren Teilen der Welt verpflichteten Organisa- 
tion reformiert werden oder gehört auch sie 
abgeschafft? 
Aufgrund des sehr offenen Charakters von 
Attac gibt es keine vorgegebene ideologi- 
sche Festlegung. Eine klare Abgrenzung 
gibt es nur gegenüber völkischen, rassisti- 
schen und rechten Ansichten. Und auch 
gegenüber der Gewalt als Aktionsform. Die- 
se Klarstellung wurde nicht zuletzt durch 
die gewalttätigen Proteste in Prag, Göte- 
borg und Genua nötig, bei denen einige 
wenige Protestierende sich der klassischen 
Politikform der gewaltakzeptierenden Au- 
tonomen bedienten. 



Die Zukunft von Attac wird sich nicht 
zuletzt daran entscheiden, ob die heteroge- 
ne Zusammensetzung (von linksradikalen 
Antikapitalisten, moderaten Kapitalismus- 
kritikern und den rein humanitär orientier- 
ten, eher unpolitischen Aktivisten) in eine 
dauerhaft trag- und arbeitsfähige Struktur 
gebracht werden kann. In der seit der Grün- 
dung von Attac anhaltenden Aufbruchs- 
phase und -stimmung, und begünstigt 
durch den Charakter von Attac als einer,,Ne- 
gativkoalition" gegen die vorherrschende 
neoliberale Wirtschaftstheorie und anfäng- 
lichen Ein-Punkt-Bewegung, erwies sich die 
heterogene Zusammensetzung zunächst 
als tragfähig. Es besteht die Gefahr,dass der 
Konsens zerbricht, sobald Richtungen und 
Prioritäten anzugeben sind. Diejenigen 
Kräfte, die eine radikale, oft auch revolutio- 
näre Umgestaltung der Weltwirtschaftsord- 
nung fordern (im Sinne eines,,smash capita- 
lism" oder, etwas bescheidener,,,smash the 
WTOn),werden sich zwangsläufig von jenen 
reformorientierten Kräften scheiden, wel- 
che die bestehende Ordnung grundsätzlich 
anerkennen und sich auf die Umgestaltung 
der bestehenden Institutionen beschrän- 
ken wollen. 
Auch wenn Attac selbst immer wieder die 
Offenheit und Pluralität betont, so lässt sich 
doch ein gewisses Übergewicht der letztge- 
nannten, reformorientierten Strömung kon- 
statieren. Gleichzeitig ist jedoch auch den 
Vertretern dieser Grundhaltung bewusst, 
dass der pluralistische Charakter von Attac 
ein erhebliches Einbindungs- und Mobilisie- 
rungspotential bietet. Und die radikaleren, 
oft aus der radikalen Linken stammenden 
Organisationen und Mitglieder sind klug 
genug,Attac nicht unmittelbar auf ihre Zie- 
le festlegen zu wollen. Gleiches gilt für die 
reformorientierten Gruppen - und sollte 
auch für die Sozialdemokratie gelten. 

Medienphänomen oder reale Bewe- 
gung? 
Die wachsende Bedeutung Attacs kann 
nicht isoliert ohne die sich auch auf der 
Strasse manifestierenden Proteste gegen 
die derzeit vorherrschende neoliberale 
Globalisierungsideologie und ihre Institu- 
tionen betrachtet werden. Ob es nun die 
Proteste in Seattle im Dezember 1999, die 
EU-Tagung in Gotenburg oder als vorläufi- 
ger Höhepunkt die Ereignisse anlässlich 
des G8-Gipfels von Genua im Juli 2001 wa- 
ren: zum einen gingen massenhaft Men- 
schen auf die Straße, um ihrem Protest 
WTO, IWF und G8 deutlich zu machen. Und 
zum anderen wurde dieser Protest medial 
umfassend wahrgenommen. Zunächst 
noch als Gutmenschen bespöttelt,dann als 
gewalttätige Spinner abgetan setzte sich 
doch die Erkenntnis durch, dass sich dort 
eine engagierte Bürgerbewegung aus 
Jung und Alt manifestierte. Diese Bewe- 
gung verstand es, den wenig greifbaren 

Begriff der Globalisierung und ihrer Folgen 
zu thematisieren und das Augenmerk der 
Öffentlichkeit auf dieseThemen zu lenken. 
Schließlich widmete auch der Spiegel At- 
tac und den als Globalisierungskritiker 
oder auch -gegner bezeichneten Aktivis- 
tlnnen eine Titelstory. Gerhard Schröder 
revidierte seine zunächst abwertende Hal- 
tung und die Anzahl der Beitrittsschreiben, 
die in Verden/Aller eingingen, erhöhte sich 
massiv. 
Auch wenn es nur zu einem geringen Teil 
eingeschriebene Mitglieder von Attac wa- 
ren, die sich in Genua und andernorts auf 
der Strasse befunden haben - die hinter 
Attac stehende Grundhaltung war auch den 
Protestierenden eigen. Und Attac steht für 
deren Ziele und kann sie nicht nur auf der 
Strasse, sondern auch in Veranstaltungen 
und Gesprächen artikulieren. 
Dennoch ist in der Öffentlichkeit eine ge- 
wisse Überschätzung von Attac Deutsch- 
land vorhanden. Denn bislang hat Attac in 
Deutschland, trotz beachtlicher Mitglie- 
derzuwächse, noch keine den alten sozia- 
len Bewegungen der 70er oder 80er Jah- 
re vergleichbare Mobilisierung geschafft. 
So ist beispielsweise die Zahl derjenigen 
gering, die sich explizit als Attac-Mitglie- 
der zum EU-Gipfel in Brüssel im Dezember 
2001 aufgemacht haben. Und die Mobili- 
sierung aktionsbereiter Protestlerlnnen 
gelang beim Kölner G7-Gipfel auch ohne 
Attac. 
Doch der Erfolg von Attac bemisst sich eher 
in der vorhandenen Stimmung und der Fä- 
higkeit, Fragen zu thematisieren,die bislang 
Expertlnnen und politischen Kleingruppen 
vorbehalten waren. Dann der globalisie- 
rungskritischen Bewegung und Attac sind 
dieThemen der globalen Gerechtigkeit, der 
gerechten Welthandels- und Finanzord- 
nung sowie der Alternative zur vorherr- 
schenden neoliberalen Wirtschaftstheorie 
einer breiten Öffentlichkeit bekannt ge- 
macht worden. Und damit hat sich auch in 
der realen Politikder angegriffenen Organi- 
sationen ein Bewusstseinswandel ergeben. 
Die Verhandlungen für eine neue Welthan- 
delsordnung in Seattle sind zwar nicht an 
dem geäußerten Protest auf der Strasse ge- 
scheitert, aber dieser Protest hat die behan- 
delten Themen aus dem Dunkel an das 
Licht der Öffentlichkeit geholt und dafür 
gesorgt, dass die Unterhändler der Indus- 
trienationen ihre Positionen öffentlich 
rechtfertigen mussten. Dies hat zumindest 
bei der Europäischen Union und einigen 
europäischen Regierungen zu einem gewis- 
sen Umdenken geführt. 
Und ein weiterer Effekt von Attac ist nicht 
zu vernachlässigen. Der der sich selbst er- 
füllenden Prophezeiung. Von den in den 
Medien und bei der kritisch eingestellten 
linken Öffentlichkeit geweckten hochflie- 
genden Erwartungen geht ein beflügeln- 
der Effekt aus. Dies wurde nicht zuletzt 

beim Attac-Kongress im Oktober 2001 in 
Berlin deutlich. Unter dem Motto,,Eine an- 
dere Welt ist möglich" hatten sich über 
3.000 Teilnehmerlnnen versammelt, um an 
drei Tagen in mehr als 80 Workshops zu 
diskutieren und den Rednerlnnen, darun- 
ter Susan George und Oskar Lafontaine,zu 
folgen. Die Zusammensetzung des Kon- 
gress-Publikums zeigte eine Mischung aus 
Alt-68ern, den,,üblichen Verdächtigen" der 
linken und entwicklungspolitischen Szene, 
aber auch vielen Jugendlichen, Schülerln- 
nen und Menschen jenseits der 60, die„ir- 
gendwas gegen die herrschende Politik 
machen" wollten. Im Ergebnis führt Attac 
neue Menschen mit den sich revitalisieren- 
den Bewegungskernen zusammen und 
sorgt so für frischen Schwung in beiden 
Teilen. 

Linke Sozialdemokratie und Attac 
Für die Sozialdemokratie stellt sich naturge- 
mäß die Frage,wie mit Attac und der hinter 
ihr stehenden Bewegung umzugehen ist. 
Falsch wäre zunächst sicher eine ignorante 
oder besserwisserische Haltung, wie sie 
beispielsweise Joschka Fischer nach Genua 
oder jüngst der grüne Staatssekretär Ber- 
ninger in der F.A.Z. am Sonntag, der die Be- 
wegung schlankweg als ,,Globalisierungs- 
gegner" disqualifizierte, an den Tag legten. 
Aber genauso falsch und zum Scheitern 
verurteilt ist der Versuch, sich Attac anzudie- 
nen und im Sinne einer Umarmungsstrate- 
gie übernehmen oder für die eigenen Ziele 
nutzbar machen zu wollen. Sicher gibt es, 
insbesondere für die sozialdemokratische 
Linke, eine grundsätzliche Übereinstim- 
mung in den Forderungen.Vieles,was Attac 
fordert,findet sich zumindest in den Papie- 
ren der Jusos ebenfalls seit einigen Jahren. 
Und aus diesem Grunde ist es auch wichtig 
und richtig, dass viele Einzelpersonen aus 
der SPD, auch Mandatsträgerlnnnen, aber 
auch Gliederungen und die Jusos Mitglie- 
der bei Attac geworden sind. Und das zum 
Teil bereits sehr frühzeitig. 
Auch die hinter Attac stehenden Köpfe wis- 
sen, dass sie für die tatsächliche Durchset- 
zung ihrer Forderungen Bündnispartner in 
den Parteien und traditionellen Organisati- 
onen benötigen. Eine stärkere Zusammen- 
arbeit und Einbindung auch der linken So- 
zialdemokratie in die Arbeit von Attac ware 
daher wünschenswert. 
Schließlich zeigt nicht zuletzt der Beitritt 
verschiedener Gewerkschaften, dass sich 
mit Attac eine organisatorische Klammer 
für eine Linke in Deutschland bildet,die sich 
gegen den vorherrschenden neoliberalen 
Kurs zur Wehr setzten wird. Dies gilt 
insbesondere in Zeiten, in denen weite Tei- 
le nicht nur der sozialdemokratischen Lin- 
ken sich mit der scheinbaren Alternativlo- 
sigkeit des vorherrschenden Wirtschafts- 
und Gesellschaftsmodells abgefunden ha- 
ben. spw Wu02 
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von Thomas Westphal 

Das Wahlkampfjahr geht in die nächste Runde. Die ers- 
te Runde lief unter dem Motto,,Wir präsentieren den 
Kandidaten". In dieser Runde war für die Opposition 
nicht mehr als nur ein knapper Punktsieg drin.Edmund 
Stoiber konnte seinen ersten Vorsprung in den Umfra- 
gen nicht halten. Durch eigene Fehler (vor allem das 
,,Äh, nein, Äh - Interview" bei Frau Christiansen) und 
einige strukturellen Ungereimtheiten in seinen Positi- 
onen (strenge Sparpolitik bei gleichzeitiger Neuver- 
schuldung) wurde der Kandidat aus Bayern in Hochge- 
schwindigkeit zum Scheinriesen,je näher der Betrach- 
ter hinsah,desto kleiner wurde das Format des bayeri- 
schen Ministerpräsidenten. 
In Runde zwei haben alle Parteien ihre Wahlprogram- 
me verabschiedet und medienträchtig präsentiert.Die- 
se Runde geht, mehr als eindeutig, an die FDP und an 
ihren neuen Kanzlerkandidaten Guido Westerwelle. 
Haben wir es bei Westerwelle mit dem zweiten Schein- 
riesen dieses Wahlkampfeszu tun? Kann sich der Kanz- 
ler und die Kampa zurücklehnen,weil die nervtötende 
Politshow,die permanente Übertreibung,die Würzung 
jeder politischen Aussage mit einem Gag, bei der ers- 
ten Substanzprobe in sich zusammenbricht? Oder han- 
delt es sich beim Aufstieg der FDP um den Anfang ei- 
nes säkularen Prozesses, der in Europa den,,lch- und - 
Jetzt-Populismus" weiter beflügelt und ähnlich wie in 
den Niederlanden das etablierte System aus Parteien 
und Milieu zersetzt? 
Das aufgeklärte Bürgertum hält die Sache für entschie- 
den. Die FDP ist laut Süddeutsche Zeitung,,die größte 
Werbeagentur Deutschlands und zugleich die einzige, 
die zu Bundes- und Landtagswahlen antritt." Ähnlich 
hämisch waren die Reaktionen der anderen überregi- 
onalenTageszeitungen auf die Inthronisierung Wester- 
welles zum Kanzlerkandidaten. Es erscheint reichlich 
naiv oder ignorant anzunehmen, das Gespenst ver- 
schwinde wie es gekommen war; in heißer Luft. Auch 
wenn es uns überhaupt nicht gefällt, derzeit wird die 
FDP als die einzige Opposition zu den sozialkonserva- 
tiven Volksparteien wahrgenommen. 
Westerwelle hat jedoch längst gezeigt, dass ihn derar- 
tige Schmähungen nicht anfechten. Wenn er immer 
wieder zu Protokoll gibt,dass er die FDP neu aufgestellt 
hat, dann hat er dabei nicht so sehr die Steuerpolitik, 
die Mittelstands- und Sozialpolitik oder die Außenpo- 
litik im Sinn. Er redet in diesen Momenten überhaupt 
nicht in programmatischen Kategorien, sondern in 
Klassenkategorien. 
Die traditionelle FDP bestand aus einem recht kompli- 
zierten Mischungsverhältnis aus strengem Ordolibera- 
lismus,libertärem Staatsverständnis und distinguiertem 
Gesellschaftsverständnis. Das Wählerklientel setzte sich 
vielfach aus Freiberuflern, ständischen Handwerkern 
und Studenten, Beamten aus dem höheren Staatsdienst 
und dem Restadel zusammen. Wenn Westerwelle sagt, 
er hat die FDP neu aufgestellt, dann will er das neue 
Mischungsverhältnis im Selbstverständnis der Partei 
und die neuen Zielgruppen hervorheben. Er hat es ge- 
schafft, das distinguierte Gesellschaftsverständnis zur 
dominanten Strömung auszubauen und damit junge 
Wähler aus fast allen Schichten anzusprechen. 

Kurzum: Das eigentliche Programm von Westerwelle 
und der FDP steht in keiner offiziellen Parteibroschü- 
re. Es lautet einfach:,,Du darfst was Besseres sein - und 
das gilt für alle". Das Ergebnis: Die Kinder der 68er, de- 
nen es auf den feinen Unterschied ankommt, wählen 
FDP. 
So wie die Dinge liegen,erscheint mir die Hoffnung vie- 
ler, dass der Höhenflug der FDP ein vorübergehendes 
mediales Ereignis ist, leicht unbegründet. Westerwelle 
ist ein hervorragender Interpret eines Populismus, der 
weitgehend ohne rassistische Töne auskommt, statt- 
dessen die Identitätsposition vieler junger Erwachse- 
ner geschickt aufgreift und sich vom Einheitsbrei der 
Volksparteivertreter absetzt. 
Bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt hat die FDP 
der Schill-Partei die Rolle als Protestwählerpartei 
bereits erfolgreich streitig gemacht. In der Altersklas- 
se der 18-25 Jährigen kann die FDP bereits seit der 
Landtagswahl in NRW einen stetigen Wählerzulauf 
verzeichnen. In der selben Zeit konnte sie als einzige 
etablierte Partei eine Steigerung der Mitgliederzahl 
erreichen. 
Kulturhistorisch lassen sich viele Bespiele dafür finden, 
dass die übersteigerte Suche nach dem privatem Glück, 
das Streben nach besonderen persönlichen Erlebnis- 
sen,die Suche nach dem kulturellem, körperlichen,se- 
xuellen Kick,die Unfähigkeit das einfache Leben zu ge- 
nießen, also dem Wunsch etwas Besonderes, etwas 
Besseres zu sein, besonders ausgeprägt vorzufinden ist 
in sich wandelnden, verunsicherten Gesellschaften. 
Phänomene wie der Container-Event bei Big Brother 
sind keineswegs Erfindungen unserer Zeit. In anderen 
Formen und Ausprägungen gibt es dafür viele kulturel- 
le Vorbilder. Sebastian Hafner hat dieses Phänomen in 
seinem Buch,,Geschichte eines Deutschen" in eindring- 
licher Weise für die Endphase der Weimarer Republik 
geschildert. Distinktion, der Wunsch zur Abgrenzung 
wächst in breiten Schichten der Bevölkerung weit über 
die sozial besser gestellten Schichten in dem selben 
Maße heran,wie die Richtung der Lebensführung,der 
Zukunftspläne und Aussichten durch unklare gesell- 
schaftliche und wirtschaftlicheVerhältnisse immer un- 
sicherer werden. In gesellschaftlichen Depressionspha- 
se sind die Menschen viel öfter auf sich selbst und ihre 
wankende Identität zurückgeworfen, als viele Revolu- 
tionstheoretiker es wahrhaben wollten und wollen. 
Kurzum: Wir sollten uns abgewöhnen Populismus 
immer mit Rassismus zu übersetzen. Populismus ist die 
Mobilisierung gesellschaftlicher Alltagsweisheiten für 
politische Machtziele. Sie werden im Gegensatzpaar 
zum gesellschaftlichen Grundkonsens konstruiert und 
erlangen daraus ihre Radikalität. In diesem Sinne ist 
Westerwelle geistig verwandter mit Roland Schill und 
Pim Fortuyn als mit Hans Dietrich Genscher und Otto 
Graf Lambsdorff. 
Westerwelle zum Politclown zu erklären ist zwar fak- 
tisch richtig, aber nicht weiter hilfreich. Es ist nichts 
mehr als eine Beruhigung nach Innen,eine Solidaritäts- 
erklärung an die Etablierten, aber kein Signal für den 
Kampf um die geistige Hegemonie in der weiteren 
Wahlkampfauseinandersetzung. W 

Out of Stammtisch 

Analysen zur Politik der USA und zum 11. 
September 
Noam Chomsky: The Attack. Übersetzt aus 
dem Amerikanischen von Michael Haupt. Eu- 
ropa Verlag, Hamburg 2001. 89 Seiten, 9,90 
EUR. ISBN 3-203-76013-4 
Vereinigung zur Kritik der politischen Ökono- 
mie (Hrsg.): Prokla 125. Zeitschrift für kritische 
Sozialwissenschaft. Globalisierung des Ter- 
rors. Westfälisches Dampfboot Verlag, Müns- 
ter 2007. 10,50 EUR. ISBN 3-89691-325-5 

Der Ausgangspunkt von Noam 
Chomskys Kritik ist bekannt. Schon in seinem 
letzten Buch,,Rogue States, the Rule of Force 
in World Affairs" (2000) skizzierte er die US- 
Außenpolitik als Sammelsurium terroristi- 
scher und gewaltstaatlicher Methodiken. 
Nach den Attacken des 11. September sind 
nun einige seiner zahlreichen Interviews zu 
einem schmalen Band zusammengefügt 
worden. 
Chomsky's Fokus ist dabei auf zwei wesent- 
liche und überaus spannende Momente 
gerichtet: die propagandistische Legitimi- 
tätsschlacht in der Innenpolitik, sowie die 
historischen außenpolitischen Instrumente, 
derer sich die USA - in weitgehender 
Missachtung ethischer Grundsätze oder ju- 
ristischer Regelungen innerhalb internatio- 
naler Korporationen - in der Vergangen- 
heit bediente. 
Während Präsident Bush jr. im Stile eines 
politischen Ziehsohnes John Waynes auf- 
tritt, entzweit er die Welt: Mit uns, oder mit 
dem Terrorismus. In etwa diese Devise war 
schon Carl Schmitt zueigen,wenn es um die 
Zuordnung innerhalb der Begriffswelt des 
Politischen ging. Weltweit wird diese These, 
in den kapitalistischen Zentren als Selbstan- 
spruch zur weitgehend kritiklosen Demons- 
tration von Macht-Nähe, in den wirtschaft- 
lich und kulturell marginalisierten Gegen- 
den schlicht furchtvoll zur Maxime der Jus- 
tierung des außenpolitischen Kurses akzep- 
tiert. Mit Chomsky hat sich ein Einzelner 
und in seiner Einzigkeit fast schon wieder 
entwerter Kritiker dieser unterkomplexen 
Weltpolitik etabliert, von ihm können sol- 
che Zwischenrufe erwartet werden, sie ver- 
hallen weitgehend konsequenzlos. Den- 
noch scheinen die USA, wie so gerne, auf 
theoretische Handreichungen, Analysen 
oder Auseinandersetzungen nicht zu war- 
ten, ja eine deutliche Abwehr ist vor Ort 
verschiedentlich spürbar. So redet leider 
eben wieder nur Chomsky im Hause des 
Gehenkten vom Strick, von der Überfüh- 
rung des Staatsterrorismus, den die USA in 
Nicaragua in den achziger Jahren anwende- 
ten; vom Sprengsatz, der CIA-gesteuert 
1985 in Beirut in die Masse der Moschee- 
Gänger explodierte; von der langen Liste 
der Henker und Diktatoren, die die USA 
gerne und selbst im blutigsten Morden un- 

terstützte - solange sie nur den USA will- 
fährig ihre Dienste erfüllten. Darauf, dass 
sich im Grunde genommen nach dem 
11.09. nichts änderte und dass eben nicht, 
wie es auch die deutsche Presselandschaft 
so gerne gleichsam vorauseilend formuliert 
wurde, die Administration Bush zunächst 
gewartet und überlegt hätte - die Einstel- 
lung und Blockade der Hilfslieferungen für 
Afghanistan haben unzähligen Menschen 
im vergangenen Winter das Leben gekostet. 
Es klingt fast resignativ, wenn zu lesen ist: 
„Wir können in einer Welt bequemer Illusio- 
nen leben oder aber,wenn wir es wollen,die 
jüngstvergangene Geschichte mitsamt den 
unverändert gebliebenen institutionellen 
Strukturen und den Plänen, die verkündet 
wurden, betrachten - und die Fragen ent- 
sprechend beantworten. Ich sehe keinen 
Grund für die Annahme, dass die langfristi- 
gen Motivationen oder politischen Ziele 
[der USA] sich, abgesehen von taktischen 
Anpassungen [...I geändert haben sollten." 
Dennoch kommt Chomsky nicht aus der 
bereits nachvollzogenen Analyse heraus - 
der Widerstand gegen die Politik und das 
politische wie intellektuelle Establishment 
ist verständlicherweise zu fundamental, als 
wenn es hier um politische Lösungsansätze 
ginge. Wir lesen von der Anwendung der 
Gesetze gegen Verbrechen und von der in- 
teressanten Analogie, dass die britische Re- 
gierung in der schon traditionellen Ausein- 
andersetzung mit der IRA eben nicht darauf 
kommt, Belfast mit Streubomben dem Erd- 
boden gleich zu machen. Und dass über- 
haupt die Definition von Terrorismus immer 
noch passgenau zur politischen Konjunktur 
angewendet wird. Natürlich vom Westen. 
Wer aber, und da sind wir vielleicht wieder 
bei einem arg reduzierten Carl Schmitt, 
selbst eine Kultur desTerrorismus züchtet, 
kann nun mit den ebengleichen Methoden 
nicht logisch einen Kampf gegen denTerro- 
rismus führen. Derlei Paradoxie wird nur zu 
einer temporären Lösung führen, oder zur 
völligen Vernichtung von allem, was nicht 
der wirtschaftlichen und kulturellen Logik 
der USA entspricht. Joschka Fischer nennt 
das dann vielleicht die notwendige Konti- 
nuität der Außenpolitik. 
An dieser Stelle stellt sich in der letzten PRO- 
KLA (Nr. 125),,Globalisierung desTerrorsn ein 
tiefergehende Analyserahmen.Vor allem Sa- 
bah Alnasseri diskutiert die Rahmenbedin- 
gungen derzeitiger und zukünftiger Kriegs- 
handlungen: das politische und soziale In- 
nenleben der arabischen Welt ist seinThema. 
Indem er vergleichsweise kurz darauf ver- 
weist,dass Bin Laden auch als,,ideologische 
Konstruktion" und,,globales Bedrohungsze- 
narioU,das den USA und Großbritannien an- 
gesichts ihrer Bestrebungen den nahöstli- 
chen und zentralasiatischen Raum im Lich- 
te ihrer ökonomischen Interessen politisch 
umzustrukturieren, gelegen kommt, trifft er 
sich am Rande mit Chomskys Ansatz. Der 

wesentliche Fokus liegt allerdings auf der 
differenzierten Skizze der sozioökonomi- 
schen Transformationen der arabischen 
Gesellschaften seit den 70er Jahren. Dabei 
spielen die wirtschaftlichen Liberalisie- 
rungsbemühungen und Strukturanpassun- 
gen von IWF und Weltbank,die dieTendenz 
der Privatisierung von staatlichen Funktio- 
nen und öffentlichen Räumen, der Tendenz 
nach dem reaktionären Diskurs der von ihm 
in Abgrenzung zur westlich-denunziatori- 
schen Begriffsbildung ,,islamitisch" (und 
nicht islamistisch) genannten Gruppen in 
die Hande.lm Zuge der sich verschärfenden 
sozialen Ausgrenzung durch den wirt- 
schaftlichen Strukturwandel der 70er Jahre 
und dem Wandel der Orientierungspunkte 
durch die Öleinnahmen in Form von Petro- 
dollars - „von einer ehemals dominanten 
panarabischen und sowjetischen Konstella- 
tion hin zu einer konservativ-neoliberalen 
unter der Schirmherrschaft der USA und 
den Regionalmächten Ägypten und Saudi- 
Arabien" - verlieren große soziale Grup- 
pen und Milieus ihren vorherigen Stand 
und ihre wirtschaftliche Bedeutung. Wäh- 
rend Großgrundbesitzer zu mächtigen 
Agrokapitalisten werden, geraten die mar- 
ginalisierten Bauern, Lohnabhangige, kleine 
Warenproduzenten, lokale Industrien und 
einfache Angestellte an den Rand der Exis- 
tenznot. Aus dieser gesellschaftlichen Peri- 
pherisierung erwächst die soziokulturelle 
Akzeptanz radikaler Gruppen des Islam.Das 
gerne von Schröder, Scharping oder Fischer 
artikulierte Bedrohungszenario, dass so 
gerne auf die Parabel von der Bedrohung 
des Abendlandes, respektive der Zivilisation 
zurückgreift, entblösst seine intellektuelle 
Kapitulation im Lichte solcher Analysen. 
Daruber hinaus diskutiert Wolf-Dieter Narr 
den generell gewalthaften Charakter von 
moderner Staatlichkeit und seiner Verbin- 
dung mit den Veränderungen des sich glo- 
balisierenden Kapitalismus. Daraus er- 
schließt sich, dass Konfliktlösungen eine 
weiter gefasste Analyse des voranschreiten- 
den Kapitalismus implizieren. In ähnlicher 
Weise thematisiert Joachim Hirsch die Glo- 
balisierung als voranschreitende Interes- 
senspolitik westlicher Mächte - unter der 
dominanten Führung der USA; die Position 
der Kontinuität der US-Politik im Rahmen 
der,neuen Weltordnung'illustrieren Brigitte 
Young und Simon Heglich.Zudem zeigtTre- 
vor Evans auf, dass die USA bereits vor dem 
September am Rande einer Rezession 
stand, die ideologische Verbrämung des 
,,War on Terrorism" und die EU Wirtschafts- 
politik sind weitere Themen der weitgrei- 
fenden und bestimmt nicht abschließenden 
Diskussionsansätze. Diese konnen gewür- 
digt werden, wenn der populistische An- 
spruch, Probleme der gegenwärtigen Welt- 
politik am Stammtisch zu losen nicht zum 
Zuge kommt. 
(Lennart Laberenz, Berlin) S ~ W  wob2 




